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Mit Adolf hitler zu Gleichberechtigung und Frieden! 


Von Oberregierungsrat Rudolf Schraut, Berlin. 


Am 14. Oktober 1933 durcheilte die Welt die Kunde, daß Deutſchland die Abrüſtungskonferenz verlaſſen und ſeinen 
Austritt aus dem Völkerbund angemeldet habe. Die fortgeſetzte ungerechte Behandlung des deutſchen Volkes ſeitens des 
Völkerbundes und der ihm angeſchloſſenen Staaten, die Verſagung des Rechtes der Gleichberechtigung und die immer 
wiederholte Verletzung der nationalen Ehre des deutſchen Volkes hatte dieſen Schritt notwendig gemacht, der vom ganzen 
deutſchen Volke in ſeiner Tragweite erkannt und begrüßt wurde. Nicht um ſich zu rechtfertigen, ſondern um der Welt zu 
zeigen, daß das deutſche Volk und die Reichsregierung einig ſind in dem Willen, eine Politik des Friedens, der Verſöhnung 
und der Verſtändigung, aber auch der nationalen Selbſtachtung und Selbſtbehauptung zu betreiben, erließ die Reichsregierung 
am 14. Oktober 1933 (RGBl. I, 730) einen Aufruf an das deutſche Volk und ſtellte es vor die Entſcheidung, ob es die 
Politik der Reichsregierung billige oder nicht. Gleichzeitig wurde durch Verordnung des Reichspräſidenten (RGBl. I, 729) 
der Reichstag aufgelöſt und Neuwahl auf den 12. November 1933 angeordnet. An dieſem Tage hat das deutſche Volk mit 
„Ja“ oder „Nein“ abzuſtimmen über folgende dem Aufruf der Reichsregierung vom 14. Oktober 1933 angeſchloſſene 
Frage (Verordnung vom 14. Oktober, vom 18. Oktober, vom 20. Oktober (RGBl. I, 732, 742, 747): 


„Billigſt du, deutſcher Mann, und du, deutſche Frau, dieſe Politik deiner Reichs- 
regierung, und biſt du bereit, ſie als den Ausdruck deiner eigenen Auffaſſung und deines 
eigenen Willens zu erklären und dich feierlich zu ihr zu bekennen?“ 


Schon das völkiſche Empfinden wird wohl jeden Deutſchen dazu beſtimmen, dieſe entſcheidende Frage klipp und klar 
mit „Ja“ zu beantworten. Aber auch die rein rechtlichen Geſichispunkte zwingen zu dieſer Antwort. 


Formal iſt gegen den Austritt Deutſchlands aus dem Völkerbund nichts einzuwenden. Nach Art. 1 Abſ. 3 der 
Völkerbundsſatzung, die als Teil I dem Friedens vertrag von Verſailles eingefügt iſt, kann jedes Bundesmitglied nach zwei⸗ 
lähriger Kündigung aus dem Völkerbund austreten, vorausgeſetzt, daß es zu dieſer Zeit alle ſeine internationalen Ver⸗ 
pflichtungen einſchließlich der aus der Völkerbundsſatzung ſich ergebenden erfüllt hat. Die Angabe eines Grundes für die 

ündigung iſt nicht erforderlich. Die am 20. Oktober 1933 dem Generalſekretär des Völkerbundes überreichte deutſche 

ote vom 19. Oktober 1933 erklärte daher auch nur unter Bezugnahme auf Art. 1 Abſ. 3 der Völkerbundsſatzung den 
Austritt Deutſchlands aus dem Völkerbund. Die Kündigung, um eine ſolche handelt es ſich in Wirklichkeit, konnte ſtaats⸗ 
Nh betrachtet der Reichsaußenminiſter, wie geſchehen, im Einverſtändnis mit dem Reichskanzler und dem Reichspräſidenten 
nehmen. 


S. Wegen der zweijährigen Kündigungsfriſt hat Deutſchland durch ſeine Erklärung vom 19. Oktober 1933 an ſich ſeinen 
itz im Völkerbund nicht verloren. Auf die tatſächliche Ausübung ſeines Rechtes hat Deutſchland durch das Verlaſſen der 
nürüſtungskonferenz zurzeit verzichtet, ohne jedoch dadurch die Möglichkeit verloren zu haben, die Rechte ſeiner allerdings 
unmehr gekündigten Mitgliedſchaft von Fall zu Fall auszuüben. 
füllt Deutſchland hat, das muß nachdrücklich feſtgehalten werden, die ihm obliegenden internationalen Verpflichtungen er⸗ 
Fe io daß die geſamten Vorausſetzungen des Art. 1 Abſ. 3 der Völkerbundsſatzung gegeben find. Der Friedensvertrag 
— Verſailles und die Völkerbundsſatzung ſind ein unteilbares Ganzes, das allen Unterzeichnern des Friedensvertrages 
gleiche Rechte und gleiche Pflichten zur Abrüſtung auferlegt. Im Teil V Verſailler Vertrag hat ſich Deutſchland ver⸗ 
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pflichtet „um die Einleitung einer allgemeinen Rüſtungsbeſchränkung aller Nationen zu ermöglichen“ ſeine Heeresſtärke auf 
100000 Mann Berufsſoldaten herabzuſetzen, auf Tanks, ſchwere Artillerie, Luftſtreitkräfte zu verzichten und ſeine See⸗ 


ſtreitkräfte auf eine im Ernſtfall kaum verwendbare Stärke herabzuſetzen. 


nachgekommen. 


Dieſen Verpflichtungen iſt Deutſchland reſtlos 


Andererſeits aber haben die Vertragsgegner im Art. 8 der Völkerbundsſatzung ſich ausdrücklich zu dem 


Grundſatz bekannt, „daß die Aufrechterhaltung des Friedens eine Herabſetzung der nationalen Rüſtungen auf das Mindeſt⸗ 
maß erfordert, das mit der nationalen Sicherheit und mit der Erzwingung internationaler Verpflichtungen durch gemein⸗ 


ſames Vorgehen vereinbar iſt“. 


Dieſer ausdrücklichen Vereinbarung haben ſich die Gegnerſtaaten ſtändig entzogen und 


damit die dem deutſchen Volke zugeſicherte Gleichberechtigung zu einer hohlen Phraſe gemacht. 
Deutſchland hat, und das iſt durch die Kanzlerreden wiederholt aller Welt kundgetan worden, nur einen Wunſch, als 


gleichberechtigter Staat in Frieden ſich dem inneren Aufbau ſeiner Wirtſchaft und ſeines Staates zu widmen. 


Es fordert: 


Ehre, Gleichberechtigung, Frieden und Brot. 


Daß es ernſt mit dieſem Wunſche iſt, geht am deutlichſten aus dem Verhalten der deutſchen Regierung hervor. 
Dieſe hat nach Machtübernahme nur eine Sorge gehabt, nämlich das durch die Syſtemregierungen zerrüttete Staatsweſen 


wieder aufzubauen. 


In einem umfangreichen Vier⸗Jahresplan ſoll die Wirtſchaft und das Staatsſchiff in Ordnung gebracht 


werden. Es wäre ein Wahnwitz, wollte Deutſchland den inneren Aufbau durch Aufrüſtung und Herbeiführung außen⸗ 


politiſcher Konflikte ſtören. 


Von dieſer Auffaſſung iſt das ganze deutſche Volk durchdrungen. 


Die Vernichtung des 


Kommunismus, die Beendigung des Parteienſtaates, die Herſtellung der Totalität der deutſchen Reichsgewalt, die Schaffung 
der Arbeitsfront, die Rettung des Bauernſtandes durch das Reichserbhofgeſetz, die Errichtung des Hauſes der deutſchen 
Kunſt in München ſind Meilenſteine auf dem Wege der friedlichen Aufbauarbeit des neuen Deutſchland. So ſtanden und 


ſtehen die innerpolitiſchen Aufgaben an erſter Stelle. 


Mit der Auffaſſung von der deutſchen Ehre 
die Dauer dem deutſchen Volke ſeine Rechte in der 


aber iſt es unvereinbar, wenn die Gegner Deutſchlands glauben, auf 
Welt verſagen und die eigenen feierlich beſchworenen Verpflichtungen 


nicht beachten zu ſollen. Nicht mehr und nicht weniger muß und kann ein ehrliebendes Volk verlangen, als daß die eigenen 


Lebensrechte nicht beſtritten und bindende Verpflichtungen i 


eingehalten werden. Solange dies nicht geſchieht, 
deutſchen Volke nicht zugemutet werden, 


nternationaler Vereinbarungen von allen Vertragsteilen ehrlich 
ſolange Deutſchland als Staat minderer Art behandelt wird, kann dem 
noch länger im Völkerbund vertreten zu ſein. 


Die Reichsregierung hat ſonach 


durch ihre Tat vom 14. Oktober 1933 die Ehre und das Recht des deutſchen Volkes gewahrt. Frieden wünſchen wir alle 


im Intereſſe unſeres und der anderen Völker. 


Verträge, für die nationale Ehre aber wollen wir einſtehen mit unſerer ganzen Perſon. 


Gleichberechtigung fordern wir auf Grund feierlicher Verpflichtungen und 


So wird ſich denn auch die 


„Deutſche Rechtsfront“ aus innerſter Überzeugung, im Glauben an das Recht des deutſchen Volkes immer zur Politik der 
Wahrung des Rechtes der Nation bekennen und ſeinem Führer Adolf Hitler, dem Künder deutſcher Ehre, dem Förderer 
des Friedens, dem Garant des Rechtes der Nation, in Treue folgen. 


Die „Deutſche Rechtsfront“ gibt am 12. No vember 1933 dem Kanzler Adolf Hitler ihre Stimme 


und bekennt ſich zur Politik der Reichsregierung! 


Das zwiſchenſtaatliche Weltbild des Nationalſozialismus.) 


Von Profeſſor Herbert Kraus, Göttingen 


I. 


Einleitung. Im folgenden foll verſucht werden, eine 
grundſätzliche Antwort auf die Frage zu geben, welche Ein⸗ 
ſtellungen das nationalſozialiſtiſche Denken gegenüber den Re⸗ 
geln ergibt, die das Leben der Staaten im Verhältnis zu⸗ 
einander beherrſchen oder beherrſchen ſollten. Es handelt ſich 
hier alſo nicht um die Erörterung der konkreten außen⸗ 
politiſchen Forderungen, die der Nationalſozialismus in bezug 
auf die Verteilung der Erde und ihrer Kraftquellen zu ſtellen 
hat, nicht um Fragen, wie etwa das Korridorproblem, Ober⸗ 
ſchleſien, Saargebiet, Danzig, deutſche Kolonien uſw. Vielmehr 
gilt es, grund ſätzliche Feſtſtellungen zu verſuchen, die ſich 
um die Frage gruppieren: Welches ſind vom Stand⸗ 
punkt des Nationalſozialismus die Grundlagen 
und Grundſätze, nach denen die Staatenwelt ge⸗ 
ordnet ſein und ſich verhalten ſollte? 

Solche Erörterungen bilden Untermauerung, Grenzen und 
Rechtfertigung für die außenpolitiſchen konkreten Anſprüche, 
die Deutſchland oder irgendein anderer Staat zu ſtellen 
hat. Aus ihnen ergibt ſich ferner zugleich eine Kritik 
des bisherigen zwiſchenſtaatlichen Gedankengebüudes vom 
Standpunkt des Nationalſozialismus. 

Eine ſolche Unterſuchung ſcheint mir gerade jetzt berech⸗ 
tigt, ja erforderlich, dies nach der großen Entſcheidung vom 


1) Die angeführten Reden und ſonſtigen Regierungsäußerungen 
mußten z. T. nach Zeitungsberichten gegeben werden. Das machte in 
einigen Fällen die Wiedergabe in indirekter Rede unvermeidlich. 


14. Okt. mehr wie je. Denn es gehört zu den charakteriſtiſchen 
Eigenſchaften der nationalſozialiſtiſchen Bewegung, daß ſie 
nicht empiriſch, ſondern — wenn dieſe Ausdrucksweiſe er 
laubt iſt — deduktiv iſt. Der Nationalſozialismus ift eine 
politiſche Welt anſchauung. Er leitet feine politiſchen Forde⸗ 
rungen aus allgemeinen, tranſzendentalen Grundideen un 
Idealen ab. 

Um hier gleich eine allgemeine Feſtſtellung vorauszu 
nehmen, iſt hier folgendes anzufügen: Im innerſtaatlichen 
Bereich bedeutet das nationalſozialiſtiſche politiſch⸗ſoziale Der 
ken eine gewaltige, nach verſchiedenen Richtungen hin beiſpiel⸗ 
loſe Neuorientierung. Im zwiſchenſtaatlichen Bereich wird ſich 
dieſe neue Weltanſchauung natürlich ebenfalls ſehr erheblle 
auswirken und hat bereits begonnen, dies zu tun: Rückkehr Zu 
naturrechtlichem Denken, zielbewußte gruppenindividualiſtiſche 
Auffaſſung der Aufgaben und Zwecke der Staatengemeinſchaſt, 
Verengung ihres Aufgabenbereichs, Betonung beſtimmter 
Grundrechte, wie Staatenehre, Gleichheit und Daſein, damit 
zugleich ſchärfere Herausarbeitung des ſogenannten Nicht“ 
interventionsprinzips, vor allem aber Einführung der vol 
kiſchen Idee in das zwiſchenſtaatliche Syſtem neben und all 
Stelle einer dort bisher herrſchenden formalen Staatsaul 
faſſung. Hiermit im Zuſammenhang ſtehend ſind ferner Um 
denkungen in bezug auf Aufgaben und Grenzen des intel” 
nationalen Schutzrechts einerſeits, des Minderheitenſchutzes 
andererſeits hier zu erwähnen. 

Mit dieſen Stichworten ſind die Hauptpunkte genannt, 
in denen ſich, ſoweit heute erſichtlich, die nationalſozialiſtiſche 
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Weltanſchauung im zwiſchenſtaatlichen Bereich vornehmlich 
auswirken wird und auszuwirken beginnt. 

Aus dieſer Zuſammenſtellung ergibt ſich aber zugleich, 
daß die zwiſchenſtaatliche Ideologie des Nationalſozialismus 
im weſentlichen ein notwendiger Reflex des ſtaats theo⸗ 
retiſchen Denkens dieſer Bewegung iſt, daß aber darin — 
wenn ich mich ſo ausdrücken darf — neue „originär“ inter⸗ 
nationale Gedanken zurücktreten. Die Neuorientierung zwiſchen⸗ 
ſtaatlichen Denkens wird vornehmlich getragen von dem 
neuen Staatsbegriff des neuen Deutſchland, nicht von 
neuen ſpezifiſch zwiſchenſtaatlichen Konzeptionen. 

Ohne hier die Gründe dieſer Erſcheinung im einzelnen 
zu unterſuchen, kann in dieſem Zuſammenhang die Bemer⸗ 
kung übrigens nicht unterdrückt werden, daß im Völkerrecht 
in auffälligem Maße deutſches Rechtsdenken ſchon von alters 
her ſeinen Niederſchlag gefunden hat. Erinnert ſei dabei nur 
an den Genoſſenſchaftsgedanken, der dem Aufbau der Völker⸗ 
rechtsgemeinſchaft zugrunde liegt, oder an die Schlichtungs⸗ 
idee. Auch in der Lehre vom Völkerrechtsdelikt kann man der⸗ 
artige Spuren feſtſtellen. 


L 


Man kann unſeren Fragenkreis unter verſchiedenſten Ge⸗ 
ſichtspunkten, insbeſ. unter pfychologiſchen, ſittlichen und 
rechtlichen betrachten. 

Pſychologiſche Grundeinſtellung des Natio⸗ 
nalſozialismus. — In pſpchologiſcher Hinſicht iſt un⸗ 
mittelbar ein ausgeſprochenes Beſtreben der Leiter der deut⸗ 
ſchen Außenpolitik feſtzuſtellen, unter möglichſter Ausſchaltung 
alles Emotionalen eine Atmoſphäre kühler, ſachlicher Betrach- 
tung zu ſchaffen; aufzuräumen mit jenen aus Kriegspſychoſe 
und Haß entſtandenen Stimmungen, die in Verſailles über 
die Vernunft geſiegt haben und ſchuldig geworden ſind an dem 
mit dieſen Verträgen angerichteten Weltunheil. Deshalb die 
Ablehnung aller Revanchegedanken, deshalb die Forderung, 
nach vorn zu ſchauen. In dieſer Linie liegt vor allen Dingen 
auch der Appell Adolf Hitlers in ſeiner Reichstagsrede vom 
23. März 1933, daß die Not der Welt nur vergehen kann, 
wenn die Völker untereinander wieder Vertrauen gewinnen. 

Noch ſchärfer iſt dieſe Einſtellung in ſeiner Reichstags⸗ 
rede v. 17. Mai 1933 gefaßt in der Forderung, der inter⸗ 
nationalen Sphäre jede Leidenſchaft in der uns alle beherr⸗ 
ſchenden Erkenntnis zu entziehen, daß die Kriſe der heutigen 
Zeit ihren tiefſten Urſprung ſelbſt nur jenen Leidenſchaften 
zu verdanken hat, die nach dem Kriege die Einſicht und Klug⸗ 
geit der Völker verdunkelt haben. 

Auch auf jenen Satz in ſeiner Rede v. 14. Okt. 1933 
ki hingewieſen, daß der Wiederaufbau der Welt nicht durch 
die Sklavenarbeit einer vergewaltigten Nation, ſondern nur 
Puch vertrauensvolle Zuſammenarbeit gewährleiſtet werden 
"a daß aber für dieſe Zuſammenarbeit die Überwindung 
er Kriegspſychoſe die allererſte Vorausſetzung iſt. 

En Daß eine der Hauptwurzeln des Sicherheitsverlangens, 
Seifen allſeitigen Charakter der Nationalſozialismus energiſch 
in den Vordergrund geſtellt hat, pſychologiſcher Natur iſt, 
braucht nicht beſonders belegt zu werden. 


III. 


Nationalſozialiſtiſches Staatsethos. Was die 
Frage der Bindung der Staaten und Völker in ihrem gegen⸗ 
it den Verkehr an ſittliche Gebote und Verbote anlangt, ſo 

unmittelbar feſtzuſtellen, daß der Nationalſozialismus 

der der ſogenannten antimoraliſchen Theorie eines Fried⸗ 

5 Nietzſche, Bacunin oder etwa Tolſtoi anhängt, noch auch 

in ‚moralifchen eines Macchiavell. Auch Staaten ſind 
ihren gegenfeitigen Beziehungen moraliſchen 
eboten und Verboten unterworfen: 
„ „Ruhe und Vertrauen, die Grundlagen jeder politiſchen Be⸗ 
Mebigung und jedes wirklichen Aufſchwungs, werden erſt wieder⸗ 
ehren, wenn Gerechtigkeit, Billigkeit und Achtung wieder den 
Verkehr der Völker beherrſcheu.“ 


So hat der Reichsminiſter des Auswärtigen, Frhr. von 


5. rath, vor den Vertretern der ausländiſchen Preſſe am 
Sept. 1933 erklärt, und Adolf Hitler hat in einer 


Neu 


Rede v. 17. Mai 1933 das deutſche Verlangen auf Ab⸗ 
rüſtung aller, den Anſpruch auf Gleichberechtigung als eine 
Forderung zugleich des Rechts, der Vernunft und der Moral 
bezeichnet. 

Immer wieder finden ſich in den Reden und Plädoyers 
unſerer verantwortlichen Staatsmänner ſittliche Argumente, 
immer wieder der Appell an internationale Gerechtigkeit, mo⸗ 
raliſche Anſprüche, Vertragstreue, Anſtändigkeit, Ehrlichkeit 
und nicht zuletzt an die Staatenehre, über die in einem an⸗ 
deren Zuſammenhang noch zu ſprechen ſein wird. 

Insbeſ. Hitlers große Rede v. 14. Okt. 1933 iſt von 
moraliſchen Argumenten durchſetzt. 

Dabei iſt das ethiſche Denken des Nationalſozialismus 
für den zwiſchenſtaatlichen Verkehr natürlich ebenſo weit von 
jenen Theorien entfernt, die ihren Ausgangspunkt in einem 
humanitären Menſchheitsideal haben, als von denen, die den 
Einzelmenſchen in ihren Mittelpunkt ſtellen. 

Wie der nationalſozialiſtiſche Rechtsbegriff, 
jo wurzelt auch die nationalſo zialiſtiſche 
Staatsethik in der Volksgemeinſchaft. Die Ent⸗ 
faltung der kulturellen Werte der lebensverbundenen Volks⸗ 
gemeinſchaft iſt der Grundwert dieſer Staatsmoral. Sittlich 
iſt, was dieſer Entfaltung dient. So iſt die nationalſozia⸗ 
liſtiſche Staatsethik ſowohl eine kulturelle wie eine volks⸗ 
gebundene. Sie iſt gruppenindividualiſtiſch, aber trotzdem 
univerſal, da ſie Geltung nicht nur in dem begrenzten Kreiſe 
der einzelnen Staaten, ſondern darüber hinaus auch für die 
Beziehungen der Staaten miteinander beanſprucht. 

In der Tatſache, daß die nationalſozialiſtiſche Staats⸗ 
moral denſelben Mittelpunkt hat wie die Privatmoral, findet 
ſich übrigens die Syntheſe zwiſchen dieſen beiden Moral⸗ 
zweigen, wie hier im Vorübergehen hervorgehoben werden ſoll. 


IV. 


Leugnet der Nationalſozialismus das Völ⸗ 
kerrecht? Die uns beſonders intereſſierende Frage aber iſt 
die, wie ſteht der Nationalſozialismus zum Völkerrecht. Vor 
allem: wie ſteht er zu der berühmten Streitfrage nach der 
Exiſtenz eines Völkerrechts? Bejaht er, oder lehnt er dieſen 
Rechtszweig ab? Die Antwort hierauf kann mit aller Deut⸗ 
lichkeit erſchloſſen werden: Die Nationalſozialiſten 
gehören nicht zu den ſogenannten Völkerrechts⸗ 
leugnern. Der ſchlüſſige Beweis hierfür ergibt ſich vor 
allem aus der Stellung des Führers und ſeiner Paladine zu 
dem Problem der Vertragstreue. Jener berühmte Satz „pacta 
sund servanda“, der Vorausſetzung und Fundament für das 
Beſtehen eines Völkerrechts iſt, wird von den National- 
ſozialiſten im zwiſchenſtaatlichen Bereich als geltend an⸗ 
erkannt. 

Adolf Hitler hat dieſen Punkt in feiner großen außen⸗ 
politiſchen Rede vor dem Reichstag v. 17. Mai 1933 be⸗ 
ſonders unterſtrichen. Ich denke hier vor allen Dingen an 
den Satz: 


„Keine deutſche Regierung wird von ſich aus den Bruch einer 
Vereinbarung durchführen, die nicht beſeitigt werden kann, ohne 
durch eine beſſere erſetzt zu werden. Allein dieſes Bekenntnis zum 
Rechtscharakter eines ſolchen Vertrages kann nur ein allgemeines 
ſein. Nicht nur der Sieger hat Anſpruch auf die ihm darin ge⸗ 
gebenen Rechte, ſondern auch der Beſiegte.“ 

Im engen inneren Zuſammenhang hiermit ſteht der 
wiederholt vertretene Standpunkt der Deutſchen, die Be⸗ 
ſeitigung der Ungerechtigleiten und Unmöglichkeiten des Ver⸗ 
trages von Verſailles im Wege der Reviſion herbeizuführen. 

Auch die Bemerkung des Reichspropagandaminiſters 
Goebbels auf dem Agidienberg bei Honnef v. 15. Okt. 1933 
iſt von dem Willen zur Anerkennung eingegangener völker⸗ 
rechtlicher Verpflichtungen getragen, wie der Satz beweiſt: 
„Im übrigen ſind wir entſchloſſen, die Verträge, die wir 
unterſchreiben, einzuhalten.“ 

Als ſelbſtverſtändlich iſt hierbei zu erwähnen, daß auch 
für den Nationalſozialismus die Geltung eines abgeſchloſ⸗ 
ſenen Vertrages ſeine Grenzen — und zwar ſeine vom Völ⸗ 
kerrecht ſelbſt beſtimmten Grenzen — hat. Trägt doch ſogar 
die Satzung des Völkerbundes dieſer im völkerrechtlichen Ge⸗ 
wohnheitsrecht ſeit jeher verankerten, auf fundamentalen Not⸗ 
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wendigkeiten beruhenden Tatſache Rechnung, indem ſie in 
ihrem Art. 19 Wege für die Beſeitigung unanwendbar ge⸗ 
wordener Verträge vorſieht. Und kennt doch das Völkerrecht 
als Grenze für jede Vertragsverpflichtung vor allen Dingen 
Notſtand und Notwehr. 

Es liegt in dieſer Gedankenfolge, wenn Adolf Hitler 
in der mehrfach erwähnten Reichstagsrede v. 17. Mai erklärt 
hat, daß Verträge, die zur Befriedung des Lebens der Völker 
untereinander abgeſchloſſen werden, nur dann einen inneren 
Sinn haben, wenn ſie von einer wirklichen und aufrichtigen 
Gleichberechtigung ausgehen. 

Es iſt daran zu erinnern, wie China gegenüber den 
ihm in früheren Zeiten aufgezwungenen und aufgeſchwin⸗ 
delten Diskriminationsverträgen immer wieder ähnliche Ein⸗ 
wände, und zwar z. T. erfolgreich, erhoben hat. 

Einen weiteren Beweis für die Bejahung des Völker⸗ 
rechts als eines verbindlichen Normenſyſtems ſeitens der 
nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung kann man in der Tat⸗ 
ſache erblicken, daß Adolf Hitler in ſeiner Programmrede 
v. 17. Mai 1933 die Wiederherſtellung des allgemeinen inter⸗ 
nationalen Rechtsempfindens gefordert hat. Denn ebenſo wie 
es ohne ein Rechtsempfinden kein wahres Recht geben kann, 
iſt dort, wo dieſes Rechtsempfinden vorhanden iſt, Recht da. 

Bei dieſer Sachlage kann es nicht als zutreffend an⸗ 
erkannt werden, wenn in jüngſter Zeit die anregende Ab⸗ 
handlung von Schecher mit dem Titel „Deutſches Außen⸗ 
ſtaatsrecht“ in Wiederholung alter, beſonders von der ſo⸗ 
genannten „Zornſchule“ aufgeſtellter, wiſſenſchaftlich längſt 
wiederlegter Behauptungen dem Völkerrecht den Charakter 
eines beſonderen Rechtszweiges abſpricht und es zu einem 
Zweige des landesrechtlichen Staatsrechts, zu „Untergeſetzes⸗ 
recht“, ſtempeln will. Demgegenüber iſt vor allen Dingen 
darauf hinzuweiſen, daß Nicolai, der Verfaſſer einer in 
der nationalſozialiſtiſchen Bibliothek erſchienenen raſſegeſetz⸗ 
lichen Rechtslehre, ſich zwar ſehr wenig poſitiv über die Mög⸗ 
lichkeiten des Wirkungsumfanges des Völkerrechts ausläßt, 
aber zugleich grundſätzlich das Beſtehen eines Völkerrechts be⸗ 
jaht. Und zwar iſt ſein Hauptargument ein naturrechtliches: 
„Nach nordiſch⸗germaniſch⸗deutſcher Rechtsauffaſſung ſteht 
alles Lebende unter der Herrfchafl der Rechtsordnung. Des⸗ 
halb ſtehen auch die einzelnen Staaten unter der Rechts⸗ 
ordnung.“ 

Mit dieſem Bekenntnis zum Naturrecht trägt 
Nicolai übrigens nicht etwa eine Sondermeinung vor. Na⸗ 
turrechtliches Denken gehört zu den Grundlagen der national⸗ 
ſozialiſtiſchen rechtlichen Weltanſchauung. Der National⸗ 
ſozialiſt iſt Naturrechtler, auch im zwiſchenſtaatlichen 
Bereiche; denn ein Naturrecht, das nur für den Menſchen 
gilt, aber vor den menſchlichen Vereinigungen und ihrem 
gegenſeitigen Verkehr haltmachen ſollte, iſt eine Inkonſequenz, 
eine unvollziehbare Vorſtellung. 

Funktionsmöglichkeiten des Völkerrechts. 
Aus der Nicolaiſchen Schrift kann man hingegen Argu⸗ 
mente auch für die Feſtſtellung entnehmen, daß der National⸗ 
ſozialismus dem Völkerrecht, wenigſtens für unſere unmittel⸗ 
bare Gegenwart, nur eine beſchränkte Funktionsmöglichkeit 
zuſpricht: 

„Eine Übereinſtimmung des Rechtsgefühls iſt aber nur in⸗ 
ſoweit möglich, als eine Gleichartigkeit des Empfindens vorliegt, 
die mit der raſſiſchen Gleichartigkeit verknüpft iſt. Deshalb kann 
das Völkerrecht, ſofern es alle Völker umfaßt, alſo ein Weltrecht 
iſt, nur ganz wenige und äußerliche Rechtsſätze aufweiſen. Es muß 
notwendig unentwickelt bleiben, wird einige Völker, wie die 
Auſtralneger oder die Buſchmänner, vermutlich gar nicht ergreifen 
und im übrigen einen ſo geringen Umfang haben, daß es kaum 
mehr faßbar ſein wird. 

Eine engere Staaten⸗ und Völkergemeinſchaft iſt nur möglich 
bei den germaniſchen Völkern, ſie, die alle nordiſch⸗germaniſch 
beſtimmt ſind, die trotz Überwucherung mit römiſch⸗jüdiſchem 
Rechtsdenken das gleiche Rechtsgefühl beſitzen, haben auch die 
Möglichkeit der beſſeren rechtlichen Regelung zwiſchenſtaatlicher 
Verhältniſſe. Es läßt ſich durchaus vorſtellen, daß dieſe Staaten 
einen engeren „Völkerbund“ bilden, und ſich aus dieſer Ver⸗ 
einigung ein beſſeres Recht bildet, als es der jetzige Völkerbund 
aller Völker der Welt zu tun vermag.“ 


Hieraus dürfte ſich zugleich eine Eniſcheidung in der be⸗ 
rühmten Streitfrage, ob partikulär⸗ rechtlichen oder 


gemeinrechtlichen Regelungen der Vorzug zu geben iſt, 
ergeben. 

Im Aufruf v. 14. Okt. 1933 hat die Reichsregierung 
allerdings ihre Bereitſchaft erklärt, jederzeit durch den Ab⸗ 
ſchluß kontinentaler Nichtangriffspakte auf längſte Sicht den 
Frieden Europas ſicherzuſtellen, ſeiner wirtſchaftlichen Wohl⸗ 
fahrt zu dienen und am allgemeinen kulturellen Neuaufbau 
teilzunehmen. Auch die dauernde Bereitſchaft der Beteiligung 
1 an einer wirklichen Abrüſtungskonvention gehört 
ierher. 

Noch eine weitere Tatſache wird man für die Frage des 
Wirkungsbereichs des Völkerrechts in dieſem Zuſammenhang 
feſtzuſtellen haben. Aus dem Totalitätsprinzip der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Gedankenwelt ergibt ſich von ſelbſt eine ſcharfe 
Betonung des ſogenannten Nichtinterventionsprin⸗ 
zips, ebenſo wie eine Verſtärkung der Theſe vom ſo⸗ 
genannten vorbehaltenen Wirkungsbereich der 
Staaten. 

Unter vorbehaltenem Wirkungsbereich der 
Staaten verſtehen wir jenen Aufgabenkreis, der der Ein⸗ 
wirkung durch äußere Faktoren nicht unterworfen iſt, in dem 
die Staaten frei ſchalten und walten. Bekanntlich hat die Ent⸗ 
wicklung der zwiſchenſtaatlichen Rechtsgemeinſchaft zu einer 
immer ſtärkeren Verengung dieſes freien Wirkungsbereichs 
der Mitglieder der Völkerrechtsgemeinſchaft geführt. Ein recht 
weitgehendes Beiſpiel für die Einengung des vorbehaltenen 
Wirkungsbereichs der Staaten gibt insbeſondere die Entwick⸗ 
lung des internationalen Minderheitenſchutzes. Ihre letzte 
Etappe ſind die Beſtrebungen der Völkerbundsverſammlung, 
eine rechtliche Verpflichtung ſämtlicher Mitglieder zum Min⸗ 
derheitenſchutz herbeizuführen. Deutſchland hat, wie beſonders 
betont werden ſoll, für die betreffenden Anträge geſtimmt, 
allerdings unter Vorbehalt der Judenfrage, als eines be⸗ 
ſonderen, in den deutſchen vorbehaltenen Wirkungsbereich 
fallenden Fragenkreiſes. 

Und zwar müſſen wir eine zweifache Richtung dieſer Be 
ſchränkung des vorbehaltenen Wirkungsbereichs der Mitglieder 
der Völkerrechtsgemeinſchaft feſtſtellen. Die eine — geſunde — 
iſt auf allgemeine, d. h. alle dieſe Mitglieder gleichmäßig 
treffende Einſchränkungen gerichtet. Die zweite — unge 
ſunde — iſt einſeitig, trifft nur beſtimmte einzelne Staaten 
oder Staatengruppen. Für den zweiten Typ geben vor allen 
Dingen die Weltkriegsabſchlußverträge ſehr anſchauliche Bei⸗ 
ſpiele ab. Man denke nur an die internationalen Finanz- und 
Militärkontrollen. Der Kampf der deutſchen Staatsleitung 
gegen den Fehlſpruch von Verſailles iſt eine anſchauliche Auſ⸗ 
lehnung gegen dieſe Art einſeitiger Einengung ſtaatlicher 
Handlungs- und Ellenbogenfreiheit. 

Unter dem Nichtinterventionsprinzip verſtehen 
wir die rechtliche Pflicht der Mitglieder der Völkerrechts⸗ 
gemeinſchaft, ſich autoritativer Einwirkungen in die Ange⸗ 
legenheiten anderer Staaten zu enthalten, falls ihnen nicht 
zu ſolcher Einwirkung ein beſonderer Völkerrechtstitel, insbeſ. 
ein Vertrag, zur Seite ſteht. an 

Beide Begriffe, vorbehaltener Wirkungsbereich einerſeits, 
Nichtinterventionsprinzip andererſeits find eng miteinand 
verwandt. Autoritative Eingriffe in den vorbehaltenen Wir⸗ 
kungsbereich anderer Staaten ſind ſtets eine Verletzung des 
Nichtinterventionsprinzips. Andererſeits geht der Schuß bes 
vorbehaltenen Wirkungsbereichs weiter als das Nichtinter 
ventionsverbot. Denn jeder Staat kann ſich ſchon der Er 
örterung ſeiner vorbehaltenen Angelegenheiten durch andere, 
unbeteiligte Staaten widerſetzen. . 

Wie erwähnt, hat die deutſche Regierung in Genf bie 
Judenfrage für eine Angelegenheit Deutſchlands erklärt, die 
nicht zur Zuſtändigkeit des Völkerbundes gehöre, und zwar 
dies unter ausdrücklicher Bezugnahme nicht nur auf die Theſe 
vom vorbehaltenen Wirkungsbereich, ſondern auch auf da 
Nichtinterventionsprinzip. 

In ſeiner großen Rede v. 3. Okt. 1933 hat der deutſche 

Delegierte, Geſandter v. Keller, ausgeführt, es ſei nicht an 


gängig, dieſes Problem, das ein beſonders geartetes Keller 
problem darſtelle, ohne weiteres mit den gewöhnlichen. Minde 


heitenfragen in Verbindung zu bringen. Zunächſt ſeien die re 
in Deutſchland weder eine ſprachliche noch eine nationale Mind 
heit, ſie fühlen ſich nicht als ſolche und haben niemals im 
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geäußert, als ſolche behandelt zu werden. Die Ausübung der jü⸗ 
diſchen Religion in Deutſchland iſt völlig unbehindert, und die 
religiöſe Frage ſpiele bei der Auseinanderſetzung mit dem deut⸗ 
ſchen Volke keine Rolle. Es handele ſich in Deutſchland in erſter 
Linie um ein bevölkerungspolitiſches und ſoziales Problem, das 
in der Nachkriegszeit eine beſondere Verſchärfung durch eine 
ſtarke Wanderung des Judentums von Oſteuropa nach dem Weſten 
erhalten habe. Es ſei ein Problem sui generis, das als ſolches 
auch eine beſondere Löſung werde erfahren müſſen. 


Andererſeits erkennt die deutſche Regierung aber auch 
ihre Pflicht der Nichteinmiſchung in den vorbehaltenen Wir⸗ 
kungsbereich Oſterreichs an. Reichsaußenminiſter Frhr. 
b. Neurath hat den Standpunkt zu dieſem brennenden Pro⸗ 
blem in ſeiner Programmrede vor Vertretern der ausländi⸗ 
ſchen Preſſe am 15. Sept. 1933 ſehr deutlich in den Satz 
gebracht: 
A „Die Reichsregierung denkt nicht daran, ſich in die 
innerpolitiſchen Verhältniſſe Oſterreichs einzumiſchen.“ 
Gerade weil die deutſche Regierung davon überzeugt ſei, 
daß die öſterreichiſche Entwicklung nur den Weg gehen kann, 
der durch die Tatſache des Deutſchtums der öſterreichiſchen Be⸗ 
völkerung beſtimmt wird, liege der deutſchen Regierung die 
bſicht einer gewaltſamen Einmiſchung oder irgendeiner Ver⸗ 
letzung vertraglicher Bindungen vollkommen fern. 

g Auf der anderen Seite aber hat Herr v. Neurath als 
Korrelat die Forderung aufgeſtellt, daß unberechtigte Ein⸗ 
miſchung anderer Länder in die Auseinanderſetzungen zwiſchen 
Deutſchland und Oſterreich zu unterbleiben haben. 
„Im übrigen iſt auf die Beſonderheit dieſer Frage im 
Zuſammenhang mit dem politiſchen Denken des National⸗ 
lozialismus über den Volkstumsbegriff und feine Bedeutung 
für den internationalen Bereich noch zurückzukommen., 


V. 


Grundſätzliche Einſtellung des National⸗ 
ſozialismus zu den Aufgaben des Völkerrechts. 
Jetrachten wir die grundſätzliche Einſtellung des na⸗ 
tionalſozialiſtiſchen Denkens zu der Frage der Aufgaben des 
ölkerrechts, jo können wir hier ganz ähnliche Feſtſtellungen 
ie gegenüber der internationalen Moral treffen. 
Das iſt auch nicht verwunderlich. Denn, wie Adolf 
Hitler das in ſeiner Rede auf dem Leipziger Juriſtentag 
zum Ausdruck gebracht hat, kennt der totale nationalſozia⸗ 
Üiſtiſche Staat keinen Unterſchied zwiſchen Recht und Moral. 
termit find dieſe beiden Normenzweige in einen denkbar 
engen funktionellen Zuſammenhang gerückt. 

Es iſt bekannt, daß die völkerrechtlichen Grundanſchauun⸗ 
gen von heute über Zweck und Aufgaben des Völkerrechts 
zwiſchen drei Polen hin und her ofzilliert haben. Wir können 
ieſe drei Richtungen mit den Kernworten individualiſtiſche, 
univerſaliſtiſche, etatiſtiſche Auffaſſung bezeichnen. 
Nach der erſtgenannten, der individualiſtiſchen Auffaſ⸗ 
lung dient das Völkerrecht genau wie das Landesrecht den 
Intereſſen der Angehörigen der einzelnen Staaten. Nach 
er zweiten, der univerjaliftiichen, it die Völkerrechtsord⸗ 
nung dazu beſtimmt, allgemeinen, überſtaatlichen Menſchheits⸗ 
Selen, insbeſ. humanitären, zur Verwirklichung zu verhelfen. 
di Nach der dritten, der etatiſtiſchen, iſt es die Aufgabe 
get Ordnung, den Intereſſen der Staaten genannten poli- 
ſchen Menſchengruppen zu dienen und ihre Werte zu fördern. 
ie Der Nationalſozialismus lehnt jede individualiſtiſche wie 
en erfafiftifche Auffaſſung ab. Für ihn iſt Musgangs- und 
Nopunft ſeines ſtaatstheoretiſchen und damit zugleich zwi⸗ 
ſchenſtaatlichen Denkens ſein Staat. 
ef Das Völkerrecht dient deshalb den Jnter- 
1 ſen der verſchiedenen als Staaten zur Völker⸗ 
echtsgemeinſchaft zuſammengefaßten Volks⸗ 
u haften. Er geht deshalb bei feiner Völkerrechts⸗ 
au fung von einem gruppenindividualiſtiſchen Standpunkt 
ur bekennt ſich alſo zur etatiſtiſchen Konſtruktion. Allerdings 
Stfaltet auch hier die nationalſozialiſtiſche Anſchauung vom 
8 gate inſofern ihre wichtige Wirkung, als nach national⸗ 
gemeftiſchem Denken eine richtig geordnete Völkerrechts⸗ 
echt einſchaft nur diejenige iſt, die aus ſtaatlich organiſierten 

en Volksgemeinſchaften beſteht. Dieſer wichtige Punkt iſt 
ogleich zu erörtern. 
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Der Gemeinſchaftsgedanke im nationalſozia⸗ 
liſtiſchen zwiſchenſtaatlichen Weltbild. Vorher iſt 
noch auf folgendes beſonders aufmerkſam zu machen: Mit 
Vorbedacht iſt ſoeben als die Aufgabe des Völkerrechts die 
Befriedigung der verſchiedenen Intereſſen der in Betracht 
kommenden Staaten bezeichnet worden. 

Kein Staat kann verlangen, daß das Völkerrecht nur 
ihm diene, daß die zwiſchenſtaatliche Ordnung einſeitig auf 
ſeine Intereſſenwelt zugeſpitzt ſei. Eine derartige Auffaſſung 
wird durch die Tatſache des Beſtehens gleicher und ſich 
gleichfühlender, nebeneinanderſtehender Staaten ausgeſchloſſen. 

Die Regierung des neuen Deutſchland iſt ſich dieſer Tat⸗ 
ſachen vollkommen bewußt; ihr Haupteinwand gegen die 
Pariſer Vorortsverträge iſt der, daß darin das fundamen⸗ 
tale Ordnungsprinzip der Gleichheit in vielen 
Punkten auf das ſchärfſte verletzt ſei. 

Jede deutſche Regierung ſeit Abſchluß des Krieges hat 
unabläſſig dieſes Argument in den Mittelpunkt ihres Kampfes 
gegen Verſailles geſtellt. Keine Regierung hat es zielbewußter 
getan wie die nationalſozialiſtiſche. Er liegt vor allen Dingen 
jener Theſe zugrunde, die Adolf Hitler in ſeiner Reichs⸗ 
tagsrede v. 17. Mai 1933 in die Worte geſaßt hat: 

„Die tiefſte Wurzel dieſes Elends aber liegt in der Zer⸗ 
reißung der Welt in Sieger und Beſiegte als die beabſichtigte 
ewige Grundlage aller Verträge und jeder kommenden Ordnung.“ 

Hierher gehört auch der Satz aus der gleichen Rede: 

„Die Begriffe Sieger und Beſiegte wurden damit förmlich zum 
Fundament einer neuen internationalen Rechts- und Geſellſchafts⸗ 
ordnung gemacht. Die Disqualifizierung eines großen Volkes zu 
einer Nation zweiten Ranges und zweiter Klaſſe wurde in einem 
Augenblick proklamiert, in dem ein Bund der Nationen aus der 
Taufe gehoben werden ſollte.“ 

Beſonders in dem zähen deutſchen Kampf bei den Ab⸗ 
rüſtungserörterungen ſteht die Gleichheitstheſe vollkommen 
im Mittelpunkt der deutſchen Kampfmethoden. 

Aber nicht nur hierin drückt ſich die nationalſozialiſtiſche 
Erkenntnis von dem zwiſchenſtaatlichen Grundſatz der Gleich⸗ 
heit aus. Der Nationalſozialismus bekennt ſich — um wie⸗ 
derum mit Adolf Hitler zu reden — zu der Wahrheit, daß 
die europäiſchen Nationen eine gegebene Tatſache ſeien. Er 
iſt von dem tiefen Verſtändnis beſeelt für die gleichen Ge⸗ 
fühle und Empfindungen, ſowie die begründeten Lebens⸗ 
anſprüche anderer Staaten. Er kennt deshalb auch nicht den 
Begriff des Germaniſierens, d. h. der gewaltſamen Ein⸗ 
verleibung fremder Staaten und Völker in den deutſchen 
Volkskörper. Adolf Hitler hat dieſen Gedanken in ſeiner 
großen außenpolitiſchen Abrechnung v. 14. Okt. 1933 ſchließ⸗ 
lich in die großen Worte gebracht: 

„Als Nationalſozialiſt lehne ich mit all meinen Anhängern 
aber aus unſeren nationalen Prinzipien heraus ab, Menſchen eines 
fremden Volkes, die uns doch nicht lieben werden, mit Blut und 
Leben derer zu gewinnen, die uns lieb und teuer ſind.“ 

Die Vergewaltigung anderer Völker gehört 
nicht zum zwiſchenſtaatlichen Programm des Na— 
tionalſozialis mus. 

Grundſätze wie das „do ut des“ — oder das Gegenſeitig⸗ 
keitsprinzip, ebenſo wie die Forderung vom adäquaten Inter⸗ 
eſſensausgleich gehören deshalb in die internationalpolitiſche 
Grammatik des Nationalſozialismus. 

Das ſetzt ihn zur Beteiligung an einer vernünftigen 
internationalen Zuſammenarbeit durchaus in den 
Stand. Letztes, ſichtbarſtes Zeichen für dieſe Einſtellung iſt 
Deutſchlands Beteiligung am Muſſolini⸗ Pakt. 

Deshalb ſteht er auch dem Völkerbund als einem der 
großen Zentralorgane einer zwiſchenſtaatlichen Zuſammen⸗ 
arbeit durchaus nicht grundſätzlich ablehnend gegenüber, wie 
die Tatſache beweiſt, daß die deutſchen Vertreter ſich ſeit dem 
nationalſozialiſtiſchen Umbruch in Deutſchland bis zum deut⸗ 
ſchen Austritt aus dem Völkerbunde nach wie vor gewiſſen⸗ 
haft an den Genfer Arbeiten beteiligt haben. 

Allerdings iſt ein auf Erfahrung gegründeter Skeptizis⸗ 
mus gegenüber dieſer internationalen Inſtitution beim Na⸗ 
tionalſozialismus von Anfang an unverkennbar geweſen. 

Adolf Hitler hat in ſeiner Reichstagsrede v. 17. Mai 
1933 darauf hingewieſen, daß der Völkerbund bisher zum 
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mindeſten gerade den Schwachen und nicht Gerüſteten keine 
wirkliche Hilfe zukommen zu laſſen vermocht habe. In der⸗ 
ſelben Rede hat er warnend darauf hingewieſen, daß es 
Deutſchland als dauernd diffamiertes Volk ſchwer fallen würde, 
noch weiter dem Völkerbund anzugehören. 

Wenn die deutſche Regierung nunmehr am 14. Okt. 1933 
den Austritt Deutſchlands aus dem Völkerbund 
angemeldet hat, ſo bedeutet das in keiner Weiſe eine grund⸗ 
ſätzliche Abkehr von zwiſchenſtaatlicher Zuſammenarbeit, ins⸗ 
beſ. eine grundſätzliche Ablehnung der Völkerbunds idee. Die 
Reichsregierung hat in ihrem Aufruf v. 14. Okt. ausdrücklich 
erklärt, daß ſie ſich von der Abrüſtungskonferenz zurückziehe 
und den Völkerbund verlaſſe, bis dem deutſchen Volke eine 
wirkliche Abrüſtung nicht mehr vorenthalten wird. 

In ſeiner Rede auf der Führertagung v. 18. Okt. hat 
Adolf Hitler dieſen Gedanken dann zu dem markanten Satz 
erweitert, Deutſchland ſei entſchloſſen, in Zukunft zu keiner 
Konferenz, in keinen Bund zu gehen, in keine Konvention zu 
treten, gar nichts zu unterſchreiben, ſolange es nicht als 
gleichberechtigt behandelt werde. In Verfolg dieſer Stellung⸗ 
nahme hat der Reichsvertreter ſich nun auch vom Inter⸗ 
nationalen Arbeitsamt zurückgezogen und hat das Reich die 
Weiterverfolgung der Agrarklagen gegen Polen beim Haager 
Gericht ſtorniert. 

In dieſem Zuſammenhang iſt auch die Stellung des 
Nationalſozialismus zu dem heute zu viel angerufenen Soli⸗ 
daritätsprinziß zu ſtreifen. 

Mit den Schlagworten Solidarität und Solidarismus 
wird viel Mißbrauch getrieben. Sollen ſie das Beſtehen höhe⸗ 
rer, mehrſtaatlicher Intereſſen und Werte bezeichnen, denen 
gegebenenfalls der Einzelſtaat ſeine Sonderintereſſen zu opfern 
habe, ſo verſagt ſich der Anerkennung dieſer Forderung der 
Nationalſozialismus als unvereinbar mit ſeinem gruppen⸗ 
individualiſtiſchen Denken im zwiſchenſtaatlichen Bereiche. Ver⸗ 
ſteht man hingegen unter Solidarität die Theſe, daß es ge⸗ 
meinſame parallele Intereſſen der verſchiedenen Staaten in 
bezug auf denſelben Gegenſtand — etwa Frieden, Sicherheit, 
Freiheit, Bekämpfung von Verbrechen und dergleichen — gäbe, 
ſo iſt die Anerkennung dieſer Theſe als zwiſchenſtaatliches 
Ordnungsprinzip für den Nationalſozialismus nach dem bis⸗ 
her Ausgeführten eine Selbſtverſtändlichkeit. 

Sie iſt eine Selbſtverſtändlichkeit mit poſitivem Arbeits⸗ 
wert, weil ſie die Grenzen deſſen allgemein abſteckt, was von 
den einzelnen Staaten im internationalen Bereich erwartet 
werden kann: Nur auf ſolche Bindungen kann und wird der 
ſelbſtbewußte geſunde Staat ſich einlaſſen, die wenigſtens 
mittelbar ſeinen Intereſſen dienen. Keinem Staate kann die 
Aufopferung innerer Werte zugemutet werden, wenn ihm da⸗ 
für nicht ein entſprechender Gegenwert zuteil wird. 


VI. 


Nationalſozialismus und die Ehre der Staa⸗ 
ten. Neben dem Grundrecht der Gleichheit tritt die Staaten⸗ 
ehre als zwiſchenſtaatliches Ordnungsprinzip immer mehr in 
der nationalſozialiſtiſchen zwiſchenſtaatlichen Gedankenwelt in 
den Vordergrund. Wie der Ehrbegriff einer der Grundpfeiler 
des menſchlichen Zuſammenlebens in der Volksgemeinſchaft iſt, 
ſo iſt das nach dieſer heroiſchen Weltanſchauung auch im Ver⸗ 
kehr zwiſchen den Nationen ſelbſtverſtändlich. 

Beſonders die Regierungserklärungen anläßlich der An⸗ 
kündigung des deutſchen Austritts aus dem Völkerbunde v. 
14. Okt. 1933 find erfüllt von einem hohen Ehrgefühl, deſſen 
Verletzung nicht zum wenigſten für den weittragenden Aus⸗ 
trittsentſchluß mit maßgeblich geweſen iſt. Es ſei nur erinnert 
an die Worte in dem Aufruf der Reichsregierung an das 
deutſche Volk: 

„Die deutſche Reichsregierung und das deutſche Volk ſind er⸗ 
füllt von der gleichen Ehrauffaſſung, daß die Zubilligung der 
Gleichberechtigung Deutſchlands die unumgängliche moraliſche und 
ſachliche Vorausſetzung für alle Teile unſeres Volkes und ſeiner 
Regierung an internationalen Einrichtungen und Verträgen 888 

Die deutſche Regierung und das deutſche Volk ſind ent⸗ 
ſchloſſen, lieber jede Not, jede Verzweiflung und jegliche Drangſal 
auf ſich zu nehmen, als künftig Verträge zu unterzeichnen, die für 
jeden Ehrenmann und für jedes ehrliebende Volk unannehmbar 
fein müſſen. ..“ 


Zu höchſtem Pathos iſt dieſer Gedanke in den vom Führer 
auf der Führertagung der NSDAP. am 18. Okt. 1933 
gerufenen Worte geſteigert, die Ehre ſei genau ſo wenig ein 
leerer Wahn, wie es die Treue ſei, man könne ohne ſie auf 
dieſer Welt nicht leben. 

Im engſten inneren Zuſammenhang mit dieſer Ehremp⸗ 
findung ſteht die ſcharfe Reaktion gegen die ſog. Greuel⸗ 
propaganda im Auslande, ebenſo wie gegen die Behaup⸗ 
tung von der Schuld Deutſchlands am Weltkriege. 
Nichts hat wohl das deutſche Volk ſeit dem Zuſammenbruch 
bitterer und quälender empfunden als die frivole Feſtſtellung 
in Art. 231 des Verſailler Diktats, Deutſchland und ſeine 
Verbündeten ſeien als Urheber für alle Verluſte und Schäden 
verantwortlich, die die alliierten und aſſoziierten Regierungen 
und ihre Staatsangehörigen infolge der ihnen durch den An⸗ 
griff Deutſchlands und ſeiner Verbündeten aufgezwungenen 
Krieges erlitten hätten. 

Adolf Hitler hat ſich hierzu in ſeiner Rede v. 14. Okt. 
zum Sprecher der geſamten deutſchen Nation mit den Worten 
gemacht: 

„Das deutſche Volk ift zu tiefſt überzeugt von feiner Schuld⸗ 
loſigkeit am Kriege. Es mögen die anderen Teilnehmer an dieſem 
tragiſchen Unglück ohne weiteres die gleiche Überzeugung hegen. 
Um wieviel notwendiger iſt es dann, ſich überall zu bemühen, daß 
aus einer ſolchen überzeugten Schuldloſigkeit Aller nicht erſt recht 
eine dauernde Feindſchaft für immer wird.“ 


VII. 


Raſſe und Volkstum im nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Weltbild. Der wichtigſte Punkt im zwiſchenſtaatlichen 
Denken des Nationalſozialismus iſt die energiſche Einführung 
des Raſſe⸗ und Volkstumsbegriffs in den zwiſchenſtaatlichen 
Bereich. 

Der nationalſozialiſtiſche Staat betrachtet den Staat als 
die Funktion einer organiſchen Volksgemeinſchaft, die zu⸗ 
ſammengeſetzt wird aus Menſchen gleicher Raſſe und gleicher 
Kultur. Nur wer zu der betreffenden Gruppe innerlich gehört, 
hat an ihrem Leben Anteil. 

Damit wird, um dieſen Sonderpunkt herauszunehmen, 
übrigens das Völkerrecht zu einem wirklichen Recht zwiſchen 
Völkern, einem echten internationalen Recht, wie es 
tatſächlich ſchon ſeit alters her benannt worden iſt. Daß dies 
in der Tat der Sinn des neuen Denkens iſt, ergibt ſich deutlich 
aus dem Satz des Führers in ſeiner Rede v. 14. Okt. 1933: 

„Denn nicht mit Unterhändlern wollen wir Pakt ſchließen, 
ſondern mit Völkern Verträge.“ 

Die zwiſchenſtaatlichen Folgen einer derartigen Auffaſ⸗ 
ſung ſind unſchwer abzuleiten und ſind auch bereits in der 
praktiſchen Politik ſichtbar geworden. Hier befindet ſich der 
Nationalſozialismus in unvereinbarem Gegenſatz zu dem kon⸗ 
ventionellen Denken, das Adolf Hitler einmal als ſtaats⸗ 
formalen Internationalismus charakteriſiert hat. 

Bisher dachte man die Staaten vornehmlich als Gelände⸗ 
ſtaaten und operierte mit dem formalen Begriff der Staats“ 
angehörigkeit. Für den Nationalſozialismus tritt neben unt 
an Stelle der Staatsangehörigkeit die Volkszugehörigkeit. Und 
der Begriff des Geländeſtaates wird überſchattet von der Idee 
der Zugehörigkeit zu einer nationalen Kultureinheit. Es iſt 
deshalb kein Wunder, wenn im nationalen Denken der Wert 
des Territoriums hinter dem Wert der Vereinigung der Art⸗ 
genoſſen zurücktritt. Hierher gehört es insbeſ. auch, wenn 
Adolf Hitler in feiner Rede v. 14. Okt. 1933 ausdrücklich er 
klärt hat, daß es nach Regelung der Saarfrage keine terri⸗ 
torialen Konflikte mehr zwiſchen Deutſchland und Frank- 
reich gebe. 

Andererſeits iſt das brennende Intereſſe des National- 
ſozialismus darauf gerichtet, alle Deutſchen diesſeits und Jen“ 
ſeits der Reichsgrenzen, aber auch nur ſie, in einen engſten 
kulturellen Zuſammenhang miteinander zu bringen. 

„Wir Nationalſozialiſten fühlen uns mit jedem einzelnen 
Volksgenoſſen, ob er im Reich ſelbſt oder jenſeits der Grenzen 
lebt und arbeitet, aufs engſte verbunden.“ 3 

So hat der Reichspropagandaminiſter Goebbels dieſes 
nationalſozialiſtiſche Ideal jüngſt in einer Anſprache vor der 
Carl⸗Schurz⸗Geſellſchaft beſonders deutlich ausgedrückt. 
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Deshalb auch das große Intereſſe Deutſchlands an der 
Entwicklung der öſterreichiſchen Frage. Deshalb auf der 
anderen Seite ſchärfſte Ablehnung jeder Aſſimilationspolitik 
in bezug auf Minderheiten und die bekannten bisher noch nicht 
abgeſchloſſenen Ausſcheidungstendenzen fremder Art aus dem 
deutſchen Volkskörper. 

Praktiſch bedeutet dieſe Neueinſtellung vor allem einmal 
eine ſehr erhebliche Wandlung in den Auffaſſungen von den 
Grenzen des ſog. internationalen Schutzrechts. Zum anderen 
bedeutet ſie ein Verblaſſen des Staatsangehörigkeitsbegriffs 
vor dem Volkszugehörigkeitsideal. 

Vas ſpeziell das Minderheitenproblem anlangt, ſo bringt 
ſie auf der einen Seite einen ſtarken Impuls zugunſten des 
„Fürſichſeins der Minderheiten“ gegenüber dem Hauptvolk 
und des Weiterverbundenſeins der Minderheit mit dem Kul⸗ 
turvolk mit ſich. Auf der anderen Seite muß unabweislich 
er in den modernen Minderheitenſchutzverträgen als Gegen⸗ 
ſtück zum Poſtulat des Fürſichſeins verankerte Gedanke des 
„Miteinanderſeins“, d. h. der Anteilnahme an den Geſchäften 
es Hauptvolkes zurücktreten. 

Endlich bedeutet dieſe neue Ideologie eine Pflichten⸗ 
verſchiebung, inſofern als neben und zum Teil auch an 
Stelle der Pflichten der Menſchen gegen den Staat ihrer 
Staatsangehörigkeit Pflichten gegen ihr Volk treten. 

Es bedarf keiner langen Ausführungen, welchen Wider⸗ 
ſtand dieſe Gedanken von ſeiten derjenigen Staaten und 
Gruppen finden müſſen, deren Weltbild liberaliſtiſch iſt und 
lediglich aufgebaut iſt auf den formalen Begriffen der Staats⸗ 
angehörigkeit, der Gleichheit aller Staatsangehörigen ſowie 
dem Grundſatz des Desintereſſements gegenüber den Geſchicken 
des ſtaatsrechtlich Fremden gleicher Art. 


VIII. 

Nationalſozialismus und Krieg. Zum Abſchluß 
ſei noch eine Sonderfrage geſtreift: Beſonders markant tritt 
die Stellung des Nationalſozialismus zu dem Problem des 
Krieges hervor. 

Immer wieder haben die leitenden deutſchen Staats⸗ 
männer ihren Standpunkt zu dieſer Frage in grundſätzlicher 
Weiſe präziſiert. Deutſchland will den Frieden: 


„Niemand in Deutſchland, der den letzten Krieg mitgemacht 
hat, will ſo etwas noch einmal erleben“ (Hitler zu Sir E. F. 
Fraſer am 5. Mai 1933 

„Die von Deutſchland geforderte Vertragsreviſion iſt durch 
friedliche Verhandlungen zu erzielen“ (ebenda). 

„Das ganze deutſche Volk weiß nicht zuletzt aus den Er⸗ 
fahrungen der Nachkriegszeit, daß der Krieg auch dem Sieger 
keinen wahren Nutzen, keinen bleibenden Vorteil bringt“ (Frhr. 
v. Neurath am 15. Sept. 1933). 


Vor allem aber der Satz aus dem Aufruf der deutſchen 
Reichsregierung v. 14. Okt. 1933: 

„die deutſche Regierung und das deutſche Volk lehnen daher 

die Gewalt als ein untaugliches Mittel zur Behebung beſtehender 

Differenzen innerhalb der europäiſchen Staatengemeinſchaft ab.“ 


Das iſt eine Ausleſe von Außerungen aus den großen, 
außenpolitiſchen Reden der letzten Zeit, die von Männern, 
wie Adolf Hitler, Goebbels, v. Neurath, Göring gehalten 
wurden; Beiſpiele, die ſich leicht vermehren laſſen. 


Dabei iſt es beſonders bemerkenswert, daß der Reichs⸗ 
propagandaminiſter Goebbels in ſeiner Programmrede vor 
den Vertretern der Internationalen Preſſe am 28. Sept. 1933 
ſcharf betont hat, daß dieſer deutſche Friedenswille nicht eine 
Augenblicksſtimmung ſei, ſondern eine dauernde Einſtellung 
darſtelle: „Dem deutſchen Willen zum Frieden für den 
Augenblick zu vertrauen, um zu glauben, eine ſpätere Kriegs⸗ 
bereitſchaft daraus folgern zu können, entſpricht jener un⸗ 
fairen Art, ein großes Land mit Wiſſen und Willen der Ver⸗ 
dächtigung allein wegen zu verdächtigen.“ 

Selbſtverſtändlich iſt für den Nationalſozialismus ebenfo 
wie für irgendeine Regierung oder für irgendeinen Staats⸗ 
mann, der je die Verantwortung für die Außenpolitik ſeines 
Landes getragen hat, daß der Frieden kein abſoluter 
Wert, daß der Krieg kein abſolut untaugliches Mittel ſtaat⸗ 
licher Selbſtbehauptung iſt. Dafür bürgt die Grundeinſtellung 
des Nationalſozialismus gegenüber dem Problem des Da⸗ 
ſeinsrechts des Staates und die daraus folgende ſelbſtver⸗ 
ſtändliche Pflicht der Selbſtverteidigung des Staates gegen⸗ 
über unberechtigten Eingriffen von außen. 

Der preußiſche Miniſterpräſident Göring hat deshalb 
nur eine Selbſtverſtändlichkeit in eine markante Formel ge⸗ 
bracht, wenn er in einem, dem franzöſiſchen Berichterſtatter 
Sauerwein Anfang Oktober gewährten Interviews die Sätze 
ausſprach: 

„Um ein Stückchen Erde ſoll niemals Krieg geführt werden, 
aber gegen einen Feind, der uns vernichten möchte, muß Krieg fein 
bis auf den letzten Atemzug und bis zum letzten Mann.“ 

Auch in der mehrfach erwähnten Rede des Reichskanzlers 
auf der Führertagung im Okt. 1933 klingt dieſer Gedanke 
in den Worten an, daß wir jede Gewaltpolitik ablehnen, wir 
andererſeits zur Wahrung unſeres Rechts entſchloſſen ſind. 

Das iſt im Grunde jene alte klaſſiſche Auffaſſung, die 
wir ſchon bei Männern wie dem Heiligen Auguſtin oder 
Thomas v. Aquino finden, daß justum bellum, gerecht⸗ 
fertigter Krieg, nur der Verteidigungskrieg ſei. 

Dieſe Auffaſſung hat die nationalſozialiſtiſche Regierung 
in die Lage geſetzt, mit demſelben Eifer, wie frühere Re⸗ 
gierungen ihn entwickelt haben, mitzuarbeiten an der Fort⸗ 
bildung des ſogenannten Kriegsverhütungsrechts, insbes. bei 
dem Verſuch, zu einer brauchbaren Beſtimmung des An⸗ 
greifers zu gelangen. 

Andererſeits liegt hierin aber auch eine der Wurzeln 
jenes von Deutſchland in den Mittelpunkt ſeiner Außen⸗ 
politik geſtellten Verlangens, ſeine Verteidigungsmittel gegen⸗ 
über etwaigen Angriffen von außen wirkungsvoll wie die 
anderen organiſieren zu können. 


Nun haben der Reichspräſident und die Reichsregierung 
das deutſche Volk zu einer direkten Meinungsäußerung zu der 
neuen deutſchen nationalen Außenpolitik aufgerufen. Nach dem 
Echo dieſes Entſchluſſes iſt ſchon jetzt die Antwort des deut⸗ 
ſchen Volkes nicht zweifelhaft. Bisher hat großes moraliſches 
Wollen noch immer ſeine geſchichtsbildende Kraft erwieſen. 

Wir hoffen, wünſchen und ſind überzeugt, daß der 
deutſche Anſpruch auf den notwendigen Lebensraum, auf ein 
Leben als ein Gleicher unter Gleichen in der Familie der 
Nationen ſich durchſetzen werde. 


Anſprache des Reichs fachgruppenleiters 


Rechtsanwalts Dr. Walter Raeke, Hamburg 
auf dem deutſchen Anwaltstag 
in Leipzig am 30. September 1933. 


Berufs- und Parteigenoſſen! 
Deutſche Volksgenoſſen! 
= Wenn ich als Fachgruppenleiter der Berufsgruppe Rechts⸗ 
dawälte im BNSDI. die Ehre habe, auf dem erſten geſamt⸗ 
leutſchen Anwaltstage, der nach dem Siege der nationalſozia⸗ 
ibiſchen Revolution im Rahmen der 4. Reichstagung des 


Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten ſtattfindet, 
über das Thema zu ſprechen 


„Die Deutſche Anwaltſchaft und der Bund 
Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten“, 


ſo darf ich zunächſt einen kurzen Rückblick über die Entwicklung 
vorausſchicken, die der BS DJ. bisher genommen hat. Denn 
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dieſe Entwicklung läßt deutlich erkennen, daß gerade die deutſche 
Anwaltſchaft in ihren nationalſozialiſtiſchen Mitgliedern an 
der Gründung und an dem Aufbau der Organiſation des 
1 hervorragenden und entſcheidenden Anteil genom⸗ 
men hat. 


Die Begründung des Bundes erfolgte im Jahre 1928 
durch einen der älteſten Mitkämpfer des Führers Adolf Hitler, 
den damaligen Rechtsanwalt, jetzigen Reichsjuſtizkommiſſar, 
Staatsminiſter Dr. Frank, und das hiſtoriſche Schreiben des 
Führers an Rechtsanwalt Dr. Frank, mit dem ſeinerzeit die 
Zweckbeſtimmung des Bundes mit wenigen lapidaren Sätzen 
feſtgelegt wurde, hat folgenden Wortlaut: 


„Der Bund iſt beſtimmt, zu allen Fragen rechtlicher 
Art, welche die Partei und ihre Ideen betreffen, Stellung 
zu nehmen und die Entwicklung des deutſchen Rechtslebens 
im nationalſozialiſtiſchen Geiſte ideell und praktiſch zu beein⸗ 
fluſſen. Ich richte an alle nationalſozialiſchen Juriſten 
Deutſchlands und Deutſchöſterreichs die Aufforderung, ſich 
dieſem Bunde anzuſchließen. Die Not des deutſchen Rechts 
iſt ein im Vordergrund unſerer Parteibeſtrebungen ſtehendes 
Aufgabenfeld.“ 


Die hiernach dem Bunde von dem Führer der Bewegung 
geſtellte Aufgabe mußte zunächſt, wie wir dies in der Geſchichte 
der nationalſozialiſtiſchen Bewegung immer wieder beobachten 
können, im kleinſten Kreiſe, mit den geringſten Mitteln und 
gegen ſtärkſte Widerſtände in Angriff genommen werden. 
Gleichwohl wurde von dem Führer des Bundes, Rechtsanwalt 
Dr. Frank, mit zäher Energie ans Werk gegangen und inner⸗ 
halb kürzeſter Zeit eine ganz Deutſchland und Oſterreich um⸗ 
faſſende Organiſation geſchaffen, ſo daß ſchon im Rahmen des 
Nürnberger Parteitages von 1929 die erſte Bundestagung des 
nationalſozialiſtiſchen Juriſtenbundes ſtattfinden konnte. Aller⸗ 
dings war zu jener Zeit, als die nationalſozialiſtiſche Welt⸗ 
anſchauung nicht nur bei den marxiſtiſchen Parteien, ſondern 
in der geſamten bürgerlichen Welt verfemt, verhaßt und ge⸗ 
fürchtet war, der Mitgliederbeſtand der einzelnen Gaubezirke 
des nationalſozialiſtiſchen Juriſtenbundes noch verſchwindend 
gering. Um nur ein Beiſpiel zu nennen, hatte der damalige 
Gaubezirk Hamburg ganze fünf Mitglieder, während die Mit⸗ 
gliederzahl der heutigen Bezirksgruppe Hamburg einſchließlich 
der korporativ erfaßten Mitglieder der Anwalts⸗, Richter⸗ und 
Rechtspflegervereine ſowie der übrigen korporativ beigetretenen 
Berufsvereinigungen etwa 3000 betragen dürfte. Und genau 
ebenſo war die Entwicklung in allen übrigen Gaubezirken, da 
ſich die Geſamtzahl der Mitglieder des BNS DJ. einſchließlich 
der korporativ erfaßten Mitglieder bereits jetzt auf annähernd 
100 000 belaufen dürfte, hiervon — unter Berückſichtigung der 
bis Ende September d. J. eingegangenen Anmeldungen — 
etwa 30000 Einzelmitglieder. 


Es iſt ein unanfechtbarer Beweis für die Schlagkraft und 
die Straffheit der von dem Bundesführer, Rechtsanwalt 
Dr. Frank, ſchon bei der Begründung des Bundes geſchaffe⸗ 
nen Organiſation, daß es nach dem Siege der nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Revolution in kürzeſter Zeit möglich wurde, die ge⸗ 
ſamte deutſche Juriſtenſchaft einſchließlich der Volkswirte, der 
Rechtspfleger, der Juſtizbeamten und der juriſtiſch vorgebil⸗ 
deten Verwaltungsbeamten im BNS. zuſammenzufaſſen, 
ſo daß dieſer Bund in Wirklichkeit bereits heute in allen 
weſentlichen Erſcheinungsformen den ſtändiſchen Aufbau des 
deutſchen Juriſtenſtandes darſtellt. 


Der, wie ich ſagen darf, grandioſen Entwicklung, die der 
BNSDI. unter der Führung eines deutſchen Rechtsanwalts, 
ſeines Begründers Dr. Frank, genommen hat, iſt dann von 
dem Führer des deutſchen Volkes, Reichskanzler Adolf Hitler, 
die parteiamtliche und auch reichsamtliche Anerkennung und 
Sanktionierung zuteil geworden durch das von dem Volks⸗ 
kanzler unter dem 30. Mai d. J. an den Führer des Bundes, 
nunmehrigen Reichsjuſtizkommiſſar Staatsminiſter Dr. Frank, 
gerichtete Schreiben, das ich als die magna charta des natio- 
nalſozialiſtiſchen Juriſtenbundes bezeichnen und aus dieſem 
Grunde auch vor der geſamtdeutſchen Anwaltſchaft in ſeinem 
weſentlichen Wortlaut wiedergeben möchte: 


„Der Reichskanzer. Berlin, den 30. Mai 1933. 

Herrn Reichsjuſtizkommiſſar Staatsminiſter Dr. H. Frank, 
München. 

Lieber Parteigenoſſe! 

Ich freue mich, von Ihnen die Meldung erhalten zu 
haben, daß der Aufbau einer geſchloſſenen Front zur Neu⸗ 
geſtaltung eines Deutſchen Rechts durch den Anſchluß aller 
in Betracht kommenden Berufsverbände und ⸗vereinigungen 
an den Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten er⸗ 
folgt iſt. Zu dieſem Erfolge der Bewegung möchte ich Sie 
aufrichtig beglückwünſchen, und die von Ihnen als notwen⸗ 
dig erkannten Maßnahmen zur Bildung einer geſchloſſenen 
Rechtsfront beſtätigen. 

Der Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten ift 
unter Ihrer Führung zur Durchführung der großen, in der 
Zukunft zu löſenden Aufgabe der Schaffung eines Deutſchen 
Rechts und der Neugeſtaltung der Deutſchen Rechtsordnung 
berufen. 

Alle mit dem Recht verwurzelten Berufsſtände und 
Amtsträger werden daher in der Front des deutſchen Rechts 
des Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten als 
Standesgruppe in den kommenden ſtändiſchen Aufbau über⸗ 
geführt werden können. Ihre Ihnen diesbezüglich bereits er⸗ 
teilten Vollmachten beſtätige ich hiermit vollinhaltlich. 


Mit deutſchem Gruß! 
gez. Adolf Hitler.“ 


Unmittelbar nach dem Eingang dieſer Anerkennung und 
Ermächtigung des Führers der deutſchen Nation wurde am 
1. Juni d. J. in der Halle des Hanſeatiſchen Oberlandes⸗ 
gerichts zu Hamburg die Gründung der deutſchen Rechtsfront 
in feierlicher Kundgebung proklamiert und hierbei von dem 
Führer des Bundes, Reichsjuſtizkommiſſar Dr. Frank, in 
einer großen programmatiſchen Rede dargelegt, worin die Auf⸗ 
gaben der Deutſchen Rechtsfront zu beſtehen haben. Aus dieſer 
programmatiſchen Rede will ich hier nur einige wenige Sätze 
wiedergeben, weil dieſe Sätze gerade für die deutſche Anwalt⸗ 
ſchaft von beſonderer Bedeutung ſind. Der Führer des Bundes 
hat damals erklärt: 


„Der Begriff des Juriſten lautet heute anders als 
früher. Da wir der Volksgemeinſchaft dienen und ihr zuge 
hören, da wir im nationalſozialiſtiſchen Juriſtenbund nur 
eine Truppe aus dem großen Heere Adolf Hitlers find, 19 
ſoll auch innerhalb der Diener des Rechts jene manchmal 
ſpürbare unſelige Kluft geſchloſſen ſein, die auf der einen 
Seite manchmal ſo etwas wie Akademikerſelbſtbewußtſein, 
auf der anderen Seite fo etwas wie Proletenhaftigkeit auf“ 
kommen ließ, und ich freue mich ganz beſonders, daß ſich 
dieſe Erweiterung des Begriffs des Juriſten, des Diener? 
des Rechts, durch den Anſchluß des Bundes Deutſcher Rechts“ 
pfleger als ſelbſtändige Fachgruppe in den Juriſtenbund er 
möglichen ließ... Wir wiſſen, ſagte der Führer weiter, 
daß die berühmten Grundſätze unſerer Bewegung auch unſe 
Leitſtein ſind: Gemeinnutz geht vor Eigennutz. Das iſt die 
ſchärfſte Kampfanſage an Liberalismus und Marxismus und 
vernichtet dieſen profitgierigen Rechtsſinn, der manchmal 
den Juriſten zum Diener verderblicher Profitunternehmun 
gen machen mußte... Ferner, erklärte der Führer des 
Bundes in dieſer programmatiſchen Anſprache, ſei eines ge 
jagt: Der BNSDZ. iſt keine Parteiangelegenheit.“ 

„Der Nationalſozialismus Adolf Hitlers verwahrt ſich 
in aller Entſchiedenheit gegen den Makel, er wäre politisch“ 
Partei. Wir waren von Anfang an die Bewegung des Deut” 
ſchen Volkes ohne Klaſſe, ohne Stand, ein Soldatenkorp⸗ 
der deutſchen Freiheit. Wir waren niemals etwas andere 
und werden auch in Zukunft nichts anderes ſein. Darum 
intereſſiert uns nationalſozialiſtiſche deutſche Juriſten nicht / 
was politiſche Parteien glauben auf dem Wege des Rechts 
leiſten zu ſollen. Wir appellieren nicht an politiſche Par 
teien; wir appellieren an das deutſche Volk, und wir haben 
auch niemals an Machteinflüſſe politiſcher Parteien appel⸗ 
liert. Die Parteien haben wir in Deutſchland zerſchlagen 
auf daß das deutſche Volk leben ſoll. Auch im Recht haben 
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wir die Parteien, dieſe liberaliſtiſchen Standesgruppierun⸗ 
gen, dieſe Möglichkeitsſucher, den eigenen Stand eigenſüchtig 
herauszuheben aus den allgemeinen Berufsfaktoren des 
Rechts, dieſe Parteiungen innerhalb der deutſchen Juſtiz 
vernichtet. Und dabei bleibt es! Wir ſind bei unſerem 
Kampf auch in die Zukunft hinein Volksgenoſſen, die alten 
Nationalſozialiſten. Wir werden niemals durch den Prunk 
eines Staatsamtes vergeſſen, daß unſer ſtolzeſter Titel iſt: 
Mitkämpfer im Heer Adolf Hitlers geweſen zu ſein. Darum 
wird auch niemals eine Trennung zwiſchen dieſen Mächten 
des Volkes, die ſich heute Regierung zu nennen die Ehre 
haben, und dem Volke ſelbſt eintreten können. Wir ſind eins 
und uns wird nichts trennen!“ 
„In dieſem Zuſammenhang will ich nicht unterlaſſen, aus⸗ 
drücklich anzuerkennen, daß überall im ganzen Reich die dem 
Stahlhelm, Bund der Frontſoldaten, angehörenden, aber auch 
die aus der früheren Deutſchnationalen Volkspartei und aus 
der früheren Volkspartei hervorgegangenen Juriſten, und 
zwar in erſter Linie die Rechtsanwälte, ſchon ſeit Beginn 
dieſes Jahres ohne jeden Vorbehalt ihre tatkräftige und opfer⸗ 
willige Mitarbeit bei dem weiteren Ausbau des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Juriſtenbundes und der Deutſchen Rechtsfront 
zur Verfügung geſtellt und hierdurch über alle früheren Par⸗ 
teiſchranken hinweg ein freudiges Bekenntnis zur deutſchen 
Volksgemeinſchaft abgelegt haben. Die Führung des Bundes 
betont auch ausdrücklich, daß es ihr fernliegt, den vielen 
Tauſenden von neuen Mitgliedern, die ſich nach dem Siege 
er nationalſozialiſtiſchen Revolution aus den bisher bürger⸗ 
lich⸗nationalen Kreiſen angeſchloſſen haben, irgendwelche Op⸗ 
portunitätserwägungen zu unterſtellen. Vielmehr ift die Füh⸗ 
rung gewillt, dieſe vielen Tauſende von neuen Bundesmit⸗ 
gliedern, die in Verbundenheit mit dem ganzen deutſchen Volke 
von der Kraft der nationalſozialiſtiſchen Ideen und von dem 
Wunder der nationalſozialiſtiſchen Wiedergeburt des deutſchen 
Volkes überzeugt worden ſind, ohne jeden Vorbehalt als 
gleichwertige Kämpfer an der Erneuerung des deutſchen Rechts 
im Geiſte nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung anzuerkennen. 
Von der feierlichen Proklamation der Deutſchen Rechts⸗ 
front hat dann die Entwicklung des Bundes in ſtolzem Auf⸗ 
ſtieg weitergeführt bis zu der gegenwärtigen vierten Reichs⸗ 
tagung und dem erſten großen Juriſtentag der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Volksbewegung, nachdem inzwiſchen der ganze deutſche 
Juriſtenſtand, d. h. der Stand aller Diener des Rechts, orga— 
niſatoriſch erfaßt worden iſt. 
Eine bedeutungsvolle Etappe auf dieſem Wege war die 
der perſönlichen Initiative des Bundesführers Dr. Frank 
zu verdankende Begründung der Akademie für deutſches Recht, 
urch die eine enge und dauernde Verbindung mit dem für die 
Geſetzgebung des Reiches und der Länder zuſtändigen Amts- 
ſtellen erzielt werden ſoll, um das Programm der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Rechtserneuerung auf dem geſamten Gebiete des 
Rechts und der Wirtſchaft zu verwirklichen. Wie Ihnen be⸗ 
kannt, wird die feierliche Proklamierung dieſer Akademie für 
eutſches Recht und die feierliche Ernennung der insgeſamt 
100 Mitglieder dieſer Akademie im Rahmen des gegenwär⸗ 
11 0 Juriſtentages in der Aula der hieſigen Univerſität er- 
gen. 
Die deutſche Anwaltſchaft kann ſtolz darauf fein, daß ihre 
Vertreter an der Begründung und an dem Aufbau des ge⸗ 
ſumtdeutſchen Juriſtenbundes und der Deutſchen Rechtsfront 
den hervorragendſten, ja geradezu ausſchlaggebenden Anteil 
genommen haben. Mit beſonderem Stolz kann die Tatſache 
geſtgeſtellt werden, daß der Begründer und geniale Führer des 
Bundes ſowie der geſamten Deutſchen Rechtsfront aus der 
deutſchen Anwaltſchaft hervorgegangen iſt, daß dieſer Führer 
auch heute noch als Reichsjuſtizkommiſſar und Staatsminiſter, 
wie ich mit ſeiner Zuſtimmung erklären darf, uns Anwälte 
als feine engeren Kollegen anerkannt und jederzeit das vollſte 
5 erſtändnis für die berechtigten Wünſche und Intereſſen der 
eutſchen Anwaltſchaft hat. Aber auch die übrigen führenden 
Hänner des Bundes find zum allergrößten Teil aus der An⸗ 
Laltſchaft hervorgegangen. So waren z. B. von den fünf 
andesleitern des Reichsgebiets, die nach Bildung der neuen, 
mit den Oberlandesgerichtsbezirken identiſchen Gaubezirke 
neuerdings in Wegfall gekommen ſind, vier Anwälte, darunter 


der jetzige Staatsſekretär im Preußiſchen Juſtizminiſterium 
Dr. Roland Freisler, ſeinerzeit Landesleiter für das 
Land Preußen. Auch einer der beiden Reichsgeſchäftsführer 
des Bundes, Oberregierungsrat Schraut, iſt aus dem An⸗ 
waltsſtande hervorgegangen, und unter den Gauführern der 
nunmehr im Reichsgebiet vorhandenen 27 Gaubezirke be⸗ 
finden ſich nicht weniger als 23 Rechtsanwälte als die älteſten 
Kämpfer für die Hochziele der nationalſozialiſtiſchen Bewegung 
im deutſchen Juriſtenſtande. 

Es wird die vornehmſte Aufgabe der geſamten deutſchen 
Anwaltſchaft ſein, das Vertrauen, das hiernach den Mit⸗ 
gliedern ihrer Berufsgruppe von dem Führer des Bundes ge⸗ 
ſchenkt worden iſt, durch treueſte Gefolgſchaft und ſelbſtkoſe 
Mitarbeit an den Zielen der nationalſozialiſtiſchen Rechts⸗ 
erneuerung zu rechtfertigen. Die erſte Vorausſetzung für dieſe 
Mitarbeit wird darin beſtehen müſſen, daß von jedem einzel⸗ 
nen an ſich ſelbſt mit voller Hingabe der innere Läuterungs⸗ 
prozeß zur nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung, d. h. ins⸗ 
beſondere zur engſten Volksverbundenheit, durchgeführt wird. 
Wenn dieſes Gefühl der Volksverbundenheit, der nationalen 
und ſozialiſtiſchen Schickſalsgemeinſchaft auch mit den Armſten 
des deutſchen Volkes, der geſamten deutſchen Anwaltſchaft in 
Fleiſch und Blut übergegangen iſt, dann werden alle die 
hohen Aufgaben, zu deren Löſung gerade die deutſche Anwalt⸗ 
ſchaft zum Wohle des deutſchen Volkes und zur Durchführung 
der deutſchen Rechtserneuerung berufen iſt, mit völliger Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit gelöſt werden. 

Da ich mich im Rahmen der heutigen programmatiſchen 
Kundgebung darauf beſchranken muß, die grundſätzlichen und 
leitenden Geſichtspunkte für die Mitarbeit der deutſchen An⸗ 
waltſchaft an den Aufgaben der Deutſchen Rechtsfront zu pro⸗ 
klamieren, ſo muß ich mir verſagen, auf alle Einzelheiten des 
großen Aufgabenkreiſes einzugehen, der gerade für die deutſche 
Anwaltſchaft bei der Neugeſtaltung des deutſchen Rechts und 
des deutſchen Rechtslebens im Geiſte nationalſozialiſtiſcher 
Weltanſchauung in Betracht kommt. 

Ausdrücklich betonen möchte ich jedoch eine beſonders 
wichtige und beſonders dringliche Aufgabe, durch deren opfer⸗ 
willige Löſung die deutſche Anwaltſchaft ihr Verſtändnis für 
die Notwendigkeit nationalſozialiſtiſcher Volksverbundenheit 
in allernächſter Zeit unter Beweis ſtellen muß: das iſt die 
Organiſierung einer ehrenamtlichen Rechtsberatung und 
Rechtsbetreuung aller unbemittelten deutſchen Volksgenoſſen 
durch die Geſamtheit der im BRS”. zuſammengeſchloſ⸗ 
ſenen deutſchen Anwaltſchaft als der berufenen Rechtsberaterin 
des deutſchen Volkes mit dem Ziele der möglichſten Vermei⸗ 
dung von gerichtlichen Auseinanderſetzungen. Es wird durch⸗ 
aus anerkannt, daß an dieſer Aufgabe ſeit einiger Zeit auch 
ſchon vor der nationalſozialiſtiſchen Machtergreifung nicht 
nur von dem bisherigen Vorſtand des Deutſchen Anwaltver⸗ 
eins, fondern auch von einer Anzahl von örtlichen Anwalt⸗ 
vereinen, insbeſondere von dem Kölner Anwaltverein, mit Er⸗ 
folg und praktiſchen Ergebniſſen gearbeitet worden iſt. Das 
nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung Weſentliche an der Er⸗ 
füllung dieſer Aufgabe beſteht aber einmal darin, daß dieſe 
Rechtsbetreuung in Zukunft nicht mehr — wie meiſtens bis⸗ 
her — eine karitative Wohlfahrtspflege mit dem Stempel des 
Almoſens darſtellt, ſondern die freudige Ausübung des ſchön⸗ 
ſten Rechtes iſt, das die deutſche Anwaltſchaft als nobile 
officium für ſich in Anſpruch nehmen muß, und anderer⸗ 
ſeits eine ſelbſtverſtändliche Auswirkung der Schickſalsgemein⸗ 
ſchaft zwiſchen der deutſchen Anwaltſchaft und dem deutſchen 
Volk. Ferner wird die nunmehrige Organiſation der deutſchen 
Anwaltſchaft unter Anwendung des nationalſozialiſtiſchen 
Führerprinzips in kürzeſter Zeit das Ziel erreichen müſſen, 
daß dieſe Rechtsbetreuung, die in Zukunft eine Ehrenangelegen⸗ 
heit der im BRS”. zuſammengeſchloſſenen Anwaltſchaft jein 
wird, für das ganze Reichsgebiet nach einheitlichen Grund⸗ 
ſätzen und unter gleichmäßiger Beteiligung der geſamten deut⸗ 
ſchen Anwaltſchaft durchgeführt wird. Die Erreichung dieſes 
Zieles wird mehr als alles andere dazu beitragen, die breiten 
Maſſen von der Volksverbundenheit und Uneigennützigkeit der 
deutſchen Anwaltſchaft zu überzeugen und die oft billigen und 
unbegründeten, manchmal aber auch durch Einzelerſcheinungen 
gerechtfertigten Stimmen von meiſt halbgebildeten oder miß⸗ 
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günftigen Laien zum Verſtummen zu bringen, die in den An⸗ 
wälten — alle über einen Kamm ſcherend — lediglich Rechts⸗ 
handwerker ſehen wollen, die nur das Intereſſe haben, mög⸗ 
lichſt viele Prozeſſe vom Zaun zu brechen, und denen es 
gleichgültig iſt, ob ſie dieſe Prozeſſe gewinnen oder verlieren, 
wenn ſie nur zu ihren Koſten kommen. Wenn ſolche Anſchau⸗ 
ungen hin und wieder auch noch von Perſönlichkeiten ge⸗ 
äußert werden, denen man ein größeres und abgeklärteres 
Urteilsvermögen zutrauen ſollte, ſo wird es um ſo mehr 
Aufgabe der im BNS”. zuſammengeſchloſſenen deutſchen 
Anwaltſchaft ſein, durch die Tat und durch nie erlähmende 
Opferwilligkeit im Dienſte des deutſchen Volkes den unwider⸗ 
leglichen Nachweis zu erbringen, daß ſich der deutſche Anwalt 
an Volksverbundenheit von niemand, aber auch von niemand 
übertreffen läßt! 

Nachdem in den letzten Monaten die bei den deutſchen 
Gerichten zugelaſſene Anwaltſchaft von zahlreichen Elementen 
gereinigt worden iſt, die in der Tat nicht als Zierde eines 
deutſchen Anwaltſtandes gewertet werden konnten, wird es 
eine weitere Aufgabe der deutſchen Anwaltſchaft ſein, mehr 
denn je an der eigenen Erziehung zur deutſchen Volks⸗ 
gemeinſchaft zu arbeiten, und die für die Aufrechterhaltung 
der Standesehre der deutſchen Anwaltſchaft verantwortlichen 
Inſtanzen werden mit beſonderem Nachdruck darüber zu 
wachen haben, daß alle Verſtöße einzelner Anwälte, die ſich 
gegen den heiligen Grundſatz der Volksgemeinſchaft richten 
und unter Verletzung anwaltlicher Pflichten eine unzuläſſige 
Profitſucht erkennen laſſen, auf das allerſchwerſte geahndet 
werden. Insbeſ. wird von den zuſtändigen Inſtanzen auch 
dann einzuſchreiten ſein, wenn einem Anwalt nachgewieſen 
wird, daß er gegen beſſeres Wiſſen widerrechtliche Anſprüche 
vertritt oder widerrechtliche Einwendungen geltend macht. An⸗ 
dererſeits iſt es eine Selbſtverſtändlichkeit und entſpricht der 
ausdrücklichen Willensmeinung des oberſten Führers, daß das 
nationalſozialiſtiſche Leiſtungsprinzip auch auf die Tätigkeit 
der Anwaltſchaft grundſätzlich volle Anwendung zu finden hat, 
ſoweit nicht die Rechtsbetreuung unbemittelter Volksgenoſſen 
durch die zu dieſem Zweck geſchaffenen bzw. zu ſchaffenden 
Organiſationen der deutſchen Anwaltſchaft in Frage 
kommt. Denn von der Führung des BR SD. wird keines⸗ 
wegs verkannt, daß es geradezu ein Erfordernis der Rechts⸗ 
pflege iſt, dafür Sorge zu tragen, daß auch der deutſche An⸗ 
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walt — ebenſo wie der deutſche Richter — durch volle An⸗ 
erkennung des nationalſozialiſtiſchen Leiſtungsprinzips für 
ſeine berufliche Tätigkeit zwar nicht das Leben eines Kröſus 
führen kann, aber eine auskömmliche Exiſtenz findet, durch die 
ſeine wirtſchaftliche Unabhängigkeit gewährleiſtet wird. Denn 
nur in dieſem Falle kann die Anwaltſchaft die ihr im neuen 
Staat mit beſonderem Nachdruck zugewieſene Aufgabe erfüllen, 
ein neben dem deutſchen Richter vollkommen gleichwertiges 
und notwendiges Organ der deutſchen Rechtspflege zu ſein. 

Ich möchte meine Ausführungen nicht ſchließen, ohne 
nach der wiederholten Betonung des überragenden Erforder⸗ 
niſſes der Volksverbundenheit noch auf zwei weitere Forde⸗ 
rungen hinzuweiſen, die an die deutſche Anwaltſchaft unſeres 
neuen Staates geſtellt werden müſſen. Dieſe beiden Forde⸗ 
rungen heißen: Kameradſchaft und willige Anerkennung des 
nationalſozialiſtiſchen Führerprinzips. Die anwaltliche Kame⸗ 
radſchaft muß darin beſtehen, daß die unvermeidlichen und 
notwendigen Kämpfe um das Recht bei aller ſachlichen Schärfe, 
die in vielen Fällen geboten ſein mag, ritterlich und unter 
Vermeidung aller durch die Sachlage nicht gebotenen perſön⸗ 
lich herabſetzenden Angriffe geführt werden. 

Und was endlich das nationalſozialiſtiſche Führerprinzip 
anlangt, ſo wird ſich dieſes Führerprinzip in der deutſchen 
Anwaltſchaft namentlich dahin auszuwirken haben, daß jeder 
einzelne Anwalt auf Anfordern der berufenen Führer ſein 
juriſtiſches Wiſſen, ſeine Intelligenz und ſeine Arbeitskraft 
freudig und uneigennützig in den Dienſt der Erneuerung des 
deutſchen Rechts und damit in den Dienſt des deutſchen 
Volkes ſtellt. 

Meine Berufsgenoſſen und Kameraden! Wenn dieſe lei⸗ 
tenden Grundſätze der deutſchen Anwaltſchaft in Fleiſch und 
Blut übergehen und ihr wertvollſtes deutſches Geſamtgut 
werden, dann wird die Anwaltſchaft ſelbſt den ſchönſten Lohn 
erhalten: ſie wird das Vertrauen des ganzen Volkes ge⸗ 
winnen, ſie wird ſeine berufene und alleinige Beraterin in 
allen Rechtsnöten ſein und auf dem Gebiete der deutſchen 
Rechtserneuerung die ihr zukommende führende Stellung ein⸗ 
nehmen. 

Das iſt bei der heutigen erſten Anwaltstagung nach dem 
Siege der nationalſozialiſtiſchen Revolution mein Wunſch für 
die deutſche Anwaltſchaft, für den Bund Nationalſozialiſtiſcher 
Deutſcher Juriſten und für unſer geliebtes deutſches Volk. 


Die Schranken richterlichen Prüfungsrechts bei ſtaatspolitiſchen handlungen 
der Verwaltung. 


Von Rechtsanwalt Dr. Reinhard Neubert, Berlin. 


Die Ausführungen Lüdtkes, „Die Schutzhaft gemäß 
der VO. v. 28. Febr. 1933“: JW. 1933, 2241 können nicht 
unwiderſprochen bleiben. 

Die rechtlichen Folgerungen des Verfaſſers ergeben ſich 
zwingend aus der Uuterſtellung, daß die Verhängung der 
Schutzhaft „offenbar“ eine polizeiliche Maßnahme i. S. des 
PrPolVerwG. v. 1. Juni 1931 ſei. Die Richtigkeit dieſer 
Unterſtellung kann nicht anerkannt werden. 

Das PolVerwG,. regelt in Preußen nur das allgemeine 
Polizeirecht, nicht das Recht der politiſchen Polizei. Der 
Gegenſatz von allgemeiner und politiſcher Polizei iſt ſchon in 
der früheren Rechtslehre beachtet worden (vgl. die Sonder⸗ 
ausgabe von Drews⸗Laſſar uſw., Allgemeine und poli⸗ 
tiſche Polizei 1932 zu v. Brauchitſch, Verwaltungsgeſetze 
für Preußen). 

Die Verfahrensvorſchriften und die Zulaſſung der Rechts⸗ 
beſchwerde und des Verwaltungsſtreitverfahrens gelten nur 
für Maßnahmen des allgemeinen Polizeirechts im Rahmen 
des PolVerwGG. Auf dem Gebiete der politiſchen Polizei da⸗ 
gegen kommen fie nur inſoweit zur Anwendung, als in den 
einſchlägigen Reichsgeſetzen ausdrücklich auf die Verfahrens⸗ 
vorſchriften und Rechtshehelfe des allgemeinen Landespolizei⸗ 
rechts verwieſen wird. Solche ausdrücklichen Verweiſungen 
finden ſich z. B. im § 13 der 1. VO. des RPräſ. zur Bekämp⸗ 


fung politiſcher Ausſchreitungen v. 28. März u. 6. Okt. 1931, 
während dort andererſeits bei politiſchen Zeitungs verboten 
der Weg der Beſchwerde an das RG. und bei der Schließung 
von Sammelſtätten ſtaatsgefährlicher Betätigung i. S. des 
§ 7 der 3. VO. des RPräſ. zur Sicherung von Wirtſchaft und 
Finanzen und zur Bekämpfung politiſcher Ausſchreitungen v. 
6. Okt. 1931, Teil 7, nur die Dienſtaufſichtsbeſchwerde an den 
RInnM. eröffnet wird. 

Hieraus folgt, daß bei polizeilichen Maßnahmen aus 
ſtaatspolitiſchen Notwendigkeiten die Rechtsbehelfe des all“ 
gemeinen Landespolizeirechts nur dann gegeben ſind, wenn 
ſie der Geſetzgeber ausdrücklich zugelaſſen hat. 

Nach SL VO. des RPräſ. v. 28. Febr. 1933 ſind die 
Art. 114, 115, 117, 118, 123, 124 und 153 der Verfaſſung 
von Weimar bis auf weiteres außer Kraft geſetzt. Es ſind 
daher, nach der ausdrücklichen Erläuterung des Geſetzgebers, 
Beſchränkungen der perſönlichen Freiheit, des Rechts der freien 
Meinungsäußerung, einſchließlich der Preſſefreiheit, des Ver⸗ 
eins⸗ und Verſammlungsrechts, Eingriffe in das Brief, Poſt⸗ 
Telegraphen⸗ und Fernſprechgeheimnis, Anordnungen von 
Hausſuchungen und von Beſchlagnahmen ſowie Beſchränkungen 
des Eigentums auch außerhalb der jonft hierfür beſtimmten ge“ 
ſetzlichen Grenzen zuläſſig. Rechtsbehelfe gegen ſolche Laß⸗ 
nahmen werden nicht eröffnet. Soweit alſo die oberſte Landes⸗ 
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behörde ſelbſt oder durch die von ihr dazu beauftragten Dienſt⸗ 
ſtellen (insbeſ. das Geheime Staatspolizeiamt) derartige Maß⸗ 
nahmen aus ſtaatspolitiſchen Notwendigkeiten vornimmt, kommt 
nur eine Vorſtellung dagegen im Wege der Aufſichtsbeſchwerde 
an die vorgeſetzte Behörde in Frage. Dagegen kann weder der 
Verwaltungsrichter noch der ordentliche Richter auf dem Um⸗ 
wege über eine Schadenserſatzklage zu einer richterlichen Nach⸗ 
prüfung ſolcher politiſcher Staatsakte veranlaßt werden. Es 
iſt eine andere Frage, ob der Geſetzgeber nicht das Recht zu 
ſolchen politiſchen Staatsakten nur einigen Zentralſtellen vor⸗ 
behalten ſollte, um dadurch von vornherein jeden Mißbrauch 
nachgeordneter Stellen, die erſt auf Beſchwerde hin aufge⸗ 
hoben werden können, auszuſchließen. 

Zum gleichen Ergebnis führt auch folgende Erwägung: 

Das ganze Aktionenſyſtem verwaltungsrechtlicher Rechts⸗ 
ſchutzmittel und -einrichtungen beruht auf dem liberaliſtiſchen 
Rechtsgedanken einer beſonderen Schutzwürdigkeit des Einzel⸗ 
menſchen gegenüber der Allmacht des Staates. Der heutige 
Staat ſteht aber nicht mehr im Zeichen liberaliſtiſcher, ſondern 
nationalſozialiſtiſcher Rechtsaufſaſſung. Der Nationalſozialis⸗ 
mus aber umfaßt Staat und Volk in ihrer Totalität. Der 
nationalſozialiſtiſche Staat iſt das ſtaatlich organiſierte Volk; 
Geſetzgebung, Verwaltung und Juſtiz ſtehen darin nicht gegen- 


einander, ſondern ſind nur verſchiedene Tätigkeitsgebiete des⸗ 
ſelben Organismus, und was der Staat als politiſche Hand⸗ 
lung vornimmt, kann deshalb die Juſtiz nicht unter dem 
Blickpunkt einer anderen Betrachtungsweiſe verneinen. Das 
Imperium iſt unteilbar und ungeteilt (vgl. Freisler: 
„Preußiſche Juſtiz“ S. 494). Ein Auseinanderfallen von 
Verwaltung und Juſtiz iſt nur im demokratiſchen Staate be⸗ 
grifflich überhaupt denkbar; im nationalſozialiſtiſchen Staate 
bilden Verwaltung und Juſtiz eine natürliche Einheit und ſind 
daher in Fragen ſtaatspolitiſcher Notwendigkeiten begriffs⸗ 
notwendig gleichen Sinnes. 

Daraus folgt, daß politiſche Handlungen des Staates 
weder im Verwaltungsſtreitverfahren noch unter dem Geſichts⸗ 
punkt der Beurteilung vermeintlicher Schadenserſatzanſprüche 
Gegenſtand richterlicher Prüfung und Kritik ſein können. 
Nur mit dieſer Einſchränkung kann auch Art. 131 der Ver⸗ 
faſſung von Weimar zur Anwendung kommen. Dieſe Beſtim⸗ 
mung gilt alſo noch, ſoweit ein Beamter rein adminiſtrative 
Handlungen der allgemeinen Verwaltung vornimmt, er gilt 
aber nicht, wenn der Staat durch hierfür beſonders qualifi⸗ 
zierte Dienſtſtellen als Vollſtrecker eines politiſchen Willens 
auftritt, um im Intereſſe von Volk und Reich den ſtaatlichen 
und völkiſchen Aufbau zu ſichern. 


Das neue Zivilprozeßgeſetz vom 27. Oktober 1933. 


(Grundgedanken und wichtigſte Einzelbeſtimmungen.) 
Von Miniſterialdireltor Dr. Volkmar, Berlin. 


A. die grundſätzliche Einſtellung der Reform. 


Schon wieder eine Anderung der 3PO., wird mancher 
ärgerlich ausrufen, ſchon wieder ein neuer Flicken auf das 
in den letzten Jahren ſo häufig abgeänderte Geſetz, während 
man doch nach der Veröffentlichung des ZPO Entwurfs vom 
Jahre 1931 hoffte, bis zur endgültigen einheitlichen Reform 
mit Teiländerungen verſchont zu werden! Und doch war dieſe 
Löſung notwendig, doch wird man hoffen können, daß ſich 
em neuen Geſetz gegenüber die Unzuträglichkeiten, die an 
ſich mit Teilreformen ſtets verbunden ſind, vermeiden laſſen 
werden. Zur Begründung dieſer Auffaſſung ſei auf die Ge⸗ 
ſichtspunkte, unter denen ſich die Reichsregierung zu der 
neuen Maßnahme entſchloß, näher eingegangen. 
Vorab ſei betont, daß ſich das neue Geſetz von den ZPO⸗ 
Novellen der drei letzten Jahre grundlegend unterſchei⸗ 
et. Jene Novellen, die zum größten Teil in Notverordnun⸗ 
gen enthalten waren, dienten vornehmlich der Vereinfachung 
und Verbilligung des Verfahrens und erhoben nicht den An⸗ 
pruch, grundſätzliche Reformen darzuſtellen. Die vorlie⸗ 
gende Novelle dagegen will, wie die große Pro⸗ 
zeßnovelle v. 13. Febr. 1924, grundſätzlich refor-⸗ 
mieren und den von dieſer unternommenen 
Verſuch, das Verfahren weſentlich ſchleuniger, 
ebensnäher und volkstümlicher zu geſtalten, 
entſchloſſen zu Ende führen. Dabei bewegt ſie ſich 
in der grundſätzlichen Richtung des ZPOEntwurfs von 1931 
und nimmt aus deſſen Verfahrensteil die weſentlichſten Neue⸗ 
rungen vorweg. 
„ Gewiß iſt es immer ein Wagnis, aus einen. einheit⸗ 
lichen Entwurf Stücke herauszubrechen. Es iſt aber anderer⸗ 
US zu beachten, daß dieſe Stücke nicht nur die für die 
bede ten Ziele der Reform allein wichtigen Teile 
bedeuten, ſondern auch mit den übrigen Anderungsvor⸗ 
ſchlägen des Entwurfs nicht ſo eng zuſammenhängen, daß 
etwa ihre Wirkſamkeit die gleichzeitige Durchführung auch 
dieſer Anderungen vorausſetzte. Was nämlich der Entwurf 
außer den jetzt vorweggenommenen Teilen brachte, diente, von 
0 0 durch das neue Geſetz noch nicht mit berückſichtigte Voll⸗ 
arclungsverfahren abgeſehen, vornehmlich nur dem Zweck, den 
fee en Aufbau des Geſetzes mit ſeinen neuen Grund⸗ 
nſchauungen in Einklang zu bringen (ſo z. B. die Vorweg⸗ 


nahme und ſorgfältigere Ausgeſtaltung des amtsgerichtlichen 
Verfahrens), eine Reihe von Streitfragen zu beſeitigen, wich⸗ 
tige Prozeßeinrichtungen, wie z. B. notwendige Streitgenoſſen⸗ 
ſchaft, Klage, Klageänderung, prozeßhindernde Einreden u. a., 
den Fortſchritten der Prozeßrechtswiſſenſchaft anzupaſſen. 


Während nun die Grundgedanken des Entwurfs über⸗ 
wiegend Zuſtimmung fanden, iſt gegen ſeine Einzelausgeſtal⸗ 
tung, namentlich von der Wiſſenſchaft, eine Reihe von Be⸗ 
denken erhoben, die eine gründliche und zeitraubende Nach⸗ 
prüfung nötig gemacht hätte, ehe die Arbeit abgeſchloſſen 
werden konnte, ganz abgeſehen von der eingehenden ſprach⸗ 
lichen Durcharbeitung, die am Schluß noch notwendig ſein 
würde. Dazu kam, daß für eine abſchließende Regelung des 
Vollſtreckungsrechts die heutige Notzeit, die weit über das 
für normale Zeiten erträgliche Maß hinaus Vollſtreckungs⸗ 
beſchränkungen nötig macht, wenig geeignet erſcheint. 


Erfordert ſo ein Abſchluß der Geſamtreform notgedrungen 
noch eine verhältnismäßig lange Zeit, ſo konnte andererſeits mit 
der Durchführung der grundſätzlich wichtigſten Reformen des 
Verfahrensteils der ZPO. nicht mehr gewartet werden. Denn 
die im Zuge der nationalen Revolution liegende Erneuerung 
unſeres Rechts, die unſere geſamten Rechtseinrichtungen volks⸗ 
tümlich geſtalten und der neuen Staatsauffaſſung anpaſſen 
ſoll, kann ſich nicht auf das Gebiet des materiellen Rechts 
beſchränken, auf dem fie ſchon fo machtvoll eingeſetzt hat (es 
ſei nur auf die im Reichserbhofgeſetz geſchaffene grundlegende 
Reform unſeres Bodenrechts hingewieſen). Sie muß ſich 
mit gleicher Kraft und vornehmlich auch auf das 
Zivilprozeßverfahren erſtrecken, von deſſen 
Brauchbarkeit für unſere Volksgenoſſen letzten 
Endes der praktiſche Wert unſerer ganzen Pri⸗ 
vatrechtsordnung abhängt. 


Dieſe zwingenden Erwägungen ließen alle Bedenken 
gegen die Zweckmäßigkeit einer Teilreform in den Hinter⸗ 
grund treten. Es kommt noch folgendes hinzu. Das Haupt⸗ 
bedenken, das gegen eine Teilreform erhoben werden kann, 
iſt ein pſychologiſches, nämlich die Befürchtung, daß die an der 
Rechtspflege Beteiligten von der Notwendigkeit jener grund⸗ 
ſätzlichen inneren Neueinſtellung, die allein den Er⸗ 
folg verbürgt, durch eine Novelle nicht ſo leicht überzeugt wer⸗ 
den können wie durch eine in allen ihren Teilen neu geſtaltete 
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3 PO. Bis zum Jahre 1932 war dieſes Bedenken völlig be⸗ 
rechtigt. Seit aber die große Volkserhebung, deren Zeugen 
wir ſind, in allen Volkskreiſen und nicht zuletzt im Juriſten⸗ 
ſtand eine große Umſtellung der Staats⸗ und Lebensauffaſ⸗ 
ſung hervorgerufen hat, hat ſich die Lage weſentlich ver⸗ 
ändert, und man wird hoffen können, daß ſich die Grund⸗ 
gedanken des neuen Geſetzes um ſo leichter durchſetzen wer⸗ 
den, als ſie, wie noch zu zeigen ſein wird, nichts weiter 
bedeuten als die Anwendung der unſere Volks⸗ 
erhebung tragenden Gedanken auf das Prozeß- 
verfahren. 


Die Novelle 1924, deren Wirkungen das neue Geſetz ſtei⸗ 
gern und zu den ſchon damals erſtrebten, aber längſt noch 
nicht voll erreichten Zielen führen will, ging von dem Ge⸗ 
danken aus, daß die ſämtlichen allgemein anerkannten Män⸗ 
gel der alten ZPO., das Fehlen der Ordnung, das Ver⸗ 
tagungsunweſen, die Prozeßverſchleppung, der Verluſt wahrer 
Mündlichkeit und Unmittelbarkeit, der die Findung der Wahr⸗ 
heit gefährdete und zu unvolkstümlicher Akten- und Protokoll⸗ 
juſtiz führte, ſämtlich innerlich zuſammenhängen und die 
Folge einer verfehlten Grundeinſtellung des Ge⸗ 
ſetzes waren. Dieſen Fehler der Grundeinſtellung ſah die 
Novelle 1924 in der Übertreibung der Rechte der Parteien und 
der damit verbundenen Feſſelung der Energie des Richters, der 
nicht hindern konnte, daß Termine über Termine der Vertagung 
anheim fielen und läſſige oder böswillige Parteien nach Ge⸗ 
fallen durch Nachſchleppen immer neuer Behauptungen und 
Beweiſe bis in die Berufungsinſtanzen hinein das Verfahren 
verzögerten und komplizierten. Der innerſte Grund für dieſe 
Einſtellung des alten Rechts war die liberaliſtiſche Gedanken⸗ 
welt, aus der es ſtammte, der Grundſatz vom laisser faire 
laisser aller. Es war der Gedanke vom freien Wechſelſpiel 
der Kräfte, demzufolge dem Einzelegoismus unbeſchwert von 
obrigkeitlicher Leitung breiteſter Betätigungsraum gelaſſen 
werden ſollte, in der Erwartung, daß ſeinen Auswüchſen der 
Egoismus der anderen, die ja ihre Intereſſen ebenſo un⸗ 
gehindert wahrnehmen konnten, wirkſam genug begegnen werde. 
Nirgends mußte ſich eine ſo unideale Weltanſchauung, die viel 
häufiger zum Sieg des bedenkenloſen Schiebers als des wahr⸗ 
haft Tüchtigen führt, verhängnisvoller auswirken, als auf 
dem Gebiet des Prozeßrechts, wo der Kläger, der ſeinem 
Gegner alle Behauptungen beweiſen muß, ohnehin der Schwä⸗ 


chere iſt. 


In der Erkenntnis dieſes Grundübels ging die Novelle 1924 
davon aus, daß unbeſchadet der Herrſchaftsrechte, die die Par⸗ 
teien in materieller Hinſicht über den Prozeßgegenſtand 
haben müſſen, ſie bei der Art ihrer Prozeßführung ihr 
egoiſtiſches Intereſſe dem Geſamtintereſſe an einer wohl⸗ 
geordneten, ebenſo ſchleunig wie gerecht arbeitenden Rechts⸗ 
pflege unterordnen müſſen. Deshalb beſeitigte die Novelle 1924 
das Recht der Parteien, Termine durch Vereinbarung einer 
Vertagung oder übereinſtimmendes Ausbleiben beliebig zu 
vereiteln, ermöglichte im Zuſammenhang damit die Akten⸗ 
lageentſcheidung, erhöhte die Verantwortlichkeit des Richters, 
der im Zuſammenwirken mit den Parteien zur Vorbereitung 
der Verhandlungen weitgehend mitzuwirken hatte, ermächtigte 
ihn, Verſchleppungsverſuchen durch Zurückweiſung verſpäteten 
Vorbringens entgegenzutreten uſw. Gerade dieſe grundſätz⸗ 
liche Neueinſtellung der Novelle 1924 war es aber, die ihr, vor 
allem im Anfang ihrer Geltung, mancherlei Mißtrauen, an 
vielen Stellen ſogar offene Feindſchaft zuzog. Namentlich 
große Teile der Anwaltſchaft befanden ſich, was beſonders 
auf dem Berliner „Notanwaltstag“ 1925 kraß hervortrat, 
noch ſo völlig im Banne der liberaliſtiſchen Auffaſſung, daß 
ſie die innere Berechtigung, ja Zwangsläufigkeit der von 
der Novelle 1924 eingeleiteten Umſtellung grundſätzlicher 
Anſchauungen nicht erkannten, ſondern in ihr nur Ver⸗ 
kümmerung geheiligter Partei⸗ und Anwaltsrechte, Rück⸗ 
fälle in veraltetem Polizeigeiſt, ja gar den Ausdruck an⸗ 
waltsfeindlicher Tendenzen erblickten. Wenn auch im Gegen⸗ 
ſatz hierzu der Richterſtand die Aufgaben, die ihm die 
Novelle ſtellte, freudig aufnahm, ſo war doch in ihm die 
Gewöhnung an die alte Grundanſchauung der ZPO. noch 
vielfach ſo ſtark, daß häufig von den prozeßbeſchleunigenden 


Mitteln der Novelle, namentlich, ſoweit die Zurückweiſung 
nachgeſchleppten Vorbringens in Betracht kam, nicht nach⸗ 
drücklich genug Gebrauch gemacht wurde. 


Alle dieſe Hemmungen, die in der ſeeliſchen Einſtellung 
der an der Rechtspflege Beteiligten wurzelten, ließen den un⸗ 
beſtreitbaren Erfolg der Novelle nicht ſo ſtark und nachhaltig 
werden, daß das Ergebnis den an ein gutes Prozeßverfahren 
zu ſtellenden Anforderungen genügte. Hierbei war freilich 
auch weſentlich mitbeſtimmend, daß die beim Inkrafttreten 
der Novelle infolge der Markſtabiliſierung einſetzende Hoch⸗ 
flut von in der Inflationszeit zurückgehaltenen Prozeſſen die 
Gerichte ungeheuer überlaſtete und ſchon dadurch die Energie, 
die ſie zur vollen Durchführung der Reform hätten einſetzen 
müſſen, weſentlich ſchwächte. 


Von der heutigen Staatsauffaſſung aus müſſen die 
Grundgedanken der Prozeßnovelle 1924 völlig anders als bei 
ihrer Entſtehung beurteilt werden. Sie erſcheinen heute nicht 
mehr als in ein bewährtes Rechtsſyſtem eingefügte fremde 
Gedanken, ſondern als die notwendige Beſeitigung verhäng⸗ 
nisvoller Überreſte einer überwundenen egoiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung. Wenn Gemeinnutz vor Eigennutz geht, ſo iſt es 
ſelbſtverſtändlich, daß obenan im Verfahren die Frage ſteht, 
wie der Prozeß zu einem wirklichen Rechtsſchutz wird, wozu in 
erſter Linie, ganz beſonders aber in Notzeiten, ein beſchleunig⸗ 
ter Verlauf die Vorbedingung iſt. Alles, was erforderlich iſt, 
um die Gerichte zu einer ſolchen Prozeßerledigung in den 
Stand zu ſetzen, haben die Parteien, die ihre Hilfe anrufen, 
willig zu tun. Ihr Intereſſe iſt dem Volksintereſſe an einer 
geſunden Rechtspflege unbedingt unterzuordnen, und da 
nichts die Gerichte mehr überlaſtet und nichts 
ſchädlicher für eine geſunde Rechtspflege iſt als 
Prozeßverſchleppung, ſo iſt deren tatkräftige 
Bekämpfung nicht nur das Recht, ſondern zu⸗ 
gleich ernſteſte Pflicht des Gerichts. Ebenſo ſelbſtver⸗ 
ſtändlich iſt heute, daß auch der Prozeß der Ordnung und 
Führung bedarf und daß hier der Richter der gegebene Füh⸗ 
rer iſt, der im Zuſammenwirken mit den Parteien mit aller 
Energie durch Ausnutzung aller Vorbereitungs möglichkeiten 
für die richtige Ausnützung der Termine ſorgen muß. Es iſt 
hiernach kein Zufall, wenn jetzt nach der Neugeſtaltung un⸗ 
ſeres Staatsweſens verſchiedene Juſtizminiſter der Länder, 
vor allem auch der preußiſche, nachdrücklich darauf hinweiſen, 
daß nur eine energiſche und ſchleunige Rechtspflege volks⸗ 
tümlich ſein kann und deshalb den Gerichten nahelegen, alle 
durch die Novelle 1924 gegebenen Möglichkeiten auszunützen, 
um in ſtraffer Führung des Verfahrens die Parteien bei der 
Vorbereitung der Verhandlungen zu unterſtützen und Ver⸗ 
ſchleppungsverſuchen entgegenzutreten. 


Aufgabe der Reichsgeſetzgebung iſt es, dieſes ſich für die 
Ziele der Novelle 1924 jetzt anbahnende Verſtandnis auszu⸗ 
nützen und alles zu tun, um unter Beachtung der inzwiſchen 
gemachten Erfahrungen durch entſchloſſene Weiterführung 
jener Reform ihre Wirkung zu ſteigern. Das iſt um ſo nötiger 
als die Novelle 1924 mit Rückſicht auf die Widerſtände, mit 
denen man damals rechnen mußte, ſich manche Beſchränkung 
auferlegen und vor allem mit Rückſicht auf die Mitwirkung 
des Reichstags in manchen Punkten eine Kompromißlöſung 
ſuchen mußte. Jetzt erſt iſt endlich die Zeit der halben Löſun⸗ 
gen überwunden, und die Allgemeinheit hat Verſtändnis da⸗ 
für gewonnen, daß man das einmal als notwendig erkannte, 
ganz tun muß. So iſt es an der Zeit, die alten Vorſchriften 
in dem Sinne zu ergänzen, daß die dem Gericht ge⸗ 
gebene Möglichkeit, durch ſtraffe Konzentrie⸗ 
rung des Streitſtoffs das Verfahren zu beſchleu⸗ 
nigen, ſoviel als irgend möglich verſtärkt und 
gleichzeitig durch die damit verbundene Steige” 
rung der Unmittelbarkeit und Lebendigkeit des 
Verfahrens die Garantien für die Wahrheits⸗ 
findung und damit für die Güte der Entſcheidun⸗ 
gen erhöht werden. Im Zuſammenhang damit ſteht die 
ebenfalls von unſerer heutigen Anſchauung aus ſelbſtverſtänd⸗ 
liche Aufgabe, mit der Prozeß verſchleppung auch die 
Prozeßlüge zu bekämpfen und die letzten Reſte eines mittel⸗ 
alterlich formalen Beweisrechts, nämlich den Eidesbeweis, zu 
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beſeitigen und ihn durch die der freien Beweiswürdigung des 
Gerichts unterliegende Parteivernehmung zu erſetzen. 

Neben dieſen großen Neuerungen, die, wie ſchon hervor⸗ 
gehoben, die wichtigſten Teile der in dem Entwurf von 1931 
vorgeſchlagenen Verfahrensreform vorwegnehmen, enthält 
das neue Geſetz noch eine Reihe von weniger bedeutenden 
Anderungen, die verſchiedenen in Einzelfragen hervorgetre⸗ 
tenen Unzuträglichkeiten, deren Beſeitigung dringend erſcheint, 
begegnen ſollen. 

Um kein Mißverſtändnis über die weitgeſteckten Ziele 
der neuen Reform und über die ſtrengen Anforderungen, die 
ihre Durchführung an Gerichte, Anwälte und Parteien ſtellt, 
aufkommen zu laſſen, hat die Reichsregierung es für ge⸗ 
boten erachtet, dem Geſetz einen Vorſpruch voranzuſtellen, 
der die Grundgedanken, von denen eine Prozeßführung im 
neuen Geiſte auszugehen hat, eindringlich zuſammenzufaſſen 
verſucht. 


B. Der Inhalt des Geſetzes im Einzelnen. 
Artikel 1 Anderungen der 5p. 
1. Wahrheitspflicht. 


Es bedarf keiner näheren Erläuterung, daß unſere heu⸗ 
tige Lebensauffaſſung von jedem Volksgenoſſen auch bei 
ſeiner Prozeßführung Reinlichkeit erfordert und es deshalb 
den Parteien nicht mehr geſtatten kann, das Gericht durch 
bewußt unwahre Behauptungen irrezuführen. Dem 8 138 
ZPO. wird deshalb ein Abſatz vorangeſtellt, wonach „die 
Parteien ihre Erklärungen über tatſächliche Umſtände voll⸗ 
ſtändig und der Wahrheit gemäß abzugeben haben“. Von 
einer Sanktion für dieſes Gebot hat man abgeſehen, weil 
man fürchtete, durch Androhung von Koſten⸗ oder Un⸗ 
gebührſtrafen ſeine ernſte ſittliche Bedeutung eher abzu⸗ 
ſchwächen als zu erhöhen. Denn auch beim Fehlen einer 
Strafvorſchrift iſt es keineswegs gleichgültig, ob ein Geſetz 
die Prozeßlüge ſtillſchweigend duldet oder ſie ausdrücklich 
verbietet. Vor allem aber ſind die Anwälte ſchon durch ihre 
Standespflicht genötigt, das Gebot zu beachten, ſie wür⸗ 
den alſo künftig nicht mehr in der Lage ſein, Parteibehaup⸗ 
tungen, deren Unrichtigkeit ihnen klar iſt, dem Gericht vor⸗ 
zutragen oder gar, wie es früher nicht ſelten geſchah, in 
einer Verhandlung, um die Situation zu retten, zugunſten 
ihres Auftraggebers aufs Geratewohl Behauptungen aufzu⸗ 
ſtellen, für deren Richtigkeit ſie keinen Anhalt haben. 


Auf der anderen Seite verſteht ſich von ſelbſt, daß die 
Wahrheitspflicht nicht die objektive, ſondern die ſubjektive 
Sahrheit betrifft, fo daß es alſo nur darauf ankommt, daß 
die Partei das ſagt, was ſie ſelbſt für richtig hält. Die 
Durchführung der Wahrheitspflicht wird hiernach keine Schwie⸗ 
rigkeiten machen. 


II. Maßnahmen zur ſtrafferen Zuſammenfaſſung 
des Streitſtoffes. 


a) Pflicht zur ſchriftlichen Vorbereitung 
neuer Ben tungen. Wenn auch dadurch, daß die 
Novelle 1924 das freie Vertagungsrecht der Parteien be⸗ 
ſeitigte und gegen das Vereiteln der Termine durch gemein⸗ 
ſchaftliches Ausbleiben der Parteien Vorkehrungen traf, das 
Vertagungsunweſen erheblich eingeſchränkt wurde, ſo waren 
auch energiſche Gerichte noch immer häufig genötigt, Ver⸗ 
tagungen deshalb zu bewilligen, weil in der Verhandlung 
er Anwalt einer Partei von ſeinem Gegner mit wichtigen 
neuen Behauptungen überraſcht wurde, auf die er ſich ohne 
Rückfrage bei ſeiner Partei nicht erklären konnte. Dieſe ſehr 
ergiebige Quelle von Prozeßverzögerungen gilt es zu ver⸗ 
ſtopfen. Zwar hatte von jeher nach der Vorſchrift des § 272 
jede Partei dem Gegner ſolche tatſächlichen Behauptungen uſw., 
auf welche er vorausſichtlich ohne vorhergehende Erkundigung 
keine Erklärung abgeben kann, vor der mündlichen Ver⸗ 
handlung mittels vorbereitenden Schriftſatzes ſo 
zeitig mitzuteilen, daß der Gegner die erforder⸗ 
u Erkundigung noch einzuziehen vermochte. 
Aber dieſe Vorſchrift enthielt bisher nur einen frommen 


Wunſch des Geſetzgebers, der nur zu häufig unerfüllt 
blieb. Nunmehr iſt für ihre Verletzung in einem Zuſatz 
zu 8 279 eine Sanktion vorgeſehen: Nicht rechtzeitig 
ſchriftſätzlich mitgeteilte neue Angriffs⸗ und Verteidigungs⸗ 
mittel kann das Gericht unter den Vorausſetzungen des 
§ 279 Abſ. 1 zurückweiſen, d. h. die Zurückweiſung ſetzt vor⸗ 
aus, daß das Unterlaſſen der ſchriftlichen Vorbereitung 
auf der Abſicht der Prozeßverſchleppung oder auf grober 
Nachlöſſigkeit beruht und daß die Zulaſſung der neuen An⸗ 
griffsmittel den Rechtsſtreit verzögern, nämlich zu einer 
Vertagung führen würde. Mit Rückſicht auf 8 283 ZPO. 
kann dieſe Vorſchrift auch auf das ſchriftlich nicht vorberei⸗ 
tete Anbringen neuer Beweismittel angewendet werden, wenn 
dem Gegner nicht zugemutet werden kann, ſich auf das Be⸗ 
weisangebot ohne vorherige Erkundigung zu erklären. Be⸗ 
ſonders zu beachten iſt, daß die neue Vorſchrift ihrer Natur 
nach nur für das Verfahren vor den Kollegialgerichten gilt, 
da an dem Satze, daß im amtsgerichtlichen Verfahren vor⸗ 
bereitende Schriftſätze nicht vorgeſchrieben find (8 129 Abſ. 2 
3PO.), nichts geändert werden konnte, wenn man nicht das 
Weſen dieſes Verfahrens verändern wollte. Im übrigen 
mußte nunmehr in 8 129 Abſ. 1 der Satz 2, wonach auch im 
Anwaltsprozeß die Nichtbeachtung des Gebots der Vorberei⸗ 
tung der Verhandlung durch Schriftſätze keine Nachteile in der 
Sache ſelbſt zur Folge hat, als nicht mehr zutreffend ge⸗ 
ſtrichen werden (Art. 1 Nr. 34 des Geſ.). — Es bedarf keiner 
Erwähnung, daß die neue Vorſchrift auch für den Teil des 
kollegialgerichtlichen Verfahrens gilt, der ſich vor dem Einzel⸗ 
richter abſpielt, da dieſer ja, ſolange der Prozeß in ſeiner 
Hand iſt, dem Prozeßgericht gleichſteht. 


b) Erweiterung der Berufungsbegründungs⸗ 
pflicht. Die heilſame Wirkung, die die durch die Novelle 
1924 eingeführte Berufungsbegründungspflicht nach Mittei⸗ 
lungen aus der Praxis anfangs hatte, iſt in der Folgezeit 
erheblich dadurch abgeſchwächt, daß ſich nach der vom NO. 
dem 8 519 gegebenen Auslegung der Berufungskläger mit 
einer ſog. formalen, d. h. einer auf Mitteilung der Anträge 
beſchränkten Berufungsbegründung begnügen konnte. Der 
eigentliche Zweck der Berufungsbegründung, daß Gericht und 
Berufungsbeklagter ſobald als möglich erfahren ſollten, in 
welcher Richtung ſich das Berufungsverfahren bewegen werde, 
wurde dadurch vereitelt. Nach der Neufaſſung des 8 519 Abſ. 3 
gehört nunmehr zur Vollſtändigkeit der Berufungsbegründung 
auch die beſtimmte Bezeichnung der im einzelnen 
anzuführenden Gründe der Anfechtung (Be⸗ 
rufungsgründe) ſowie der neuen Tatſachen, Beweismittel 
und Beweiseinreden, die die Partei zur Rechtfertigung ihrer Be⸗ 
rufung anzuführen hat. Durch dieſe Faſſung iſt klargeſtellt, daß 
ſich der Berufungskläger nicht mit einer nichtsſagenden Wen⸗ 
dung, etwa, die Rechtsauffaſſung des erſten Urteils iſt verfehlt“ 
oder „es wird die Beweiswürdigung bemängelt“, begnügen 
kann, er muß vielmehr „im einzelnen“ angeben, in welchen 
Punkten und weshalb er die Rechtsauffaſſung oder die Beweis⸗ 
würdigung des angefochtenen Urteils zu bemängeln hat. Fehlt 
es an einer ſolchen Angabe, ſo iſt, wenn ſie nicht vor Ablauf 
der Begründungsfriſt nachgeholt wird, die Berufung als un⸗ 
zuläſſig zu verwerfen. Anders verhält es ſich mit der An⸗ 
gabe neuer Tatſachen und Beweismittel, ſie iſt nur vor⸗ 
geſchrieben, ſoweit die Partei ihrer zur Rechtfertigung der 
Berufung bedarf. Hat alſo der Berufungskläger ſeine Be⸗ 
rufung auf andere, z. B. reine Rechtsgründe geſtützt, ſo iſt 
die Berufungsbegründung an ſich ausreichend, geht gleich⸗ 
wohl der Berufungskläger ſpäter zur Anbringung neuer Be⸗ 
hauptungen oder Beweismittel über, ſo kann dadurch die Be⸗ 
rufung nicht nachträglich unzuläſſig werden, es tritt vielmehr 
nur die Rechtsfolge des $ 529 Abſ. 3, alſo Nichtzulaſſung des 
neuen Vorbringens ein (vgl. a. Stein⸗Jonas Anm. IV 
1b zu 8519 38 O.). In dieſem Punkte iſt alſo der beſtehende 
Rechtszuſtand grundſätzlich nicht geändert, wenn es hinſicht⸗ 
lich der neuen Tatſachen ſtatt wie im bisherigen Text „gel⸗ 
tend zu machen beabſichtigt“ jetzt heißt „anzuführen hat“, jo 
iſt dies lediglich geſchehen, weil angeſichts der früheren Faſ⸗ 
ſung vereinzelt die Meinung vertreten wurde, ein Berufungs⸗ 
kläger, der den Entſchluß, neue Tatſachen zu bringen, erſt 
nach Einreichung der Berufungsbegründung gefaßt habe, könne 
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mit ſeinem neuen Vorbringen nicht zurückgewieſen werden, 
weil er ja in die Berufungsbegründung nur die neuen Tat⸗ 
ſachen aufzunehmen brauche, deren Anbringung er zur Zeit 
der Einlegung des Rechtsmittels „beabſichtigt“. 


c) Verſtärkung des Neuerungsverbots in der 
Berufungsinſtanz. Die größte Verſuchung zu einer 
ſchleppenden Prozeßführung bedeutet für die Parteien die 
Möglichkeit, neue Tatſachen nach Belieben nachzubringen. Die 
Gefahr wird zum Verhängnis, wenn dieſe Möglichkeit auch 
noch beim Übergang des Streites in die Berufungsinſtanz 
beſteht. Deshalb hat der Schöpfer der öſterreichiſchen ZPO., 
Franz Klein, das in dieſem Geſetz enthaltene vollſtändige 
Neuerungsverbot geradezu als den Schlußſtein aller ſeiner 
Beſtrebungen nach Prozeßbeſchleunigung betrachtet. Denn die 
Gewißheit, wichtige Tatſachen, die bis zur Erlaſſung des erſten 
Urteils nicht vorgebracht ſind, in der zweiten Inſtanz nicht 
mehr vorbringen zu dürfen, zwingt die Parteien, ſich ſchon 
in der erſten Inſtanz mit der Kenn des Prozeßſtoffes 
zu beeilen. Umgekehrt führt das unbeſchränkte beneficium 
novorum die Parteien in die Verſuchung, ſich einen großen 
Teil ihres Materials für die zweite Inſtanz aufzubewahren, 
wodurch leicht die erſte Inſtanz zu einem Verſuchsſtadium 
herabgedrückt und der Schwerpunkt des Prozeſſes in die zweite 
Inſtanz verlegt wird. Dies bedeutet aber nicht nur eine große 
Verzögerung des Verfahrens, ſondern entwertet es außer⸗ 
ordentlich, da eine lebensvolle Rechtspflege nur dort ſich ent⸗ 
wickeln kann, wo der Schwerpunkt in der erſten Inſtanz liegt, 
die für die Wahrheitsfindung weit größere Garantien bietet 
als die zweite, da ſie den Ereigniſſen zeitlich und den zu 
vernehmenden Zeugen meiſt auch räumlich weit näher iſt 
als die zweite und deshalb die weit größere Gewähr für 
eine volle Unmittelbarkeit der Beweiserhebung bietet. Die 
öſterreichiſche beſchränkte Berufung ohne weiteres auch in 
Deutſchland einzuführen, erſcheint freilich nicht unbedenk⸗ 
lich, da im Gegenſatz zu Oſterreich, wo dieſe Regelung ſchon 
vor der Einführung der ZPO. von 1896 beſtand, im groß⸗ 
ten Teile Deutſchlands ſchon lange vor der Einführung un⸗ 
ſerer ZPO. die freie Berufung galt und im Bewußtſein un⸗ 
ſeres Volkes feſt verwurzelt iſt. Andererſeits iſt es, um die Ge⸗ 
fahren des Neuerungsrechts zu beſeitigen, nicht nötig, es ganz 
auszuſchließen, ſondern es genügt, daß man ſeinem Mißbrauch 
energiſch genug entgegentritt. Die Novelle 1924 hatte, weil 
unter den damaligen Verhältniſſen mehr nicht durchzuſetzen 
war, ſich damit begnügt, dem Berufungsgericht die Mög⸗ 
lichkeit zu geben, neues Vorbringen, das den Rechtsſtreit 
verzögern würde, zurückzuweiſen, wenn es die Partei nach 
ſeiner freien Überzeugung in der Abſicht der Prozeßverſchlep⸗ 
pung oder aus grober Nachläſſigkeit nicht früher, d. h. nicht 
ſchon in erſter Inſtanz, vorgebracht hatte. Dieſe Vorſchrift hatte 
nach zahlreichen Mitteilungen von Gerichten zwar anfangs 
gute Wirkung getan, die Wirkung hatte aber bald nachgelaſſen, 
als ſich herausſtellte, daß die Gerichte von der ihnen gegebenen 
Zurückweiſungsmöglichkeit nur äußerſt vorſichtigen Gebrauch 
machten. Der Grund hierfür lag darin, daß die Gerichte, um 
neue Behauptungen in der Berufungsinſtanz zurückweiſen zu 
können, die Verſchleppungsabſicht oder grobe Nachläſſigkeit 
poſitiv feſtſtellen mußten, und daß auch dann noch die Zu⸗ 
rückweiſung in ihrem freien Belieben ſtand, was denjenigen 
Richtern, die noch ſtark unter dem Einfluß alter Gewohnheit 
ſtanden, den Entſchluß, im Einzelfalle Parteiintereſſen den 
großen Intereſſen der Rechtspflege zu opfern, weſentlich er⸗ 
ſchwerte. Das neue Geſetz hat deshalb zunächſt die Kannvor⸗ 
ſchrift in eine Mußvorſchrift verwandelt und läßt das 
dementſprechend ausgeſprochene Verbot der Zulaſſung prozeß⸗ 
verzögernden neuen Vorbringens in der Berufungsinſtanz 
immer eintreten, wenn nicht nach der freien Überzeugung des 
Berufungsgerichts die Partei das neue Vorbringen in erſter 
Inſtanz weder aus Verſchleppungsabſicht noch aus grober 
Nachläſſigkeit geltend zu machen unterlaſſen hatte. Die hierin 
liegende Verſchärfung der Neuerungsbeſchränkung iſt offen⸗ 
ſichtlich. Das Gericht kann nicht mehr, wie das bisher meiſt 
geſchah, die Frage, ob die Verſpätung des Vorbringens auf 
grobem Verſchulden beruht, unerörtert laſſen, ſondern darf 
auf das neue Vorbringen nur eingehen, wenn es poſitiv von 
dem Fehlen ſolchen Verſchuldens überzeugt iſt. Daraus ergibt 


ſich zugleich, daß ein Zweifel des Gerichts in der Verſchuldens⸗ 
frage künftig zur Zurückweiſung des neuen Vorbringens füh⸗ 
ren muß, während es bei der bisherigen Faſſung des Geſetzes 
gerade umgekehrt war. 


Läßt künftig ein Berufungsgericht neue Behauptungen 
oder Beweisanträge einer Partei zu, ohne ſich darüber aus⸗ 
geſprochen zu haben, ob und warum es vom Fehlen eines 
groben Verſchuldens bei der Verſpätung dieſes Vorbringens 
überzeugt iſt, fo liegt hierin an ſich ein Verfahrensverſtoß, 
und es erhebt ſich die Frage, ob dieſer Verſtoß, wenn er vom 
Oberlandesgericht begangen wird, mit der Reviſion gerügt 
werden kann. Die Frage iſt für das Gebiet des arbeitsgericht⸗ 
lichen Verfahrens, in dem für das Nachbringen von in der 
Berufungsbegründung nicht mitgeteilten neuen Behauptungen 
in § 67 ArbGG. eine ähnliche Regelung wie nunmehr all⸗ 
gemein in 8 529 ZPO. getroffen iſt, bereits mehrfach erörtert 
worden. Das RArbG. (ArbRſpr. 1931, 161) ſcheint anzu⸗ 
nehmen, daß die geſetzwidrige Zulaſſung neuen Vorbringens 
die Reviſion begründen kann, hat ſich freilich zu den prak⸗ 
tiſchen Schwierigkeiten, die ſich aus ſeiner Anſicht ergeben 
könnten, noch nicht geäußert. Es hat namentlich nicht dar⸗ 
gelegt, ob wirklich das Berufungsgericht, wenn es ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung die von ihm für völlig glaubwürdig erachtete Aus⸗ 
ſage eines grobſchuldhaft zu ſpät benannten Zeugen zugrunde 
gelegt hat und deshalb das Urteil aufgehoben wird, nunmehr 
bei ſeiner erneuten Entſcheidung die einmal gewonnene Über⸗ 
zeugung unberückſichtigt laſſen, alſo gegen ſeine Überzeugung 
entſcheiden ſoll. (Näheres hierüber bei Stein⸗Jonas, 
Anm. VI 2% zu § 529 ZPO.; Derſch⸗Volkmar, Anm. 4b 
zu $ 67 ArbGGG.; vgl. a. meine Anm. in ArbRſpr. 1931, 162 
unter II). 


Aber auch wenn man ſchließlich zu dem Ergebnis ge⸗ 
langt, daß die gegen § 529 neuer Faſſung verſtoßende Zu⸗ 
laſſung eines verſpäteten Vorbringens in der Reviſions⸗ 
inſtanz für ſich allein nicht zur Aufhebung des Berufungs⸗ 
urteils führen kann, ſo würde das die Verantwortlichkeit der 
Berufungsgerichte für die ſorgfältige Beachtung der neuen 
Vorſchrift nicht mindern. Es darf nie vergeſſen werden, daß 
ſie nicht zugunſten oder zum Schaden der einzelnen Parteien, 
ſondern aus den ſchon angegebenen Gründen im höheren 
Intereſſe der Rechtspflege erlaſſen iſt. Ferner lehrt 
die Erfahrung, namentlich auch bei der Handhabung des 8 67 
ArbSG., daß die ſtrenge Anwendung folder Vorſchriften 
nicht etwa zu beſonders häufigen Zurückweiſun⸗ 
gen oder gar erheblicher Beeinträchtigung wohl 
begründeter Rechte, ſondern nur dahin führt, 
daß die Parteien ſich auf die neue Rechtslage ein⸗ 
ſtellen und das unter dem milderen Recht immer 
für unmöglich Erklärte, nämlich die rechtzeitige 
Anbringung ihrer Behauptungen und Beweis⸗ 
mittel, möglich machen. 


Die Bezugnahme des 8 529 Abi. 2 Satz 2 und des Abſ. 3 
auf § 529 Abſ. 2 Satz 1 ergeben, daß künftig auch das ſchon 
in erſter Inſtanz wegen Verſpätung zurückgewieſene Vor⸗ 
bringen ſowie das an ſich in der Berufungsinſtanz zuläſſige, 
aber nicht in der Berufungsbegründung mitgeteilte Vorbringen 
nur zugelaſſen werden darf, wenn das Berufungsgericht vom 
Fehlen groben Verſchuldens i. S. von 8529 Abſ. 2 Satz 1 
n. F. überzeugt iſt. 


d) Mit Rückſicht darauf, daß in der Berufungsinſtanz das 
prozeßverzögernde Nachſchleppen neuen tatſächlichen Vorbrin⸗ 
gens nunmehr weitgehendſt beſchränkt wird, ſind die bisher in 
$8 527 und 529 Abſ. 4, 5 ZBO. enthaltenen, formaliſtiſch 
wirkenden Schranken fallen zu laſſen. Es beſteht kein Grund 
mehr, die Klageänderung in der Berufungsinſtanz anders zu 
behandeln als in der erſten. Es gelten alſo künftig auch hier, 
ſoweit nicht die ſchon heute in der Berufungsinſtanz geltenden 
Vorſchriften des 8 268 ZPO. eingreifen, die Grundſätze des 
8 264. Seinen Grundſätzen iſt nunmehr auch in der Neu- 
faſſung des 8529 Abſ. 5 die Zulaſſung der Aufrechnung?” 
einrede und in Abſ. 4 die Widerklage angepaßt. Von einer 
Sonderregelung für ſonſtige neue Anſprüche, z. B. Klage 
erweiterungen, Inzidentanſprüche i. S. des 8 280, iſt ganz 
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abgeſehen, da hier einem Mißbrauch ſchon durch die Be⸗ 
ſchränkungen des Nachbringens neuer tatſächlicher Angaben 
vorgebeugt iſt und die Erhebung ſolcher Anſprüche, ſoweit 
fie nicht durch 8 268 gedeckt wird, als Klageänderung zu be⸗ 
trachten und deshalb am beſten ebenſo wie jede andere Klage⸗ 
änderung zu behandeln iſt. Es entſpricht auch geſunder Prozeß⸗ 
ökonomie, die Miterledigung neuer Anſprüche in ein und dem⸗ 
ſelben Verfahren keinen weiteren Beſchränkungen als den zur 
Bekämpfung der Prozeßverſchleppung in 8 529 Abſ. 1 all⸗ 
gemein angeordneten zu unterwerfen. 


III. Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme. 


Die unter dieſer Überſchrift enthaltenen Vorſchriften des 
Geſetzes ſind die wichtigſten und weittragendſten. Die leidige 
Gewohnheit unſerer Kollegialgerichte, den allergrößten Teil 
der Beweiſe nicht ſelbſt im Anſchluß an die Verhandlung zu 
erheben, ſondern entweder durch den Einzelrichter oder durch 
den beauftragten Richter erheben zu laſſen, hat wie nichts 
ſonſt zum ſchleppenden Gang unſeres Prozeßverfahrens bei⸗ 
getragen. Denn ſchon eine einzige Zeugenvernehmung durch den 
beauftragten Richter führt dahin, daß ſtatt eines Termins 
drei mit zumeiſt recht erheblichen Zwiſchenpauſen ſtattfinden. 
Zuerſt der Verhandlungstermin, dann der Termin vor dem 
beauftragten Richter, und ſchließlich der Termin zur Fort⸗ 
ſetzung der Verhandlung. Zugleich mußte der Wert der Be⸗ 
weiserhebung ſchwer darunter leiden. Ganz abgeſehen davon, 
daß in der fortgeſetzten Verhandlung ſtatt des lebendigen 
Zeugenwortes nur ein Protokoll zum Gegenſtand der Er⸗ 
örterung gemacht werden kann und nur ein Mitglied der 
Kammer einen perſönlichen Eindruck von ſeiner Ausſage ge⸗ 
wonnen hatte, mußte auch in dieſem Mitglied, das in der 
Zwiſchenzeit ſo viel andere Geſchäfte zu erledigen hatte, der 
perſönliche Eindruck verblaßt ſein und die von Zufällig⸗ 
keiten beeinflußte Wortfaſſung, die der Zeugenaussage im 
Protokoll gegeben war, in den Vordergrund treten. Der 

artei, zu deren Nachteil ihr Gegner die Zeugenausſage 
verwertet, wird es unter dieſen Umſtäuden häufig leicht, 
urch Herumdeuten an der Protskollfaſſung, einſchrän⸗ 
kende Auslegung und ſonſtige dialektiſche Künſte die Beweis⸗ 
kraft abzuſchwächen. Sind gar eine Reihe von Zeugen und, 
wie das nur zu oft der Fall iſt, zu verſchiedenen Zeiten ver⸗ 
nommen, und haben ſie miteinander nicht völlig übereinſtim⸗ 
mende Bekundungen gemacht, ſo kann wieder das Kollegium 
nur durch ſorgfältiges Vergleichen der im Protokoll verwen⸗ 
deten Wortfaſſungen, nicht durch Gegenüberſtellung der Zeu⸗ 
gen, die Wahrheit ermitteln. Unter ſolchen Umſtänden wächſt 
für die den Prozeßverluſt fürchtende Partei der Anreiz, durch 
neue Beweisanträge noch einen Verſuch zur Hinausſchiebung 
der Entſcheidung zu machen, und für das Gericht dies Ge⸗ 
neigtheit, auf ſolche Verſuche einzugehen. Die Beweisauf⸗ 
nahme durch den beauftragten Richter iſt deshalb das größte 
Hindernis für eine konzentrierte, auf das wirklich Not⸗ 
wendige beſchränkte Beweisaufnahme und birgt immer die 
Gefahr langwieriger Erneuerungen der Beweiserhebung und 
der unnötigen Komplizierung des Streitſtoffs. Und während 
onſt häufig mit der Dauer der Vorbereitung der Wert 
eines Werkes wächſt, iſt es bei einem Prozeß umgekehrt, 
denn je mehr ſich das Beweismaterial auf eine Kette weit 
auseinander liegender Beweisprotokolle verteilt, je unförmiger 
das Aktenmaterial anſchwillt, um ſo mehr geht die Unmittel⸗ 
barkeit verloren, um ſo mehr gewinnt bei der endlich zu er⸗ 
laſſenden Entſcheidung das Gericht ſein Urteil ſtatt aus dem 
indruck des geſprochenen lebendigen Zeugenwortes aus totem 
Papier. Das gleiche gilt aber auch für die Parteivorträge. 
Denn in einem Verfahren, in dem das Parteivorbringen ſtatt 
im eine einzige Verhandlung zuſammengedrängt zu werden, in 
„einen Portionen auf zahlreiche Termine verteilt wird, kann 
lich eine wahre Mündlichkeit nicht entwickeln, muß vielmehr 
notgedrungen die Verhandlung in weitem Maße durch Be⸗ 
zugnahmen auf Schriftſätze erſetzt werden. Daß nun das 
Gericht auch von dem Inhalt des Parteivorbringens keinen 
lebensvollen Eindruck erhalten kann, wenn es ihn ſich aus 
einer Reihe von Schriftſätzen moſaikartig zuſammenſtellen 
muß, bedarf ebenfalls keiner Begründung und findet gelegent⸗ 
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lich in manchen Beſchwerden, in denen die Parteien darüber 
klagen, daß ſie beim Durchleſen des Urteils gar nicht den 
Eindruck gewonnen hätten, als ſei das dort Erörterte ihre 
eigene Sache, draſtiſchen Ausdruck. Überhaupt muß ein ſolches 
Verfahren ohne Mündlichkeit und Unmittelbarkeit den Parteien 
unverſtändlich bleiben und ſie mit Mißtrauen erfüllen, kommt 
es doch nicht ſelten vor, daß eine im Sitzungsſaal anweſende 
Partei gar nicht merkt, wenn ihre Sache verhandelt wird 
und immer weiter getreulich wartet. 


Ganz anders ein Verfahren, in dem nach entſprechender 
Vorbereitung, insbeſ. auch Anwendung des 8 272 b, Partei⸗ 
vortrag und Beweisaufnahme in eine einzige Verhandlung 
zuſammengedrängt wird. Hier wird ſich von ſelbſt eine leben⸗ 
dige Mündlichkeit entwickeln, die dem Gericht das, was die 
Parteien wollen, klar gegenwärtig macht und die Möglichkeit 
gibt, Unklarheiten ſofort zu bereinigen. Vor allem aber hat die 
an die Parteibehauptungen angeſchloſſene unmittelbar vom 
Prozeßgericht ſelbſt vorgenommene Beweiserhebung eine ganz 
andere Wucht und klärende Kraft als die Erörterung von Be⸗ 
weisprotokollen. Dialektiſche Erörterungen über Sinn und 
Bedeutung der Zeugenworte können nicht aufkommen, da jeder 
Zweifel alsbald durch eine einzige Frage behoben werden 
kann. Die Gefahr, daß eine unwahre Behauptung alsbald 
ſchlagend widerlegt werden kann, wird von ſelbſt die Parteien 
zur Vorſicht nötigen und den Kampf gegen die Prozeßlüge 
am wirkſamſten unterſtützen. Daß ein ſolches mündliches und 
unmittelbares Verfahren das Gericht weit näher an die 
Wahrheit heranführt als das ſchriftliche und auch für die 
Parteien weit verſtändlicher und überzeugender iſt, liegt auf 
der Hand und zeigt ſich überall, wo ſchon heute die Unmittel⸗ 
barkeit ernſtlich durchgeführt wird, wie z. B. im arbeitsgericht⸗ 
lichen Verfahren. Vorſitzende von Arbeitsgerichten und 
Landesarbeitsgerichten haben oft betont, daß ihnen die im 
gewöhnlichen Verfahren oft ſo ſchwierige Sachfeſtſtellung im 
Anſchluß an die unmittelbare Beweiserhebung keine Schwierig⸗ 
keiten macht, die Wahrheit vielmehr meiſt mit aller Deutlich⸗ 
keit hervortritt. Dieſe klärende Kraft der unmittelbaren Be⸗ 
weiserhebung hat auch die Wirkung, daß ſie es der an der 
Verlängerung des Prozeſſes intereſſierten Partei weſentlich 
erſchwert, das Verfahren durch neue Beweisanträge zu kom⸗ 
plizieren, überhaupt zum Abſchluß drängt und dem Gericht 
den Entſchluß, verſchleppende Beweisanträge zurückzuweiſen, 
erleichtert, wodurch wieder für die Parteien der Antrieb, ihre 
Beweismittel rechtzeitig und erſchöpfend vorzubringen, weſent⸗ 
lich verſtärkt wird. 


Danach iſt die Einführung der vollen Unmittelbarkeit des 
Verfahrens unerläßlich, wenn man die Prozeßverſchleppung 
wirklich ernſtlich bekämpfen will. Dieſe Maßnahme bietet aber 
auch gleichzeitig die größtmögliche Gewähr für eine ſichere 
Wahrheitsfindung und für Volkstümlichkeit des Verfahrens. 
Bei dieſer Sachlage wird jeder an der Rechtspflege Beteiligte 
zur Durchführung der Unmittelbarkeit mit aller Kraft mit⸗ 
wirken, wenn es ihm ernſt damit iſt, daß auch in das 
Zivilprozeßverfahren ein neuer Geiſt einziehen, 
der Prozeß dem Volke wieder verſtändlich werden 
und die Möglichkeit, daß gewöhnliche Amtsge⸗ 
richtsprozeſſe ſich durch viele Monate, Land⸗ 
gerichtsprozeſſe ſich oft ſogar durch viele Jahre 
hinziehen, der Vergangenheit angehören ſoll. 
Von gleichen Empfindungen war auch auf dem Leipziger Ju⸗ 
riſtentag die große Verſammlung beſeelt, die den Worten von 
Profeſſor Kiſch lauſchte und ihm lebhafteſten Beifall zollte, 
als er in Übereinſtimmung mit dem Entwurf einer ZPO. von 
1931 die Einführung der vollen Unmittelbarkeit 
forderte und dieſe Forderung als die ſelbſtver⸗ 
ſtändliche Folgerung aus den Grundſätzen un⸗ 
jerer neuen Staatsauffaſſung bezeichnete. 


Man kann auch nicht einwenden, daß die Unmittelbarkeit 
nicht durchführbar ſei, weil ſie die Gerichte überlaſten würde. 
Denn die frühere Methode der Beweiserhebung durch beauf⸗ 
tragte Richter war ja die Haupturſache für die lange Prozeß⸗ 
dauer, für die große Zahl der Termine, die in den meiſten 
Sachen in ſtändigem Wechſel von Verhandlungs⸗ und Be⸗ 
weisterminen ſtattfanden. Dieſe Wirkungen bedeuteten aber 
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ſelbſtverſtändlich eine ungeheure Belaſtung der Gerichte, da 
Vorſitzender und Berichterſtatter zu jedem neuen Termin die 
ſtändig umfangreicher werdenden Akten immer von neuem in 
mühevoller Arbeit durchleſen mußten. Man braucht ſich nur 
mal die Geſamtzeit an gerichtlicher Arbeit, die in einem jo 
lange hingeſchleppten Verfahren geleiſtet wird, zu vergegen⸗ 
wärtigen, um ſofort zu erkennen, daß durch die unmittelbare 
Beweiserhebung, ſelbſt wenn ſie das Gericht mehrere Stunden 
hindurch beſchäftigt, im Endergebnis ſtatt einer Belaſtung 
eine große Entlaſtung herbeigeführt wird, wie ſich auch über⸗ 
all, wo die unmittelbare Beweisaufnahme durchgeführt iſt, ſo 
z. B. in Sſterreich und bei uns im arbeitsgerichtlichen Ver⸗ 
fahren gezeigt hat. Selbſtverſtändlich geht ein ſolches Ver⸗ 
fahren nicht an, wenn vor den Kollegialgerichten ſo viel Ter⸗ 
mine anſtehen wie heute. Das wird ja aber gerade bei Durch⸗ 
führung der unmittelbaren Beweisaufnahme nicht mehr mög⸗ 
lich ſein, da dann jede Sache nur ein einziges Mal ver⸗ 
handelt wird, ſo daß die Zahl der in den einzelnen Sitzungen 
anſtehenden Termine auf einen kleinen Bruchteil der heutigen 
Zahl zuſammenſchrumpfen muß. Schwierigkeiten können nur 
in der Übergangszeit eintreten, dieſe Schwierigkeiten müſſen 
aber durchgekämpft werden, da das hohe Ziel der Schaf⸗ 
fung eines ſchleunigen volkstümlichen Prozeſſes 
jedes Opfer wert iſt. Im übrigen werden die augenblick⸗ 
lichen Verhältniſſe die Übergangsſchwierigkeiten erträglich ge⸗ 
ſtalten, da die Geſchäfte der Gerichte erheblich zurückgegangen 
ſind, auch können die Landesjuſtizverwaltungen in der Über⸗ 
gangszeit durch vorübergehende Perſonalvermehrung helfend 
eingreifen. 


Die geſetzlichen Folgerungen, die das Geſetz aus dieſen 
Grundgedanken gezogen hat, ſind verhältnismäßig einfach: 


a) Nach der Neufaſſung des § 375 3PO. darf die Auf⸗ 
nahme eines Zeugenbeweiſes nicht mehr wie bisher einem 
beauftragten Richter ſchon dann übertragen werden, „wenn 
die Beweisaufnahme vor dem Prozeßgericht (wegen ſeiner 
Geſchäftsbelaſtung) erheblichen Schwierigkeiten unterliegen 
würde“, ſondern nur, „wenn zur Ermittlung der Wahrheit 
die Vernehmung der Zeugen an Ort und Stelle dienlich er⸗ 
ſcheint oder nach geſetzlicher Vorſchrift der Zeuge nicht an der 
Gerichtsſtelle zu vernehmen it (3. B. wenn er an Ort und 
Stelle vernommen werden ſoll, wenn er verhindert iſt, vor 
dem Prozeßgericht zu erſcheinen, wenn er ſich in ſo großer 
Entfernung von dem Prozeßgericht aufhält, daß ſeine Ver⸗ 
nehmung vor dieſem unzweckmäßig erſcheint). 


Danach hat die Kammer, wenn ſie eine Zeugenverneh⸗ 
mung beſchließt, in allen Fällen, in denen der Zeuge an Ge⸗ 
richtsſtelle vernommen wird, ohne Ausnahme die Vernehmung 
ſelbſt zu bewirken. 


Hinſichtlich der Möglichkeit, einen Zeugen durch einen 
erſuchten Richter zu vernehmen, hat ſich nichts geändert. Nach 
der auf möglichſte Steigerung der Unmittelbarkeit gerichteten 
Grundanſchauung des Geſetzes wird aber künftig das Gericht 
nicht jeden von ſeinem Sitz entfernt wohnenden Zeugen aus⸗ 
nahmslos durch einen erſuchten Richter vernehmen dürfen, 
ſondern wird immer unter Berückſichtigung aller Umſtände 
genau prüfen müſſen, ob im Einzelfalle nicht ſeine Ver⸗ 
nehmung vor dem Prozeßgericht angebracht erſcheint. 


b) Damit nun nicht die Einrichtung des Einzelrichters 
künftig dazu mißbraucht wird, die Vernehmung der Zeugen 
vor dem Kollegium zu umgehen, umgrenzt die Neufaſſung des 
8 349 Abſ. 2 ZPO. die Beweiserhebungsbefugniſſe des Ein⸗ 
zelrichters enger, als dies bisher geſchehen war. Es wird jetzt 
klargeſtellt, daß es Aufgabe des Einzelrichters lediglich ift, die 
dem Geſetz vorſchwebende große, Parteivortrag und Beweis⸗ 
erhebung umfaſſende Verhandlung vor dem Prozeßgericht vor⸗ 
zubereiten. Nur einzelne Beweiſe darf er ſelbſt erheben, ſo⸗ 
weit dies „zur Vereinfachung der Verhandlung vor dem Pro⸗ 
zeßgericht wünſchenswert und von vornherein anzunehmen iſt, 
daß das Prozeßgericht das Beweisergebnis auch ohne un⸗ 
mittelbaren Eindruck von dem Verlauf der Beweisaufnahme 
ſachgemäß zu würdigen vermag“. Danach ſoll einerſeits die 
Verhandlung vor dem Kollegium bei umfangreichen Beweis⸗ 
aufnahmen von Kleinigkeiten und Ballaſt befreit werden kön⸗ 


nen, man denke z. B. an den Fall, daß in einem Bauprozeß 
oder Schadenserſatzprozeß Feſtſtellungen über den Zuſtand 
einer Reihe von Gegenſtänden, über die verſchiedene Zeugen 
auszuſagen haben, zu treffen ſind oder daß feſtzuſtellen iſt, 
in welchen Zeiten und zu welchem Lohn eine Partei im Ar⸗ 
beitsverhältnis geſtanden hat. Es ſollen dabei aber nur ſolche 
Beweiserhebungen vor dem Einzelrichter ſtattfinden, bei denen 
von vornherein, d. h. z. B. bei Zeugen mit Rückſicht auf 
den Gegenſtand der Vernehmung (vgl. die vorerwähnten Bei⸗ 
ſpiele), anzunehmen iſt, daß es zur richtigen Würdigung des 
Beweisergebniſſes eines perſönlichen Eindrucks von dem Ver⸗ 
lauf der Beweisaufnahme nicht bedarf. § 349 Abi. 2 ſoll 
alſo künftig zwar Unzuträglichkeiten, die ſich 
durch eine ausnahmsloſe Übertragung der ge⸗ 
ſamten Beweisaufnahme auf das Kollegium er⸗ 
geben könnten, erheblich mildern, darf aber nie 
zur Umgehung der vom Geſetz geforderten grund⸗ 
ſätzlichen Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme 
mißbraucht werden. 


c) Die Neufaſſung des § 349 Abſ. 2 ſucht gleichzeitig 
noch eine Schwierigkeit zu beſeitigen, die ſich bei der An⸗ 
wendung der Vorſchriften über den Einzelrichter gelegentlich 
ergeben hat. Da an ſich der Einzelrichter die Sache ſo lange 
zu behalten hat, bis ſie verhandlungsreif iſt, konnte es vor⸗ 
kommen, daß ein unentſchloſſener Einzelrichter die Vor⸗ 
bereitung unnötig lange ausdehnte. Ob in dieſem Falle der 
Vorſitzende ein Recht zum Eingreifen habe, war zweifelhaft. 
Das neue Geſetz löſt den Zweifel dahin, daß bei Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten zwiſchen Einzelrichter und Vorſitzendem über 
die Verhandlungsreife das Prozeßgericht zu entſcheiden hat. 
Damit iſt zugleich klargeſtellt, daß der Vorſitzende das Recht 
hat, ſich jederzeit von dem Stand der Einzelrichtertätigkeit zu 
überzeugen. 


d) Beſonderer Erwähnung bedarf noch, daß der in der 
Neuregelung der 88 349 Abſ. 2, 375 3PO. zum Ausdruck 
gekommene, in dem Vorſpruch des Geſetzes noch beſonders be⸗ 
tonte Beſchleunigungs⸗ und Unmittelbarkeitsgrundſatz auch 
den Amtsgerichten die Pflicht auferlegt, ſich 
dieſem Grundſatz anzupaſſen. Auch dort, wo ja eine 
der Vorbereitung durch den Einzelrichter des Kollegialgerichts 
gleichwertige Vorbereitung durch das Güteverfahren erreicht 
werden kann, iſt anzuſtreben, daß Verhandlung und Beweis⸗ 
erhebung in einen einzigen Streittermin zuſammengedrängt 
werden. Es iſt noch heute eine häufige Erſcheinung, daß bei 
den Amtsgerichten trotz der durch das Güteverfahren ge⸗ 
wonnenen Sachaufklärung nach Scheitern des Gütetermins 
zuerſt nur ein lediglich zur Verhandlung beſtimmter Termin 
anberaumt wird und eine in dieſem Termin als erforder⸗ 
lich erachtete Beweiserhebung in einem beſonderen Termin 
ſtattfindet, nach deſſen Abſchluß wieder ein neuer Termin 
zur Verhandlung über die Beweiserhebung angeordnet wird. 
Eine ſolche Zerſtückelung des Verfahrens iſt beim Amts⸗ 
gericht genau ſo verhängnisvoll wie bei den Kollegialgerichten, 
führt vor allem auch hier zu immer neuen Beweisanträgen 
und immer ſtärkerer Vermehrung der in der einzelnen Sache 
ſtattfindenden Termine. Aber auch die Unmittelbarkeit geht 
bei jo geführten amtsgerichtlichen Prozeſſen vollſtandig ver⸗ 
loren. Denn, ſelbſt wenn am Schluſſe eines ſo verlaufenden 
Verfahrens noch derſelbe Richter entſcheidet, der es begonnen 
hat, kann er ſich unmöglich noch der Einzelheiten der vielen 
zeitlich weit auseinander liegenden Parteivortrage und Zeu⸗ 
genvernehmungen aus dem Gedächtnis erinnern, er fällt viel⸗ 
mehr ſchließlich ſein Urteil auf Grund von Schriftſätzen und 
Protokollen, treibt alſo genau fo gut wie ein mit dem be⸗ 
auftragten Richter arbeitendes Kollegium eine papierene In 
ſtiz; die Mündlichkeit iſt auch hier ein bloßer Schein. 


IV. Anderungen des Eidesrechts. 


1. Beweis durch Parteivernehmung. Daß der 
heute geltende Eidesbeweis mit allen ſeinen formaliſtiſchen 
Verwicklungen: Eideszuſchiebung, Zurückſchiebung uſw. und 
mit der Ausſchaltung der freien Beweiswürdigung unter Bin⸗ 
dung des Richters an die beſchworene Eidesformel in unſere 
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heutige Zeit nicht mehr paßt, iſt ſchon längſt allgemeine Über⸗ 
zeugung geworden. Die nach dieſer Richtung vom Entwurf 
einer ZPO. gemachten, ſtark an die öſterreichiſche ZPO. an⸗ 
genäherten Anderungsvorſchläge ſind deshalb auch im Grund⸗ 
ſatz ohne Widerſpruch geblieben. Auch in den Einzelheiten hat 
das neue Geſetz die Vorſchläge des Entwurfs größtenteils über⸗ 
nommen. Danach tritt an die Stelle der Auferlegung des ge⸗ 
ſtabten Eides die nach Art einer Zeugenbefragung verlaufende 
Parteivernehmung. Im Gegenſatz zum öſterreichiſchen Recht, 
das in der Regel beide Parteien vernehmen läßt, iſt aber die 
Parteivernehmung als Beweismittel in der Hand der beweis⸗ 
pflichtigen Partei ausgeſtaltet, derart, daß auf Antrag 
er beweispflichtigen Partei deren Gegner über 
das Beweisthema zu hören iſt (8 445 n. F.). Nur im 
Einverſtändnis beider Parteien kann die beweis pflichtige 
Partei über das Beweisthema vernommen werden (8 447). 
Damit ſoll verhindert werden, daß prozeßſüchtige Perſonen 
haltloſe Prozeſſe in der Hoffnung beginnen, durch ihre eigene 
Ausſage das Gericht überzeugen zu können. Ebenſo wie der 
eutige Parteieid iſt künftig auch die Parteivernehmung ein 
ſubſidiäres Beweismittel, das nur anzuwenden iſt, wenn an⸗ 
dere Beweiſe nicht angetreten oder erfolglos geblieben ſind 
(8 445 Abſ. 1). Hinſichtlich einer Tatſache, deren Gegenteil 
das Gericht bereits für erwieſen erachtet, iſt der Antrag auf 
Parteivernehmung nicht zuläſſig ($ 445 Abf. 2). 


Das Gericht kann im übrigen, ähnlich, wie heute der rich⸗ 
terliche Eid möglich iſt, die Vernehmung einer oder beider 
arteien auch von Amts wegen anordnen, wenn ſchon ein 
Verhandlungs⸗ oder Beweisergebnis vorliegt, dieſes aber nicht 
ausreicht, um dem Gericht volle Klarheit über die Wahrheit 
oder Unwahrheit einer Behauptung zu verſchaffen (8 448). 
Hierdurch hat der Richter in allen Fällen, in denen die Ver⸗ 
nehmung einer Partei nach 8 445 beantragt iſt, die Möglich⸗ 
weit, ſofern ihm das ſachgemäß erſcheint, von ſich aus auch die 
ernehmung der anderen Partei anzuordnen. 


Die Partei, deren Vernehmung beantragt iſt, kann zur 
Ausſage nicht gezwungen werden, kann es vielmehr ablehnen, 
ich vernehmen zu laſſen. Ob das Gericht hierin ein Zuge⸗ 
kändnis der vom Gegner behaupteten Tatſache erblicken will, 
hängt von ſeiner freien Beurteilung der geſamten Sachlage ab, 
wobei vor allem etwaige für die Weigerung angegebene Gründe 
zu würdigen ſind. Auch wenn die Partei, deren Vernehmung 
beantragt iſt, auf Verlangen des Gerichts eine Erklärung über⸗ 
haupt nicht abgibt, iſt dieſes Verhalten vom Gericht frei zu 
würdigen (§ 446). 


. Das Gericht ordnet die Parteivernehmung durch Beweis⸗ 
deſchluß an. War die Partei bei der Verkündung des Beſchluſ⸗ 
ſes nicht anweſend, fo wird fie zum Vernehmungstermin per⸗ 
ſönlich von Amts wegen unter Mitteilung des Beweisbeſchluſ⸗ 
les geladen (8 450 Abſ. 1). Werden vor der Vernehmung wei⸗ 
tere Beweismittel geltend gemacht, ſo kann die Ausführung 
des Beſchluſſes ausgeſetzt und von der Vernehmung abgeſehen 
5 erden, wenn die neuen Beweiſe zu einer Klärung der Be⸗ 
weisfrage geführt haben. Dieſe Regelung folgt aus der ſub⸗ 
Ndiären Natur der Parteivernehmung und entſpricht den 
Grundgedanken des geltenden 8 454. 


Auch der Verlauf der Parteivernehmung muß ſich in 
vielen Punkten der Zeugenvernehmung anpaſſen, anwendbar 
(en 88 375, 376, 395 Abſ. 1, Abſ. 2 Satz 1, 396, 397, 398. 
Nicht anwendbar ſind die Vorſchriften über Zeugnisverweige⸗ 
kungsgründe, da eine Verpflichtung der Parteien, ſich 
ormlich vernehmen zu laſſen, nicht beſteht. 


b Die Partei wird, weil ja das ganze Verfahren reſtlos von 
em Grundſatz freier Beweiswürdigung beherrſcht wird und 
tele vor allem für die Wertung der Parteiausſage ſelbſt gilt, 


ee uneidlich vernommen. Nur wenn der Richter, um 
zolle Gewißheit über die Richtigkeit oder Unrichtigkeit der Aus⸗ 
gage zu gewinnen, dies für erforderlich hält, kann er von der 
artei die Beeidigung ihrer Ausſage verlangen. Das Gericht 
rd hiernach zu einer Beeidigung der Partei nur ſchreiten, 
1 es geneigt iſt, falls der Eid geleiſtet wird, die Wahrheit 
5 von ihr gemachten Bekundung anzunehmen; es wird alſo 
r Fall, daß trotz des Eides das Gegenteil der beſchworenen 


Angaben vom Gericht für richtig gehalten wird, kaum ein⸗ 
treten. Werden beide Parteien vernommen, ſo darf, wie in 
Oſterreich, über dieſelbe Tatſache nur eine vereidigt werden 
(8 452 Abi. 1 S. 2). Wenn auch, falls die Beeidigung gefor⸗ 
dert wird, nicht, wie bisher, ein beſtimmter Satz, ſondern die 
Ausſage in ihrem Zuſammenhang zu beſchwören iſt, ſo ſchließt 
dies doch nicht aus, daß das Gericht, unweſentliche Teile der 
Ausſage beiſeite laſſend, nur hinſichtlich eines beſtimmt zu 
bezeichnenden Abſchnitts der nach der Neufaſſung des § 161 
(vgl. Art. 1 Nr. 36 d. Gef.) zu protokollierenden Ausſage die 
Beeidigung fordert. Die Eidesnorm entſpricht der Norm des 
Zeugeneides. Die wegen wiſſentlicher Verletzung der Eides⸗ 
pflicht rechtskräftig verurteilte Partei darf nicht vereidigt wer⸗ 
den. Die Möglichkeit, daß die Gegenpartei auf die Beeidigung 
verzichtet, iſt aufrechterhalten. 


Wie die Ausſage ſelbſt, iſt auch die Tatſache ihrer Ver⸗ 
weigerung oder die Verweigerung des Eides vom Gericht frei 
zu würdigen (§ 453). 


Da die Partei nicht verpflichtet iſt, ſich vernehmen zu 
laſſen, vielmehr ihre Ausſage verweigern darf, kann ſie auch 
zum Erſcheinen im Vernehmungstermin nicht gezwungen wer⸗ 
den. Der Fall liegt anders als der, daß das perſönliche Er⸗ 
ſcheinen der Partei „zur Aufklärung des Sachverhalts“ nach 
§ 141 ZPO. angeordnet wird. Denn in letzterem Falle ſoll fie 
nicht eine unter der Möglichkeit der Beeidigung ſtehende, als 
Beweismittel dienende Ausſage abgeben, ſondern nur näher 
darlegen, welche Parteibehauptungen ſie aufſtellen will. Bleibt 
die Partei im Vernehmungstermin aus, ſo gilt auch hinſichtlich 
der Frage, ob hierin eine Verweigerung der Ausſage zu erblicken 
iſt, der Grundſatz der freien Beweiswürdigung (§ 454 Abſ. 1). 
Hat alſo die Partei für ihr Ausbleiben ausreichende Gründe an⸗ 
gegeben, die erkennen laſſen, daß ſie ihre Abſicht, auszuſagen, 
aufrechterhält, ſo wird die Anberaumung eines neuen Verneh⸗ 
mungstermins (8 454 Abſ. 2) geboten fein. Gewinnt das Gericht 
dagegen die Überzeugung, daß die Partei ſich der Vernehmung 
entziehen will, fo wird es die Ausſage als verweigert betrach⸗ 
ten und aus dieſer Weigerung die ihm geeignet erſcheinenden 
Schlüſſe ziehen (88 453, 446). In allen Fällen, in denen die 
Ausſage beim Ausbleiben der Partei als verweigert betrachtet 
wird, hat das Gericht nunmehr zur Hauptſache zu verhandeln. 
War die ausgebliebene Partei auch nicht durch einen Bevoll⸗ 
mächtigten vertreten, ſo kann je nach dem Antrag des erſchie⸗ 
nenen Gegners eine Aktenlageentſcheidung oder ein Verſäum⸗ 
nisurteil ergehen. War die ausgebliebene Partei durch einen 
Bevollmächtigten vertreten, ſo wird kontradiktoriſch verhandelt 
und je nachdem, wie das Gericht das Ausbleiben wertet, ent⸗ 
ſchieden. Die Möglichkeit eines nachträglichen Sicherbietens 
der ausgebliebenen Partei zur Ausſage innerhalb beſtimmter 
Friſt, wie es der Entwurf der ZPO. analog dem geltenden 
§ 466 noch enthielt, hat das Geſetz nicht vorgeſehen, weil es 
nur in einem Eidesverfahren, das den Richter an beſtimmte 
Beweisregeln bindet, einen Sinn hat. Es kann freilich, auch 
wenn ein Bevollmächtigter der Partei im Termin anweſend 
iſt, leicht der Fall vorkommen, daß über die Gründe, aus denen 
die Partei ausgeblieben iſt, nichts bekannt geworden iſt und 
der Richter deshalb mit der Möglichkeit einer im letzten Augen⸗ 
blick eingetretenen unverſchuldeten Behinderung rechnen muß. 
In dieſem Fall kann er ſich dadurch helfen, daß er einen Ter⸗ 
min zur Verkündung einer Entſcheidung anberaumt und, wenn 
eine triftige Entſchuldigung eingeht, einen neuen Vernehmungs⸗ 
termin, andernfalls aber eine auf der Annahme der Eidesver⸗ 
weigerung (§ 454 i. Verb. m. 453 Abf. 2, 446) beruhende Ent- 
ſcheidung verkündet. Die in § 472 des geltenden Rechts ent⸗ 
haltene verwickelte Regelung der Eideszuſchiebung an Streit⸗ 
genoſſen konnte für die von dem Grundſatz der freien Beweis⸗ 
würdigung beherrſchte Parteivernehmung dahin vereinfacht 
werden, daß das Gericht frei beſtimmt, ob alle oder nur ein⸗ 
zelne Streitgenoſſen zu vernehmen find (8 449). Die Behand⸗ 
lung nicht prozeßfähiger Perſonen bei der Parteivernehmung 
iſt dem § 473 der geltenden ZPO. analog geſtaltet. 

Einer beſonderen Regelung bedurfte noch die Bedeutung 
einer Verweigerung der Ausſage oder ihrer Beeidigung für die 
Berufungsinſtanz. Während nach 8 533 geltender Faſſung 
wegen der den bisherigen Eidesbeweis beherrſchenden formellen 
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Beweisregeln, die Eidesweigerung auch für die zweite In⸗ 
ſtanz grundſätzlich bindend war, muß unter der von freier Be⸗ 
weiswürdigung beherrſchten künftigen Parteivernehmung auch 
der Partei, die ſich von vornherein geweigert hatte, ſich ver⸗ 
nehmen zu laſſen, oder ſpäter ihre Ausſage oder deren Be⸗ 
eidigung verweigert hatte, freiſtehen, ſich zur Vernehmung oder 
Beeidigung bereitzuerklären, wenn ſie darlegt, daß ſie zu 
ihrem früheren Verhalten genügende Gründe hatte, die in⸗ 
zwiſchen weggefallen ſind. Ferner ſieht die Neufaſſung des 
8 533 noch vor, daß, wenn in erſter Inſtanz eine Partei eid⸗ 
lich vernommen war, in der Berufungsinſtanz die eidliche Ver⸗ 
nehmung des Gegners nur angeordnet werden darf, wenn die 
in erſter Inſtanz erfolgte Vernehmung oder Beeidigung unzu⸗ 
läſſig war, wenn z. B. ohne Einverſtändnis des Gegners die 
beweispflichtige Partei über eigene Behauptungen gehört oder 
ein wegen Meineids Beſtrafter beeidigt wurde. 

2. Der Schätzungs⸗- und Editionseid mußten gleich⸗ 
falls in bisheriger Form verſchwinden und durch eine Partei⸗ 
vernehmung, bei der die Beeidigungsfrage im richterlichen Er⸗ 
meſſen liegt, erſetzt werden (Art. 1 Nr. 13 —15 d. Geſ.). Für 
die Vernehmung deſſen, der den Beſitz einer vorzulegenden 
Urkunde abſtreitet, iſt vorgeſehen, daß er in der Ladung auf⸗ 
gefordert wird, nach dem Verbleib der Urkunde zu forſchen 
(8 426). Die Vernehmung hat ſich dann auch darauf zu er⸗ 
ſtrecken, wie er dieſer Auflage nachgekommen iſt. Während 
alſo früher beim Editionseid der Schwörende ſelbſt beurteilte, 
ob er ſorgfältig nachgeforſcht hatte, liegt künftig die Beurtei⸗ 
lung, wie $ 427 n. F. ergibt, in der Hand des Richters, der 
ſich durch Befragung der zu vernehmenden Partei die Unter⸗ 
lagen für ſein Urteil verſchaffen muß. 

10 3. Der vollen Durchführung des Prinzips freier Beweis⸗ 
würdigung entſpricht es, daß künftig auch bei der Zeugenverneh⸗ 
müng ein Zwang für das Gericht zur Beeidigung nicht mehr 
beſtehen darf, vielmehr, wie ſchon heute im arbeitsgerichtlichen 
Verfahren, das Gericht frei entſcheidet, ob es die Beeidigung 
zur Herbeiführung einer wahrheitsgemäßen Angabe für er⸗ 
forderlich erachtet. Nur wird im Gegenſatz zum ArbGG. die 
Beeidigung auch noch dann zugelaſſen, wenn ſie wegen der 
„Bedeutung der Ausſage“, alſo z. B. wegen der weitreichenden 
Folgen, die die Ausſage, wenn man ihr glaubt, für eine Partei 
hat, geboten erſcheint. Damit wird vermieden, daß die Anord⸗ 
nung der Beeidigung ſtets als ein Mißtrauensvotum gegen 
den Zeugen erſcheint. 

Mit den vorſtehend geſchilderten Maßnahmen iſt der 
Teil des neuen Geſetzes, der eine allgemein grundſätzliche, 
programmatiſche Bedeutung hat, im weſentlichen erſchöpft. 
Es käme in dieſem Zuſammenhang nur noch eine wichtige 
Anderung des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens in Betracht, die 
jedoch, um dieſe Darſtellung äußerlich im Einklang mit der 
Stoffanordnung des Geſetzes zu halten, unter die nachfolgen⸗ 
den Vorſchriften eingereiht iſt, die im weſentlichen nur dazu 
dienen, in Einzelpunkten gewiſſen Mißſtänden zu begegnen, 
deren Beſeitigung dringend erforderlich iſt. 


V. Reviſion. 

Es war die Frage zu prüfen, ob die weitgehen⸗ 
den Rechtsmittelbeſchränkungen, die die vergangenen Jahre 
unter ſtarker Beteiligung fiskaliſcher Rückſichten gebracht 
hatten, nicht zurückzurevidieren war, da es nahelag, heute das 
Intereſſe der rechtſuchenden Bevölkerung in den Vorder⸗ 
grund zu ſtellen und dabei alles zu vermeiden, was als 
Bevorzugung der Wohlhabenderen vor den Armeren erſcheinen 
kann. Gleichwohl hat man von einer Herabſetzung der zuletzt 
auf 100 &, feſtgeſetzten Berufungsſumme abgeſehen, weil es, 
ſelbſt wenn man zugeben könnte, daß an den Streitigkeiten 
um kleinere Objekte überwiegend der ärmere Teil der Be⸗ 
völkerung beteiligt iſt, keineswegs zutrifft, daß der Ausſchluß 
der zweiten Inſtanz, der eine beſonders ſchnelle endgültige 
Erledigung des Prozeſſes ſicherſtellt, in der Mehrzahl der 
Fälle gerade zuungunſten der ärmeren Bevölkerung ausſchlägt. 
Um ſo mehr gewinnt die allgemeine Erwägung an Gewicht, 
daß eine nicht zu kleine Rechtsmittelſumme im Intereſſe der 
Rationaliſierung der Rechtseinrichtungen unerläßlich iſt, weil 
bei kleinen Sachen die mit der Zulaſſung einer zweiten In⸗ 
ſtanz verbundenen ſehr erheblichen Koſten im Mißverhältnis 


zum Streitgegenſtand ſtehen. Auch von einer Herabſetzung der 
zur Zeit 6000 RA betragenden Reviſionsſumme hat man 
vorerſt abgeſehen, weil noch nicht zu überblicken iſt, ob der 
augenblicklich wahrnehmbare Rückgang der Belaſtung des Reichs⸗ 
gerichts dauernd anhalten wird. Dagegen gab dieſer Geſchäfts⸗ 
rückgang die Möglichkeit, die Vorſchrift der NotVO. vom 
14. Juni 1932 (RGBl. I, 285), wonach die Reviſion nicht 
auf die Verletzung der 88 139, 286, 287 ZPO. geſtützt wer⸗ 
den kann, aufzuheben. Das erſchien ſchon deshalb geboten, 
weil die Aufrechterhaltung dieſer Beſchränkung des RE. leicht 
hindern könnte, die richtige Anwendung der neuen Vor⸗ 
ſchriften über die Parteivernehmung ſo vollſtändig zu über⸗ 
wachen, wie dies wünſchenswert iſt. 

Das Geſetz hat endlich die Gelegenheit benutzt, die gel⸗ 
tenden Vorſchriften über die Reviſibilität von Landesgeſetzen 
zu vereinfachen und zeitgemäß zu geſtalten. Bekanntlich wird 
die allgemeine Vorſchrift des § 549 ZPO. zur Zeit durch die 
BD. v. 28. Sept. 1879 (RGBl. I, 299) und drei anſchließende 
Geſetze v. 15. März 1881, v. 24. Juni 1886, v. 30. März 
1893 durch eine lange, großenteils durch die Entwicklung be⸗ 
reits überholte Liſte reviſibler Landesgeſetze ergänzt. Alle 
dieſe Sonderregelungen werden aufgehoben. Die Reviſibilität 
des Landesrechts wird jetzt allein durch die Neufaſſung 
des § 549 geregelt, zu deſſen bisherigem Inhalt nur die Er⸗ 
gänzung tritt, daß landesrechtliche Vorſchriften ohne Rückſicht 
darauf, ob fi ihr Geltungsbereich über den Bezirk des BG. 
hinaus erſtreckt, reviſibel ſind, wenn ſie dem Bergrecht, dem ge⸗ 
meinen Recht, dem franzöſiſchen Recht oder dem badiſchen Recht 
einſchließlich feiner Zuſätze angehören. Der Grund für dieſe 
Regelung iſt der, daß gemeinrechtliche und franzöſiſch⸗ rechtliche 
Vorſchriften, auch wenn ſie im Einzelfalle nur innerhalb des 
Bezirkes des BG. gelten, gleichwohl inhaltlich mit Vorſchrif⸗ 
ten, die noch in anderen Teilen Deutſchlands gelten, überein⸗ 
ſtimmen, ſo daß ihre Reviſibilität im Intereſſe der Rechts⸗ 
einheit liegt. Dasſelbe gilt von dem auf franzöſiſch⸗xecht⸗ 
licher Grundlage aufgebauten badiſchen Landrecht. Hinſicht⸗ 
lich der bergrechtlichen Vorſchriften war zu berückſichtigen, 
daß die meiſten Berggeſetze der kleineren deutſchen Länder 
dem preußiſchen nachgebildet ſind und ſchon deshalb die 
Übereinſtimmung ihrer Auslegung mit derjenigen der inhalt⸗ 
lich gleichen anderen Berggeſetze geſichert werden muß (Art. 1 
Nr. 16 des Geſ.). 


VI. Wiederaufnahme des Verfahrens. 


Der erſte Teil der Anderung des 8 580, die Art. 1 
Nr. 17 des Geſ. vorſieht, und der die Nr. 1 dieſes Para⸗ 
graphen betrifft, bringt lediglich die notwendige redaktio⸗ 
nelle Anpaſſung an die Erſetzung des geſtabten Eides durch 
die Parteivernehmung. Das Geſetz hat gleichzeitig die Ge⸗ 
legenheit benutzt, um auch Nr. 6 des § 580 zu ändern, da die 
Beſchränkung der Reſtitutionsklage auf den Fall, daß ein 
ſtrafgerichtliches Urteil, auf welches das anzufechtende 
Urteil gegründet war, aufgehoben worden iſt, nicht gerecht⸗ 
fertigt erſcheint. Künftig ſoll die Reſtitutionsklage ſtets ge⸗ 
geben ſein, wenn das Urteil eines ordentlichen Gerichts, 
eines Sondergerichts oder eines Verwaltungsgerichts, auf 
welches das anzufechtende Urteil gegründet iſt, durch ein an⸗ 
deres rechtskräftiges Urteil aufgehoben iſt. Endlich mußte 
wegen der Abſchaffung des alten Parteieides die mit der for⸗ 
mellen Beweiskraft dieſes Beweismittels zuſammenhängende 
Vorſchrift des Abſ. 2 der Nr. 7 des § 580 ZPO. geſtrichen 
werden. 


VII. Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten und 
Armenrecht. 


a) Sicherheitsleiſtung. Bei Gelegenheit der not⸗ 
wendigen und dringenden Neufaſſung der Armenrechtsrege⸗ 
lung erſchien es angebracht, auch Unzuträglichkeiten, die ſich 
in der Frage der Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten 
herausgeſtellt hatten, zu beſeitigen. Bisher haben die Gerichte 
vielfach den Ausländern i. S. des § 110 3PO. die Staaten“ 
loſen gleichgeſtellt, obwohl der innere Grund, der den Aus⸗ 
ländern auferlegten Sicherheitsleiſtungspflicht, nämlich die 
im Falle der Klageabweiſung eintretende Schwierigkeit der 
Vollſtreckung der Koſtenentſcheidung im Auslande, ſowie das 
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Bedürfnis, die Gegenſeitigkeitsfrage zu berückſichtigen, hier 
keine Rolle ſpielen (vgl. Stein⸗Jonas, Anm. I, 1a zu 
§ 110 ZPO.). Die Neufaſſung des § 110 beſchränkt grund⸗ 
ſätzlich die Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung nunmehr auf 
Angehörige ausländiſcher Staaten und verpflichtet die Staaten⸗ 
loſen nur dann zur Sicherheitsleiſtung, wenn ſie ihren Wohn⸗ 
ſitz nicht im Inlande haben. Dieſer Anderung entſprechend iſt 
auch § 111, der bisher auf den Fall, daß der Kläger die 
Reichsangehörigkeit verlor, dahin geändert, daß „der Beklagte 
auch dann Sicherheit verlangen kann, wenn die Vorausſetzun⸗ 
gen für die Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung erſt im 
Laufe des Rechtsſtreits eintreten und nicht ein zur Deckung 
ausreichender Teil des erhobenen Anſpruchs unbeſtritten iſt“. 

b) Armenrecht. Die Vorſchriften der ZPO. über das 
Armenrecht ſind zur Verhinderung von Mißbräuchen, die mit 
dieſer Einrichtung getrieben wurden, durch die 3. Not VO. 
d. 6. Okt. 1931 (RGBl. I, 537) mannigfach geändert. Haupt⸗ 
geſichtspunkt war dabei, daß das Armenrecht nur dazu diene, 
die arme Partei hinſichtlich der Möglichkeit, einen Prozeß zu 
führen, der wohlhabenderen gleichzuftellen, nicht aber ihr die 
Möglichkeit zu geben, auch ſolche Prozeſſe zu führen, die eine 
wohlhabende, wirtſchaftlich vernünftig denkende Partei wegen 
es hohen Riſikos oder wegen der offenſichtlichen Vermögens⸗ 
loſigkeit des Beklagten nicht führen würde. Es galt jetzt, dieſe 
Vorſchriften, ſoweit fie ſich bewährt haben, in die ZPO. ein⸗ 
zuarbeiten und Unzuträglichkeiten, die ſich bei ihrer Anwen⸗ 
dung ergeben haben, auszugleichen. 

Hieraus erklärt ſich zunächſt die Neufaſſung des 8 114. 
Während die alte Faſſung des § 114 das Armenrecht nur bei 
Ausſichtsloſigkeit der Rechtsverfolgung verſagte, hatte die er⸗ 
wähnte 3. NotVO. Teil 6 Kap. I 8 11 vorgeſehen, das Ar⸗ 
menrecht ſolle nur gewährt werden, wenn die beabſichtigte 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung Ausſicht auf Er⸗ 
folg bietet. Vielfach hatten nämlich auch bei überaus zweifel⸗ 
haften Klagen die Gerichte das Armenrecht bewilligt in der 
Erwägung, daß immerhin die Klage nicht als völlig aus⸗ 
ſichtslos zu bezeichnen ſei. Die Vo. von 1931 wollte dem⸗ 
gegenüber, daß das Armenrecht nur gewährt werden ſoll, 
wenn poſitiv die Erfolgsausſicht der Klage feſtgeſtellt wer⸗ 
den kann. Dieſe Neuerung iſt aber in der Praxis vielfach da⸗ 
hin mißverſtanden, daß nur bei Sicherheit des Erfolges 
das Armenrecht gewährt werden dürfe. Einzelne Gerichte 
haben es deshalb z. B. für unmöglich erklärt, beiden Par⸗ 
teien das Armenrecht zu gewähren, da nur eine Partei ob⸗ 
liegen könne. Ferner hat man, um die Erfolgsgewißheit der 
beabſichtigten Klage genau genug prüfen zu können, das in 
der VO. von 1931 vorgeſehene Vorprüfungsverfahren trotz 
der Vorſchrift der VO., daß eine erhebliche Berzöge- 
rung nicht eintreten dürfe, zu einem monatelang dauernden 
förmlichen Vorprozeß ausgeſtaltet. Um hier die Abſicht des 
Geſetzgebers klarer hervortreten zu laſſen, verlangt die Neu⸗ 
laſſung des § 114 nur noch, daß „die beabſichtigte Rechts- 
verfolgung oder Rechtsverteidigung eine hinreichende Aus- 
licht auf Erfolg bietet“. Das Wort hinreichend iſt kein ab⸗ 
oluter, ſondern ein relativer Begriff, die Relation wird man 
vom Grundgedanken der ganzen Armenrechtsreform in dem 

erhalten einer wirtſchaftlich vernünftig denkenden wohlhaben⸗ 
den Prozeßpartei finden können. Hinreichend wird daher 
die Erfolgsausſicht fein, wenn fie jo groß iſt, daß eine wohl⸗ 
habende Prozeßpartei das Riſiko der Prozeßführung bei ver⸗ 
aünftiger und vorſichtiger Prüfung auf ſich nehmen könnte. Der 
bedanke, daß völlige Gewißheit des Erfolges zu verlangen iſt, 
um bei dieſer neuen Faſſung daher nicht mehr aufkommen. 
fu die VO. von 1931 gibt auch das neue Geſetz ein Beiſpiel 
fr den Begriff der mutwilligen Prozeßführung, beſchränkt dieſe 
dit im Gegenſatz zu der weiteren Faſſung der BD. auf den 
zankreten Fall, daß „eine nicht das Armenrecht beanſpruchende 
Fartei mit Rückſicht auf die für die Beitreibung des An⸗ 
pruchs beſtehenden Ausſichten von einer Prozeßführung ab⸗ 
er oder nur einen Teil des Anſpruchs geltend machen 
würde“. Es ſoll damit vor allem dem Mißbrauch entgegen- 
"oe werden, daß bei Schadenserſatzklagen die arme Partei 
warn Anspruch ohne Rückſicht auf die Ausſichten einer et⸗ 
gen Beitreibung und ohne Rückſicht auf die entſtehenden 
oſten in der Maximalhöhe geltend macht, während eine wohl⸗ 


habende Partei ſich unter den gleichen Umſtänden mit einer 
Teilklage von beſcheidener Höhe begnügen würde. 

Die früher gelegentlich aufgetauchte Frage, inwiefern 
der Neuregelung der 3. Not VO. gegenüber 8 119 Abſ. 2 wei⸗ 
tergelte, iſt dadurch ausgeräumt, daß nunmehr, wenn der 
Gegner der in der früheren Inſtanz obſiegenden Partei das 
Rechtsmittel eingelegt hat, nicht mehr „zu prüfen iſt, ob die 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung der Partei hin⸗ 
reichende Ausſicht auf Erfolg bietet oder mutwillig erſcheint“. 


Ferner übernimmt die Neufaſſung des § 115 Abſ. 2 die 
Vorſchrift der 3. NotVO., daß eine teilweiſe Armenrechts⸗ 
bewilligung auch bei nichtvermögensrechtlichen Streitigkeiten 
eintreten kann. Im Eingang der heute geltenden Faſſung des 
§ 115 Abſ. 2 fallen deshalb die Worte „in vermögensrecht⸗ 
lichen Streitigkeiten“ künftig fort. Neu iſt außerdem hinzu⸗ 
gefügt, daß das Gericht, ſtatt eine nach Quoten geteilte Armen⸗ 
rechtsbewilligung auszuſprechen, beſtimmte Gebühren, z. B. 
die Prozeßgebühr, von der Befreiung ausnehmen kann. 

Der § 118 a iſt jo ausgeſtaltet, daß er die Vorſchriften 
der 3. NotVO. über die Anhörung des Gegners des Armen⸗ 
rechtswerbers, die Prüfung des Armenrechtsgeſuchs und die 
Befugnis des Gerichts, Erhebungen anzuſtellen, aufnimmt. 
Dabei ift Art und Umfang der Erhebungen näher als in ber 
3. NotVO. umſchrieben: In erſter Linie kommen in Betracht 
Anordnung der Vorlegung von Urkunden, Einziehung von 
Behördenauskünften. Vernehmung von Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändigen ſoll die Ausnahme bilden, nämlich nur eintreten, 
wenn „der Sachverhalt, ſoweit dies zur Entſcheidung über das 
Armenrechtsgeſuch (d. h. zur Entſcheidung nicht über die 
Gewißheit, ſondern lediglich über das Vorhandenſein hin⸗ 
reichender Ausſicht des Erfolges der Klage) erforderlich 
iſt, auf andere Weiſe nicht hinreichend geklärt werden kann“. 
Damit wird völlig klargeſtellt, daß die Gerichte nicht, wie 
dies bisher oft geſchah, über das Gebot des Geſetzes, keine 
„erhebliche Verzögerung“ eintreten zu laſſen, hinweggehend, 
das Armenrechtsverfahren zu einem monatelang dauernden 
Vorprozeß ausbauen dürfen. Zur Löſung von Zweifeln, die 
bei Anwendung der VO. von 1931 aufgetaucht ſind, wird 
ferner in $ 115 jetzt klargeſtellt, daß Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändige, die bei der Prüfung des Armenrechtsgeſuchs vernom⸗ 
men werden, nicht zu beeidigen ſind. Die Frage, ob dieſe 
Perſonen, wenn ſie vernommen werden, Vergütung nach der 
GebO. für Zeugen und Sachverſtändige erhalten, iſt zu be⸗ 
jahen, da der Wortlaut des § 1 daſ. auch auf die Zeugenver⸗ 
nehmung im Armenrechtsverfahren paßt. Ebenſo wird man 
8 357 3PO. entſprechend anwenden, alſo den Parteien Ge⸗ 
legenheit geben müſſen, bei der Zeugenvernehmung anweſend 
zu ſein, ſchon weil dem Kläger, der ja verpflichtet iſt, ſeinen 
Anſpruch glaubhaft zu machen, und dem Gegner, dem An⸗ 
ſpruch auf Gehör zuſteht, die Möglichkeit gegeben werden muß, 
von den Zeugenausſagen unmittelbar Kenntnis zu nehmen 
und auf Stellung ihnen nötig ſcheinender Fragen hinzuwirken. 

Da bei alledem das Armenrechtsverfahren für den Geg⸗ 
ner des Armenrechtswerbers erhebliche Koſten verurſachen 
kann, iſt ſchon unter der Herrſchaft der 3. NotVO. von 1931 
die Frage der Erſtattungsfähigkeit aufgetaucht, ſie wird jetzt 
in Abſ. 4 des neu gefaßten § 118 a verneint. Gleichzeitig 
wird wegen der durch Vernehmung von Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen entſtehenden gerichtlichen Auslagen vorgeſehen, 
daß ſie „als Gerichtskoſten von der Partei zu tragen ſind, 
der die Koſten des Rechtsſtreits auferlegt ſind“. 

Neben dieſen Fragen, die mit der Einarbeitung der Ar⸗ 
menrechtsvorſchriften der 3. NotVO. zuſammenhängen, regelt 
das Geſetz noch das Armenrecht der Staatenloſen in dem 
Sinne, daß es dieſen unter den gleichen Vorausſetzungen wie 
Inländern gewährt werden kann, ohne Rückſicht darauf, wo 
ſie ihren Wohnſitz haben. Als Kannvorſchrift iſt die 
Regelung getroffen, weil zur richtigen Behandlung beſonderer 
Fälle, z. B. des Armenrechtsgeſuchs eines früheren Deutſchen, 
der wegen hochverräteriſcher Umtriebe ſeiner Reichsangehörig⸗ 
keit verluſtig gegangen iſt, eine weitgehende Ermeſſensfreiheit 
beſtehen muß. 

Gleichzeitig nimmt das neue Geſetz noch zu zwei wichtigen 
Problemen des Armenrechts Stellung, deren baldige Löſung 
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wünſchenswert ſcheint, nämlich zu der Frage des Armenrechts 
der Parteien kraft Amtes und der juriſtiſchen Perſonen. Als 
Grundlage boten ſich auch hier die Vorſchläge des Entwurfs 
einer 8PO., in der Ausgeſtaltung weicht aber das Geſetz z. T. 
von dieſen Vorſchlägen ab. Die Armenrechtsgewährung an eine 
Partei kraft Amtes, z. B. den Konkursverwalter, davon ab⸗ 
hängig zu machen, ob der Inhaber der von ihm betreuten Ver⸗ 
mögensmaſſe, wenn er verfügungsberechtigt wäre, den Prozeß 
ſelbſt führen und das Armenrecht erlangen könnte, erſchien 
nicht mehr zweckmäßig. Die damit eintretende Ausſchließung 
aller Anfechtungsklagen von der Armenrechtsbewilligung er⸗ 
ſcheint heute, wo oft alle Gläubiger ſo notleidend ſind, daß 
die Koſten für einen ausſichtsreichen Anfechtungsprozeß von 
ihnen nicht aufgebracht werden können, nicht gerecht. Darum 
ſoll Vorausſetzung für die Armenrechtsbewilligung an eine 
Partei kraft Amtes nur ſein, daß „die zur Führung des Pro⸗ 
zeſſes erforderlichen Mittel weder aus der verwalteten Ver⸗ 
mögensmaſſe noch von den an der Führung des Prozeſſes 
wirtſchaftlich Beteiligten aufgebracht werden können“. Um eine 
übermäßige Belaſtung der Staatskaſſe zu verhindern, iſt der 
Partei kraft Amtes kein Rechtsanſpruch auf Armenrechts⸗ 
bewilligung gewährt. Die neue Vorſchrift iſt eine Kannvor⸗ 
ſchrift; auch wenn die Bedingungen für die Bewilligung des 
Armenrechts an eine Partei kraft Amtes an ſich gegeben ſind, 
kann alſo das Gericht von der Bewilligung abſehen. Das Ge⸗ 
richt hat demgemäß genau zu prüfen, ob es im Einzelfalle 
unter Berückſichtigung auch der Intereſſen der Allgemeinheit 
billig und gerecht erſcheint, den Prozeß der Partei kraft Amtes 
auf öffentliche Koſten führen zu laſſen; bei der Entſchließung 
hierüber wird es auch eine Rolle ſpielen können, ob die Ge⸗ 
winnchance beſonders ſicher, das Riſiko des Staates alſo be⸗ 
ſonders gering erſcheint. 


In entſprechender Weiſe, insbeſ. auch als Kannvorſchrift, 
iſt das Armenrecht der inländiſchen juriſtiſchen Perſonen ge⸗ 
regelt, nur wird hier noch in Verfolgung eines im Entwurf 
der ZPO. anders ausgedrückten Gedankens verlangt, daß ein 
öffentliches Intereſſe an der Durchführung des Streites beſteht. 
Letzteres kann u. U. darin erblickt werden, daß die juriſtiſche 
Perſon, z. B. eine Stiftung, dem gemeinen Beſten dient und 
an der Erfüllung ihrer Aufgaben gehindert würde, wenn ſie 
ihren Rechtsſtreit nicht durchführen könnte. Aber auch bei 
einer kaufmänniſchen juriſtiſchen Perſon, z. B. einer Aktien⸗ 
geſellſchaft, kann ausnahmsweiſe ein öffentliches Intereſſe an 
der Durchführung ihrer Rechtsſtreitigkeit beſtehen, z. B. wenn 
von dem Streit ihre Exiſtenz abhängt und ihre Fortexiſtenz 
wegen ihrer allgemeinwirtſchaftlichen Bedeutung, u. U. auch 
wegen der großen Zahl der in ihr beſchäftigten Arbeiter als 
für die Allgemeinheit beſonders wünſchenswert erſcheint. Miß⸗ 
bräuchen wird durch die Faſſung der neuen Vorſchrift als 
Kannvorſchrift vorgebeugt. Auch gegenüber juriſtiſchen Perſonen 
iſt ferner zu prüfen, ob die Prozeßkoſten nicht von wirtſchaft⸗ 
lich Beteiligten aufgebracht werden können, z. B. nahen An⸗ 
gehörigen der Geſellſchafter, ſtillen Teilhabern, wirtſchaftlich 
ſtark beteiligten Banken uſw. Die Frage, ob die betreffenden 
Beteiligten zur Koſtenbereitſtellung verpflichtet ſind, iſt 
dabei nicht entſcheidend. 


Nach alledem iſt den Gerichten bei der Armenrechtsbewil⸗ 
ligung an juriſtiſche Perſonen oder Parteien kraft Amtes eine 
große Verantwortung auferlegt. Es wird ihnen überlaſſen, 
im Rahmen der vom Geſetz aufgeſtellten Vorausſetzungen 
diejenigen Fälle auszuſchalten, in denen nach dem Zweck der 
Neuregelung die Armenrechtsgewährung nicht angebracht iſt, 
da eine erſchöpfende geſetzgeberiſche Normierung ſolcher zur 
Armenrechtsbewilligung ungeeigneten Fälle nicht durchführ⸗ 
bar wäre. 


In der Neufaſſung des § 126 wird endlich einem ſtän⸗ 
dig wiederholten Wunſche der Anwaltſchaft Rechnung ge⸗ 
tragen: Der das Armenrecht verweigernde oder entziehende 
Beſchluß ſoll künftig mit einer kurzen Begründung ver⸗ 
ſehen werden, aus der die für die Entſcheidung maßgeben⸗ 
den rechtlichen oder tatſächlichen Gründe erſichtlich ſind. Es 
iſt anzuerkennen, daß die Partei und ihr Vertreter, wenn ſie 
ein eingehend begründetes Armenrechtsgeſuch eingereicht hat 
und wegen Mangels hinreichender Ausſichten der Rechtsver⸗ 
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folgung abgewieſen wird, ein dringendes Intereſſe haben kann, 
zu erfahren, aus welchen Gründen dieſe Auffaſſung des Ge⸗ 
richts beruht, zumal Fälle denkbar ſind, in denen der Partei 
Lücken in der tatſächlichen oder rechtlichen Begründung ihres 
Geſuchs erſt aus der Begründung der Armenrechtsablehnung 
erkennbar werden und ihnen eine entſprechende Ergänzung ihrer 
bis dahin unvollſtändigen Angaben leicht möglich wäre. Auf 
der anderen Seite birgt die Begründungspflicht auch erhebliche 
Gefahren. Zwar wird, wenn die Begründung, wie es das Ge⸗ 
ſetz vorſieht, genügend kurz gefaßt wird, die Mehrbelaſtung 
der Gerichte nicht allzu ſtark ſein, aber es beſteht bei den 
unter den Armenrechtswerbern nicht ſeltenen Querulanten 
die erhebliche Gefahr, daß ihnen die Begründung der Ableh⸗ 
nung nur Stoff zu langatmigen, die Gerichte unnötig be⸗ 
laſtenden Gegenvorſtellungen gibt. Aus dieſem Grunde iſt 
die Begründung, die überhaupt nur in einer Sollvorſchrift 
angeordnet wird, nicht für alle Fälle vorgeſchrieben, vielmehr 
darf das Gericht im Einzelfalle, nämlich wenn ſie ihm ent⸗ 
behrlich oder unzweckmäßig erſcheint, von der Begründung 
abjehen. 


In 8 127 ſind Vorschriften der NotVO. v. 1. Dez. 1930 
u. 6. Okt. 1931 (RGGBl. 1930, 517 u. 1931, 537) einge⸗ 
arbeitet, wonach ſchon jetzt gegen einen das Armenrecht ver⸗ 
ſagenden, entziehenden oder Koſtennachzahlung anordnenden 
Beſchluß, den das Berufungsgericht als ſolches erläßt, eine 
Beſchwerde nicht ſtattfindet. Mit Rückſicht auf 8 567 Abf. 3 
ZRO. hat dieſe Vorſchrift nur für die Fälle Bedeutung, in 
denen das Berufungsgericht ein LG. iſt. Entſcheidet das LG. 
als Beſchwerdeinſtanz, ſo iſt „die weitere Beſchwerde ausge⸗ 
ſchloſſen“, alſo auch dann, wenn ein ſelbſtändiger Beſchwerde⸗ 
grund gegeben ſein ſollte. 


VIII. Anderung von Vorſchriften über die 
Zwangsvollſtreckung und das Arreftverfahren. 


Die hier enthaltenen Geſetzesänderungen ſind von ge 
ringer grundſätzlicher Bedeutung, ſie ſollen nur verſchie⸗ 
dene, ſeit langem und von vielen Seiten geäußerte Einzel⸗ 
wünſche, die berechtigt erſcheinen, befriedigen. Die für die Ein⸗ 
tragung von Zwangshypotheken in § 866 ZPO. vorgeſehene 
Wertgrenze, die urſprünglich 300 % betrug und zuletzt bis 
zu 500 RA erhöht war, iſt mit Rückſicht auf die heutige Geld⸗ 
knappheit wieder auf 300 RM herabgeſetzt. Gleichzeitig iſt die 
Frage, wie der Betrag zu berechnen iſt, klargeſtellt: Ausſchluß 
der als Nebenforderung geltend gemachten Zinſen, aber Zu 
ſammenrechnung mehrerer demſelben Gläubiger zuſtehender 
Schuldtitel zu einer einheitlichen Sicherungshypothek. 


In 8900 Abſ. 2 neuer Faſſung wird u. a. vorgeſehen, daß, 
auch wenn der Schuldner einen Prozeßbevollmächtigten beſtellt 
hatte, die Ladung zum Offenbarungseidtermin nur ihm per⸗ 
ſönlich zuzuſtellen iſt. In $ 922 beſtimmt ein neu einzufügen 
der Abſ. 4, daß, wenn ein Arreſt durch Urteil erlaſſen ift, auf 
die Berufung gegen ein ſolches Urteil die Vorſchrift des 851 
Abi. 6 (Abhängigkeit der Zuläſſigkeit der Berufung von rechte 
zeitiger Koſtenvorauszahlung) keine Anwendung findet. Ent⸗ 
ſprechendes beſagt der neue Abſ. 3 des 8 925 für den Fall, daß 
über die Rechtmäßigkeit des Arreſtes durch Urteil zu ent“ 
ſcheiden war. In Ergänzung des § 924 Abſ. 3 iſt vorgeſehen, 
daß künftig bei Widerſpruch gegen einen Arreſtbefehl deſſen 
Vollziehung nicht in allen Fällen ungehemmten Fortgang 
zu nehmen braucht, vielmehr das Gericht zum Schutze dei 
Widerſprechenden Anordnungen in entſprechender Anwendung 
von 8 707 ZRO. treffen kann (vgl. hierzu Stein⸗Jonas⸗ 
Anm. IV Abf. 2 zu § 707 38 0., wo dieſe Möglichkeit ſchon 
für das geltende Recht angenommen wird). Die neue Vor⸗ 
ſchrift kann beſonders bei einſtweiligen Verfügungen, die zu 
einer Beitreibung, z. B. von Unterhaltsgeldern, führen, von 
großer praktiſcher Bedeutung ſein. Iſt ferner ein Arreſt ohne 
Sicherheitsleiſtung angeordnet, ſo kann auf Antrag des Schuld 
ners, der Widerſpruch eingelegt hat, unter Umſtänden ange“ 
ordnet werden, daß die Aufrechterhaltung der Arreſtbeſchlaß⸗ 
nahme von einer Sicherheitsleiſtung des Gläubigers abhängig 
gemacht wird. 
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IX. Anderungen von Vorſchriften im ſchieds⸗ 
gerichtlichen Verfahren. 
Im ſchiedsgerichtlichen Verfahren, deſſen Einzelheiten 

ſchon durch das Geſ. v. 25. Juli 1930 heutigen Verkehrs⸗ 
bedürfniſſen, namentlich auch was den internationalen Rechts⸗ 
verkehr betrifft, angepaßt ſind, war hauptſächlich die grund⸗ 
ſätzliche Frage zu entſcheiden, ob der autoritäre Staat neben 
ſeinen Gerichten überhaupt noch eine private Schiedsgerichts⸗ 
barkeit dulden kann. Die Frage iſt bejaht, da es Streitigkeiten 
gibt, die ihrer Art nach im ſchiedsgerichtlichen Verfahren 
beſſer als im gerichtlichen ausgetragen werden, auch die Be⸗ 
hörden auf ſolche Möglichkeiten nicht in allen Fällen ver⸗ 
zichten können und wir durch die bekannten Genfer Abkom⸗ 
men von 1923 und 1927 zur Anerkennung von Schiedsver⸗ 
trägen international verpflichtet ſind. Dagegen erſchien es not⸗ 
wendig, dem Mißbrauch der Schiedsgerichte ſchärfer, als dies 
bisher geſchehen iſt, entgegenzutreten. Vor allem darf es nicht 
vorkommen, daß große Firmen oder Verbände ihre wirtſchaftliche 
Überlegenheit dazu ausnutzen, um von ihnen wirtſchaftlich oder 
ſozial abhängigen Perſonen den Rechtsſchutz zu verkümmern. 
Auch in dieſer Hinſicht konnten die Vorſchläge des ZPOEntw. 
von 1931 verwertet werden. Dem 8 1025 iſt nunmehr ein 
zweiter Abſatz hinzugefügt, der einen Schiedsſpruch für un⸗ 
wirkſam erklärt, „wenn eine Partei ihre wirtſchaftliche oder 
ſoziale Überlegenheit dazu ausgenützt hat, den anderen Teil“ 
a) „zum Abſchluß“ des Schiedsvertrages oder b) „zur An⸗ 
nahme von Beſtimmungen zu nötigen, die ihr im Verfahren, 
insbeſ. hinſichtlich der Erneuerung oder Ablehnung der Schieds⸗ 
richter, ein Übergewicht über den anderen Teil einräumen“. 
Dieſer Vorſchrift unterliegt nicht jeder Fall, in dem ſich je⸗ 
mand, lediglich um ſich eine ihm wirtſchaftlich wertvolle Ge⸗ 
ſchäftsbeziehung zu erhalten, auf einen Schiedsvertrag mit 
ſeinem Vertragsgegner einläßt, das Wort „ausnutzen“ deutet 
vielmehr darauf hin, daß der andere Teil ſich bewußt geweſen 
ſein muß, daß die Schiedsabrede dem Intereſſe feines Geg⸗ 
ners zuwiderläuft und dieſer ſich nur unter dem von ihm 
ausgeübten Druck zu ihr verſtanden hat. Ein Übergewicht des 
einen Vertragsteils über den anderen hinſichtlich der Zu⸗ 
ammenſetzung des Schiedsgerichts wird in erſter Linie in allen 
en Fällen anzunehmen ſein, in denen die eine Partei nicht 
nur einen Schiedsrichter ernennt, ſondern auch der Obmann 
ihr naheſteht, z. B. ein Syndikus des Verbandes iſt, der den 
Schiedsvertrag abſchließt. Auch der Fall fällt darunter, daß, 
wenn eine Partei den von ihr zu benennenden Schiedsrichter 
nicht rechtzeitig namhaft macht, dieſer von der Gegenpartei 
zu ernennen iſt. Iſt nach der neuen Vorſchrift ein Schiedsver⸗ 
trag unwirkſam, ſo bildet das nicht nur, wenn das in ihm 
eingeſetzte Schiedsgericht tätig geworden iſt, einen Aufhebungs⸗ 
grund (§ 1041 Nr. 1), ſondern dem Schiedsſpruch iſt nach 

1042, wenn das Gericht den Mangel erkennt, die Vollſtreck⸗ 
arkeit auch dann zu verſagen, wenn der Beklagte, z. B. weil 
er es, noch unter dem wirtſchaftlichen Drucke ſtehend, nicht wagt, 
den Aufhebungsgrund nicht geltend gemacht hat. Die nicht 
ſeltene Abrede, daß Anwaͤlte nicht als Prozeßbevollmächtigte 
auftreten dürfen, die meiſt auf eine Verkümmerung des Rechts⸗ 
ſchutzes abzielt, iſt bereits durch das Geſ. v. 20. Juli 1933 
(ABl. I, 522) dadurch unſchädlich gemacht, daß ſie in einem 
Zuſatz zu 8 1034 Abſ. 1 für unwirkſam erklärt iſt. 

, Um zu verhindern, daß geſchäftsungewandte Perſonen ſich 
einer Schiedsklauſel unterwerfen, ohne ſich deſſen bewußt zu 
werden, z. B. weil die Klauſel in einem langen Vertragstext 
an wenig auffallender Stelle eingeſchoben oder in Geſchäfts⸗ 
zedingungen, auf die der Vertragstext generell verweiſt, ent⸗ 
galten iſt, ſieht § 1027 in ſeiner neuen Faſſung vor, daß der 
15 chiedsvertrag ausdrücklich und ſchriftlich abgeſchloſſen werden 
muß und die Urkunde andere Vereinbarungen als ſolche, die 
lich auf das ſchiedsgerichtliche Verfahren beziehen, nicht ent⸗ 
8 darf. Nur für Vollkaufleute gilt dieſer Formzwang 
icht, wenn der Schiedsvertrag für beide Teile ein Handels⸗ 
geſchäft iſt. Außerdem iſt der Formmangel heilbar, wenn ſich 
. vor dem Schiedsgericht belangte Gegner vor dieſem auf 
ne Verhandlung zur Hauptſache einläßt. 


X. Textliche Anpaſſungen an die Anderungen I-IX. 


Dieſe Vorſchriften, die lediglich die Auswirkungen be⸗ 
treffen, die die ſchon erwähnten größeren Anderungen der 
3PO. auf verſchiedene andere Paragraphen haben müſſen, und 
die ſich hauptſächlich auf die Abſchaffung des geſtabten Partei⸗ 
eides beziehen, bedürfen keiner näheren Erläuterung. 


Art. 2—8 Anderungen ſonſtiger Geſetze. 
1. Anderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 


Die erhöhten Anforderungen, die das neue Geſetz an 
die Prozeßleitung des Gerichts ſtellt, machen es erforderlich, 
auf die Auswahl des Vorſitzenden der Kollegialgerichte beſon⸗ 
deres Gewicht zu legen. Deshalb iſt $ 66 Abſ. 1 GVG. dahin 
geändert, daß der älteſte Beiſitzer des Kollegiums bei Ver⸗ 
hinderung des ordentlichen Vorſitzenden nur dann den Vor⸗ 
ſitz führt, wenn nicht das Präſidium vor Beginn des Ge⸗ 
ſchäftsjahres für deſſen Dauer einen regelmäßigen Vertreter 
beſtellt hat oder wenn auch dieſer verhindert iſt. 

2. Die im Geſetz noch vorgeſehenen Anderungen des 
Arbeitsgerichtsgeſetzes (88 58 Abſ. 3, 4, 96 Abſ. 3) 
und des Mieterſchutzgeſetzes (8 13 Abſ. 2) bedeuten 
nur Anpaſſungen an die Beſeitigung des geſtabten Eides. 

3. Im Gerichtskoſtengeſetz iſt wegen der Koſtenvor⸗ 
ſchußpflicht der Ausländer und Staatenloſen die der Neu⸗ 
faſſung der 88 110 und 111 ZPO. entſprechende Regelung ge⸗ 
troffen. 

4. In der Gerichts vollziehergebührenordnung 
iſt die Wegegebühr des § 20 Abſ. 11) von 0,15 auf 0,12 AM, 
herabgeſetzt und in einem neuen $ 23a vorgeſehen worden, daß, 
wenn im Falle der Armenrechtsbewilligung der Erlös einer 
Zwangsvollſtreckung nicht ausreicht, um die für die arme 
Partei beizutreibende Forderung und die nach den 88 124, 
788 3PO. einzuziehenden Auslagen und Gebühren des Ge⸗ 
richtsvollziehers zu decken, der Gerichtsvollzieher den Voll⸗ 
ſtreckungserlös bis zur Höhe eines Fünftels zur Deckung feiner 
Auslagen und Gebühren einbehalten darf. Hierbei iſt der 
einzubehaltende Betrag in erſter Linie auf die Auslagen zu 
verrechnen. 

Endlich mußte noch 8153 des Strafgeſetzbuches der 
Neuregelung des Parteieides angepaßt werden. 


Inkrafttreten. 


Wie ſchon hervorgehoben wurde, tritt das Geſetz am 
1. Jan. 1934 in Kraft. Es gilt auch für die dann ſchon an⸗ 
hängigen Verfahren. Iſt jedoch zu dieſem Zeitpunkt ein Partei⸗ 
eid nach altem Recht angeordnet, ſo bleibt dieſes auch für das 
weitere Verfahren maßgebend. Auch hinſichtlich der Berufungs⸗ 
begründung für eine vor dem 1. Jan. 1934 eingelegte Be⸗ 
rufung bleibt das alte Recht maßgebend. Hinſichtlich der Frage 
des reviſiblen Rechts und des Ausſchluſſes beſtimmter Revi⸗ 
ſionsrügen bleibt für die Entſcheidungen, die vor dem 1. Jan. 
1934 erlaſſen ſind, das alte Recht maßgebend. Das gleiche 
gilt von § 580 Nr. 1 3 PO. (Reſtitutionsklage), wenn ein 
Parteieid nach den früheren Vorſchriften geleiſtet iſt. 

Ein Schiedsvertrag, der den neuen Vorſchriften der 
88 1025 Abſ. 2 und 1027 nicht entſpricht, verliert, wenn er 
vor dem 1. Jan. 1934 abgeſchloſſen iſt, mit dieſem Tage ſeine 
Wirkſamkeit, ſofern ſich nicht die Parteien vorher bereits auf 
das ſchiedsrichterliche Verfahren zur Hauptſache eingelaſſen 
haben. 

Auf Grund der in Art. 10 dem Reichsminiſter der Juſtiz 
erteilten Ermächtigung wird demnächſt der Wortlaut der ZPO. 
in neuer Faſſung im RGBl. bekanntgegeben werden. Dabei 
können etwaige Unſtimmigkeiten des Geſetzestextes beſeitigt 
werden. 


1) In Art. 7 Nr. 1 des Geſ. iſt ſtatt „Im 8 20 erhalten die 
Abſ. 1 und 2 folgende Faſſung“ zu leſen „erhält Abf. 1 folgende Faſ⸗ 
jung“. Eine entſprechende Berichtigung erſcheint demnachſt im RGBl. 
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Aufſätze 


Art der einſtweiligen Einſtellung 


1. auf Grund Bewilligung des be⸗ 
treibenden Gläubigers 


2. auf Grund geſetzlicher Folge: 
a) Ergebnisloſigkeit des Termins 
(3 77 Zw VerſtG.) 


b) Zahlung an Gericht 
(8 75 ZwVerſtG.) 


e) Deckung des Gläubigers 
(8 76 ZuVerſtG.) 


d) Verſagung des Zufd;lages 
(8 86 ZwVerſtch.) 


3. kraft Geſetzes: 


a) auf Grund der AusfVO. zu der 


VD. des RPräſ. über den landw. 
Vollſtreckungsſchutz v. 14. Febr. 
1933 (81), RGBl. I, 64 


b) auf Grund des Gef. v. 24. Mai 
1933 ($ 1), RGBl. I, 289 


4. von Amts wegen: 
a) allgemeiner Fall (8 5 VO. v. 
26. Mai 1933, RGBl. I, 302). 
Der Fall des § 30 AufwG. und 
815 AufwpFällGG. iſt dadurch 
praktiſch bedeutungsl. geworden 


b) Auseinanderſetzungsverſteig. 


e) Konkursverſteig. 


d) Wiederverſteig. 
5. auf Grund Anordnung des Ger. : 
a) des Prozeßger. (S 3111 ZwVerſt⸗ 


G.; 58 769 1, 770, 771 BED.) | 


b) des im Entſchuldungsverfahren 
zuſtändigen AG. (Art. 4 der 
2. Durchf VO. zur landw. Schul⸗ 


denreglung, RGBl. 1933,1,459).— 
Hierbei ſind bis 31. Dez. 1933 die Sondervorſ 
1931 und VO. über Ausdehnung der Oſthilfemaßunahmen auf die öſtl. Gebiete Bayerns v. 16. Juli 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Einſtweilige Einſtellungen von 


Von Notar Dr. W. Beyer, 


Vorausſetzung 


Antrag des betreibenden Gläubigers 
(auch ſtillſchweigend möglich‘ 


Nichtabgabe von Geboten oder Er⸗ 


löſchen aller abgegebenen (unzuläſſigen 
und daher zurückgewieſenen) Gebote 


Zahlung der ganzen Beſchlagforderung 
mit Ausnahme eines geringfügigen 
Fehlbetrages (OLG. 35, 195) durch 
Schuldner oder ablöſungsberechtigten 
Dritten 
wenn der Erlös die Beſchlagnahme⸗ 
forderung erreicht, hinſichtlich der 
anderen im gleichen Verfahren be⸗ 
ſchlagnahmten Grundſtücke 


88 83-85 ZwVerſtch. 


der Zuſchlagsbeſchl. darf am 14. Febr. 

1933 noch nicht rechtskräftig geworden 

fein (Art. 2 u. 1 8 1 II der BD. v. 
14. Febr. 1933) 


der Zuſchlagsbeſchl. darf bei Inkraft⸗ 

treten des Geſ. (10. Juni 1933) noch 

nicht rechtskräftig und der Erlös noch 
nicht verteilt ſein 

kein Antrag; Prüfung der Voraus⸗ 


ſetzungen von Amts wegen (§ 6 Vd. 


kein Antrag; Prüfung der Voraus⸗ 

ſetzungen von Amts wegen (88 9a, 6 
TO. v. 26. Mai 1933) 

Antrag des Konkursverwalters ($ 9 b 
BD. v. 26. Mai 1933) 


Beſchl. (oder Urt.) des Prozeßgerichts 


Antrag des Betriebsinhabers 


Anzahl der zuläſſigen 
cinſtweiligen Einſtellung 


zweimal (§ 9 VO. v. 26. Mai 
1933 mit $ 30 ZwVerſtc.) 


nur einmal (8 77 Abſ. 2 Zw⸗ 
VerſtG.; § 30 ZuVerſtG. i. d. 
Faſſ. des 8 9 der VO. iſt hier 
nicht anzuwenden) 
nur einmal 


nur einmal 


zweimal (hier greifen die Vor⸗ 


ſchr. des 831 ZwVerſtch. und 
daher auch die des 8 30 Zw⸗ 
VerſtG. u. 8 9 der VO. Platz) 


vorerſt einmal 


vorerſt einmal 


mehrmals (unbeſchränkt) 


Dauer der einſtweiligen Eiu⸗ 


ſtellung und Beginn der Friſt 


6 Monate, gerechnet vom Tage 
der Zuſtellung desEinſtellungs⸗ 
beſchluſſes an 


6 Monate, gerechnet vom Tage 
der Zuſtellung (nicht Verkün⸗ 
dung) des Beſchl. an 


6 Monate, gerechnet vom Tage 
der Zuſtellung des Beſchl. an 


3 Monate, gerechnet vom Ver⸗ 
teilungstermin an 


6 Monate, nach Rechtskraft 

des Verſagungsbeſchl. Ver⸗ 

ſagungsbeſchl. wird nicht zu⸗ 
geſtellt (S 88 ZwVerſtGG.) 


zunächſt bis 31. Okt. 1933 


zunächſt bis 31. März 1934 


bis zu 6 Monaten, gerechnet 


§ 7 Abſ. 3 vom Tage der Zuſtellung des 
v. 26. Mai 1933) Einſtellungsbeſchl. an 
” * 
| nur einmal bis zur Beendigung des 
| Konkursverfahrens 
wie bei a) wie bei a) wie bei a) 
mehrmals auf die Dauer des im Beſchl. 
(Urt.) vorgeſehenen Zeitraums? 
einmal auf die Dauer des Entſchul⸗ 
(Schuldners) dungsverfahrens 
— 


chr. für das Oſthilfegebiet (8 95—101 des Ent 


ſch G. v. 1. Juni 1933; Not VO. v. 17. Nov. 
1932) zu beachten. Neue Anträge 


ſind auch im Oſthilfegebiet nach dem Geſ. v. 1. Juni 1933 zu erledigen. Nach Aufhebung des Sicherungsverf. gilt $ 5 der Ausf. 
v. 14. Febr. 1933; gegen Siedler kommt $ 12 dieſer AusfVO. in Betracht. 


62. Jahrg. 1933 Heft 44 


Aufſätze 
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Immobiliarzwangsverſteigerungen. 


Bad Dürkheim. 


Beendigung der einſtweiligen 
Einſtellung 


Verhältnis zu den anderen einſtweiligen 
Einſtellungen 


Beſchwerdemöglichkeit 


Beſchaffenheit der beſchlag⸗ 
nahmten Sache 


Antrag auf Fortſetzung des 
Verfahrens; kein eigener Fort⸗ 
ſetzungsbeſchluß nötig 


auf Antrag hin; im 2, ergeb⸗ 

nisloſen Termin iſt Überlei⸗ 

tung in Zwangsverwaltung 

möglich (§ 77 II ZwVerſtch.) 
auf Antrag 


auf Antrag, wenn Gläubiger 
berechtigtes Intereſſe hat, ins⸗ 
beſ. im Verteilungstermin 
nicht voll befriedigt wurde; 
Antrag iſt ſchon vor dem 
5 Termin möglich 
im Falle des 8 85 ZiuVerfi®. 
von Amts wegen, ſonſt nur 
— Antrag, der ſchon vor 
Rechtskraft des Verſagungs⸗ 
beſchluſſes möglich iſt 
Antrag auf Fortſetzung des 
erfahrens vorher zuläſſig; 
Vorausſetzung: 88 2—4 der 
D.; nach Landesrecht eigener 
Cortſetzungsbeſchl. wegen $ 6 
VO. möglich 


Antrag auf Fortſetzung des 
Serfahrens vorher zuläſſig; 
Vorausſetzung: 88 3—6 d. Gef. 


Antrag auf Fortſetzung erſt 
zuläſſig, wenn Einſtellungsfriſt 
abgelaufen iſt, es ſei denn, daß 
angeordnete Auflagen nicht 
geleiſtet wurden 


wie vorher bei a), nur daß 
uflagen nicht möglich find 


Antrag auf Fortſetzung, wenn 
Konkursverwalter zuſtimmt, 
oder Nachteil entſteht oder 
Konkurs beendet iſt 
wie bei a) 


Ablauf der im Beſchl. (Urt) 


vorgeſehenen Friſt; Anderung 


oder Aufhebung des Beſchl. 
(Urt.) 


techtskräftige Beendigung des 
utſchuldungsverfahrens oder 
. der Ermächtigung 
ber, Abſchluß des Zwangs⸗ 
ergleichs nach 8 26 Entich®. 


Neben den Einſtellungsarten zu 3, 4,5 zuläſſig. Jedoch 
läuft die 6 Monatsfriſt der bewill. einſtw. Einſtell. 
nach Ablauf der ungewollten einſtw. Einſtell. ſtets neu 
(auch wenn vor der ungewollten einſtw. Einſtell. ſchon 
ein Teil der bewilligten Friſt verſtrichen war; richtig 
nur Dittmar in Bay Not V. 1932, 232) und deckt ſich 
ſtets mit der 6 Monatsfriſt, die nach dem Ende der un⸗ 
gewollten einſtw. Einftell. gemäß § 8 VO. v. 8. Dez. 
1931 i. d. Faſſ. v. 17. Jan. 1933 läuft; dies auch 
dann, wenn die bewill. einſtw. Einſtell. kürzer iſt 
(Jonas $8 Anm. 3). Wird dagegen die einſtw. Ein⸗ 
ſtell. erſt während der nach 8 8 VO. laufenden 6 Moe 
natsfriſt bewilligt, ſo läuft von dieſer Bewilligung 
an eine neue 6 Monatsfriſt nach 8 31 II ZnVerſtG., 
nicht erſt vom Ende der nach § 8 VO. laufenden 
6 Monatsfriſt 
Dieſe einſtw. Einſtell. zählt nicht für 8 30 ZwVerſtGg. 
(Reinhard⸗Müller 877111) Einſtw. Einſtell. auf Grund 
geſetzlicher Folge iſt neben anderen einſtw. Einſtell. 
unmöglich 
ebenſo (ſ. Steiner 8 30 Anm. 1 Abſ. 5) 


ebenſo 


ebenſo 


Nach gegenwärtiger Rechtslage kann ab 31. Okt. 1933 
eine neue 6 Monatsfriſt nach 8 31 II ZwVerſtG. zu 
laufen beginnen, obwohl 8 8 VO. v. 17. Jan. 1933 
hier nicht ausdrücklich gilt. 8 8 a. a. O. diente ledig⸗ 
lich der Klarſtellung; die Rechtsfolge ergibt ſich 
eigentlich ſchon aus 8 31 ZwVerſtG. 


Die 6 Monatsfriſt des 8 31 II ZwVerſtG. beginnt 
mit dem Zeitpunkt, in dem die einſtw. Einſtell. gemäß 
dem Geſ. v. 24. Mai 1933 endet ($ 9 II des Gef.) 


Nach Ablauf der Einſtell. Friſt läuft die 6 Monats⸗ 

friſt des §S 31 II ZwVerſtGG. (8 8 VO.), auch wenn 

Auflagen nicht geleiſtet wurden; wenn bewilligte 

und amtswegige einſtw. Einftell. zuſammentreffen, 

läuft die Friſt des 8 31 II immer erſt vom Ende 
der amtswegigen Einftell. an 


wie bei a), nur daß Nichtleiſten von Auflagen 
nicht eintreten kann 


Fortſetzungsantrag nur bis zu 6 Monaten nach Beendi⸗ 
gung des Konkurſes möglich (8 31 II ZwVerſtG.). 
Bei bewilligter Einſtell. läuft 6 Monatsfriſt erſt 
bom Ende des Konkursverfahrens an nebenher 
wie bei a) 


Nach Ablauf der im Beſchl. (Urt.) vorgeſehenen Friſt 

läuft die 6 Monatsfriſt des $ 31 IT ZwvVerſlGg.; 

eine bewilligte Friſt läuft nebenher und wird durch 

die einſtw. Einſt. auf Anordnung des Prozeßgerichts 
nicht gehemmt oder unterbrochen 

Nach Erſchöpfung aller anderer Einſtellungsarten 

noch möglich, mit Ausnahme der hier nicht mög⸗ 


lichen amtswegigen Einſtell. Die Friſt des 8 31 II 


ZuwVerſtG. einer bewilligten einſtw. Einſtell. beginnt 
erſt mit der Beendigung (f. üben) dieſer angeordneten 
einſtw. Einſtell. 


ſofortige Beſchw. (8 95 Zw⸗ 
VerſtG.; § 793 ZRO.), aber 
nur vor Erteilung des Zu⸗ 
ſchlags (KG. in JW. 1932,88), 
weitere Beſchw. nur, wenn in 
der BeſchwéEntſch. ein ſelbſt⸗ 
ſtändiger Beſchw.⸗Grund liegt 
(8 568 II ZPO.) 


ſoſortige Beſchw. (8 95 Zw⸗ 
VerſtG.), ae Beſchw. wie 
bei 1. 


" 


ſofortige Beſchw., weitere 
Beſchw. findet nicht ſtatt (8 6) 


ſofortige Beſchw., weitere 

Beſchw. findet nicht ſtatt 
(8 10 IH) 

ſofortige Beſchw., weitere 


Beſchw. findet nicht ſtatt 
(8 6 III BO.) 


wie bei a) 


ſofortige Beſchw., weitere 
Beſchw. nur nach § 568 11 ZPD. 


| 
nur fofortige Beſchw. und nur 
gegen die ablehnende Entſch. 


bei allen Grundſtücken möglich 


nur bei landwirtſch., forſt⸗ 

wirtſch., gärtneriſchen und der 

Fiſcherei dienenden Grund» 

ſtücken, ſowie Nebenbetrieben 

dieſer Art dienenden Grund⸗ 
ſtücken 


nur bei im Regiſter für 
Binnenſchiffahrt eingetragenen 
Schiffen, einſchließlich ſolcher 
Schiffsanteile (88 1,12 d. Gef.) 
bei allen Grundſtücken mit 
Ausnahme der unter 3a gen. 
Grundſtücke möglich (ſ. Beyer 
in JW. 1933, 1709; Wilhelmi 
in JW. 1933, 1709; Vogler in 
BahNotV. 1933, 211; a. M. 
Meier in JW. 1935, 1507) 


* 


wie bei a) 


bei allen Grundſtücken und 


bei Schiffen möglich 


nur bei Grundſtücken wie 
unter 3a) dargetan 
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Aufjäke 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Iſt bei aufſchiebend bedingter Übereignung die Fortdauer der Einigung 
bis zum Eintritt der Bedingung erforderlich! 


Von Privatdozent Dr. Wolfgang Siebert, Halle a. S. 


J. Die hier aufgeworfene Frage betrifft eine Meinungs⸗ 
verſchiedenheit, die beſonders beim Kauf unter Eigentums⸗ 
vorbehalt zu praktiſcher Bedeutung gelangt iſt. Der Streit 
geht dann alſo darum, ob bei einer unter Eigentumsvorbehalt 
erfolgenden Veräußerung nach $ 929 Satz 1 BGB. das 
Einigſein (die Einigkeit) noch bis zum Eintritt der Bedin⸗ 
gung, alſo bis zur vollen Zahlung des Kaufpreiſes, fort⸗ 
dauern muß oder nicht. Die Notwendigkeit einer fortdauern⸗ 
den Einigung wird bejaht z. B. vom RG R Kom m., Bem. 3 
zu 8455 (vgl. allerdings auch Anm. 6), von Bendix: 
JW. 1930, 1361, Schwiſter: JW. 1933, 1763. Die über⸗ 
wiegende Meinung im Schrifttum hält es dagegen zum Eigen⸗ 
tumsübergang bei Eintritt der Bedingung für ausreichend, 
wenn die Einigung bei der Übergabe (der bedingten Über⸗ 
eignung) beſtand; vgl. z. B. Rühl, Eigentumsvorbehalt 
S. 87 ff., Sacufiel, Eigentumsvorbehalt S. 19, M. Wolff, 
Sachenrecht 8 66 Anm. 110, Enneccerus⸗Nipperdey 
8185 Anm. 1, Enneccerus⸗Lehmann 8118 Anm. 5, 
Leonhard, Beſ. Schuldrecht S. 106, Oertmann, Rechts⸗ 
bedingung S. 87 Anm. 4, Planck⸗Knoke, Bem. 22 zu 
zu § 455. Nach dieſer Auffaſſung geht das Eigentum mit dem 
Eintritt der Bedingung alſo auch dann über, wenn zwiſchen 
ve Parteien keine Willensübereinſtimmung (Einigkeit) mehr 
beſteht. 

Die Rſpr. des RG. iſt nicht einheitlich. Die Entſch. 
RG. 64, 206 und 95, 107 halten die Fortdauer der Eini⸗ 
gung für erforderlich — „der Wille des Verkäufers, Eigen⸗ 
tum zu übertragen, muß in dem Momente vorhanden ſein, 
in welchem die Bedingung eintritt“ !) —, während es in 
RG. 66, 349 — ZW. 1907, 743 heißt: „es bedarf bei Ein⸗ 
tritt der Bedingung keiner weiteren Willensäußerung des Ver⸗ 
käufers“ 2); ebenſo RG.: JW. 1925, 353. ; 

Die neueſte Entſch. des RG. zu dieſer Frage, RG. 140, 
223 = JW. 1933, 1762, enthält unter Berufung auf RG. 
66, 349 — ZW. 1907, 743 und JW. 1925, 353 den Satz: 
„Denn jedenfalls vollzieht ſich der Eigentumserwerb des Vor⸗ 
behaltskäufers, wenn dieſer den Kaufpreis vollſtändig bezahlt, 
ohne Mitwirkung des Verkäufers.“ Die Frage, ob der Verkäufer 
einer Sache durch die Übertragung des unmittelbaren Beſitzes 
und die bedingte Übereignung den Vertrag vollſtändig erfüllt 
hat oder ob er auch weiterhin bis zur vollſtändigen Bezah⸗ 
lung des Kaufpreiſes zur Eigentumsverſchaffung verpflichtet 
bleibt, laſſen die Urteilsgründe ausdrücklich dahingeſtellt. In 
der Anmerkung zu dieſer neueſten Entſch. (JW. 1933, 1762) 
vertritt Schwiſter den Standpunkt, daß im Falle des 
8 455 BGB. das Einigſein noch bis zum Eintritt der Be⸗ 
dingung fortbeſtehen müſſe; bis dahin könne die Einigung 
widerrufen werden. Dieſe Begründung von Schwiſter ſowie 
die wiedergegebenen Sätze aus der Rſpr. geben Veranlaſſung 
dazu, die geſchilderte Streitfrage noch einmal durchzuprüfen. 
Die erhebliche praktiſche Bedeutung des erzielten Ergebniſſes 
wird ſodann an dem vom RG. entſchiedenen Falle deutlich 
werden. 


II. Die Entſcheidungsgründe des RG. und die Anmer⸗ 
kung von Schwiſter berühren bei genauer Prüfung drei 
verſchiedene Fragen: die Erfüllung, die Fortdauer der 
Einigung bei 8 929 BGB. und den Eigentumsübergang bei 
bedingter Übereignung. Dieſe drei Geſichtspunkte müſſen aber 
m. E. ſcharf getrennt werden, wenn man zu einer einwand⸗ 
freien Entſch. kommen will. 

1. Die Frage der Erfüllung. 

Bekanntlich iſt es beſtritten, wann der Vorbehaltskäufer 
erfüllt hat. Zu dieſer Frage ſoll hier jedoch abſichtlich nicht 


1) Vgl. auch KG.: IW. 1931, 2160. 
) Allerdings kann aus dieſer Faſſung eine beſtimmte Stellung⸗ 
nahme des RG. kaum herausgeleſen werden. 


näher Stellung genommen werden?), denn in keinem Falle 
— das muß m. E. entſchieden betont werden — kann die 
Frage der Erfüllung maßgebend ſein für die hier zu ent⸗ 
ſcheidende Frage, ob die Einigung noch bei Eintritt der Be⸗ 
dingung fortbeſtehen muß! Vielmehr wird umgekehrt die 
Frage der Erfüllung, wenigſtens in dem Punkte der Leiſtungs⸗ 
handlung, beeinflußt durch die Erforderniſſe des Eigentums⸗ 
übergangs. Bei der Erfüllung handelt es ſich darum, wann 
der Verkäufer von ſeinen Verpflichtungen frei wird. Wie er 
ſeine Verpflichtung erfüllt, wie er die geſchuldete Leiſtung be⸗ 
wirkt, iſt eine andere, vorher zu entſcheidende Frage. 

In RG. 95, 105 iſt gerade entgegengeſetzt entſchieden 
worden. Dort heißt es, daß der Verkäufer auch nach der be⸗ 
dingten Übereignung und Übergabe zur Übereignung ver⸗ 
pflichtet bleibe; der Wille des Verkäufers, das Eigentum 
an der Sache auf den Käufer zu übertragen, müſſe alſo (1) 
noch im Zeitpunkt der Bedingung vorhanden ſein. In der 
hier beſprochenen neueſten Entſch. ſcheint das RG., wie die 
wiedergegebenen Urteilsgründe zeigen, dieſe beiden Fragen 
nunmehr trennen zu wollen, und es wäre ſehr zu begrüßen, 
wenn dieſe veränderte Auffaſſung bald einmal mit voller 
Klarheit ausgeſprochen würde. Denn niemals kann daraus, 
daß die Erfüllung (vielleicht) erſt mit dem Übergang des 
Eigentums eintritt, gefolgert werden, daß die Einigung bis 
zu dieſem Zeitpunkt, alſo bis zum Eintritt der Bedingung, 
fortdauern muß. 

2. Die Fortdauer der Einigung bei 8 929 
BGB. 

Da es ſich bei der hier zu entſcheidenden Frage um die 
Erforderniſſe des Eigentumsüberganges bei beweglichen Sachen 
handelt, ſo liegt es nahe, die Löſung in § 929 BGB. 
zu ſuchen. Dieſen Weg ſchlägt Schwiſter in der erwähnten 
Anmerkung S. 1762 ff. ein. Dabei iſt ihm durchaus beizu⸗ 
ſtimmen, wenn er (mit der jetzt h. M.) ein Einigſein zur 
Zeit der Übergabe verlangt. Der Zuſtand des Einigſeins 
muß bis zur Übergabe fortdauern; bis dahin kann die Eini⸗ 
gung widerrufen werden, eine Bindung an die Einigung vor 
der Übergabe gibt es bei beweglichen Sachen nicht. Ich habe 
dieſe Fragen, beſonders für das ſog. antizipierte Beſitz⸗ 
konſtitut, an anderer Stelle näher unterſucht und darf hier 
der Kürze halber darauf verweilen (Siebert, Das rechts- 
geſchäftliche Treuhandverhältnis, Arbeiten zum Handels⸗, Ge 
werbe⸗ und Landwirtſchaftsrecht, herausgeg. von E. Hey⸗ 
mann, Marburg 1933; beſ. S. 125 ff.). 

In den Fällen des Vorbehaltsverkaufs hat doch aber 
die Übergabe ſchon ſtattgefunden. Der Satz, daß es eine 
Bindung an die Einigung vor der Übergabe nicht gibt, be⸗ 
ſagt alſo nichts für die Loſung unſerer Frage! Hier handelt 
es ſich um eine Übergabe und eine zu gleicher Zeit ſtattfin⸗ 
dende bedingte Einigung, und dazu iſt feſtzuſtellen, da 
weder die Frage der Erfüllung noch die Frage der Fortdauer 
der Einigung bis zur Übergabe im Falle des § 929 Satz 1 
maßgebend iſt dafür, ob hier die Einigung noch bis zum 
Eintritt der Bedingung fortbeſtehen muß. 

3. Der Eigentumsübergang bei aufſchiebend 
bedingter Übereignung. 

Die Entſcheidung der Frage nach der Fortdauer der 
Einigung ergibt ſich einzig und allein aus dem Weſen 


3) Es handelt ſich hierbei vornehmlich um Berechtigung u 
Bedeutung der Unterſcheidung zwiſchen Leiſtungs handlung MT 
Leiſtungs erfolg. Vgl. dazu z. B. Oertmann: 35 R. 93, 350 l. 
blanck⸗Siber, Vorbem. III B 2 vor 8 241 BGB.; Rühl, Eigen 
tumsvorbehalt S. 193 ff. Von beſonderer Bedeutung wird die Frage 
der Erfüllung im Bereiche des 5 17 MO. und 89 28, 4 VerglO. DI 
dazu die Angaben bei Rühl a. a. O. S. 204 ff. und H. Lehmann“ 
Der Eigentumsvorbehalt im Vergleichsverfahren; aus der Rſpr. . 
NG. 133, 40 = ZW. 1932, 164. 
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der aufſchiebenden Bedingung. Es muß doch ge- 
fragt werden, worin denn die Beſonderheit einer be⸗ 
dingten Übereignung überhaupt noch beſtehen ſoll, wenn 
nach vorhergegangener Übergabe und aufſchiebend bedingter 
Einigung das Einigſein noch bis zum Eintritt der Bedin⸗ 
gung fortbeſtehen muß. Wenn das RG. (64, 206) und das 
KG. (JW. 1931, 2160) jagen: „Der dingliche Vertrag 
wird erſt dann geſchloſſen, wenn die Bedingung eintritt“, ſo 
käme das auf eine Übereignung nach § 929 Satz 2 (brevi 
manu traditio) hinaus, während es ſich doch hier um eine 
(aufſchiebend bedingte) Übereignung nach $ 929 Satz 1 han⸗ 
delt. Der Satz, daß eine Bindung an die Einigung nicht be⸗ 
ſteht, paßt nicht für die aufſchiebend bedingte Einigung, 
wenigſtens dann nicht, wenn die Übergabe ſchon ſtattgefunden 
hat. Zum Weſen dieſer Bedingung (§ 158 Abſ. 1) gehört 
gerade eine Bindung (vgl. auch § 161 BGB.). Gegen 
Schwiſter wäre alſo zu ſagen, daß § 158 inſoweit eine 
lex specialis iſt gegenüber den 88 929 ff., die eine Bindung 
an die Einigung bei unbedingter Übereignung nicht kennen. 

III. Die aus dem Weſen der aufſchiebenden Bedingung 
heraus zu begründende Entſch. geht alſo dahin, daß es nach 
Übergabe und Abſchluß der bedingten Einigung nicht mehr 
darauf ankommt, ob der Vorbehaltsverkäufer noch weiter 
„einig iſt“; die Einigkeit braucht zur Zeit des Bedingungs⸗ 
eintritts nicht mehr vorhanden zu ſein. Wie zu I erwähnt, 
entſpricht dieſes Ergebnis der h. M. im Schrifttum. Nur 
bedurfte es, beſ. im Hinblick auf die Rechtſprechung und die 
erwähnte Anmerkung von Schwiſter, einer klaren Ab⸗ 
grenzung der eigentlichen Streitfrage von den Fragen der 
Erfüllung und der Fortdauer der Einigung bis zur Übergabe 
bei den 88 929ff. g 

Welche Folgerungen ſich aus dieſer Auffaſſung ergeben, 
kann an dieſer Stelle nicht allgemein dargeſtellt werden; (jeden⸗ 


falls beeinflußt dieſes Ergebnis die Frage nach der Leiſtungs⸗ 
handlung und dem Leiſtungserfolg, und nicht umgekehrt). 
Hier ſoll nur die Folgerung kurz dargeſtellt werden, die 
ſich für die in der erwähnten neueſten Entſcheidung des 
RG. behandelte Frage ergibt. Es handelt ſich darum, ob bei 
Übertragung des aus einem Kauf mit Eigentumsvorbehalt 
entſpringenden Rechtes auf Eigentumserwerb an einen 
Dritten das Eigentum bei Eintritt der Bedingung vom Ver 
käufer auf den Dritten unmittelbar übergeht. Hierzu iſt zu 
ſagen, daß eine Weiterlenkung des Eigentums unter völliger 
Umgehung des erſten Käufers grundſätzlich nicht ohne über⸗ 
einſtimmenden Willen des Verkäufers, des erſten und des 
zweiten Käufers möglich iſt: der ſonſt notwendig eintretende 
Eigentumserwerb des erſten Käufers muß gewiſſermaßen 
erſt durch contrarius consensus beſeitigt und der Eigen⸗ 
tumserwerb des zweiten Käufers durch eine neue Willens⸗ 
übereinſtimmung begründet werden. In dieſem Ergebnis 
iſt der vorliegenden Entſcheidung alſo zuzuſtimmen ). Die 
Begründung des RG. mit dem numerus elausus der Sachen⸗ 
rechte iſt allerdings angreifbar; ausſchlaggebend erſcheint mir 
vielmehr die grundſätzliche Erkenntnis, daß die Anwaltſchaft 
aus bedingter Übereignung, wie weit man ſie auch verſelb⸗ 
ſtändigen will, niemals von den Rechtsſätzen über 
die Bedingung gelöſt werden kann. 


4) Zuſtimmung verdienen auch die Ausführungen über den Er⸗ 
werb für denjenigen, den es angeht, und das Inſich-Geſchäft (vgl. 
dazu Siebert, Treuhandverhältnis S. 118 ff., 143 ff.). Wenn 
Schwiſter a. a. O. zu der Begründung des RG. bemerkt, man 
könne auch ebenſogut anders konſtruieren, wenn er aber gleichzeitig 
nachweiſt, daß das Ergebnis des RG. den zu ſchützenden Intereſſen 
gerecht wird, fo ergibt ſich daraus, daß die Begründung des NG,., 
die logiſch-konſtruktiv bedenkenfrei erſcheint, auch dogmatiſch-rechts⸗ 
politiſch richtig iſt. 


Preußiſches Bäuerliches Erbhofrecht und Art. 64 E886. 


Von Gerichts aſſeſſor Dr. Friedrich Gercke, Göttingen. 


„Das preuß. Geſetz über das bäuerliche Erbhofrecht (Ab⸗ 
kürzung: ErbHR.), der erſte von neuem Geiſt beſeelte Ein⸗ 
griff in unſer bürgerliches Recht, hat in der Zeitſchriften⸗ 
literatur bereits lebhaften Widerhall gefunden und zu 
Erörterungen geführt, die ſich über das Geſamtbild hinaus 
mit Einzelheiten befaſſen und hier und da die kritiſche Sonde 
anſetzen. Die inzwiſchen erſchienene AusfVO. v. 24. Aug. 
1933 (GS. 321) hat zwar in einzelnen Punkten zur Klärung 
aufgetauchter Fragen beigetragen. Aber ſie läßt nicht überall 
den Willen des Geſetzgebers ſo deutlich hervortreten, daß man 
das Fehlen der gewohnten Vorarbeiten ganz verſchmerzen 
könnte. Auch die von Wagemann, dem Vater des Erb⸗ 
hofrechts, gegebenen kurzen Erläuterungen (in: Freisler⸗ 

rauert! Das neue Recht in Preußen. Abt. I b 1; als 
-ertausgabe in: Guttentagſche Sammlung preuß. Geſetze 
Nr. 67) erfüllen noch nicht alle Wünſche. Die dem Geſetz 
vorangeſtellten Grundgedanken führen nur in die wirtſchaft⸗ 
lichen Abſichten des Geſetzgebers ein. Wie ſteht es aber mit 
er Eingliederung des neuen Geſetzes in den dogmatiſchen 
Aufbau unſeres bürgerlichen Rechts und der unerläßlichen 
rechtlichen Konſtruktion der neuen Gedanken? Freisler 
Erbhofrecht in: Wagemanns Kommentar ©. 20) erkennt 
als Mitſchöpfer des neuen Geſetzes ſelbſt an: „Die Schwierig⸗ 
zeiten beginnen ſchon beim konſtruktiven Einbau des Geſetzes 
in das Geſamtrechtsſyſtem.“ Sie zu beheben und damit dem 
jüngſten Kinde in der Familie des deutſchen Privatrechts die 
85 wi zu erleichtern, ſollen dieſe Ausführungen mit⸗ 
elfen 1). 


1) Dem Folgenden liegt in der Frageſtellung ein Vortrag in 
der Göttinger Ortsgruppe des BNSDZ. v. 7. Juli 1933 zugrunde. — 
Der Aufſatz iſt Mitte September abgeſchloſſen. Inzwiſchen hat das 
AErbhofch. v. 29. Sept. 1933 eine veränderte Rechtslage geſchaffen. 
Trotzdem bleibt die Beſchäftigung mit dem preuß. Geſetz fruchtbar, 
weil es die grundlegende Vorarbeit darſtellt und als Vergleichsgegen⸗ 
Hand nicht zu entbehren iſt. 


I. Der Streit um §6 Abſ. 4 ErbHR. hat es mit der 
Frage zu tun: Verträgt ſich die Formbeſtimmung für Ver⸗ 
fügungen von Todes wegen mit Art. 64 Abſ. 2 EGBGB. 
Von Zwehl (JW. 1933, 1291) hält die Gültigkeit der 
neuen Beſtimmung für „einigermaßen zweifelhaft“ und 
empfiehlt eine Ergänzung durch Reichsgeſetz „zur Beſeitigung 
dieſes kleinen Schönheitsfehlers“. Ihm tritt Lange (R. u. N. 
1933, 78) bei, der ſogar ausdrücklich Ungültigkeit annimmt 
und eigenhändige Teſtamente nach wie vor für wirkſam an⸗ 
ſieht. Dieſer Anſicht muß, bevor ſie weitere Anhänger findet, 
entſchieden entgegengetreten werden. Das hat bisher nur 
Roth (JW. 1933, 1372) — wenn auch ohne Begründung — 
getan. Den richtigen Standpunkt haben aber bereits Brink⸗ 
mann⸗Roſcher (Erb. 86 Anm. zu Abſ. 4) und Oehl⸗ 
ſchläger (JW. 1933, 1631) vertreten, wenn fie den 
Begriff der (inhaltlichen) Beſchränkung von dem der (for⸗ 
mellen) Erſchwerung abgrenzen. Letzterer (a. a. O. S. 1632) 
hält aber vorſichtshalber ein Eingreifen der Reichsregierung 
für ratſam. 

Die Streitfrage kann durch folgenden Vergleich endgültig 
geklärt werden: Ein Bauer läßt ſeine Kuh auf der Wieſe 
graſen. Teilt er das hintere Stück durch einen Zaun ab, ſo 
ſetzt er dem Betätigungsdrange des Tieres auf der ganzen 
Wieſe eine Schranke, er beſchränkt alſo ſeine Bewegungs⸗ 
freiheit. Bindet er dagegen der Kuh einen Klotz an die 
Feſſel, beſchwert ihr alſo ein Bein, ſo wird ihr die Mög⸗ 
lichkeit, auch die hintere Wieſe abzugraſen, nicht genommen, 
ſondern nur erſchwert. Das Gleiche gilt, wenn der Bauer 
in der Mitte Hinderniſſe aufſtellt, ſo daß die Kuh zu Um⸗ 
wegen gezwungen iſt. 

Entſprechend verhält es ſich mit der Teſtierfreiheit des 
Erblaſſers. Das BOB. ſelbſt engt den Grundſatz der abſoluten 
Teſtierfreiheit ein, wenn es z. B. die Vorſchriften über den 
Pflichtteil aufſtellt. Damit iſt der Erblaſſer — wie die Kuh 
vor dem Zaun — an der vollen Entfaltung ſeines Teſtier⸗ 
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willens gehindert, dem zuläſſigen Inhalt feiner Verfügung 
ſind Beſchränkungen auferlegt. Wo der Geſetzgeber da⸗ 
gegen für die letztwillige Verfügung beſondere Formvorſchriften 
gibt, ſind dem Erblaſſer — wie der Kuh vor den Hinder⸗ 
niſſen — lediglich gewiſſe Wege verſperrt. Hat er ſich aber 
auf dem vorgeſchriebenen mühſeligeren Wege durchgekämpft, 
ſo iſt ihm die ungehinderte Betätigung ſeines Teſtierwillens 
gewiß. Derartige Erſchwerungen der Form haben auf 
den Inhalt der letztwilligen Verfügung letzten Endes gar 
keinen Einfluß. 

Dieſe ſcharfe Trennung der Fragen, „was“ der Erb⸗ 
laſſer tun kann und „wie“ er ſich betätigen darf, it in der 
Literatur zum 5. Buche des BGB. längſt heimiſch. So iſt 
es noch niemandem eingefallen, in den Formvorſchriften für 
das eigenhändige Teſtament begrifflich eine „Beſchränkung“ 
der Teſtierfreiheit zu ſehen. Ebenſo unbeſtritten iſt es, daß 
der Begriff Teſtierfreiheit es nur mit der Frage zu tun hat, 
welchen Inhalt der Erblaſſer ſeiner letztwilligen Verfügung 
geben kann. Die in Art. 64 Abſ. 2 EGBGB. unterſagte „Be⸗ 
ſchränkung“ der Teſtierfreiheit entſpricht daher unſerem erſten 
Falle. Die Kehrſeite dieſer Erkenntnis iſt, daß Art. 64 Abſ. 2 
dem Landesgeſetzgeber die Möglichkeit offenläßt, für letzt⸗ 
willige Verfügungen eine beſondere Form vorzuſchreiben, wie 
es z. B. 832 PrGeſ. v. 8. Juni 1896 unangefochten tut 
(ebenſo ohne Bedenken Planck, Staudinger u. a.). § 6 
Abſ. 4 Erb R. iſt daher mit dem Reichsrecht vereinbar. 

Man mag es bedauern, daß der Grundſatz der ſchranken⸗ 
loſen Teſtierfreiheit noch Gültigkeit hat, eine römiſch⸗rechtliche 
Einrichtung, die mit ihrer individualiſtiſchen Einſtellung dem 
Anerbenrecht widerſpricht. Denn theoretiſch hat der Erblaſſer 
die Möglichkeit, jegliche Anerbenfolge zu verhindern und den 
Erbhof im Erbgange zu zerſchlagen. Andererſeits muß man 
anerkennen, daß dieſes Sicherheitsventil nicht ganz zu ent⸗ 
behren iſt, weil der Bauer in der Lage bleiben muß, im 
Einzelfall von dem Schema des Geſetzes abzugehen und die 
Erbfolge nach den praktiſchen Bedürfniſſen des Augenblicks 
zu regeln. Die Formerſchwerung des §6 Abſ. 4 ErbHR., 
deren Beſtand durch unſere Ausführungen endgültig geſichert 
ſein dürfte, iſt dann aber ein heilſames Gegengewicht, und dem 
Notar erwachſen hier wichtige Aufgaben. 

II. Eine weitere Frage ergibt ſich aus dem Zuſammen⸗ 
treffen des ErbHR. mit dem BGB. Wie weit iſt die vom 
BGB. abweichende Anerbenordnung des § 12 Erb R. im⸗ 
ſtande, die Erbfolgeordnung der 88 1924 ff. BGB. zu durch⸗ 
brechen? Mit anderen Worten: Welchen Umfang hat der 
Vorbehalt des Art. 64 Abſ. 1 EGBGB.? Die Durchkreuzung 
der Anerbenordnung durch Ziff. 10a AusfVoO. v. 24. Aug. 
1933 fordert eine Klärung dieſer Frage. Am beſten kommt 
man zum Ziel, wenn man das Hannoverſche Höfegeſetz vom 
28. Juli 1909 (= Höfe®.) zum Vergleich heranzieht, deſſen 
Gedankengut auf die Schaffung des neuen Rechts einen be⸗ 
ſonderen Einfluß gehabt haben dürfte. 

Zur Veranſchaulichung mögen folgende Beiſpiele 
dienen: 

1. Der Erblaſſer hinterläßt eine Tochter und ſeinen Vater. 
2. Der Erblaſſer hinterläßt einen Sohn und ſeinen Vater. 
a) Er wählt feinen Vater zum Anerben. 
b) Der Sohn verzichtet auf das Anerbenrecht (nicht aber 
auf das Erbrecht). 
Frage: Iſt der Vater Anerbe, obwohl die Tochter bzw. 
der Sohn als Alleinerben gelten? 

Bei unbefangener Betrachtung des Art. 64 Abſ. 1 E&⸗ 
BGB. iſt man geneigt, das Recht des Landesgeſetzgebers zur 
Regelung des „Anerbenrechts“ in weiteſtem Umfange auf⸗ 
zufaſſen, ſo daß er befugt iſt, unter Ausſchaltung der erb⸗ 
rechtlichen Vorſchriften des BGB. die Erbfolge in ein An⸗ 
erbengut nach eigenen Geſichtspunkten zu beſtimmen. Während 
die Vorarbeiten zum BGB. über dieſen Punkt ſchweigen, er⸗ 
gibt die Einſtellung des hannoverſchen Geſetzgebers mit aller 
Deutlichkeit, daß der Rahmen des Art. 64 Abſ. 1 ein weſent⸗ 
lich engerer iſt. Dieſer Anſicht hat Greiff als Regierungs⸗ 
vertreter in den Verhandlungen der Kommiſſion des Hannov. 
Provinziallandtages v. 28.29. Okt. 1907 (deren ſtenograph. 
Aufzeichnung S. 29) folgenden Ausdruck gegeben: „Der Be⸗ 
griff des Anerbenrechts iſt ... (bei Art. 64 Abſ. 1) als ein 


bekannter, hiſtoriſch feſtſtehender vorausgeſetzt; er wird aber 
allgemein dahin aufgefaßt, daß es ſich um das Vorzugsrecht 
eines Erben unter den berufenen Miterben handelt. Welche 
Miterben berufen ſind, das anderweitig zu regeln, iſt damit 
der Landesgeſetzgebung nicht geſtattet.“ 

Danach hat der Landesgeſetzgeber nicht die Befugnis, 
eine neue Erbenordnung bezüglich des Anerbengutes auf⸗ 
zuſtellen, ſondern er darf lediglich unter den nach BGB. be⸗ 
rufenen Erben eine andere Verteilung des Nachlaſſes, ſoweit 
er den Hof umfaßt, unter Bevorzugung eines (des Anerben) 
vornehmen. Dabei muß man davon ausgehen, daß die Be⸗ 
rufung eines Anerben überhaupt nur zum Zuge kommt, 
wenn „der Eigentümer eines Hofes von mehreren Per⸗ 
ſonen beerbt“ (88 Abſ. 1 Höfe.) wird. Eine Mehrzahl 
von Erben aus verſchiedenen, wenn auch noch ſo entfernten 
Erbordnungen iſt bei jedem Menſchen vorhanden, bei den 
„mehreren Erben“ kann es ſich daher nur um Erben der⸗ 
ſelben (und zwar der zunächſt berufenen) Erbordnung 
handeln. Nur aus dieſer Erbengruppe kann auch der Anerbe 
ſtammen, ob er nun durch Geſetz, durch Wahl des Erblaſſers 
oder infolge Verzichts des Vorberechtigten berufen wird. 

In folgerichtiger Anwendung dieſer Grundgedanken be⸗ 
ſtimmt das Höfe., daß der Hof dem Anerben als „einem 
der Erben“ (§ 9 S. 1 Höfe®.) zufällt, der Erblaſſer kann den 
Anerben „unter den zur Erbfolge berufenen Perſonen“ (8 20 
Abſ. 2 Höfe.) auswählen und bei Verzicht fällt der Hof 
„an den nächſten als Anerbe berufenen Miterben“ (§ 11 Abſ. 3 
S. 2 Höfe.). Unſer erſtes Beiſpiel iſt freilich auf das 
hannoverſche Recht nicht zugeſchnitten, weil ſich dieſes mit 
feiner Anerbenfolge (810 Höfech.) der Erbenfolge des BGB. 
eng anſchließt. In den beiden anderen Fällen iſt dagegen zu 
entſcheiden, daß der Sohn als einziger berufener Erbe den 
Hof erbt, während das Anerbenrecht überhaupt nicht zum 
Zuge kommt. Denn der Anerbe kann beide Male nur aus der 
zunächſt zur Erbfolge berufenen Erbordnung (die hier aus 
einer Perſon beſteht) kommen. Im Beiſpiel 2a iſt daher die 
getroffene Wahl unbeachtlich, in Beiſpiel 2b kann der Ver⸗ 
zicht des einzigen Angehörigen der erſten Erbordnung nicht 
die Wirkung haben, daß nunmehr die Anerbenberufung in 
die zweite Erbordnung überſpringt (vgl. dazu Linckel⸗ 
mann, Höfe., 3. Aufl., 1929, Vorbem. 1 B S. 17f. insbeſ. 
zu Anm. 11, §S 11 Anm. 38 und § 20 Anm. 660; Drechſler, 
Das Höferecht, 3. Aufl., 1921, 89 Anm. und 8 11 Anm. 3). 

Welche Auffaſſung über Art. 64 Abſ. 1 EGBGB. liegt 
dem neuen Recht zugrunde und wie ſind daher die drei Bei⸗ 
ſpiele nach dem Erbe R. zu entſcheiden? Es kann zweifelhaft 
ſein, ob der moderne Landesgeſetzgeber an die enge Auffaſſung 
über Art. 64 gebunden iſt, wie ſie die Väter des BGB. 
zu denen Greiff als Schriftführer der 2. Kommiſſion ge⸗ 
hört — bei ſeiner Entſtehung gehabt haben. Vielleicht könnte 
man ihm das Recht zugeſtehen, den Geſetzeswortlaut den ver⸗ 
änderten Anſchauungen entſprechend weitherziger auszulegen. 
Das kann aber dahingeſtellt bleiben. Denn der preußiſche Ge⸗ 
ſetzgeber hat in weiſer Mäßigung dieſen Schritt nicht getan, 
ſondern ſich der überkommenen Anſchauung angeſchloſſen. 

Das geht aus der grundlegenden Beſtimmung des 87 
EBHR. hervor: „Gehört zu einem Nachlaß ein Erbhof und 
ſind mehrere Erben vorhanden, ſo fällt der Erb⸗ 
hof ... einem der Erben, dem Anerben, zu.“ Alſo auch hier 
wieder für die Anwendbarkeit der Anerbenfolge die Voraus 
ſetzung, daß mehrere, d. h. mehrere gleichberechtigte Erben 
an erſter Stelle ſtehen, aus denen der Anerbe hervorgeht. Daß 
in Beiſpiel 1 Vater und Tochter derartige „mehrere Erben 
wären (wie Brinkmann⸗Roſcher a. a. O. Nachtr. 3" 
8 7 anzunehmen ſcheinen), bedarf keines Wortes mehr. Der 
richtig aufgefaßte 87 läßt ſich ohne Schwierigkeiten an⸗ 
wenden, die Anſicht von Brinkmann⸗Roſcher, die Ab⸗ 
änderung dieſer Beſtimmung ſei „unvermeidlich“, dürfte da, 
mit hinfällig fein. Allerdings beſtehen zwiſchen 88 7 und 12 
Erb R. „Widerſprüche“, aber nicht der Wortlaut des 8“ 
iſt daran ſchuld (wie Brinkmann⸗Roſcher meinen), ſon⸗ 
dern die Anerbenordnung des § 12, ſoweit fie die Erben⸗ 
ordnung des BGB. durchbricht. Denn die Zurückdrängung der 
Töchter (und ihrer Nachkommen) ſowie des Ehegatten bei der 
Anerbenberufung iſt inſofern unberechtigt, als ihnen der 
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Mannesſtamm nicht nur der eigenen, ſondern nachſtehender 
Erbordnungen vorgezogen wird. Es iſt daher nur eine folge⸗ 
richtige Durchführung des in 87 enthaltenen Grundgedankens, 
wenn die AusfVO. zu 8 12 Abſ. 1 den Anerbenberechtigten 
der 4. und 8. Ordnung den ihnen unter Berückſichtigung des 
BGB. zukommenden Platz wiedergibt. Die Löſung des Bei⸗ 
ſpieles 1 iſt daher nach §7 Erbe R. die gleiche, die Tochter 
ſchließt — entgegen dem Wortlaut des § 12 Erbe R. — als 
Alleinerbin ein Unerbenrecht ihres Großvaters aus. 

Dieſelbe Grundauffaſſung von dem begrenzten Aufgaben⸗ 
kreis des Landesgeſetzgebers muß auch die für die Bei- 
Thiele 23 und 2b maßgebenden Beſtimmungen beherrſchen. 
Ihr Wortlaut ſcheint allerdings bei oberflächlicher Betrach⸗ 
tung von dem des Höfe. derart abzuweichen, daß man zu⸗ 
nächſt zur entgegengeſetzten Auffaſſung neigen könnte. Ein 
ſolcher Widerſpruch im Geſetzesaufbau wäre aber untragbar. 
Dem Geſetzgeber ſchwebte an ſich die Anerbenordnung des 812 
SEHR. vor. Man müßte alſo annehmen, daß er dieſes 
Ideal nur für unſere Beiſpiele 2a und 2b durchgeführt, bei 
Beiſpiel 1 aber, wie gezeigt, teilweiſe fallengelaſſen hat — 
ein ganz unverſtändlicher Mangel an Folgerichtigkeit. Denn 
wenn er bei 87 Erb R. geglaubt hat, dem engen Griff des 
Art. 64 EGBGB. nicht entgehen zu können, wie ſollte er 
dann bei den anderen Beſtimmungen dieſer Feſſel entſchlüpfen 
können? Dieſer Widerſpruch iſt auch offenbar nicht be- 
abſichtigt ). 

3506 Abſ. 1 S. 1 ErbHR. gibt dem Bauer die Möglich⸗ 
keit, den Anerben „unter den nach 8 12 zum Anerben Be- 
rufenen“ auszuwählen. Dazu können nicht alle in § 12 auf⸗ 
gezählten Perſonen gehören, die gemäß Abſ. 1 bedingt zum 
Anerben berufen ſind. Andererſeits wäre der Kreis der (ge- 
mäß Umkehrſchluß aus Abſ. 2 S. 1) im Einzelfalle an erſter 

telle zur Anerbenfolge berufenen Verwandten zu eng. Denn 
wenn in Beiſpiel 2a mehrere Söhne und Töchter dem Groß⸗ 
vater gegenüberſtehen, kann die Auswahl nicht nur aus der 
erſten Anerbordnung (alſo den Söhnen allein), ſondern muß 
aus der geſamten erſten Erbordnung nach BGB. (alſo allen 
Kindern) erfolgen. Nur dieſe Auffaſſung entſpricht dem oben 
entwickelten Grundgedanken, daß auch der gewählte Anerbe 
dem Kreis der zunächſt berufenen Miterben entſtammen ſoll. 

Dieſer Einſtellung trägt die AusfVO. zu $7 Buchſtabe b 
echnung, indem ſie die Erbfolge kraft Anerbenrechts in 
unſerem Falle nur eintreten läßt, „wenn der Erblaſſer einen 
von mehreren Erben als Anerben berufen hat und dieſer 
zu den nach 812 Abſ. 1 bezeichneten Perſonen gehört“. Die 
Verweiſung auf 8 12 Erbe R. hat nur noch den Zweck, den 
Verwandtenkreis des Erblaſſers zu umſchreiben, während es 
im übrigen nicht auf die Anerbenfolge, ſondern nur auf die 
Erbenfolge des BGB. ankommt. Der Wortlaut des 8 6 Abſ. 1 
S. 1 Erb. bedarf daher des einſchränkenden Zuſatzes, daß 
bie Auswahl des Anerben „unter den nach $12 zum An⸗ 
erben Berufenen“ ſich außerdem der Erbenordnung des BGB. 
unterordnen muß. 

Zu Beiſpiel 2b beſtimmt 815 Abſ. 4 S. 2 Erb R., daß 
bei Verzicht auf das Anerbenrecht der Hof „an den nächſten 
als Anerben Berufenen“ fällt. Auch hier kommt eine Be⸗ 
tufung zum Anerben gemäß 8 12 ErbHR. nur ſolange in 
Frage, als Miterben der nach BGB. zunächſt berufenen 
Erbengruppe vorhanden ſind. Der Übergang der Anerben⸗ 
berufung auf den „nächſten“ iſt daher gleichfalls durch die 
erbrechtlichen Grundſätze des BGB. begrenzt. Wenn der 
Sohn, der einzige und letzte berufene Erbe, in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Anerbenberechtigter wegfällt, gibt es einen „nächſten 
uls Anerben Berufenen“ nicht mehr. Die Beiſpiele zu 2 find 
daher in der gleichen Weiſe zu löſen wie nach dem Höfech. 

Die Richtigkeit unſerer Auffaſſung und ihrer gleich⸗ 
mäßigen Anwendung auf alle drei Beiſpiele ergibt ſich auch 
noch aus den Beſtimmungen über die weichenden Erben. 


ie, ) Nachtrag: Der eben erſchienene Aufſatz von Fitzau (Deut⸗ 
ches Recht 1933, 120) vertritt die oben widerlegte Anſicht, weil er 
nicht erkennt, daß die Auffaſſung über 8 7 Erbe R. weniger für ſich 
tändlegende Bedeutung hat, als vielmehr nur eine Brücke zum Ver⸗ 
7 nonis des beherrſchenden Art. 64 EGBGB. bildet. Seine Auslegung 
schi 36 Abf. 1 S. 1 ErbchR. wird auch durch die l(inzwiſchen er⸗ 
chienene) Ausf. zu 8 7 Buchſt. b widerlegt, wie oben dargelegt wird. 


Darunter verſteht man die Perſonen, die zuſammen mit dem 
Anerben Miterben nach BGB. ſind (ſo Brinkmann⸗ 
Roſcher, ErbHR. 817 Vorbem.; Zimmer: Dotz. 1933, 
530; Wagemann, ErbHR. 817 Anm. 4); das Erb. 
(81 Abſ. 4 S. 1, 87 S. 2 u. ö.) bezeichnet fie allein als die 
„Miterben“ des Anerben. Es ſind die zur ſelben Erbengruppe 
wie der Anerbe zählenden Perſonen, die von ihrem reichsrecht⸗ 
lichen Erbrecht an dem Hof weichen und als Entſchädigung 
die Anſprüche aus den §s 17ff. Erb R. erhalten. Schon 
aus dem Wortlaut des §7 geht hervor, daß die „Miterben“ 
nichts anderes ſind als die „mehreren Erben“, alſo die an 
erſter Stelle berufene Erbengruppe, nachdem der Anerbe aus 
ihr hervorgegangen iſt. Wollte man mit der Gegenmeinung 
annehmen, daß etwa in Beiſpiel 2a der Vater des Erblaſſers 
zum Anerben gewählt werden könnte, ſo würden deſſen Mit⸗ 
erben, alſo die Angehörigen der zweiten Erbordnung des 
BGB., die Rechte der weichenden Erben in Anſpruch nehmen. 
Dagegen würde die Tochter des Erblaſſers, obwohl ſie eine 
nähere Verwandte iſt, leer ausgehen — ein von Zimmer 
(a. a. O. S. 530 Anm. 2) als Härte des Geſetzes gegeißeltes, 
ganz unhaltbares Ergebnis. Auch damit dürfte die Einſtellung 
des Geſetzgebers klar erwieſen ſein. 

Schließlich gehören hier noch die Beſtimmungen über die 
Übernahme kraft Anerbenrechts, bei welcher der Übernehmer, 
der ſich zum Anerben aufſchwingt, ebenfalls nur aus der Zahl 
der Miterben, alſo der zunächſt berufenen Erbengruppe her⸗ 
vorgehen kann. Ein letzter Beweis für die Folgerichtigkeit 
unſerer Einſtellung. 

Die Beiſpiele ſind inſofern einſeitig gewählt, als dem 
Vater des Erblaſſers jeweils ein einziges Kind, alſo ein 
Alleinerbe, gegenüberſteht, ſo daß die Anerbenfolge niemals 
zum Zuge kommt. Sobald man dagegen auf der Kinderſeite 
mehrere Töchter bzw. Söhne einſetzt, tritt unter dieſen An⸗ 
erbenfolge ein, aus ihrem Kreis geht ein Anerbe hervor. In 
beiden Fällen aber — und das ſollte in erſter Linie heraus⸗ 
geſtellt werden — iſt eine Anerbenberufung des Vaters des 
Erblaſſers gänzlich ausgeſchloſſen. Die Vorausſetzung des 87 
EHHN., daß „mehrere Erben“ vorhanden fein müſſen, be⸗ 
zeichnet alſo nicht nur, wie es bei Oehlſchläger (JW. 
1933, 1632) ſcheinen könnte, den Gegenſatz zum Alleinerben 
(ſo der Wortlaut: mehrere Erben), ſondern auch zu anderen 
ſpäter berechtigten Erben (ſo die Auslegung: mehrere gleich- 
berechtigte Erben). 

Unſere Beiſpiele befaſſen ſich auch nur mit der geſetz⸗ 
lichen Erbfolge. Sobald der Erblaſſer teſtamentariſche Erben 
hinterläßt, wird das Bild vereinfacht. Denn nunmehr gibt es 
nur einen Kreis von „mehreren Erben“, die zur Erbſchaft 
berufen ſind und aus denen der Anerbe hervorgehen kann. 
Schwierigkeiten macht aber hier die Frage, wann überhaupt 
Anerbenfolge eintritt. Denn in der Regel iſt bei Beſtimmung 
einzelner Erben Ausſchluß der Anerbenfolge mit ihrer ein⸗ 
ſeitigen Verteilung des Nachlaſſes anzunehmen, zumal wenn 
den Teſtamentserben feſte Anteile zugewieſen ſind. Für An⸗ 
erbenfolge iſt daher nur Raum einmal, wenn der Erblaſſer 
lediglich die geſetzliche Erbfolge (ausdrücklich oder dem Er⸗ 
gebnis nach) beſtätigt hat. Ferner tritt Anerbenfolge ein, wenn 
der Erblaſſer aus den Miterben einen gemäß § 12 ErbHR. 
fähigen Anerben ausgewählt hat, alſo trotz Auswahl von 
Teſtamentserben die Beſonderheiten der Anerbenfolge aus⸗ 
drücklich gewünſcht hat. Sind daher in Beiſpiel 2a Vater 
und Tochter als Teſtamentserben berufen, dann hat die Aus⸗ 
wahl des Vaters als Anerben Wirkſamkeit. Nunmehr geht der 
Vater der Tochter des Erblaſſers vor, aber nicht, wie es 
nach den Worten des Geſetzgebers in der AusfVO. zu 8 12 
Abſ. 1 den Anſchein hat, weil die Anerbenordnung des § 12 
es beſtimmt, ſondern weil der Erblaſſer es verfügt hat. 

Zu bemerken iſt, daß es bei dieſem Fall der Anerben⸗ 
folge nicht, wie Roth (JW. 1933, 1372) bei Behandlung der 
88 26 ff. Erb R. behauptet, darauf ankommt, daß ſämtliche tefta- 
mentariſche Miterben zu den geſetzlichen Erben gehören. Von 
Bedeutung iſt vielmehr nur, daß der aus ihrer Mitte hervor⸗ 
gehende Anerbe zu dem Perſonenkreis des 8 12 ErbHR. ge⸗ 
hört. Die übrigen Miterben brauchen dieſe Vorausſetzung 
nicht zu erfüllen, es können ſich vielmehr unter ihnen ſolche 
befinden, die gemäß § 12 Abſ. 3 oder 82 Abſ. 2 ErdHR. 
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nicht anerbenfähig ſind oder gar familienfremd ſind. Wichtig 
iſt nur, daß der Erbhof an einen Familienangehörigen fällt, 
die übrige Nachlaßverteilung kann ſich unter beliebigen Per⸗ 
ſonen abſpielen. Denn warum ſollte nicht auch ein Familien⸗ 
fremder, der an ſich nach dem Willen des Erblaſſers an dem Hof 
ſelbſt hätte Anteil haben ſollen, an den Anſprüchen aus SS 17ff. 
Erb. teilnehmen? Unter den Begriff „weichende Erben“ 
fällt er freilich nicht, wenn man dieſe mit Zimmer (Dotz. 
1933, 530) als Miterben des Anerben anſieht, die von dem 
ihnen nach 8 12 gegebenen geſetzlichen Anerbenrecht gewichen 
find. Denn aus dieſem Kreis würden auch die nichtanerben⸗ 
fähigen Miterben herausfallen. Richtiger dürfte es ſein, den 
Begriff dahin zu faſſen, daß die Miterben von ihrem reichs⸗ 
rechtlichen Erbrecht weichen. Bei dieſer Auffaſſung iſt für den 
Eintritt der Anerbenfolge auch dann Raum, wenn ſich die 
Miterben des Anerben aus Verwandten und Familienfremden 
zuſammenſetzen. 

Für unſer Beiſpiel 2b iſt zu ſagen, daß Verzicht des 
teſtamentariſch beſtimmten Anerben nur dann den Übergang 
des Anerbenrechts auf einen folgenden Miterben zur Folge 
hat, wenn dies ausnahmsweiſe dem ausdrücklichen Willen des 
Erblaſſers entſpricht. 

Wenn der Geſetzgeber (AusfVO. zu 87 Buchſtabe c) 
neben den beiden bisher behandelten Fällen noch die Ein⸗ 
ſetzung eines Alleinerben als dritte Möglichkeit für den Ein⸗ 
tritt der Erbfolge kraft Anerbenrechts anführt, ſo iſt dieſe 
Beſtimmung unverſtändlich, denn bei teſtamentariſcher Allein⸗ 
erbfolge iſt für die Anwendung des Anerbenrechtes genau ſo 
wenig Raum, wie wir es oben bei der geſetzlichen Allein⸗ 
erbfolge geſehen haben. 

Die Schlußfolgerung iſt, daß ſich die Anerbenordnung 
des 812 Erb R. doch nicht ganz hat aufrechterhalten laſſen. 
Denn das Vorhandenſein einer Tochter bzw. Witwe des Erb⸗ 
laſſers bricht an entſcheidender Stelle die Vererbung des 
Hofes im Mannesſtamme des Bauerngeſchlechtes ab. Dieſes 
im Hinblick auf den deutſchrechtlichen Geiſt, der ſo erfriſchend 
in das neue Geſetzeswerk eingezogen iſt, bedauerliche Ergebnis 
geht auf den engen Rahmen des Art. 64 EGBGB. zurück, 
dem ſich der preußiſche Geſetzgeber gefügt hat. Es wäre des⸗ 
halb zu wünſchen, daß der Reichsgeſetzgeber dieſen Hemm⸗ 
ſchuh in der Siegeslaufbahn unſeres Erbhofrechtes durch Neu⸗ 
faſſung des Art. 64 aus dem Wege räumte. Dann müßte frei⸗ 
lich geprüft werden, wieweit die übrigen Vorſchriften in 
ihrer augenblicklichen Faſſung beſtehen bleiben ſollen. 

III. Die Ausführungen zu I und II befaſſen ſich mit 
dem weſentlichſten Inhalte des Anerbenrechtes, ſeinen erb⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen, von denen es ausgegangen iſt und 
ſeinen Namen erhalten hat. Die früheren Höfegeſetze haben 
überwiegend nur dieſe Seite geregelt, wie auch in der Lite⸗ 
ratur das Anerbenrecht meiſt als bäuerliches Sondererbrecht 
gekennzeichnet wird. Seinen Zweck, die Geſchloſſenheit und 
Schuldenfreiheit des Hofes zu erhalten, kann es aber nur 
dann voll erfüllen, wenn ſchon Verfügungen unter Lebenden 
eingeſchränkt werden. Dieſem Gedanken trägt 85 ErbHR. 
Rechnung. Mit dieſer wichtigen Beſtimmung erhält das An⸗ 
erbenrecht ein ganz anderes Geſicht. Mit einem Schlage fällt 
die Schranke, die in dogmatiſcher Beziehung zwiſchen dem 
Anerbengut und den fog. gebundenen Gütern wie Stammgut, 
Lehnsgut, Familienfideikommiß faſt durchweg aufgerichtet 
wurde. Das Anerbenrecht tritt nunmehr aus ſeiner rein erb⸗ 


rechtlichen Stellung endgültig heraus und reiht ſich in die 
gebundenen Güter ein, bei denen in ähnlicher Weiſe Sonder⸗ 
nachfolge im Erbgange und Unveräußerlichkeit unter Lebenden 
die wichtigſten Merkmale ſind. 

Dieſe von dem Erb R. wieder an die Oberfläche ge⸗ 
brachte weitere Faſſung des Begriffes Anerbenrecht kann nicht 
ſcharf genug hervorgehoben werden, um die ganze Tragweite 
des neuen Geſetzes ins rechte Licht zu rücken. Wie wenig bis⸗ 
her der wahre Umfang des Anerbenrechts erkannt worden iſt, 
zeigt z. B. die Auffaſſung von Staudinger (BGB. Bd. VI, 
9. Aufl. 1929, Art. 64 Anm. III 6 und VI), der zwar erkennt, 
daß auch Verfügungsbeſchränkungen unter Lebenden in den 
Rahmen des Art. 64 EGBGB. fallen, trotzdem aber ſpäter 
ausſpricht: „Die Anerbengutseigenſchaft bedeutet im Gegen⸗ 
ſatz zur Fideikommißeigenſchaft keine Bindung oder Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung, ſondern äußert ihre Wirkungen nur im 
Falle der geſetzlichen Erbfolge.“ Selbſt der preußiſche Geſetz⸗ 
geber hat ſich trotz aller inhaltlichen Fortſchrittlichkeit von 
der überkommenen Begriffsenge noch nicht ganz freimachen 
können; denn in 863 Abſ. 2 S. 1 ErbHN. bezeichnet er es 
als Zweck des Geſetzes, „die Bauernhöfe vor überſchuldung 
und ſchädlicher Zerſplitterung im Erbgang zu ſchützen“. 
Dieſe Auslegung entſpricht aber (jedenfalls bezüglich der 
Zerſplitterung) nicht mehr dem heutigen Rechtszuſtand und 
bedarf der Erweiterung. Anderenfalls tritt einer der wich⸗ 
tigſten Grundgedanken des ErbHR. in den Hintergrund, wie 
es bei Zimmer (a. a. O. S. 393) bereits geſchieht. 

Dieſe dogmatiſche Eingliederung hat nicht nur theoretiſche, 
ſondern erhebliche praktiſche Bedeutung. Und zwar für die 
Frage: Gehören Verfügungsbeſchränkungen zum Aufgaben⸗ 
kreis des Landesgeſetzgebers gemäß Art. 64 Abſ. 1 EGBGB. 
Verſteht man unter dem Begriff „Anerbenrecht“ nur ſeine 
erbrechtliche Seite, dann muß die Frage verneint werden. 
Die Veräußerungsbeſchränkungen des §5 ErbHR. werden 
dann freilich immer noch durch Art. 119 EGBGB. gedeckt. 
Der Begriff „Verfügung“, mit dem ſich unberechtigterweiſe 
85 in der überſchrift ſchmückt, umfaßt aber auch die Bela⸗ 
ſtungen. Und es ſteht zu hoffen, daß der Kreis doch einmal 
geſchloſſen wird und den Schutzmaßnahmen gegen die Über⸗ 
ſchuldung beim Erbgange ſolche unter Lebenden an die Seite 
geſtellt werden. Dafür ſtände dann nur der enge Rahmen des 
Art. 117 EGBGB. zur Verfügung. Faßt man dagegen den 
Begriff „Anerbenrecht“ weiter auf, dann bleibt dem Landes⸗ 
geſetzgeber ein Betätigungsfeld auf allen Gebieten, die mit 
dem bäuerlichen Erbhofe in Zuſammenhang ſtehen und in 
gleicher Weiſe der Erhaltung ſeiner Einheitlichkeit und Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit dienen. In dieſem Sinne wird Art. 64 EGBGB. 
von der herrſchenden Meinung — im Anſchluß an die Geſetzes⸗ 
vorarbeiten — aufgefaßt. Auf alle Fälle dürfte aber auch hier 
eine klare Entſcheidung durch den Reichsgeſetzgeber ange⸗ 
bracht ſein. 

Zu 85 ExrbHNR. iſt noch zu bemerken, daß die ohne Ge 
nehmigung des Anerbengerichts erfolgte Veräußerung unwirk⸗ 
ſam iſt. Nimmt man an, daß dieſe Beſtimmung zum Schutze 
der Belange des Anerben getroffen iſt, dann handelt es ſich 
nur um relative Unwirkſamkeit gemäß § 135 BGB., fo daß 
gutgläubiger Erwerb durch den Dritten möglich iſt. Nach dem 
allgemein volkswirtſchaftlichen Sinne des Geſetzes muß man 
aber zur abſoluten Unwirkſamkeit kommen mit der Folge, 
daß jede ungenehmigte Veräußerung gemäß § 134 BGB. nich⸗ 
tig iſt (fo jetzt auch Wagemaunn: ErbHR. § 5 Anm. 4). 


— . — —— —— ⁵ H P —— 


Der Zugang polizeilicher Verfügungen nach 
preußiſchem Polizeirecht. 


Gemäß 8 40 Abſ. 1 Pol VerwGß. v. 1. Juni 1931 find polizeiliche 
Verfügungen Anordnungen der Polizeibehörden, die an beſtimmte Per⸗ 
ſonen oder an einen beſtimmten Perſonenkreis ergehen und ein Gebot 
oder Verbot oder die Verſagung, Einſchränkung oder Zurücknahme 
einer rechtlich vorgeſehenen polizeilichen Erlaubnis oder Beſcheinigung 
enthalten. Die Polizeiverfügung iſt ſomit kein Rechtsſatz, ſondern ein 
öffentliches, empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft. Die praktiſche Folge 
dieſer Tatſache iſt, daß die Poltzeiverfügung zur Kenntnis des von 
ihr Betroffenen gelangt fein muß (Hatſchel, Lehrb. des Verwgk., 
$21, S. 145). Aus dem individuellen Charakter der polizeilichen Ver⸗ 
fügung folgt die Notwendigkeit ihrer individuellen Mitteilung an 
den in Anſpruch Genommenen. Dieſer muß tatſächlich Kenntnis da⸗ 


von erhalten, daß die Polizei etwas von ihm will (ſo Drews, 
Preuß. Polizeirecht, Allgem. Teil S. 66). Polizeiliche Verfügungen 
können nun mündlich, ſchriftlich oder durch Zeichen erlaſſen werden 
(844 Abſ. 1 Pol Verwh.). Nicht geregelt ift die Frage, wann eine 
polizeiliche Verfügung wirkſam wird. Hier muß zunächſt unter 
ſchieden werden, in welcher Form die polizeiliche Verfügung ergeht. 
Die ſchriftliche Polizeiverfügung wird als enipfangsbedürftige? 
Rechtsgeſchäft mit dem Zugang an den Adreſſaten wirkſam. Zwar 
ergibt fi) das nicht aus dem Pol Verw. Die Regelung, die 8 130 
BGB. für die private Willenserklärung getroffen hat, iſt aber auf die 
polizeiliche Verfügung zweckentſprechend anzuwenden (vgl. Der ſch: 
Verwärch. 33, 120; Friedrichs, PolßerwG. 8 44 Anm. 2). Das 
Gebot oder Verbot iſt ſomit zugegangen, wenn dem Empfänger das 
Kenntnisnehmen unter gewöhnlichen Umſtänden ermöglicht iſt 1 
von ihm nach der Regel des Lebeus erwartet werden kann (Seh 
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mann, Allgem. Teil 8 32, S. 158). Nicht erforderlich iſt die Ver⸗ 
nehmung. 

Zweifelhafter iſt die Rechtslage bei Polizeiverfügungen, die an 

inder jährige gerichtet find. Im Gegenſatz zum Zivil⸗ und 
Strafrecht verlangt das preuß. Polizeirecht beim Störer kein Ver⸗ 
ſchulden. Auch von Kindern und Geiſteskranken kann die Polizei die 
Beſeitigung eines polizeiwidrigen Zuſtandes fordern (vgl. § 19 Abſ. 2 
Pol Verwch.). Bei Polizeiverfügungen mit minderjährigen Adreſſaten 
iſt 8 131 BGB. entſprechend anzuwenden. Rechtspolitiſche Erwägungen 
erfordern alſo im Zweifel zum Wirkſamwerden der Anordnung den 
Zugang an den geſetzlichen Vertreter. Der Geſchäftsunfähige oder Ge⸗ 
ſchäftsbeſchränkte iſt grundſätzlich außerſtande, ſein Verhalten dem 
Verwaltungsakt gemäß einzurichten. Eine gleiche Regelung befürwortet 
Franzen, Lehrkommentar zum PolVerwcß. 8 18 S. 231, in dem 
er ausführt: da die Polizei nichts Unmögliches vom Adreſſaten ver⸗ 
langen darf, ſo iſt in dieſem Zuſammenhang die bürgerlich⸗rechtliche 
Geſchäftsfähigkeit von Bedeutung, man beachte dabei die 88 112, 113 
Anlaß zu Rechtsunſicherheit gibt aber der Vorſchlag von 
Grüttner, Preuß. Polizeirecht S. 68: „Den $ 131 BGB. an⸗ 
zuwenden, wird jedoch nicht angehen. Es muß genügen, wenn die 
erfügung einem Minderjährigen zugeht, der ſie verſtehen kann.“ 
Die Feſtſtellung des letzteren Erforderniſſes bereitet unter Umſtänden 
erhebliche Schwierigkeiten und führt auf jeden Fall zu Unzuträglich⸗ 
eiten. 

Die Frage des Zugangs verkörperter Polizeiverfügungen an 
polizeipflichtige Vereine, Geſellſchaften des BGB. und HGB. 
iſt auch von dem PolVerwG. offengelaſſen. Hier muß der Zugang 
an die vertretungsberechtigten Perſonen genügen. In dieſer Hinſicht 
erlangen Bedeutung die 88 28 Abſ. 2, 54, 714 BGB., SS 125, 
232 HGB. 

Die Bekanntgabe einer polizeilichen Verfügung kann auch durch 
Veröffentlichung ihres Inhaltes erfolgen. Mitteilung durch 
öffentliche Bekanntmachung (in Zeitungen, durch Maueranſchlag, 
durch Ausklingeln, durch eine Tafel: „Das Baden an dieſer Stelle 
iſt verboten“) wird als konkludente Handlung betrachtet werden 
können (Drews a. a. O. S. 66). In Fällen dieſer Art hat aber die 
Polizei die Beweislaſt dafür, daß der Adreſſat von dem Inhalt des 
Gebotes oder Verbotes als ihn angehend tatſächliche Kenntnis er⸗ 
halten hat. 

Bei der nichtverkörperten Polizeiverfügung — die alſo mündlich 
in Gegenwart des Betroffenen, durch Fernſprecher, Radio oder durch 
Zeichen erlaſſen wird — iſt Vernehmung im Sinne wirklicher 
Kenntnis notwendig. Für ein das Vernehmen erſetzendes Zugehen iſt 
hier kein Platz. Die Folgen einer Taubheit, Schwerhörigkeit oder 
einer Unwiſſenheit eines Ausländers muß die Polizei tragen. Es 
wäre unbillig, einen Polizeipflichtigen auf eine nichtvernommene Er⸗ 
klärung feſtlegen zu wollen. Er muß indeſſen die Umſtände dartun, 
aus denen erhellt, daß er die Verfügung trotz ihrer allgemeinen Ver⸗ 
nehmbarkeit nicht verſtanden habe (ähnlich für das Zivilrecht Leh⸗ 
mann 4. a. O. 8 32, S. 159). 

RA. Dr. Wilhelm Weimar, Köln. 


Das neue Zugaberecht. 


Der 1. Sept. war für die Entwicklung des Zugaberechts ein ent⸗ 
ſcheidender Tag. An dieſem Termin iſt die Nov. v. 12. Mai 1933 
(RGBl. I, 264) in Kraft getreten. Wie bekannt, iſt am 9. März 1932 
eine Not VO. durch den RPräſ. erlaſſen worden (RGBl. I, 121), die 
für den Bereich des geſamten geſchäftlichen Verkehrs grundſätzlich das 
gebot, die Ankündigung und die Gewährung von Zugaben verbot. 
ie Zugabe wurde jedoch in Form einer beſonderen Wettbewerbs⸗ 
handlung durch die Ausnahmevorſchrift des §1 Abſ. 2e von dem 
Verbote wieder freigeſtellt, wenn ſich der die Zugabe Gewährende 
erbot, an Stelle der Zugabe wahlweiſe auf Verlangen des Käufers 
einen Barbetrag auszuzahlen, der nicht geringer ſein durfte als der 
Einſtandspreis der Zugabe ſelbſt. Dieſe Ausnahme iſt nun durch 81 
Geſ. v. 12. Mai 1933 aufgehoben worden. Somit beſteht im Deutſchen 
Reiche jetzt ein umfaſſendes Zugabeverbot, deſſen Einzelheiten inſofern 
deſonders wichtig ſind, als es ſich um Vorſchriften handelt, die für 
das Wirtſchaftsleben grundlegende Bedeutung beſitzen. 
di Zunächſt ift feſtzuſtellen, daß durch den Erlaß der S ezialgeſetze 
die bis dahin beſtehende Judikatur, wie ſie von mir an dieſer Stelle 
. Z. behandelt wurde (JW. 1930, 3602), ihre praktiſche Bedeutung 
derloren hat. Es ſei hier kurz darauf hingewieſen, daß die mangelnde 
ſachliche Eignung, vor allem der höchſtinſtanzlichen Rechtſprechung und 
Usbeſ. des Net. v. 23. Dez. 1926, weſentlich dazu beigetragen hat, 
855 Beſtrebungen zur Schaffung eines Spezialgeſetzes zu fördern. In 
er Tat waren die Kriterien, die das RG. in ſeinem theoretiſch hoch⸗ 
batliftzierten, praktiſch jedoch kaum verwendbarem Urteil aufgeſtellt 
atte, für die Unterſcheidung der zuläſſigen Zugaben von den nicht 
ſulaſſigen Raum verwendbar. Die Beweisführung und Beweiserhebung 
I un auf unüberwindbare Schwierigkeiten, wenn es ſich darum han⸗ 
Helle, feſtzuſtellen, ob „der Verkauf der eigentlichen Ware zu einem 
Freiſe“ erfolgte, „der ſich innerhalb der Grenzen hielt, in denen 


Waren von gleicher Art und Güte von Geſchäften ähnlichen Ranges 
am gleichen Platz zur ſelben Zeit verkauft zu werden pflegen“. Hinzu 
kam, daß eine genaue Prüſung des Weſens der Wettbewerbshandlung 
zu der Feſtſtellung führte, daß die Geſchäftspraktiken an ſich un⸗ 
lauter waren. Die amtlichen Erläuterungen (RAnz. v. 12. März 1932 
Nr. 61) ſagen in dieſem Punkte m. R., daß mit dem Zugabeweſen 
die Unklarheit über den Wert der Hauptware und der Nebenleiſtungen 
unvermeidlich verbunden ſei. Den Ausſchlag aber für das ſchnelle Ein⸗ 
greifen des Geſetzgebers hat wohl die Tatſache gegeben, daß es ſich 
nach den Feſtſtellungen des RWiR. (Vorl. RWigk. 192030, Druck. 
Nr. 367) um eine Zuwendung handelt, die in Form des gekoppelten 
Kaufs einer Haupt⸗ und Nebenware zu einem Geſamtpreiſe in die 
Erſcheinung tritt. Dabei liegt das Eigenartige und zugleich beſonders 
Gefährliche dieſer Geſchäftspraktihen darin, daß, wie auch die oben⸗ 
erwähnte, jetzt aufgehobene Beſtimmung des $ 1 Abſ. 2e der an⸗ 
geführten Not BO. klarwerden ließ, dieſer Verkauf der Zugabe zu 
dem Einſtandspreiſe erfolgt. Auf dieſer Grundlage aber iſt ein Wett⸗ 
bewerb zwiſchen den Zugabegeſchäſten und den Teilen des Handels, 
die die Zugabe als Hauptware vertreiben, nicht mehr möglich, denn 
die Fachgeſchäfte müſſen, um ihre Speſen zu decken und leben zu 
können, zum mindeſten einen beſcheidenen Verdienſt auf den Ein⸗ 
ſtandspreis aufſchlagen. Die volkswirtſchaftlichen Schäden der Aus⸗ 
ſchaltung der betroffenen Wirtſchaftsgruppen aus dem Wirtſchafts⸗ 
ablauf ſind m. E. erheblich geweſen. Sie werden durch die Nov. 
v. 12. Mai in ihrem Urſprung beſeitigt. 

Das Geſetz ſelbſt bringt keine Begriffsbeſtimmung der Zugabe, 
wohl aber läßt ſich der Inhalt des Begriffs aus dem Geſetz, insbeſ. 
aus der Gegenüberſtellung des § 1 Abſ. 1 und § 1 Abſ. 2, entnehmen. 
Unter Zugaben wird man nach dem KG. I Berlin (Urt. v. 20. Sept. 
1932, 221 Q 119/32) Zuwendungen irgendwelcher Vermögenswerte zu 
verſtehen haben, die neben einer Hauptware oder Hauptleiſtung ge⸗ 
währt werden. Bei dieſen Vermögenswerten kann es ſich um körper⸗ 
liche Güter (Waren) oder auch unkörperliche Güter (Leiſtungen) handeln. 
Aber nicht jede Zuwendung erfüllt den Tatbeſtand der Zugabe, ſondern 
nur diejenige — dies geht aus § 1 Abſ. 2 Not VO. klar hervor —, 
welche von dem Gegenſtande des Hauptrechtsgeſchäfts in gewiſſer Weiſe 
verſchieden iſt. Iſt die zugegebene Ware mit der gekauften Ware abſolut 
ideutiſch, ſo fehlt es an dem für die Zugabe kennzeichnenden Täuſchungs⸗ 
moment über den Wert der Zuſatzleiſtung. Es iſt daher die Ausnahme 
zu 8 1 Abſ. 20 Not VO. gegeben, die den Mengenrabatt von dem Ver⸗ 
bote freiſtellt, wenn er in einer beſtimmten oder auf beſtimmte Art 
zu berechnenden Menge gleicher Ware beſteht. Dieſes Täuſchungs⸗ 
moment entfällt weiter, wenn die Zuwendung in einem beſtimmten 
oder auf beſtimmte Art zu berechnenden Geldbetrage beſteht. Es liegt 
dann Barrabatt vor, die Ausnahme des 81 Abſ. 2b iſt gegeben. 
Beſitzt die Zugabe keinen Vermögenswert, beſſer geſagt keinen eigenen 
Verkehrswert, jo gilt der Satz „minima non curat praetor“. In 
dieſem Sinne nimmt die NotVO. im 8 1 Abſ. 2a die geringwertigen 
Kleinigkeiten und die Reklamegegenſtände von geringem Werte mit 
dauerhaftem und deutlich ſichtbaren Aufdruck der reklametreibenden 
Firma von dem Verbote aus. In gleichem Sinne iſt auch die Be⸗ 
ſtimmung des § 1 Abſ. 2d zu verſtehen, die Zubehör und Neben⸗ 
leiſtungen von dem Verbote freiſtellt, wenn ſie — aber auch nur 
dann — handelsüblich ſind. 

Der Geſetzgeber hat, um die Tarnung von Zugabegeſchäften nach 
Möglichkeit zu verhindern, gewiſſe typiſche Tatbeſtände der in 8 1 
Abſ. 1 Satz 1 unterſagten Wettbewerbshandlung gleichgeſtellt. Hierher 
rechnet in erſter Linie der Scheinkauf der Zugabe, der nach 8 1 Abſ. 1 
Satz 2 vorliegt, wenn für die Zugabe ein geringfügiges, offenbar nur 
zum Schein verlangtes Entgelt gewährt wird. Um den Fällen zu be⸗ 
gegnen, in denen nach dem Verbot der Zugabe verſucht werden ſollte, 
im offenen Kopplungskauf das verbotene Rechtsgeſchäft durchzuführen, 
wurde in 8 1 Abſ. 1 Satz 3 beſtimmt, daß auch diejenigen Rechts⸗ 
geſchäfte dem Prinzip des Geſetzes unterliegen, in denen eine Ware 
oder Leiſtung zu einem Geſamtpreiſe angeboten, angekündigt oder 
gewährt wird, wenn objektiv eine Verſchleierung der Zugabe vorliegt. 

Mit dieſer kurzen Überſicht iſt das durch das Zugabeverbot er⸗ 
faßte räumliche Gebiet bereits umriſſen. Bedeutſam ſind indeſſen die 
weiteren Beſtimmungen, die auch für die fernerhin zugelaſſenen Welt⸗ 
bewerbshandlungen, ſoweit ſie in dem Geſetz Erwähnung fanden, ge⸗ 
geben werden. In erſter Linie handelt es ſich hier um die Vorſchrift 
des § 1 Abſ. 3 NotVO. v. 9. März 1932, die unterſagt, bei dem An⸗ 
gebot, der Ankündigung und der Gewährung einer der in Abſ. 2 zu⸗ 
gelaſſenen Wettbewerbshandlungen die Zuwendung als unentgeltlich 
gewährt (Gratiszugabe, Geſchenk u. dgl.) zu bezeichnen oder ſonſtwie 
den Eindruck der Unentgeltlichkeit zu erwecken. Dieſe Norm gilt alſo 
für den Mengenrabatt, den Barrabatt, die geringwertigen Kleinig⸗ 
keiten, die Reklamegegenſtände von geringem Werte, das handels⸗ 
übliche Zubehör und handelsübliche Nebenleiſtungen uſw. Es gilt aber 
auch noch für die beiden letzten, bisher noch nicht erwähnten Aus⸗ 
nahmen des 8 1 Abſ. 2, der Erteilung von Auskünften oder Nat- 
ſchlägen und für die ſog. Abonnentenverſicherungen. Hervorgehoben 
zu werden verdient die Tatſache, daß nicht nur Ausdrücke wie „Ge⸗ 
ſchenk“, „Prämie“, „Belohnung“, „Anerkennungspreis“, „koſten⸗ 
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los“, „umſonſt“, „Werbegabe“ (AG. Querfurt, Urt. v. 9. Sept. 2 
3067/82), ſondern auch alle Satzbildungen unter die Norm fallen, 
die in dem Publikum den Eindruck erwecken, daß der Leiſtung des 
Verkäufers eine Gegenleiſtung des Käufers nicht gegenüberſteht. 

Praktiſche Bedeutung hat namentlich in der letzten Zeit eine 
weitere wichtige Beſtimmung der NotVoO. gewonnen, die verbietet, 
die einſchlägigen Zuwendungen von dem Ergebnis einer Verloſung 
oder einem anderen Zufall abhängig zu machen. Es iſt alſo 3. B. 
verboten, in 1000 Kaffeepackungen Geldbeträge zu verſtecken, jedem 
50. Einſender von Gutſcheinen eine Warenpramie, dem 10000. Be⸗ 
ſucher einer Theatervorſtellung eine goldene Uhr auszuhändigen. Auch 
die Glückstage⸗Lotterien werden in der bisher üblichen Form unter 
die Vorſchrift fallen (Gottſchick a. a. O. Miniſterium für Wirt⸗ 
ſchaft und Arbeit 1933 Nr. 3, vgl. auch Urt. des AG. Dresden v. 
9. Dez. 1932, GA v. 10/32 Nr. 6). Die Not O. ſtellt ſich gegenuber 
dem § 286 StGB. in bezug auf die einſchlägige Vorſchrift als lex 
specialis dar. Sie findet daher auch Anwendung, wenn etwa die in 
8 286 vorgeſchriebene behördliche Genehmigung vorliegen ſollte. 

Das formelle Recht der Not VO. iſt den Vorſchriften des Unl WG. 
nachgebildet. Auf dem Wege der Zivilklage nach 8 2, für die ſowohl 
die in Betracht ſtehenden Gewerbelreibenden als auch Verbände nuch 
Maßgabe der näheren Vorſchriften des § 2 Abſ. 1 aktiv legitimiert 
find, kann der Anſpruch auf Schadenserſatz (8 2 Abf. 2), bei ſchuld⸗ 
hafter Zuwiderhandlung, geltend gemacht werden. Der Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch iſt in jedem Falle, auch wenn ſchuldhaftes Handeln nicht 
angenommen werden kann, nach 8 2 Abj. 1 gegeben. Subſidiär gelten 
die Vorſchriften des Un[ WG. (8 2 Abſ. 3). Beſondere Bedeutung kommt 
dem Zugabeverbot als Antragsdelikt zu, wie es im 83 formuliert 
wird. Strafbar iſt vorsätzliche Zuwiderhandlung, Strafart ijt die Geld⸗ 
ſtrafe. Privatklage iſt nach § 4 ebenfalls möglich. 

Zuſammenfaſſend kann geſagt werden, daß durch die Not VO. 
v. 9. März 1932 i. Verb. m. dem Geſ. v. 12. Mai 1933 nunmehr 
eine völlig klare Rechtslage auf den einſchlägigen Gebieten des Wett⸗ 
bewerbs geſchaffen wurde, die im Endergebnis dazu beitragen wird, 
den Konkurrenzkampf wieder in die geſunden Bahnen zu lenken, die 
durch die Deviſe „beſte Waren zu billigſten Preiſen“ gekennzeichnet 
werden. Jedenfalls iſt es durch das Verbot der Zugabe unmöglich 
gemacht, die Aufmerkſamkeit des Kunden auf Dinge abzulenken, die 
mit der Beſchaffenheit der Hauptware nicht das mindeſte zu tun haben, 
und die nicht ſelten zu einer bedenklichen gegenſeitigen Überbietung 
in den „Zugaben“ führten. f 

Dr. Kurt Junckerstorff, Berlin. 


Der Bauer als Schuldner nach dem Neichserbhofgeſet. 


In 837 RErbhof®. v. 29. Sept. 1933 wird beſtimmt, daß 
der Erbhof grundſätzlich unveräußerlich und unbelaſtbar ſei. 
Wegen einer Geldforderung kann nach § 38 in den Erbhof nicht 
mehr vollſtreckt werden. Die auf dem Erbhof gewonnenen land⸗ 
wirtſchaftlichen Erzeugniſſe genießen gleichfalls Vollſtreckungsſchutz. 
Ausnahmen gelten nur für öffentlich⸗rechtliche Geldforderungen. 
Hier kann in die auf dem Erbhof gewonnenen landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſe vollſtreckt werden, ſoweit dieſe nicht zum Zubehör ge⸗ 
hören und nicht zum Unterhalt des Bauern oder ſeiner Familie 
bis zur nächſten Ernte erforderlich ſind. Auch hier darf die Voll⸗ 
ſtreckung erſt beginnen, wenn der Gläubiger einen Monat vorher 
dem Kreisbauernführer den Vollſtreckungstitel ſowie die 
Erklärung hat zuſtellen laſſen, daß er die Vollſtreckung beab⸗ 
ſichtige. Der Kreisbauernführer kann dann innerhalb der Monats⸗ 
friſt — mit Ermächtigung des Reichsnährſtandes — die Schuld 
für dieſen übernehmen. Der Gläubiger kann im Falle der Über⸗ 
nahmeerklärung die Forderung nicht mehr gegen den Bauern 
geltend machen. Die gleichen Vorſchriften gelten übrigens vorerſt 
auch bei der Vollſtreckung wegen privatrechtlicher Geld⸗ 
forderungen — bis zu einer andern, im Wege der Durchf VO. zu 
treffenden Regelung (§ 59 des Geſetzes). 

Bei dieſer Regelung ſcheint es zunächſt ſo, als ſei für die 
Zukunft jeder Kredit des Bauern ausgeſchloſſen. Dem iſt aber 
keineswegs ſo. Dabei ſei hier einmal davon abgeſehen, daß durch 
die ſchon angekündigte Entſchuldungs VO. die Erbhöfe weitgehend 
von Schulden befreit werden; denn damit iſt dem zukünftigen 
Gläubiger weniger gedient. 8 

Richtig ift, daß der bisher übliche Realkredit bei dem Bauern 
grundſätzlich nicht mehr in Frage kommt. Nur wenn ein wich⸗ 
tiger Grund vorliegt, kann das Anerbengericht die Belaſtung 
genehmigen (5 37 Abſ. 2). Dabei ſcheint hier hauptſächlich an 
21 0 tragbare Belaſtung zugunſten der Miterben gedacht 
zu ſein. 

Auch das RErbhofG. verbietet nicht alle Vollſtreckungsmaß⸗ 
nahmen. Insbeſ. kann auch zukünftig beim Bauern der Offen⸗ 
barungseid, ein auf dem Lande noch ſehr wirkſames Vollſtreckungs⸗ 
mittel, erzwungen werden. Darüber hinaus gibt aber das Geſetz 
dem Bauern einen wertvollen Anſporn zur Zahlung ſeiner Schul⸗ 
den, und damit dem Gläubiger eine nicht zu unterſchätzende Sicher⸗ 


heit. Kommt der Bauer nämlich ſeinen Schuldverpflichtungen nicht 
nach, obſchon ihm dies bei ordnungsmaßiger Wirtſchaftsführung 
möglich wäre, ſo kann das Anerbengericht auf Antrag des Landes⸗ 
bauernführers die Verwaltung und Nutznießung des Erbhofes 
dauernd oder auf Zeit dem Ehegatten des Bauern oder dem über⸗ 
tragen, der im Falle des Todes des Bauern der Anerbe wäre. 
Iſt ein Ehegatte oder Anerbe nicht vorhanden, oder ſind dieſe nicht 
bauernfähig, ſo kann das Anerbengericht das Eigentum am Erb⸗ 
hof auf Antrag des Reichsbauernführers auch auf eine von dieſem 
vorzuſchlagende bauernfähige Perſon übertragen. Die Begriffe der 
Bauernehre und Bauernfähigkeit waren dem bisher geltenden 
Geſetze in dieſer Form fremd. Es haftet nunmehr dem Gläubiger 
wieder die Bauernehre; das iſt eine für den Perſonalkredit 
durchaus wirkſame Haftungsgrundlage. 

Schon bisher war es doch fo, daß der in vielen Not VO. be⸗ 
handelte landwirtſchaftliche Vollſtreckungsſchutz häufig jede Voll⸗ 
ſtreckung gegen den Bauern praktiſch ergebnislos verlaufen ließ. 
Die vielfach anzutreffende Überſchuldung auf dem Lande war bis⸗ 
lang jedem Kredit ungünftig. Die jetzt getroffene Regelung, das 
Verbot der Belaſtung und der Vollſtreckung in den Erbhof und die 
Erzeugniſſe laſſen zunächſt einmal die Möglichkeit einer bisher 
vielerorts anzutreffenden übermäßigen Verſchuldung kaum noch 
zu. Damit iſt die Wahrſcheinlichkeit einer freiwilligen Zahlung 
weit größer. Wenn darüber hinaus der Staat für ſich das Recht 
in Anſpruch nimmt, bei verſchuldeter und böswilliger Nichtzahlung 
von Schulden dem Bauern die Verwaltung und Nutznießung zu 
entziehen, ſo kann auch in dieſem Punkt der Regelung des RErb⸗ 
Hof®. durchaus zugeſtimmt werden. Der Gläubiger it beſtimmt 
nicht ſchlechter geſtellt als bisher. Es wird auch nach dem Erbhof⸗ 
recht für die Zukunft nicht zu befürchten ſein, daß der Bauer etwa 
gehindert wäre, Schulden aufzunehmen, die zur Erhaltung des 
Betriebes oder für unvorhergeſehene Fälle nützlich und notwendig 


ſind. 
RA. Dr. H. Lenz, Koln 


Entgegnungen. 


Zur Frage der Anwendbarkeit des § 18 Pollſtrͤch bo. 
vu. 26. Mai 1933 gegenüber Miets forderungen. 


I 
Die Ausführungen von Heinrichs zu obigem Thema in 


von Heinrichs vertretenen Standpunkt eingenommen; dieſe 
iſt aber zunächſt in der Entſcheidung vom 12. Jan. 1912 SE 
1912, 347) bezuglich der Einwendung aus $419 BGB, verlaſſen, 
dann ganz allgemein aufgegeben in dem Urteil vom 28. Jan. 1927 
(JW. 1921, 1247): Hier ſagt das NG. mit klaren Worten, daß 
auch bei einer Klage aus 8771 3PO. mit formellen Rechten kein 
Mißbrauch getrieben werden dürfe, vielmehr der materiellen 
Rechtslage Rechnung getragen werden müſſe. Auf ähnlichen or 
danken beruht die Entſcheidung des Os. Karlsruhe vom 21. Jun 
1918 (OLG. 40, 404). Bedauerlich iſt, daß weder der Kommentar 
von Stein⸗FJonas noch der von Förſter⸗Kann dieſe 
Rechtſprechung in den Kreis der Erörterungen gezogen haben. 

Kann ſomit dem Ausgangspunkt von Heinrichs nicht bei⸗ 
getreten werden, fo auch nicht feiner Schlußfolgerung bezüglich 
der VO. vom 26. Mai 1933. Die aufgeworfenen praktiſchen Beden⸗ 


62. Jahrg. 1933 Heft 44 


Aufſätze 
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ken von Heinrichs vermag ich nicht zu teilen. Erwähnt ſei 
noch, daß auch die Beſchwerdekammer des LG. Hamburg in ſtän⸗ 
diger Rechtſprechung ebenſo wie das LG. Berlin die Anwendbar⸗ 
keit der VO. vom 26. Mat 1933 gegenüber dem Vermieterpfand⸗ 
recht des Vermieters verneint. 

RA. Dr. Kurt Mittelſtein, Hamburg. 


II. 

I. Die Vollſtreckungsſchutzberordnung (VollſtrSch VO.) bezieht 
ſich nur auf Pfändungsmaßnahmen. Das geſetzliche Vermieterpfand⸗ 
recht wird dadurch nicht berührt, insbeſ. nicht eingeſchränkt, ſo daß 
em Vermieter nach wie vor ein Anſpruch auf Herausgabe der dem 
Vermieterpfandrechte unterliegenden Sachen zwecks Pfandverwertung 
zuſteht, ohne daß ſich der Mieter demgegenüber auf die Vollſtr Sch O. 
berufen könnte. 

Dieſe Anſicht, die ich näher im Grunde. 1933, 778 begründet 
habe, iſt, ſoweit ich ſehe, nicht beftrilten worden und wird auch von 
Heinrichs a. a. O. nicht bezweifelt. 

2. Trotzdem will Heinrichs, falls der Vermieter nicht ein 
Urteil auf Herausgabe der dem Vermiekerpfandrechte unterliegenden 
Sachen erwirkt hat, ſondern ſolche Sachen auf Grund eines die Miet⸗ 
forderung betreffenden Zahlungstitels hat pfänden laſſen, die Be⸗ 
rufung auf den Vollſtreckungsſchutz zulaſſen, — wobei er die ganze 
Frage unter dem Gesichtspunkte des Argliſteinwandes unterjucht. 

Dieſe Auffaſſung kann nicht gebilligt werden. Die Anwendung 
der VollſtrSchVO. in derartigen Fällen wäre völlig ſinnlos, da der 
Mieter ſchon auf Grund des Vermieterpfandrechts verpflichtet iſt, die 
gepfändeten Sachen zwecks Pfandverwertung an den Vermieter heraus⸗ 
zugeben, falls dieſer eine gütliche Regelung ablehnt. Es beſteht gar 
kein ſchutzwürdiges Intereſſe für den Mieter, ſich in einem ſolchen 
Falle auf die Vollſtr Sch O. zu berufen. Er würde den Vermieter 
zwingen, eine beſondere Klage auf Herausgabe der Sachen zwecks 
Pfandverwertung anzuſtrengen, wodurch er ſich und dem Vermieter 
nur neue Koſten verurſachen würde. Der Mieter hätte alſo keinen 
Vorteil, der Vermieter weiteren Schaden. Eine ſolche Rechtsausübung 
wäre Schikane (8 226 BGB.). In ſolchem Falle die Einrede der Arg⸗ 
liſt (falls nötig — ſ. u.) nur mit Rückſicht auf vielleicht beſtehende 
formelle Bedenken unter völliger Außerachtlaſſung der materiellen 
Rechtslage nicht zuzulaſſen, würde m. E. von allen billig und gerecht 
denkenden rechtſuchenden Volksgenoſſen nicht verſtanden werden: Es 
wird ein viel Zeit und Nerven der Beteiligten koſtendes Verfahren 
über die Vorausſetzungen des Vollſtreckungsſchutzes durchgeführt, der 
Mieter bekommt die gepfändeten Sachen vielleicht auch frei, — es 
werden Hoffnungen geweckt, die dann ſofort in einem weiteren wieder 
mit Zeitverluſt verbundenen Verfahren (auf Herausgabe der Sachen) 
zerſtört werden. Der ehrliche Mietſchuldner ſieht, daß er im erſten 

erfahren nür einen Scheinſieg errungen hatte, daß er zwar „formell“ 
recht hatte, „materiell“ aber wieder doch nicht, und daß er ſich die 
gepfändeten Sachen — worauf es ihm allein ankam — endgültig 
nicht erhalten kann. Der böswillige Mietſchuldner hat etwas Zeil 
gewonnen und dem Vermieter neue Koſten verurſacht, die von ihm 
meiſt nicht beizutreiben ſind. 
Wenn Heinrichs zur Prüfung der Begründetheit des Argliſt⸗ 
emwandes in derartigen Fällen den römiſch⸗rechtlichen Satz „dolo 
tacit, qui petit, quod statim redditurus est“ heranziehen zu müſſen 
glaubt und annimmt, daß die Vorausſetzungen dieſes Rechtsſatzes bzgl. 
des „statim“ nicht gegeben ſeien, weil kein Herausgabetitel vorliege, 
Jo muß dem entſchieden widerſprochen werden. Denn der Mieter iſt 
auch ohne Vorliegen eines Herausgabetitels zur ſofortigen Heraus⸗ 
gabe der gepfändeten Sachen, deren Freigabe er verlangt, allein auf 
. des Vermieterpfandrechtes verpflichtet, da die Forderung — wie 
as Zahlungsurteil beweiſt — fällig iſt und der Vermieter die Pfand⸗ 
verwertung verlangt. Der Fall des „statim redditurus“ liegt alſo 
vor, wie m. R. vom OLG. Frankfurt: ZW. 1929, 2899 angenommen 
ug Ein Urteil ift nicht Vorausſetzung der Herausgabeverpflichtung. 
el letztere iſt aber allein mit dem Worte „redditurus“ abgeſtellt 
we nicht auf die Möglichkeit eines ſofortigen Urteilszwanges. Der 
ae Mietſchuldner erfüllt feine (Herausgabe⸗) Verpflichtung auch 
9 erſt den Zwang durch den Gerichtsvollzieher abzuwarten oder 
10 berkfagen zu laſſen. Den böswilligen Schuldner zu ſchützen, be⸗ 
Fehr kein Anlaß. (Dieſen Geſichtspunkt überſieht auch die 66. ZK. 
Eu LG. Berlin, die eine Berufung auf die VollſtrSch VO. zulaſſen 
des . Geſchl. v. 21. Sept 1933, 266 T 1124/33, zu 15 M 3223/33 
AG. Charlottenburg] ).) 

Ani Dieſe Anſicht führt auch keineswegs dazu — wie Heinrichs 
er ummt —, daß dann auch die Widerſpruchsklage eines Bürgen 

er Geſamtſchuldners gegen den beim Schuldner pfändenden Gläu⸗ 
— 


— Bei dieſer Betrachtung der Rechtslage iſt kein Raum für die 
e es ſtehe ja gar nicht feſt, ob der Vermieter gegen den 
1 Herausgabeverpflichtung nicht freiwillig erfüllenden Mieter 
n der neuen Koſten) mit der Herausgabeklage vorgehen wird, — 

auf nämlich der böswillige Schuldner es erſt ankommen laſſen will. 


biger abgewieſen werden müßte. Denn in dieſem Falle ſteht dem 
pfändenden Gläubiger ein materieller Herausgabeanſpruch gegen den 
Bürgen oder Geſamtſchuldner mit Bezug auf die gepfändete Sache 
überhaupt nicht zu, ſondern nur ein reiner Geldanſpruch. Anders 
dagegen gerade in den hier in Rede ſtehenden Fällen. 

Aus der hier vertretenen Anſicht folgt auch nicht etwa, daß daun 
ebenſo eine Berufung des Schuldners auf 8 811 Ziff. 1 u. 5 ZRO. 
unzuläſſig ſein müßte, wenn der Abzahlungsverkäufer ſeine unter 
Eigentumsvorbehalt gelieferte Sache pfändet. Denn in dieſem Falle 
hat der Schuldner ein ſchutzwürdiges Jutereſſe daran, daß erſt im 
ordentlichen Verfahren feſtgeſtellt wird, ob und unter welchen Be⸗ 
dingungen er zur Herausgabe (evtl. nur gegen Rückzahlung eines 
Teiles der Anzahlung) verpflichtet iſt. — 

3. Aber dieſer Umweg über den Einwand der Argliſt (gegenüber 
einem formell gegebenen Rechtsbehelf) iſt m. E. überhaupt nicht nötig. 

Denn ſchon nach dem Wortlaute der in der Hauptſache auf 
Billigkeitserwägungen abgeſtellten VollſtrſSchVO. iſt für ihre An⸗ 
wendung in Fallen der vorliegenden Art von vornherein kein Platz. 
Die VollſtrSchO. fest voraus, daß der Verluſt der Sachen auf Grund 
der Pfändung für den Schuldner einen unverhältnismäßigen Nachteil 
bedeuten würde. Dieſe Vorausſetzung liegt aber nicht vor, wenn der 
Schuldner die Sachen auch ohne Pfändung — eben auf Grund des 
Vermieterpfandrechtes — doch herausgeben muß ). 

Der Zweck der VollſtrSchVO., Verhinderung des Verkaufs der 
gepfändeten Sache, läßt ſich wegen des — unberührt gebliebenen — 
Vermieterpfandrechts nicht erreichen. Mit Rückſicht auf den Zweck 
der Vollſtr Sch O. und nicht, wie Heinrichs meint, auf dem Um⸗ 
wege über die Argliſteinrede, hat das LG. Berlin im Beſchl. v. 31. Juli 
1933 (JW. 1933, 2023) im Wege der einſchränkenden Auslegung den 
Vollſtreckungsſchutz abgelehnt. 

Die von Heinrichs angeführten verfahrensrechtlichen Bedenken, 
es ſeien bei Ablehnung des Vollſtreckungsſchutzes ganz eingehende 
Unterſuchungen erforderlich, die in dem Vollſtreckungsverfahren 
nicht hinreichend vorgenommen werden könnten ..., find z. T. als 
nicht begründet, z. T. als nicht durchſchlagend anzuſehen. 

Die von Heinrichs erwähnte Beſtimmung des 8560 BGB. 
iſt überhaupt nur in den weniger häufigen Fällen von Bedeutung, in 
denen der Vermieter eine bereits entfernte Sache (in der neuen Woh⸗ 
nung) gepfändet hat. Aber gerade in dieſen Fällen liegt meiſt bereits 
ein Pfändungsprotokoll mit Wertangabe über die in der alten Woh⸗ 
nung befindlichen, meiſt zuerſt gepfändeten Sachen vor; der Einwand 
des § 560 BGB. kommt außerdem in der Praxis ſelten vor. 

Was nun das Eigentum des Mieters an den eingebrachten Sachen 
als Vorausſetzung für das Vermieterpfandrecht angeht, ſo iſt auch 
dieſe Frage in den meiſten Vollſtreckungsſchutzfällen gar nicht ſtreitig, 
auch enthalt faſt in allen Fällen der ſchriftliche Mietvertrag die Ver⸗ 
ſicherung des Mieters, daß die eingebrachten Sachen ſein Eigentum 
ſind. (Nach Einbringung erfolgte Sicherungsübereignung berührt das 
Vermieterpfandrecht nicht [ſ. RGRͤKomm., 6. Aufl., § 936, II.) Auch 
dürfte durch eine in Ausnahmefällen notwendig werdende Prüfung 
der Eigentumsfrage das Verfahren nicht erheblich belaſtet werden, 
zumal Glaubhaftmachung nach der VollſtrSchVO. genügt. Jedenfalls 
iſt die dadurch entſtehende Mehrbelaſtung weit geringer als die Be⸗ 
laſtung mit völlig zweckloſen Vollſtreckungsſchutzverfahren bei un⸗ 
ſtreitig beſtehendem Vermieterpfandrechte. Sollten ausnahmsweiſe in 
irgendeiner Richtung ernſtliche, nicht leicht zu klärende Zweifel an 
dem Beſtehen eines Vermieterpfandrechtes vorliegen, jo kann in 
ſolchen Fällen die Berufung auf die Vollſtr Sch O. unbedenklich 
zugelaſſen werden, da der Mieter in ſolchen Fällen ein ſchutzwürdiges 
Intereſſe an der Feſtſtellung des Vermieterpfandrechtes im Rahmen 
eines beſonderen ordentlichen Prozeßverfahrens hat (vgl. auch noch 
RG. 65, 422 = ZW. 1907, 311; 78, 289 = IR. 1912, 285). Daraus 
folgt aber keineswegs, daß nun in allen Fällen, insbeſ. falls das 
Beſtehen eines Vermieterpfandrechtes überhaupt nicht beſtritten ift, 
ein ganz überflüſſiges Vollſtreckungsſchutzverfahren durchgeführt wer⸗ 
den müßte. 1 

4. Eine andere Frage iſt, ob es nicht der Ausgeſtaltung des 
Vermieterpfandrechts gemäß ſein dürfte, auch das — beſitzloſe — 
Vermieterpfandrecht geſetzlich durch einen Vollſtreckungsſchutz ein⸗ 
zuſchränken, etwa in der Weiſe, daß (unter den ſonſtigen Voraus⸗ 
ſetzungen der Vollſtr Sch.) der Vermieter zwar die Sachen nicht 
verwerten, wohl aber beim Auszuge einbehalten darf, ſoweit ſie nicht 
ſchon jetzt unpfändbar find. Dafür ſpricht, daß das BOB. dem Ver⸗ 
mieter, was den Umfang des Pfandrechtes angeht, nicht beſſer ſtellen 
wollte als die gewöhnlichen Pfändungspfandgläubiger, indem es das 
Vermieterpfandrecht (im Gegenſatz zu den mit Beſitz verbundenen 
Pfandrechten des Lagerhalters uſw.) auf die pfändbaren Sachen be⸗ 
ſchränkt. Durch Gewährung des Einbehaltungsrechts beim Auszuge 
andererſeits wäre der zeitliche Charakter des Vollſtreckungsſchutzes 
gewahrt und verhindert, daß das Vermieterpfandrecht endgültig er⸗ 
liſcht (8560 BGB.). Ger Aſſ. Dr. P. Hinke, Berlin. 


2) Bei dieſer Auslegung gilt das oben in Anm. 1 Geſagte 
ebenfalls. 
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Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. Eine Rückſendung tann in keinem Falle erfolgen. 


Stein⸗Jonas: Kommentar zur Zivilprozeßordnung. 15. neu: 
bearb. Aufl. Lief. 2. $S 128 — 252. Tübingen 1933. 
Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). Subſkriptions⸗ 
preis 7,20 . RM, Einzelpreis 9,60 AN. 

Beſprechung folgt denmächft. 


Dr. Werner Vogels, Miniſterialrat im Reichsjuſtizminiſterium: 
Reichserbhofgeſetz vom 29. Sept. 1933 (RG Bl. I, 685) 
nebſt Durchführungsverordnung. Berlin 1933. Verlag 
von Franz Vahlen. Preis 4,80 RM, geb. 5,70 RM. 

Beſprechung folgt demnächſt. 


Dr. Seel, MinR. im Reichsminiſterium des Innern: Der 
Beamte im neuen Staat. Berlin 1933. Induſtrieverlag 
Spaeth & Linde. 19 S. Preis broſch. 0,40 AM. 


Das Büchlein iſt als Heft 2 der Schriftenreihe der Verwal⸗ 
tungsakademie Berlin „Offentliche Verwaltung im neuen Reich“ 
erſchienen. Der Verf. ſetzt ſich zunächſt mit dem nach dem November 
1918 in Erſcheinung getretenen Beamtentum auseinander und weiſt 
darauf hin, wie ſyſtematiſch der Berufsbeamte durch den Parteibuch⸗ 
beamten verdrängt wurde (S. 6). Nach einer ſcharfen Abrechnung mit 
der Novemberrepublik erläutert der Verf. die Stellung des Beamten 
int neuen Reich. Mit Recht weiſt er daraufhin, daß die Regierung 
der nationalen Erhebung im 82 des Geſ. zur Wiederherſtellung des 
Berufsbeamtentums v. 7. April 1933 ein beſonderes Bekenntnis 
zum Berufsbeamtentum abgelegt hat (S. 8). Es dürfe ein Parteibuch⸗ 
ſyſtem nicht mit einem anderen abgelöſt werden. Dies habe insbeſ. 
Minpräſ. Göring mit Nachdruck vertreten. In überzeugender Form 
weiſt der Verf. ſodann nach, daß trotz des Feſthaltens am Gedanken 
des Berufsbeamtentums auch der fog. politiſche Beamte unentbehrlich 
ſei, nämlich dort, wo in den höchſten und leitenden Stellen die Ver⸗ 
waltung den Anforderungen der Politik anzupaſſen ſei (S. 12). Ein⸗ 
gehend behandelt der Verf. die Arierfrage, indem er an das Wort 
des RInn M. Dr. Frick anknüpft, daß Deutſchland künftig nur 
mehr von Deutſchen regiert werden dürfe. Die Erhaltung unſerer 
Raſſe erfordere die Reinigung des deutſchen Berufsbeamtentums von 
artfremden Elementen (S. 13). Aus den Worten des Verf. ſpricht 
ein tiefes Verſtändnis für die Fragen des Berufsbeamtentums im 
neuen Reich. So wird jeder Beamte das kleine, in flüſſiger und an⸗ 
ſchaulicher Sprache geſchriebene Büchlein gerne zur Hand nehmen. 

ONegR. Schraut, Berlin. 


Dr. jur. Freiherr v. Gemmingen, Privatdozent für Straf⸗ 
recht und Rechtsphiloſophie an der Univerſität Greifswald: 
Strafrecht im Geiſte Adolf Hitlers. Heidelberg 1933. 
Carl Winters Univerſitätsbuchh. Verlag. Preis geh. 1 A,. 

Beſprochen: JW. 1933, 2260. 


Walter Pötſch: Die jüdiſche Raſſe im Lichte der Straf⸗ 
fälligkeit. 2. unveränd. Aufl. Ratibor (Ob.⸗Schl.). Ver⸗ 


lag Hans W. Pöbtſch. 

Die Aufgaben des Buches ſind: Einmal den Beweis zu er⸗ 
bringen, daß die Straffälligkeit des jüdiſchen Volkes größer iſt als 
die der Arier, dann aber auch eine Lücke in der Reihe der für die 
fittliche Berechtigung der Judengegnerſchaft bereits von anderen Seiten 
angeführten Gründe auszufüllen. 

Der Verf. verzichtet angeſichts dieſer Aufgabenſtellung auf billige 
Schlagworte. Nach einleitenden allgemeinen Ausführungen über die 
Raſſenkunde, die Blutgruppenforſchung und ihre Bedeutung für die 
Straffälligkeit wendet ſich das Werk dem Vergleich der Straffällig⸗ 
keit des deutſchen und jüdischen Volkes zu. Junächſt wird an der 
Hand des Zeugniſſes des Juden Trietſch nachgewieſen, daß in der 
Statiſtik die Zahl der Juden meiſt zu gering angegeben iſt, ſodann 
aber, daß bei der Strafſtatiſtik aus zwei Gründen die Ergebniſſe 
nicht zutreffend ſind: Einmal weil die Juden beſondere Fähigkeit 
beſitzen, ſich immer wieder den Armen der Gerechtigkeit zu entziehen, 
dann aber, weil eine verjudete Rechtspflege ſehr oft zugunſten der 


Juden entſcheidet. Sodann wird auch die Statiſtik dadurch relativ 
zugunſten der Juden beeinflußt, daß deren Einfluß auf das geſamte 
Bildungs⸗ und Unterhaltungsweſen zu einer gänzlichen Verdrehung 
deutſcher Ehrbegriffe führt. Alle dieſe Einflüſſe haben jedoch dem 
Judentum nichts geholfen. In der allgemeinen Straffälligkeit ſteht 
das Judentum gegenüber den chriſtlichen Kirchen unbeſtritten an der 
Spitze. Gemeſſen an den nichtjüdiſchen Gruppen begeht der Jude 
Betrug 2mal jo oft, Konkursvergehen gmal fo oft, Bankrott 20 mal 
ſo oft und Wucher 28mal ſo oft. Der Verf. widerlegt auch die Be⸗ 
hauptung von dem anſtändigen jüdiſchen Brotgeber. 6mal größer 
als beim Chriſten iſt die Zahl der Strafen wegen Übertretung der 
Sonntagsruhe, 10mal aber wegen der vorſchriftswidrigen Beſchäf⸗ 
tigung Jugendlicher und von Kindern. Anſchließend ſtellt der Verf. 
feſt, daß die nordiſche Raſſe unter den ariſchen Raſſen und dieſe 
wiederum gegenüber Juden und Negern die geringſte Straffällig⸗ 
keit haben. 

Pötſch wendet ſich nun den beſonderen öſterreichiſchen Verhalt⸗ 
niſſen zu und ſtellt die zielbewußte Steigerung des jüdiſchen Bluts⸗ 
anteils feſt. So wird die Behauptung vertreten, daß die mit jüdiſchem 
Blut durchſetzte Einwohnerſchaft Wiens mindeſtens 750 000 Perſonen 
zählte. Von 1910—1930 ſtieg der Anteil der mit jüdiſchem Blut 
durchſetzten Bevölkerung von 10 auf 35, wobei ein großer Teil 
des Zuwachſes auf die Einwanderung entfällt. 

Das Bild, das in dem Buch ſich vor unſeren Augen darſtellt, 
iſt furchtbar. Es zeigt uns jedoch, daß die möglichſte Ausſcheidung 
und Abwehr des Judentums nicht ſchnell und ſcharf genug durch⸗ 
geführt werden kann, nicht aus Haß oder Willkür, ſondern aus der 
Notwendigkeit heraus, die eigene Art und Raſſe zu erhalten und vor 
dem Untergang zu bewahren. Als Begründung für dieſe Notwendig⸗ 
keit kann das vorliegende Buch wertvolle Dienſte leiſten. 


Aſſ. Georg Bayerle, Berlin. 


Denkſchrift über die kommuniſtiſche Umſturzbewegung in 
Deutſchland. Im amtlichen Auftrage herausgegeben vom 
Verlag. Berlin u. Leipzig 1933. Walter de Gruyter & Co. 


Die Denkſchrift enthält eine Sammlung von vor dem 30. Jan. 
1933 ergangenen Reichsgerichtsentſcheidungen, in denen die auf eine 
gewaltſame Anderung der Verfaſſung des Deutſchen Reiches und der 
Länder hinzielenden Beſtrebungen der Kommuniſtiſchen Partei Deutſch⸗ 
lands feſtgeſtellt worden ſind. Die Urteile ſelbſt liegen während der 
Dauer des Reichstagsbrandprozeſſes am jeweiligen Tagungsort zur 
Einſichtnahme aus. D. S. 


Das neue deutſche Reichsrecht. Herausgegeben von Hans 
Pfundtner, Geheimer Regierungsrat, Staatsſekretär im 
Reichsminiſterium des Innern, und Dr. Reinhard Neubert, 
Rechtsanwalt, Präſident der Reichsrechtsanwaltskammer, 
unter Mitwirkung von Dr. F. A. Medicus, Oberregierungs⸗ 
rat im Reichsminiſterium des Innern. Lieferung 8. 
77 Blatt Ergänzungen, hiervon berechnet 75 Blatt Ger 
ſetzestekt und Erläuterungen. Berlin. Induſtrieverlag 
Spaeth & Linde. Neuer Preis je Blatt 4 Reichspfennige 
und Poſtgebühr. 

Lieferung 8, die unter dem 18. Okt. 1933 ausgegeben iſt, en 

hält bereits die wichtigſten Geſetze aus der erſten Hälfte Oktober 1933, 

insbeſ. die Verordnung des Reichspräſidenten über die Auflöfung des 

Reichstags v. 14. Okt. 1933, den Aufruf des Führers v. 15. Okt. 

ſowie der Reichsregierung v. 14. Okt., die zur Durchführung der 

Reichstagswahl und Volksabſtimmung ergangenen geſetzlichen Be. 

ſtimmungen. Ferner ſind mit Erläuterungen bereits in dieſer Liefe⸗ 

rung enthalten: 

das Schriftleitergeſetz v. 4. Okt. 1933, 

das Patentanwaltsgeſetz v. 28. Sept. 1933, 

das Reichserbhofgeſetz v. 29. Sept. 1933, 

die Verordnung über Getreidepreiſe v. 29. Sept. 1933, 

das Geſetz über die Aufſchließung von Wohnſiedelungsgebieten 

v. 22. Sept. 1933. 8 

Hn. 
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A. Ordentliche Gerichte. 


Reichsgericht. 
a) Zinilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Huber. 


ler Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. — f Anmerkung.] 


I. Materielles Recht. 


** 1. Art. 129 RVerf.; PrGeſ. zur Umgeſtaltung 
des Dienſtſtrafrechtes der nichtrichterlichen Be⸗ 
amten v. 11. Jan. 1932. Nachdem durch RG. 134, 
108 der 87 Pr DiſzG. v. 21. Juli 1852 für unver⸗ 
einbar mit der RVerf. erklärt und ihm daher 
weitere Geltung abgeſprochen hatte, erging das 
oben angeführte UÜmgeſtaltungsgeſetz, deſſen 
Art. IV 84 lautet: „1. Iſt gegen einen Beamten 
vor dem Inkrafttreten dieſer Vorſchr. wegen 
einer Handlung oder Unterlaſſung, die zugleich 
ein Dienſtvergehen enthält, ein rechtskräftiges 
ſtrafgerichtliches Urt. ergangen, das auf Ge⸗ 
fängnis oder Feſtungs haft von mehr als einem 
Jahr oder auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht 
lautet, ſo beginnt die Verjährung der Verfol⸗ 
gung des Dienſtvergehens (§ 17a) erſt mit dem 
Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes. 2. Von 
der Rechtskraft des ſtrafgerichtlichen Urt. (Abſ. 1) 
ab iſt das Dienſteinkommen des Beamten vor⸗ 
läufig einzubehalten; es wird nicht nachgezahlt, 
wenn der Beamte mit Dienſtentlaſſung beſtraft 
wird. Der Fachminiſter kann beſtimmen, daß dem 
Beamten bis zu dem Zeitpunkt, in dem das Urt. 
auf Dienſtentlaſſung rechtskräftig oder das vor⸗ 
läufig einbehaltene Gehalt nachgezahlt wird, 
ein angemeſſener Teil ſeines Dienſteinkom⸗ 
mens als Unterhaltsrente gezahlt wird.“ Die 
bekl. preuß. Landesſchulkaſſe hält das Gehalt 
des i. J. 1922 zu 1 Jahr 3 Monaten Gefängnis 
verurteilten Kl., eines Volksſchullehrers, gegen 

en i. J. 1929 das Diſziplinarverfahren ein⸗ 
geleitet war, dem die Anklageſchrift i. J. 1932 
zugeſtellt war, und gegen den dann i. J. 1932, 
nachdem er inzwiſchen die Altersgrenze erreicht 
hatte, auf Verluſt der bisherigen Amtsbezeich⸗ 
nung und Aberkennung der Ruhegehaltsbezüge 


— 


Zu 1. Der Eutſch., deren große praltiſche Bedeutung nicht zu 
verkennen iſt, muß zugeſtimmt werden. Wenn der Staat Preußen 
damit in eine für ihn unerfreuliche Situation hineingekommen iſt, ſo 
Aer nicht ohne Schuld der ſeiner Zeit verantwortlichen Stellen. 
10 Auffaſſung des RG., daß der $7 des alten preuß. DiſzG. mit 
em Reichsrecht unvereinbar ſei, iſt von der preuß. Regierung, auch 
nachdem fie in der Eutſch. v. 3. Nov. 1931 (RG. 134, 108 fl. 
. 1932, 464) eine neue Begründung erhalten hatte, mit Recht 
denn er abgelehnt worden. Trotzdem entſchloß man ſich gerade unter 
Fan Eindruck der letztgenaunten Entſch., gelegentlich der Beratungen 
5 die große Novelle zum preuß. Dienſtſtrafrecht den alten § 7 zu 
N Dieſe Streichung war dabei nicht nur in dem Sinne ge⸗ 
meint, daß ſie die fragliche Beſtimmung er nunc b>jeitigen ſollte, 
Ionbeen mit ihr ſollte, wie gerade die Überleitungsbeſtimmungen er- 
e laſſen, eine ſchon zuvor nicht wirkſame Norm auch formell 
aufgehoben werden. Damit hatte die preuß. Regierung ſich den 
Rechtsſtandpunkt des RG. zu eigen gemacht, ohne allerdings bereit 
an jein, die aus dieſer Rechtsauffaſſung ſich für Preußen ergebenden 
Konſequenzen in jeder Beziehung auf ſich zu nehmen. 

Die wohlerworbenen Rechte find gerade vor landesgeſetzlichen 


Kechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


D. S. 


erkannt war, für die Jahre 1925—1927 auf Grund 

dieſer Beſt. des Umgeſtaltungsgeſetzes ein. Je⸗ 

doch zu Unrecht. Denn dieſe Beſt. des Art. IV § 4 

iſt mit der RVerf. nicht vereinbar. f) 
(U. v. 14. März 1933; III 226/32.) 

<= RG. 140, 118.0 


Sch.] 


2. 88 242, 326, 327, 346 ff., 812 ff. BG B.; 88 286, 
287, 843, 295 3 PO. 

1. Die vor der Inflation erfolgte Rückgän⸗ 
gigmachung eines Geſchäftsverkaufs erzeugt 
Wertanſprüche (Bereicherung), wenn ſie infolge 
Unwirkfamkeit des Kaufvertrages, dagegen Auf⸗ 
wertungsanſprüche (Vertragsanſprüche), wenn 
fie infolge Rücktritts vom Vertrage erfolgt. 

2. Anſprüche aus 8 945 3 PO. find Werk⸗ 
anſprüche. 

3. Durch den Rücktritt entſtandene Anſprüche 
auf Herausgabe des Geſchäftsgewinns können 
nach 8287 Abſ. 2 3 PO. ſowohl dem Grunde wie 
der Höhe nach geſchätzt werden. 

4. Auf die bei Verzicht auf eine Forderungs⸗ 
pfändung vorgeſchriebene Zuſtellun an den 
Drittſchuldner kann vom Verzich pfänger 
verzichtet werden. 

Der Kl. hat i. J. 1912 von der Bekl. die dieſer gehörige 
Buch⸗ und Steindruckerei zum Preiſe von 85750 % getauft. 
Hierbei blieb der Verkäuferin das Eigentum am Geſchäfts⸗ 
inventar bis zur völligen Bezahlung des Kaufpreiſes vorbe⸗ 
halten. Am gleichen Tage kaufte er von ihr und ihrer Schwe⸗ 
ſter, Frau J., das dieſen gemeinſam gehörige Hausgrundſtück, 
worin das verkaufte Geſchäft betrieben wurde, zum Preiſe 
von 60000 /. Die Auflaſſung des Grundſtücks an den Kl. 
iſt nicht erfolgt. Dagegen iſt ihm das Geſchäft im Oktober 
1912 übergeben worden, und er hat es von da bis zum Mai 
1915 betrieben. Sodann hat ſich die Bekl. nach Streitigkeiten, 
die bald nach der Geſchäftsübergabe begannen, gewaltſam wie⸗ 
der in den Beſitz des Geſchäftes geſetzt. Im Juli 1915 er⸗ 
klärte der Kl. deswegen den Rücktritt von dem Kaufvertr. 

Der Kl. zahlte auf den Kaufpreis für das Geſchäft bei 
Vertragsſchluß 20000 % und im Oktober 1914 weitere 
2000 /. Die Bekl. hat aus dem Kaufvertrag Er⸗ 
füllung begehrt, der Kl. mit Widerklage Rückerſtattung 
der An⸗ und Abzahlung von 22000 % gefordert. Die 
Klage iſt abgewieſen und auf die Widerklage Bekl. ver⸗ 
urteilt. Dieſes Urt. iſt rechtskräftig geworden. Seine Voll⸗ 
ſtreckung im Juli 1923 erbrachte einen Papiermarkbetrag, 
der kaum den Wert einer Goldmark erreichte. Die Bekl. hat 
das Geſchäft nebſt allem Zubehör im Januar 1919 zum 


Eingriffen zu ſchützen. Art. 129 RVerf., der ſelber ein landesgeſetzlich 
geordnetes Diſziplinarverfahren vorſieht, ſteht zwar gewiß einer Be⸗ 
einträchtigung vermögensrechtlicher Anſprüche im Rahmen eines ſolchen 
Diſziplinarverfahrens nicht entgegen. Im Gegenſatz zu allen Gehalts⸗ 
kürzungen im Zuſammenhang mit einer vorläufigen Dienſtenthebung 
kann aber von den ſehr viel weitergehenden Eingriffen in die Ver⸗ 
mögensrechte, die auf Grund des Art. IV 8 4 UmgeſtaltungsG. er⸗ 
folgen, eine Beziehung auf ein ja überhaupt nicht eröffnetes Diſzi⸗ 
plinarverfahren nicht behauptet werden. Die hier verordnete Gehalts⸗ 
einbehaltung erfolgt nicht jo ſehr in diſziplinarer Abſicht, als um fo. 
die preuß. Staatskaſſe vor Gehaltsanſprüchen zu ſichern, die anderen⸗ 
falls, nachdem die preuß. Regierung ſich den Standpunkt des RG. 
einmal zu eigen gemacht, als berechtigt anerkannt werden müßten. 
Dieſe Anſprüche ſollten mit der erwähnten Übergangsvorſchrift rlick⸗ 
wirkend vernichtet werden, ohne daß jedoch der Landesgeſetzgeber 
hierzu, wie der erk. Sen. ſehr mit Recht ausgeführt hat, im Hin⸗ 
blick auf feine durch die RVerf. beſchränkte beamtenrechtliche Kom⸗ 
petenz in der Lage geweſen wäre. 
Prof. Köttgen, Greifswald. 
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Preiſe von 105000 % weiterverkauft und iſt ihrerjeit3 im 
April 1919 wegen beharrlicher Erfüllungsverweigerung des 
Kl. vom Vertr. zurückgetreten. 

Im jetzigen Rechtsſtreit verlangt der Kl. 1. Rückerſtat⸗ 
tung der anerkannten Kaufpreiszahlungen, aufgewertet auf 
75%, 2. Rückerſtattung von ihm gezahlter Hypothekenzinſen, 
ebenſo aufgewertet, 3. Rückerſtattung des Betrags von 3253 % 
an Forderungen, welche die Bekl. auf Grund eines in zweiter 
Inſtanz aufgehobenen Arreſtbefehls vom Mai 1915 ſollte ein⸗ 
gezogen haben, ebenſo aufgewertet. Das BG. gelangte zu einer 
geringeren Aufwertung. Die Rev. beider Teile ſind zurück⸗ 
gewieſen. 

I. 1. Das zwiſchen dem Kl. und der Bekl. ergangene 
rechtskräftig gewordene BU. im Vorprozeß ſtellt feſt, der Kl. 
ſei im Juli 1915 wegen poſitiver Vertragsverletzung der Bekl. 
durch ihre gewaltſame Wiederinbeſitznahme des Geſchäfts und 
ſeinen Fortbetrieb im eigenen Namen trotz vertraglichen Wett⸗ 
bewerbsverbots „mit Recht“ vom Geſchäftskaufvertr. zurück⸗ 
getreten. Die Verpflichtung der Bekl. zur Rückerſtattung von 
22 000 % iſt aber nicht einfach auf dieſen Rücktritt geſtützt, 
vielmehr wird zur Widerklage geſagt, es ſei unerheblich, ob 
der Vertr. wegen falſcher Beurkundung des Preiſes in beiden 
Vertr. von Anfang an oder zufolge ſeiner Anfechtung vom 
April 1913 wegen argliſtiger Täuſchung nichtig oder ob er 
infolge jenes Rücktritts des Kl. aufgelöſt worden ſei; in bei⸗ 
den Fällen hätten die Parteien einander zu erſtatten, was ſie 
auf Grund des Vertr. empfangen hätten, die Bekl. müſſe 
„alſo“ den empfangenen Kaufpreis von 22000 % zurück⸗ 
zahlen und nach $ 347 BGB. von der Zeit des Empfangs an 
verzinſen. Es iſt alſo offen gelaſſen, ob es ſich um einen Be⸗ 
reicherungsanſpruch nach 88 812 ff. BGB. wegen Nichtigkeit 
oder Vernichtung des Vertr. vor dem dann nicht mehr rechts⸗ 
wirkſamen, weil ſeines Gegenſtandes beraubten Rücktritt oder 
um einen geſetzlichen Rückgewähranſpruch nach SS 326, 327, 
346 ff. BGB. handelt. Praktiſche Unterſchiede aus der einen 
oder anderen Rechtsnatur des Erſtattungsanſpruchs ergeben 
ſich ſowohl im allgemeinen bei Vergleichen der geſetzlichen 
Ordnung, einerſeits SS 818 ff. BGB., andererſeits SS 346 ff. 
BGB., als auch im beſonderen bei der zur Zeit der Urteils⸗ 
fällung anfangs 1923 noch nicht in Betracht gezogenen, hier 
aber zu löſenden Frage der Aufwertung. Ein Bereicherungs⸗ 
anſpruch iſt auch dann, wenn er ſich auf Geld richtet, nicht nach 
den Grundſätzen über freie Aufwertung gem. § 242 BGB. auf⸗ 
zuwerten. Es handelt ſich dann nicht um eine beſtimmte Geld⸗ 
ſummenſchuld, ſondern um einen Werterſatzanſpruch, der ſeinen 
eigenen Geſetzen nach 88 812, 818 ff. BGB. folgt (RG. 114, 
3451); 118, 1882); 120, 80 JW. 1928, 1204, 1578; 126, 
186, 1913)). Die durch $ 346 BGB. begründete beſtimmte 
Geldſummenſchuld dagegen iſt — anders als ſonſtige „Lei⸗ 
ſtungsanſprüche“ nach § 346 Satz 2 BGB., die als Wert⸗ 
anſprüche zu behandeln und „umzuwerten“ ſind (Mügel, 
Aufw. S. 148 Ziff. 2 Wi. 1) — der gewöhnlichen Aufw. 
nach § 242 BGB. unterworfen (RG.: IW. 1927, 980 — 
Zeiler, AufwFälle Nr. 483; Mügel, Aufw. S. 146 Va 
und JW. 1925, 348 u. 1326). Dies gilt unerachtet deſſen, 
daß der Rückerſtattungsanſpruch nach §§ 346, 347 BGB. 
ſeinem Weſen nach im geſamten ein Anſpruch aus rechts⸗ 
grundloſem Empfang (conditio ob causam finitam) iſt, der 
eben nur eine beſondere geſetzliche Ordnung erfahren hat. 
„Aufw.“ hat dabei zu bedeuten, daß gem. § 242 BGB. die 
geſamten Verhältniſſe einſchließlich der Vermögenslage bei⸗ 
der Parteien zu berückſichtigen ſind, daher auch zu fragen iſt, 
zu welchem Betrag der Gläubiger bei rechtzeitiger Leiſtung 
den Leiſtungsgegenſtand Geld durch die Inflation hätte hin⸗ 
durchretten können, und der ſog. Verarmungsfaktor, das all⸗ 
gemeine Sinken des Volkswohlſtandes, Beachtung verdient. 
„Umwertung“ der fog. wertbeſtändigen Schuld als Ermittlung 
ihres inneren Wertes nimmt grundſätzlich auf die individuellen 
Verhältniſſe der Parteien keine Rückſicht und ein Verarmungs⸗ 
faktor iſt nicht grundſätzlich in Abzug zu bringen. 

2. Der Vorderrichter hat Bereicherungsanſprüche ange⸗ 
nommen in Anſehung der an Hypothekengläubiger des Grund⸗ 
ſtücks gezahlten Zinſen und unter Berufung auf § 717 ZPO., 
) JW. 1930, 1392. 


) JW. 1927, 36. ) JW. 1928, 57. 
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88 812 ff. BGB. in Anſehung des nach ſeiner Feſtſtellung 
auf 480 0 ſich belaufenden Betrags von Geſchäftsausſtänden, 
die die Bekl. auf Grund eines ſpäter im Streitverfahren durch 
Urt. wieder aufgehobenen Arreſtes (aus der Zeit vor Rück⸗ 
nahme des Geſchäfts) eingezogen haben. Dieſer Anſpruch wäre 
als eine Schadenserſatzforderung nach 8 945 3PO. zu betrach⸗ 
ten ihrem Weſen nach aus unerlaubter Handlung in weiterem 
Sinn erwachſen (RG. 113, 125 [134]), und als Wertanſpruch 
nicht in gewöhnlichem Sinn aufzuwerten, ſondern nach den 
eigenen Geſetzen der Schadenserſatzforderungen umzuwerten 
geweſen (RG. 109, 62%); 111, 361 [366]; 113, 55 5)). Er 
hat aber wegen ſeiner Geringfügigkeit keinen Einfluß auf das 
Urteilsergebnis. 

Bei den übrigen Poſten, 22000 % Zahlung auf den 
Kaufpreis und 12 903,40 Ab Betrag der Zinszahlungen, iſt 
nach den Feſtſtellungen des UrtTatbeſtandes ohne weiteres 
ein rechtsgeſchäftliches Rückforderungsrecht des Kl. nach Maß⸗ 
gabe der SS 346 ff. BGB. im vollen Umfang anzunehmen. 
Dieſes auf beſtimmte Geldſummen gerichtete Forderungsrecht 
unterliegt dann in der Tat der freien Aufw. gem. § 242 BGB. 

3. Im übrigen bringt die kläg. Rev. nur Prozeßrügen 
in bezug auf die Feſtſtellung des als Gegenforderung in 
Höhe von 5000 % abgezogenen Geſchaftsgewinns des Kl. 
in ſeiner Beſitzzeit vor. Dieſe Rügen ſind jedoch unbegrün⸗ 
det. Was die Rev. beanſtanden will, iſt offenbar das, 
daß der Vorderrichter auch über die tatſächliche Frage, 
ob ein Gewinn erzielt worden iſt, nach 8 287 3PO. 
mit entſchieden hat. Das ſtand ihm aber nach dieſem Geſetz 
zu. Allerdings handelt es ſich nicht um einen Schadensfall, 
fo daß § 287 Abſ. 1 ZPO. nicht anſchlägt. Aber es war in 
einer vermögensrechtlichen Streitigkeit ſonſt über „die Höhe 
einer ſtreitigen Forderung“ zu entſcheiden und daher war der 
durch die Geſetzesänderung v. 13. Febr. 1924 vor Beginn 
dieſes Rechtsſtreits eingefügte Abſ. 2 des § 287 anwendbar, 
der als Prozeßgeſetz auch für den älteren Tatbeſtand gilt. 
Abi. 2 enthält gegenüber dem Abſ. 1 allerdings die Einſchrän⸗ 
kung, daß die vollſtändige Aufklärung aller Umſtände mit 
Schwierigkeiten verbunden ſein muß, die zu der Bedeutung 
des ſtreitigen Teils der Forderung — das wäre hier der ganze 
Betrag — in keinem Verhältnis ſtehen. Dieſem Erfordernis 
trägt der Vorderrichter inſofern Rechnung, als er die Würdi⸗ 
gung der Sach- und Beweislage mit dem Satze abſchließt, es 
ſei völlig unmöglich, jetzt noch ſichere Feſtſtellungen über den 
Gewinn des Kl. zu treffen und er mache daher von der Be⸗ 
fugnis Gebrauch, den Verdienſt des Kl. unter Würdigung 
aller Umſtände nach §S 287 ZPO. zu ſchätzen. Aus den Worten 
„ſtreitiger Teil“ in dem Nebenſatz der Einſchränkung die 
Folge abzuleiten, die ganze Belt. ſei unanwendbar, wenn der 
— u. U. überhaupt geringfügige — Geſamtbetrag beſtritten 
ſei, hieße den praktiſchen Gedanken der Beſt. in einer ſachlich 
nicht gerechtfertigten Weiſe einſchränken. Von den rechts⸗ 
begründenden Tatſachen, für die nur $ 286 ZPO. gilt, ſind 
nach § 287 ZPO. zu ſcheiden und feinem Bereich unterworfen 
diejenigen Tatſachen, aus denen die Entſtehung eines Scha⸗ 
dens, insbeſ. z. B. auch ein Gewinnentgang, folgt, und ent⸗ 
ſprechend die Tatſachen, die die Entſtehung eines herauszu⸗ 
gebenden Gewinns betreffen. Abſ. 2 verweiſt in ſeinem Ein⸗ 
gang auf Abſ. 1 nicht nur in ſeinem Satz 2, der eine bean⸗ 
tragte Beweisaufnahme und die Heranziehung von Sachver⸗ 
ſtändigen von Amts wegen dem richterlichen Ermeſſen über⸗ 
läßt, ſondern auch uneingeſchränkt auf Satz 1, der die Fragen 
„ob“ und „wie hoch“ nebeneinander ſtellt. Der Fragenkreis, 
auf den ſich die richterliche Befugnis erſtreckt, iſt in beiden 
Abſätzen derſelbe; nur die Befugnis, Beweisanträge zur 
Seite zu ſetzen, iſt in Abſ. 2 eingeengt. Daß für die Zuläſ⸗ 
ſigkeit eines ZwiſchenUrt. nach § 304 ZPO. die Frage, ob 
ein Schaden entſtanden ſei uff., zum Grunde des Anſpruchs 
gehört (RG. 132, 196) und oft), iſt hierher gleichgültig. 
Übrigens müßte, wenn die Beweismittel ausgenützt ſind, dem 
Tatſachenrichter, der zur Überzeugung eines Gewinns 185 
langt, nach $ 286 ZPO. geſtattet fein, den Betrag dieſer 
Überzeugung gemäß feſtzuſetzen, falls § 287 Abſ. 2 ZPO. 
nicht anwendbar wäre. 


) JW. 1925, 230. ) JW. 1926, 2431. e) JW. 1931, 2488. 
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4. Für die Rev. der Bekl. 

Dieſe Rev. greift zunächſt auf die Beanſtandung der 
Sachberechtigung des Kl. in bezug auf den AufwAnſpruch 
wegen der 22000 % zurück. Es handelt ſich darum, ob nicht 
dieſe inſoweit durch einen Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchl. 
einzugsberechtigt geworden und geblieben ſei. Der Vorder⸗ 
richter erklärt dieſe Pfändung für erledigt durch den Verzicht 
der Zeugin. Hiergegen macht die Rev. geltend, dieſen An⸗ 
ſpruch könne der Kl. inſolange nicht verfolgen, als der Verzicht 
nicht in der Form des § 843 3“. erklärt ſei. Die weſent⸗ 
liche Form aber iſt die in 8 843 Satz 2 vorgeſchriebene Zuſtel⸗ 
lung an den Schuldner. Die weitere Vorſchr. in Satz 3, die 
Erklärung ſei auch dem Drittſchuldner zuzuſtellen — deſſen 
Perſon nach 8 829 Abſ. 3 3 PO. für die Wirkſamkeit der 
Pfändung ausſchlaggebend iſt — ſetzt für die Wirkſamkeit des 
Verzichts keine weſentliche Bedingung (RG. 15, 409). Nun 
iſt hier allerdings auch nicht dargetan, daß die Ehefrau des 
Kl. dieſem als ihrem Schuldner ſelbſt eine förmliche Verzichts⸗ 
erklärung hat zuſtellen laſſen. Aber dieſe Form der Willens⸗ 
erklärung zwiſchen Pfändungspfandgläubiger und Schuldner 
iſt unter ihnen verzichtbar, wie ja auch ohne jede Form (JW. 
1896, 337) eine Abtretung der aus der Pfändung erlangten 
Rechte an den Schuldner hätte erfolgen können. Es beſteht 
kein ausreichender Grund, hierbei die förmliche Zuſtellung 
einer Verzichtserklärung zu den nicht verzichtbaren Vorſchr. 
nach § 295 Abſ. 2 3PO., d. h. den im öffentlichen Intereſſe 
erteilten, zu zählen (vgl. auch den formloſen Verzicht auf die 
Rechte aus der Fahrnispfändung gegenüber dem Schuldner: 
Stein⸗Jonas 8 803 II 5 N. 22). A. M. aus nicht zutref⸗ 
fenden Gründen: Stein⸗Jonas 8 843 II und N. 3 ſowie 


Zu 3. Dem Urteil iſt nicht zuzuſtimmen. 

Die Entſch. wäre im Ergebnis unbedenklich richtig, wenn man 
entgegen dem vom RG. im vorl. Fall eingenommenen Standpunkt 
annehmen wollte, daß eine KommGeſ. ebenſo wie eine OHG. eine 
ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit ſei. In dieſem Falle würde in der 

bernahme des Vermögens der Komme]. durch den Komplementär 

unzweifelhaft eine Rechtsnachfolge bzw. eine Veräußerung i. S. des 
9265 ZRO. der im Streit befangenen, früher zum Vermögen der 
Lommef. gehörigen Forderung zu erblicken fein. Nach § 265 Abſ. 2 
350. wäre daher der Eintritt des Rechtsnachfolgers in den Rechts⸗ 
ſtreit und damit die Rechtsgültigkeit der von dieſem gegen das erſt⸗ 
inſtanzliche Urt. eingelegten Ber. von der Einwilligung des Gegners 
abhängig. Ferner wäre in dieſem Falle der Auffaſſung des RG. bei⸗ 
zutreten, daß in der Entſch. des Och. über die Zuläſſigkeit des 
Eintritts des Rechtsnachfolgers in den Rechtsſtreit keine nach 8 270 
ZPO. unanfechtbare Entſch. über das Vorliegen oder Nichtvorliegen 
einer Klageänderung zu erblicken iſt. Denn eine Klageänderung würde 
in dem Eintritt des Kl. in den anhängigen Rechtsſtreit nicht liegen, 
da, wie das RG. richtig ausführt, die Anwendung des 8 265 ZPO. 
die der 88 264, 268, 270 3PO. für den beſprochenen Fall aus⸗ 
schließt. Zu demſelben Ergebnis gelangt Stein⸗Jonas (8 268 
cute 10, § 239 Note 15), in folgerichtiger Durchführung der von 
ihm vertretenen Anſicht, daß die OHG. und die Kommanditiſten ſelb⸗ 
tändige Rechtsperſönlichkeiten feien. 

Das RG. verharrt jedoch in der beſprochenen Entſch. auf dem 
don ihm in ſtändiger Rſpr. eingenommenen Standpunkt, daß die 
Kommcheſ. keine ſelbſtändige Rechtsperſöulichkeit ſei. Bei dieſer Sach⸗ 
lage erſcheint die Anwendung des § 265 ZPO. auf den vorliegend 
zur Entſcheidung ſtehenden Fall falſch. Das RG. führt aus, daß auch 
die unter der Geſellſchaftsfirma erhobene Klage nicht die Klage einer 
von den Geſellſchaftern verſchiedenen Rechtsperſönlichkeit ſei, vielmehr 
eien Träger wie der materiellen Anſpruchsberechtigung ſo auch der 
Parteirechte im Prozeß die Geſellſchafter ſelbſt in ihrer Zuſammen⸗ 
ſchhieng zur Geſellſchaft. Es ift folgerichtig, wenn das NG. hieraus 
doließt, daß, wenn im weiteren Verlauf des Rechtsſtreits die Liqui⸗ 
dation oder die anderweite Art der Auseinanderſetzung vollſtändig 
zurchgeführt ſei, wenn die Vollbeendigung der Geſellſchaft eingetreten 
Lei auch dadurch eine Anderung der Parteiſtellung im Rechtsſtreit 

cht veranlaßt werde. Die Geſellſchafter, die zuvor in ihrer Geſamt⸗ 
u die unter der Geſellſchaftsfirma klagende Partei darſtellten, 
gr auch weiterhin Parteien, nur daß ſie nicht mehr durch das 
Sa der Geſellſchaft zuſammengefaßt find, ſondern fortan lediglich 
2 Streitgenoſſen i. S. der ZPO. nebeneinander ſtünden. 
K Geht man aber davon aus, daß nach Vollbeendigung der 
oe die einzelnen Geſellſchafter als Streitgenoſſen bereits Partei 
„arten, dann tft es unrichtig, den § 265 Abſ. 2 ZPO. auch auf den 
1 anzuwenden, in welchem ein Streitgenoſſe die Geſellſchaftsanteile 
die übrigen Streitgenoſſen erwirbt. Der geſetzgeberiſche Grund für 
a: 8265 N6j.2 ZRO. getroffene Regelung iſt, daß dem Behl. 
ach Rechtshängigkeit nicht ohne ſeine Einwilligung ein neuer Prozeß⸗ 
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Baumbach 8 843. Die Ehefrau des Kl. als Zeugin erklärt, 
i. J. 1923 habe kein Hindernis beſtanden, daß ihr Mann 
die ſtrittige Forderung unmittelbar geltend machte. Aus 
dieſem Vorgang ergibt ſich nicht nur die Verzichtserklärung 
der Zeugin, ſondern auch deren Annahme durch den Kl. und 
der Verzicht auf die Zuſtellungsform durch die Eheleute. 
Mindeſtens läge hierin die Ermächtigung an den Ehemann, 
Zahlung an ſich ſelbſt zu fordern ſtatt, wie ihm ſonſt nicht 
verwehrt: (RG. 77, 1417) an die Pfändungspfandgläubigerin. 
(U. v. 10. Jan. 1933; 11187/32. — Naumburg.) (Ku. 
= RE. 139, 172.0 


** g. 88 125, 126, 156, 158, 170, 171176 H G B.; 
88 239, 265, 266, 270 3 PO. 

1. In den von einer Kommanditgeſellſchaft 
nach erhobener Klage fortgeführten Prozeß kann 
ein perſönlich haftender Geſellſchafter ohne Bus 
ſtimmung des Gegners auch nicht mit der Be⸗ 
hauptung eintreten, daß die Geſellſchaft auf⸗ 
gelöſt und ihm das Geſchäft zurückübertragen 
worden ſei. Prozeßpartei bleiben vielmehr Kom⸗ 
plementär und Kommanditiſten. 

2. Mit der trotzdem durch das Gericht er⸗ 
folgten Zulaſſung des perſönlich haftenden Ge⸗ 
ſellſchafters iſt nicht etwa eine unanfechtbare 
Entſcheidung über Nichtvorliegen einer Klage⸗ 
änderung getroffen. f) 


(U. v. 23. Juni 1933; II 95/33. — Frankfurt a. aa 
u. 
<= RE. 141, 277.) 


) JW. 1912, 34. 


gegner aufgedrängt werden ſoll. Diefer Grund entfällt jedoch, wenn 
es ſich nicht um die Einſchiebung eines neuen Kl. handelt, ſon⸗ 
dern lediglich um die Erweiterung der bisher dem Kl. zuſtehenden 
materiellen Berechtigung. Etwas anderes iſt in dem Erwerb der Geſell⸗ 
ſchaftsanteile der übrigen Streitgenoſſen ſeitens des Kl. nicht zu er⸗ 
blicken. Auch nach Auflöſung der KommGeſ. ſtand die im Streit be⸗ 
fangene Forderung materiell den früheren Geſellſchaftern zur geſamten 
Hand zu. Die Übertragung der den übrigen Geſellſchaftern zuſtehenden 
ideellen Anteile am geſamten Geſellſchaftsvermögen auf den Kl. hatte 
in bezug auf die im Streit befangene Forderung nicht die Bedeutung 
der Abtretung eines Teiles dieſer Forderung an den Kl. Der Kl. 
war bereits früher Inhaber der geſamten rechtshängigen Forderung, 
allerdings beſchränkt durch die geſamthänderiſche Berechtigung der 
übrigen Streitgenoſſen. Der Erwerb der Geſellſchaftsanteile bewirkte 
ſomit lediglich, daß die dem Kl. vorher zuſtehende geſamthänderiſche 
Berechtigung zu einer alleinigen Berechtigung wurde. Dieſer Tat⸗ 
beſtand fällt jedoch nicht unter 8 265 ZPO., da es ſich nicht um eine 
Veräußerung oder Abtretung eines durch dritte Perſonen rechtshängig 
gemachten Anſpruchs an den Kl. handelt, ſondern um den Wegfall der 
Beſchränkung eines Rechtes, das dem Kl. bereits vor Klagerhebung 
zuſtand. 


Der Tatbeſtand ift vielmehr nach § 268 Ziff. 3 ZPO. zu be⸗ 
urteilen, wonach nicht einmal eine Klageänderung vorliegt, wenn ohne 
Anderung des Klagegrundes ſtatt des urſprünglich geforderten Gegen⸗ 
ſtandes wegen einer ſpäter eingetretenen Veränderung ein anderer 
Gegenſtand gefordert wird. Der Klagegrund iſt im vorl. Fall derſelbe 
geblieben. Statt des urſprünglich durch die Mitberechtigung Dritter 
beſchränkten Rechts macht der Kl. infolge einer nach Klagerhebung 
eingetretenen Veränderung nunmehr ein ‚unbefehränktes Recht geltend. 
Die von dem Kl. im eigenen Namen eingelegte Ber. war ſomit, da 
der Umſtand, daß er im eigenen Namen dieſe Ber. einlegte, nicht 
einmal eine Klageänderung darſtellte, nicht von der Einwilligung des 
Gegners abhängig und ſomit wirkſam. Die vom NG. gerügte Entſch. 
des OLG. war daher zum mindeſten im Ergebnis richtig, die Ber. 
des Kl. zuzulaſſen. 

Zu demſelben Ergebnis gelangt man aber auch aus anderen Ge⸗ 
ſichtspunkten. Es iſt oben mit dem RG. davon ausgegangen worden, 
daß der Kl. und die früheren Kommanditiſten nach Beendigung der 
Kommceſ. bzgl. der rechtshängigen Forderung gegen den Bell Streit⸗ 
genoſſen i. S. der ZPO. waren. Nach ſtändiger Rſpr. des RG. war 
dieſe Streitgenoſſenſchaft, da es fi) um einen Aktivprozeß der früheren 
Komm&ef. handelt, eine notwendige i. S. des 8 62 3 PO. (vgl. RG. 40, 
320; 64, 79; JW. 1907, 313; Bolze, Praxis des NG. Bd. 9 
Nr. 470). Waren aber der Kl. und die übrigen früheren Komman⸗ 
ditiſten der aufgelöſten Kommcheſ. nach deren Auflöſung notwendige 
Streitgenoſſen i. S. des § 62 ZPO., dann war der Kl. berechtigt, 
mit Wirkung für die übrigen Streitgenoſſen Ber. gegen das erſt⸗ 
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Juriſtiſche Wochenſchriſt 


** 4. Die Prüfung der Anordnung der Für⸗ 
ſorgeerziehung nach den Vorſchr. des RJ WohlfG. 
enthält keine Abweichung vom Beſchl. des RG. 
117, 376 betr. Fürſorgeerziehung für auslän⸗ 
diſche Kinder. - 

Die Rechtsfrage, die das BG. dem RG. anderweit zur 
Entſch. unterbreiten will, iſt die gleiche wie diejenige, die 
den Gegenſtand des Beſchl. v. 30. Juni 1927 (= RG. 117, 
376 = JW. 1928, 31157) bildete. Es handelt ſich um die 
Frage, ob Minderjährige, die nicht deutſche Staatsangehörige 
find, nach 863 Abſ. 1 Nr. 2 RI WohlfG. der Fürſorge⸗ 
erziehung überwieſen werden können. Ein Fall, in dem das 
NG. nach § 28 Abſ. 2 RFGG. zur Entſch. berufen iſt, liegt 
jedoch nicht vor. Wenn das KG. der Beſchwerde ſtattgeben 
will, weil es den 863 Abſ. 1 Nr. 2 RJ WohlfG. für an⸗ 
wendbar hält, ſo befindet es ſich in Übereinſtimmung mit 
dem Beſchl. des Sen. v. 30. Juni 1927. In dieſem Beſchl. 
iſt ausgeführt, daß die Anwendbarkeit des RIJWohlfcd. zwar 
grundſätzlich auf deutſche Kinder beſchränkt ſein ſolle, daß 
das Geſetz aber die Anordnung der Fürſorgeerziehung für 
Ausländerkinder auch nicht verbiete. Die Zuläſſigkeit der 
Fürſorgeerziehung von Ausländerkindern iſt aus den all⸗ 
gemeinen Grundſätzen gefolgert worden, wie fie ſich aus der 
Natur der Fürſorgeerziehung als einer öffentlich⸗ rechtlichen 
Maßregel ergeben. Der Sen. iſt in dieſer Beziehung der Er⸗ 
wägung des BG. in deſſen Beſchl. v. 16. Mai 1924 beige⸗ 
treten, daß die Fürſorgeerziehung neben der Beſſerung des 
Jugendlichen zugleich den Schutz der Allgemeinheit bezwecke 
und deshalb bei den der Zuſtändigkeit des dtſch. VormGer. 
an ſich unterſtehenden Ausländern in demſelben Maße zu⸗ 
läſſig ſei, wie die Beſtrafung von Ausländern, die ſich auf 
deutſchem Gebiet gegen deutſche Strafgeſetze vergehen. Weil 
die Anordnung der Fürſorgeerziehung (Zwangserziehung) 
weſentlich zugleich auf öffentlich⸗rechtlichen Gründen des 
Staatswohls beruhe, ſo müſſe ſie gerade auch gegenüber Aus⸗ 
länderkindern zuläſſig ſein. Mit dieſen Ausführungen iſt die 
rechtliche Grundlage klargelegt worden, auf der die Zuläſſig⸗ 
keit der Anordnung der Fürſorgeerziehung gegenüber Aus⸗ 
länderkindern beruht. Sie gehen davon aus, daß dem aus⸗ 
ländiſchen Kinde zwar nicht, wie nach SL RJ Wohlfcf. dem 
deutſchen, ein nötigenfalls vom Staate zu gewährleiſtendes 
Recht auf Erziehung zur leiblichen, ſeeliſchen und geſellſchaft⸗ 
lichen Tüchtigkeit zuſtehe, daß es dem Staat aber nicht ver⸗ 
wehrt fein könne, gegenüber einem der Verwahrloſung anheim⸗ 
gefallenen ausländiſchen Kinde zum Schutze der Allgemeinheit 
die zur Beſeitigung der Verwahrloſung erforderlichen Er⸗ 
ziehungsmaßregeln zu treffen. Es iſt dabei auch auf die 
Vorſchr. über die Zwangserziehung zur Beſeitigung der Ver⸗ 
wahrloſung im Anſchluß an ein Strafverfahren hingewieſen 
worden, wie fie bereits in den §88 55, 56 StGB. vorgeſehen 
waren und jetzt in den 88 5, 7 JGG. enthalten ſind, und es 
iſt ausgeführt worden, daß auch dieſe Vorſchr. ihrem all⸗ 
gemeinen Zwecke nach zugleich dem öffentlichen Intereſſe und 
dem Schutze des Staates gegen jugendliche Miſſetäter dienen. 
Wie nach den 885, 7 JGG. die Begehung einer mit Strafe 
bedrohten Handlung den Anlaß zur Anordnung der Für⸗ 


inſtanzliche Urt. einzulegen (862 3PO.; vgl. Stein⸗Jonas zu 
862, IV). Der Kl. hatte ſomit, bevor er die Auteile der übrigen 
Geſellſchafter erwarb, das Recht, wirkſam und ohne Mitwirkung der 
übrigen Geſellſchafter Ber. gegen das erſtinſtanzliche Urt. einzulegen. 
Dieſes Recht will das RG. mit der hier beſprochenen Entſch. 
dem Kl. nehmen, obgleich er nicht nur feine frühere beſchränkte 
materielle Rechtsſtellung behalten, ſondern darüber hinaus eine un⸗ 
beſchränkte Rechtsſtellung erworben hat. Hieraus folgt ſchon, daß das 
Ergebnis, zu welchem das NG. gelangt, falſch ſein muß, denn es 
kann nicht richtig fein, daß der größeren materiellen Berechtigung 
eine ſchwächere prozeſſuale Rechtsſtellung gegenüberſtehen ſoll. Wenn, 
der Kl. ſchon als Streitgenoſſe der übrigen Geſellſchafter berechtigt 
war, wirkſam Ber. einzulegen, fo mußte er dies um ſo mehr dann 
ſein, nachdem er die Rechte der übrigen Streitgenoſſen noch erworben 
hatte. Dieſer Gedankengang zeigt mit aller Deutlichkeit, daß der oben 
von mir vertretene Standpunkt, daß im vorl. Fall der § 268 Ziff. 3 
3PO. anzuwenden iſt, richtig iſt. Von dem vom RG. eingenommenen 
Standpunkt aus, daß die Kommceſ. eine ſelbſtändige Rechtsperſönlich⸗ 
keit nicht ſei, iſt das Ergebnis, zu welchem es gelangt, ſomit nicht 
folgerichtig. RA. Herriger, Düſſeldorf. 


ſorgeerziehung bildet, ſo ſind es bei einem ausländiſchen 
Kinde, das im Inland der Verwahrloſung anheimgefallen 
iſt, allgemeine polizeiliche Erwägungen, die für die An⸗ 
ordnung der Fürſorgeerziehung ausſchlaggebend ſind. In⸗ 
ſoweit iſt der vom Beſchwß. mitgeteilten Entſch. des Bundes⸗ 
amts für Heimatweſen v. 13. Sept. 1932 beizutreten. Führen 
aber dieſe Erwägungen zur Bejahung der Notwendigkeit, die 
eingettetene Verwahrloſung eines ſich im Inland aufhalten⸗ 
den ausländiſchen Minderjährigen zu beſeitigen, ſo können 
ſich die Vorausſetzungen, die Ausführung und Aufhebung 
ſowie das Erlöſchen der Fürſorgeerziehung ebenſo wie im 
Falle des 87 Abſ. 3 JGG. nur nach dem RJ WohlfG. ber 
ſtimmen. Daß dies der Standpunkt des Sen. war, ergibt 
ſich auch aus dem letzten Satze des Beſchl. v. 30. Juni 1927, 
der zwar nicht in der amtlichen Sammlung, wohl aber in 
JW. 1928, 31157 mit zum Abdruck gelangt iſt. In dieſem 
Satze iſt die Zurückverweiſung der Sache an die Vorinſtanz 
damit begründet worden, daß das LG. zu dem ſachlichen 
Erfordernis der Verwahrloſung noch nicht endgültig Stellung 
genommen habe. Damit konnte nur gemeint ſein, daß das LG. 
noch feſtzuſtellen habe, ob eine Verwahrloſung i. S. des § 63 
Abſ. 1 Nr. 2 RI WohlfG. gegeben ſei. 

Eine Abweichung von dem SenBeichl. v. 30. Juni 1927 
liegt nach alledem nicht vor, wenn das BG. auf die An⸗ 
ordnung der Fürſorgeerziehung gegen einen ausländiſchen 
Minderjährigen die Vorſchr. des RJ WohlfG. anwenden will. 

(Beſchl. v. 22. Mai 1933; BIV 23/33. — Berlin.) [Ka.] 


II. Verfahren. Gebühren. Koſten. 


5. SS 23 Satz 2, 199 3 PO. 

1. Die Pfändung und Überweiſung einer von 
einer OHG. geſchuldeten Forderung funn gegen“ 
über einem Gefellfchafter erfolgen, gegen die 
Geſellſchaft aber nur verfolgt werden, wenn 
ſie als Schuldnerin im Pfändungs⸗ und Über⸗ 
weiſungsbeſchluß bezeichnet iſt. 

2. Die Pfändung einer von einem Ausländer 
geſchuldeten Forderung iſt nur dann wirkfam, 
wenn die Zuſtellung an den Drittſchuldner im 
Auslande erfolgt iſt. 

3. Verletzung prozeſſualer, die Beweis auf- 
nahme regelnder Vorſchriften kann, als unter 
§ 286 ZPO. fallend, nicht mit der Rev. gerügt 
werden. ) 


Der Kl. hatte nach einem vollſtreckbaren Urt. und Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchl. gegen den in der Stadt Guatemala wohnen⸗ 
den Kaufmann F. G. einen Anſpruch von 5400 nordameri⸗ 
kaniſche Dollar und Koſten. Wegen dieſes Anſpruches und 
der weiteren Koſten pfändete auf Autrag des Kl. das AG. 
durch Beſchl. v. 3. Juni 1930 die anger für Arzte und Heil⸗ 
mittel ausgegeben hatte. Die Erſtattung von Heilungskoſten 
an den Kl. wurde dann im Sept. 1900 durch einen zwiſchen 
ihm und der Eiſenbahnverwaltung geſchloſſenen Vergleich für 
zehn Jahre geregelt. 

Weitere Vergleiche folgten. 

Der Kl. fordert nun im Klagewege Erfah der ihm an⸗ 
geblich immer noch erwachſenden Koſten des Heilverfahrens. 
55 behauptet, der Unfall vom Jahre 1895 wirke noch heute 
el und zwinge ihn zur Aufwendung erheblicher Mittel zur 
daſſerung und Linderung ſeines Leidens. Er bedürfe fort⸗ 
auernd ärztlicher Behandlung, benötige auch Arzneimittel 
nd eine beſonders ſorgfältige Ernährung. Die Aufwendungen, 

e ihm dadurch entſtänden, müſſe ihm die Bekl. durch Ge- 
ährung einer fortlaufenden Rente erſetzen. 

Das OLG. hat abgewieſen, die Rev. des Kl. hatte Erfolg. 

„Das BG. hat zunächſt den urſächlichen Zuſammenhang 
ſciſchen dem Unfall und den gegenwärtigen körperlichen Be⸗ 
Ichwerden des Kl. bejaht. Es ſtellt feſt, daß beim Kl. durch 
kn Unfall eine funktionelle Störung des Zentralnerven⸗ 
öſtems hervorgerufen worden ſei, die organiſche Veränderun⸗ 
gen ſeines Körpers bewirkt habe. Daran leide er noch jetzt. 

leichwohl hält es den Klageanſpruch für unbegründet, und 

ar aus folgenden Erwägungen: 
bar Vorausſetzung für die Erſtattung von Heilungskoſten 
hr daß ſolche noch aufgewendet werden müßten, um den Zu⸗ 
and des Verletzten, ſei es durch ärztliche Behandlung, ſei es 
oder Anwendung von Heilmitteln, zu heilen oder zu beſſern 
05 er um einen Rückſchlag zu verhüten. Der Kl. habe aber den 
Air erforderlichen Beweis nicht erbracht, daß er zur 
eilung oder Beſſerung ſeines Zuſtandes oder zur Xer- 
inderung einer Verſchlimmerung noch weiterer Geldmittel 
er gar einer Rente bedürfe. Vielmehr ergäben die ein⸗ 
gehenden Darlegungen des Sachverſtändigen Prof. Dr. S., 
aß das Heilverfahren beim Kl. als abgeſchloſſen zu gelten 
fue daß auch ohne Anordnung irgendwelcher Heilungs⸗ 
A aßnahmen mit einer Verſchlechterung feines Zuſtandes nicht 
ha rechnen ſei. Angeſichts der langjährigen erfolgloſen Be⸗ 
andlung des Kl. ſei eine Beſſerung oder Behebung ſeines 
gegenwärtigen Krankheitszuſtandes nicht von ärztlicher Hilfe, 
Nen ern nur von ſeiner eigenen zukünftigen Einſtellung zu 
eh Unfallerlebnis abhängig. Auch aus dem vom Kl. ein⸗ 
110 zolten Gutachten des Medizinalrats Dr. St. ergebe ſich 
ans ebenfalls nicht, daß eine Beſſerung oder Beſeiti⸗ 
lich des Leidens des Kl. durch ärztliche Behandlung mög⸗ 
1 8 oder daß ſich fein Zuſtaud ohne ſolche verſchlimmern 


wer Dieſe Ausführungen des BG. können nicht gebilligt 
erden, da ihnen eine unzutreffende Auffaſſung von dem Be- 
fiel „Koſten des Heilverfahrens“ im UunfFürſch. zugrunde 
wens Das Wort „Heilverfahren“ darf nicht zu eng gedeutet 
10 rden. Es umfaßt nicht bloß ſolche Maßnahmen, die ge⸗ 
zignet find, eine dauernde oder wenigſtens längere Zeit hin⸗ 
ode währende Beſſerung des Unfalleidens herbeizuführen 
, er ſeine Verſchlechterung hintanzuhalten. Vielmehr gehört 
nach dem UnfFürſch. auch alles das zum Heilverfahren, was 
geeignet iſt, die durch einen Betriebsunfall verurſachten Ve- 


ſchwerden zu lindern und zu mildern, mag ihre Linderung 
und Milderung auch nur von geringer Zeitdauer ſein. Dieſe 
weitere Auslegung des Begriffs „Koſten des Heilverfahrens“ 
ſteht ſowohl für das PrlUnfFürſch. wie auch für das ent⸗ 
ſprechende RGeſ. (v. 15. März 1886 [RG Bl. 53]; Neufaſſung 
v. 18. Juni 1901 |RGBL. 211]) in der Rſpr. des erk. Sen. 
feſt (RG. 64, 86; 90, 303; 108, 226; Urt. v. 28. April 
1911, III 314/10; v. 16. Mai 1911, III 195/10, abgedr. 
Recht 1911 Sp. 525; v. 1. Dez. 1911, III 4/11; v. 11. Okt. 
1912, III 89/12 [Koſten beſſerer Ernährung]; v. 20. Febr. 
1917, III 443/16; v. 27. April 1917, III 4/17 [Koften einer 
Begleitung auf Spaziergängen]; v. 2. Okt. 1917, III 260,17 
v. 15. März 1921, III 447/20, abgedr. Recht 1921 Nr. 2656 
u. 2657). Mit dieſer Rſpr. ſteht das BU. nicht im Einklang, 
da es nur geprüf“ entgegenſtehen. 
Hiervon iſt der 2. Sen. m. E. mit Recht ausgegangen. 

3. a) Die Oc G. iſt zwar nicht (mindeſtens nicht „abſolut“ 
rechtsfähig, gleichwohl aktiv und paſſiv parteifähig (8 124 Abſ. 1 
HchB.). Dies gilt auch für das Vollſtreckungsverfahren. Es iſt daher 
nichts dagegen einzuwenden, daß die erforderliche Beſtimmtheit ver⸗ 
neint wird, weil die Perſon der OHG. im Pfändungsbeſchluß nicht 
mit der gebotenen Deutlichkeit bezeichnet worden it. 

b) Gegenſtand der Pfändung war eine gewöhnliche „Abſchich⸗ 
tungsforderung“, nicht der Anteil eines der Geſellſchafter am Geſell⸗ 
chaftsvermögen. Die Pfändung richtete ſich daher nicht nach den 
S$ 859, 857 35 0., ſondern nach 8829 ZPO. Der Wohnſitz des 
Schuldners befand ſich im Auslande, ebenjo der Sitz der OHG.; der 
Wohnſitz des Bell. befindet fi im Inlande. 

Zu der Frage, ob die Ausführungen des RS. zu den ſich aus 
dieſen Tatſachen ergebenden Problemen des „internationalen Zivil⸗ 
prozeßrechts“ im Ergebnis zutreffen, kann ich an dieſer Stelle 
nicht Stellung nehmen. Die Begründung iſt jedenfalls unzuläng⸗ 
lich. Nahezu jeder der hier apodiktiſch mitgeteilten Sätze iſt aufs 
außerſte beſtritten. Eine klärende Stellungnahme des RG. wäre 
dringend erwünſcht geweſen. 

1 4. a) Der 2. Sen. geht hier (ähnlich wie NG. 77, 255 = ZB. 
912, 82) von dem Grundſatz aus: „Das Vermögen des Schuldners 
unterliegt nur inſofern der inländiſchen Vollſtreckungsgewalt, als es 
lich im Inlande befindet.“ Schon hier drängt ſich eine Fülle von 
Fragen auf. Liegt wirklich in dem Pfändungsvorgang nur eine 
ſtaatshoheitliche Handlung gegenüber dem Vollſtreckungsgegenſtand 
Oder auch gegenüber dem Vollſtreckungsſchuldner (vgl. Neuner: 
JW. 1933, 1351) It Voransſetzung der Wirkſamkeit der Pfändung 
nur die ſtaatliche Vollſtreckungsgewalt über den Vollſtreckungsgegen⸗ 
9 Ye oder auch eine entſprechende Gewalt über den Vollſtreckungs⸗ 
üculdner? Muß man etwa die Zwangsvollſtreckung in Forderungen 
a dieſer Beziehung anders behandeln als die Zwangsvollſtreckung 
ur Sachen ? 

5 Das nach 8829 Abſ. 1 Satz 2 ZVD. zur Wirkfamkeit der For⸗ 
derung erforderliche, an den Schuldner zu richtende Verfügungsverbot 
e handelt ſich um ein Verfügungsverbot i. S. der 88 136, 135 BGB.; 
neein- Jonas, Bem. If 1 zu 9820 BO iſt ein Rantshofeit- 
uches, an den Vollſtreckungsſchuldner gerichtetes Gebot. Die von 
55 ellwig⸗Oertmann (Syſtem 8321, 2 ba) noch als „vor⸗ 
herrſchend“ bezeichnete Anſicht (Hellwig, Kohler, Seuffert, 


Schulden der OHG. haftet. Unter den Parteien iſt unbe⸗ 
ſtritten, daß nach dem Rechte von Guatemala die Geſell⸗ 
ſchafter einer OHG. für Geſellſchaftsſchulden, ebenſo wie nach 
deutſchem Rechte, ſamtverbindlich mit ihrem ganzen Vermögen 
haften. Der Kl. konnte daher auf Grund der Überweiſung der 
Forderung durch den Pfändungsbeſchl. vom Bekl. unmittelbar 
Zahlung fordern. Die Pfändung hatte gegenüber dem Bekl. 
die Wirkung eines Zahlungsverbotes. Dem Bekl. wurde da⸗ 
durch unterſagt, an den urſprünglichen Gläubiger zu be⸗ 
zahlen, und zwar nicht nur, wie das BG. annimmt, im In⸗ 
land, ſondern auch im Ausland. Denn durch die Pfändung 
wird die Forderung gegenüber dem Schuldner, an den ſich 
das Zahlungsverbot richtet, in vollem Umfange mit Beſchlag 
belegt. Das Zahlungsverbot wirkt aber auch nur gegen den 
Schuldner, an den es gerichtet iſt, nicht aber gegen einen 
anderen Mitſchuldner, ſei es auch ein Geſamtſchuldner, oder 
gegen die OHG., mögen letztere ihren Wohnſitz oder Sitz im 
Inlande oder im Auslande haben. Dies ergibt ſich aus der 
prozeßrechtlichen Bedeutung der Forderungspfändung. Wie 
das RG. wiederholt (vgl. RG. 73, 317; 93, 121; 108, 319; 
139, 97; RGGWarn. 1920, 164) ausgeſprochen hat, iſt es 
im Intereſſe der Rechtssicherheit unbedingt geboten, daß der 
Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchl. die zu pfändende For⸗ 
derung ſo beſtimmt bezeichnet, daß bei verſtändiger Auslegung 
des Beſchl. unzweifelhaft feſtſteht, welche Forderung Gegen⸗ 
ſtand der Zwangsvollſtreckung ſein ſoll. Ein hiergegen ver⸗ 
ſtoßender Beſchl. ift unwirkſam. Die Erkennbarkeit des Pfän⸗ 
dungsgegenſtandes muß ſchon im Intereſſe anderer Gläu⸗ 
biger, welche die gleiche Forderung pfänden wollen, eine ob⸗ 
Weigelin) geht hiervon aus und ſtellt es demgemäß auf die Frage 
ab, ob dem fremden Staat die Vollſtreckungsgewalt über den Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldner gegeben ift. Sollte dies richtig fein, jo würde 
man die Frage nach der Vollſtreckungsgewalt über den Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner nicht notwendig im gleichen Sinne wie die Frage der Ge⸗ 
richtsbarkeit über Ausländer ſchlechthin zu entſcheiden brauchen. Es 
bleibt aber in dieſem Fall die weitere Frage: Kommt es darauf an, 
ob auch nur ideelle Wirkungen im fremden Staatsgebiet eintreten 
ſollen (jo anſcheinend Richter: Danz J M.Schr. 1929, 33), oder darauf, 
ob zum Eintritt dieſer ideellen Wirkungen das tatſächliche Wirken 
eines Organs des pfändenden Staats im fremden Staatsgebiet er⸗ 
forderlich wäre. (Dieſe Anſicht vertritt Roſenbaum in Kiſchs Bei⸗ 
trägen zum Zivilprozeß Heft 10 S. 1 u. 2. Allerdings iſt ſeine 
Arbeit gerade hier etwas ſchwach begründet. Auch RG. 22, 407 ſtellt 
dem „faktiſchen“ Wirken das bloß „ideelle“ Wirken der Staats⸗ 
gewalt gegenüber und meint, daß die räumlichen Schranken der 
Gebietshoheit nur für das „faktiſche“ Wirken in Betracht kämen.) 

Andere (z. B. Stein⸗Jonas, I3 zu § 829 ZPO.) meinen 
gerade, daß der Pfändung vielfach die Unmöglichkeit der Zuſtellung 
an den im Auslande wohnenden Drittſchuldner entgegenſtehe (ähnlich 
der 8. Sen. des KG. 8 W 4798/29; vgl. auch Jonas: JW. 1932, 667). 

b) Weiter geht das RG. bei Entſcheidung der Frage, wo ſich 
der Vollſtreckungsgegenſtaud befinde, wieder (wie ſchon in RG. 77, 
255 — JW. 1912, 82) von 823 ZRO. aus. Eine unmittelbare An⸗ 
wendung dieſer Beſtimmung verbietet ſich aus Gründen des ſyſte⸗ 
matiſchen Zuſammenhangs, in dem ſie ſteht. Die Frage, ob eine aus⸗ 
dehnende Auslegung oder ein Vergleichsſchluß geſtattet ſind, iſt aber 
doch recht zweifelhaft. Allerdings nimmt auch der 6. Sen. des KG.: 
JW. 1929, 2360 6 an, daß 8 23 ZPO. einen hier zu verwendenden 
allgemeinen Rechtsgedanken enthalte; aber in der Entſch. des KG. 
wird dieſe Anſicht ebenſowenig bewieſen wie in dem vorl. RGurteil. 
Es fragt ſich doch, ob ſich die Annahme eines jo weitgehenden all- 
gemeinen Rechtsgedankens nicht mit Rückſicht auf 8238 KO. ver⸗ 
bietet (vgl. hierzu aus neuerer Zeit OG. Dresden: JW. 1933, 1350 4 
und Neuner daſ.). Auch hätte das RG. die Ausführungen bei 
Hellwig, Lehrb. I S. 110 ff., Hellwig-Dertmann, Syſtem II 
S. 234, Förſter⸗Kann, Anm. Io bb zu 823 3PO. und Roſen⸗ 
baum S. 11—14 nicht einfach mit Stillſchweigen übergehen dürfen. 
Roſenbaum lehnt die Anwendung des 823 3PO. ab, indem er 
die Entſtehungsgeſchichte und den Zweck dieſer Beſtimmung unter⸗ 
ſucht, ihre Bedeutung gegenüber 8 73 Abſ. 3 Fchch. und $ 2396 BOB. 
erörtert (auf dieſe Beſtimmungen hatte allerdings RG. 77, 252 
— JW. 1912, 82 in einem anderen Sinne hingewieſen) und endlich 
auf die Regelung des 8 3 EinkStG. hinweiſt. Das RG. ſchweigt hierzu. 

c) Weiter ſpricht das RG. von dem Fall, in dem der Dritt- 
ſchuldner im Auslande wohnt. Es iſt im vorl. Fall aber doch recht 
zweifelhaft, wer als „Drittſchuldner“ angeſehen werden kann. Aus 
§ 4 des Vertrages ergibt ſich wohl, daß es ſich um eine „Verbindlich⸗ 
keit der Geſellſchaft“ i. S. des 8128 HGB. handeln würde, wenn 
deutſches Recht zur Anwendung käme. Nach deutſchem Recht iſt das 
Weſen der „Geſellſchaftsverbindlichkeiten“ ſtreitig. Mit der herrſchen⸗ 
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jektive ſein. Die an fich zuläſſige Auslegung des Beſchl. muß 
den Inhalt aus dem Beſchl. ſelbſt ergeben, darf alſo nicht 
durch außerhalb liegende Tatſachen, z. B. aus dem Pfän⸗ 
dungsantrag ergänzt werden. Zur Beſtimmtheit der Be⸗ 
zeichnung des Pfändungsgegenſtandes gehört auch die un⸗ 
zweifelhafte Benennung deſſen, gegen den ſich das ſtaatliche 
Zahlungsverbot richtet. Dieſem Erfordernis genügt aber der 
Pfändungsbeſchl. v. 3. Juni 1930 nicht. Dem Wortlaut nach 
wurde nur die angebliche Forderung des Schuldners an K. L., 
den Bekl. gepfändet. Der Zuſatz „als Mitinhaber der Firma 
G. & Co. Suces. für überlaſſung der Aktiven der Firma 
G. & Co. mit dazugehörigem Grundbeſitz und Namensrecht“ 
gibt nur den Schuldgrund und den Grund für die Haftung 
des Bekl., nämlich ſeine Eigenſchaft als perſönlich haftender 
Geſellſchafter an. 

Aber auch wenn man die Pfändung auf die Forderung 
gegen die Geſellſchaft beziehen, alſo annehmen würde, daß 
ſich das in dem Pfändungsbeſchl. enthaltene Zahlungsverbot 
auch an die OHG. richtete, wäre das Ergebnis dasſelbe. Das 
Vermögen des Schuldners unterliegt nur inſofern der in⸗ 
ländiſchen Vollſtreckungsgewalt, als es ſich im Inlande be⸗ 
findet. Für Forderungen entſcheidet ſich die Frage, ob ſie 
ſich im Inlande befinden, nach dem auf einem allgemeinen 
Rechtsgedanken beruhenden Lokaliſierungsgrundſatze des § 23 
Satz 2 ZPO., nach dem ſich das in der Forderung verkörperte 
Vermögen dort befindet, wo der Schuldner (d. i. der Dritt⸗ 
ſchuldner) ſeinen Wohnſitz hat. Im internationalen Zivil⸗ 
prozeßrecht iſt ſtreitig, ob, wenn der Drittſchuldner ſeinen 
Wohnſitz im Auslande hat, eine Forderung des inländiſchen 
Schuldners gegen ihn durch das inländiſche Gericht gepfändet 
werden kann. Bejaht man dies mit der herrſchenden Meinung, 
ſo muß doch die Pfändung dem Drittſchuldner im Auslande 
nach den Vorſchr. des § 199 ZPO. zugeſtellt werden, da 
nur auf dieſe Weiſe der Staat des Schuldnerwohnſitzes an der 
Zwangsvollſtreckung teilnehmen und ihr dadurch zur Wirkung 
verhelfen kann. Die Zuſtellung im Inlande genügt nicht, weil 
ſie die fehlende inländiſche Lokaliſierung nicht erſetzt (ogl. 
Nußbaum, Deutſches internat. Privatrecht S. 416 ff., 418 
und Zitate daf.; Seuffert Walsmann, ZPO. 8 829 A 
1e, 3a Abſ. 2). 

Hiernach war weder die OHG. noch der andere Geſell⸗ 
ſchafter durch den dem Bekl. zugeſtellten Pfändungsbeſchl. ge⸗ 
hindert, an den urſprünglichen Schuldner oder deſſen all⸗ 
gemeinen Rechtsnachfolger mit ſchuldaufhebender Wirkung zu 
bezahlen. Wurde auf Drängen der in Guatemala wohnenden 
Gläubiger von der OHG. Zahlung an den Nachlaß des F. G. 


den Lehre dürfte wohl anzunehmen ſein, daß es ſich in Wahrheit 
nicht um Verbindlichkeiten der „Geſellſchaft“ handelt, weil dieſe nicht 
rechtsfähig iſt, ſondern um Verbindlichkeiten der Geſellſchafter, für die 
dieſe zugleich als Geſamtſchuldner und Geſamthandsſchuldner haften 
(vgl. des weiteren hierüber unten unter IV). Das RG. ſtellt ant 
Anfang der Gründe feſt, daß die Geſellſchafter nach dem Recht von 
Guatemala „ſamt verbindlich“ haften. Dieſer Ausdruck iſt miß⸗ 
verſtändlich, wenn nicht geradezu irreführend. Es iſt aus ihm nicht 
zu entnehmen, ob eine Geſamt ſchuld oder eine Ge ſa mt handsſchuld 
in Frage ſteht. Aus dem Hinweis des RG., daß es nach dem un⸗ 
ſtreitigen Parteivortrag ſo liege wie nach deutſchem Recht, wird man 
folgern ſollen, daß auch im vorl. Falle eine Schuld in Betracht 
kommt, für die die Geſellſchafter geſamtſchuldneriſch und geſamthands⸗ 
ſchuldneriſch haften. Nach deutſchem Recht ($ 106 HGB.) hat die DIS, 
auch einen „Sitz“. Es hätte nun geprüft werden ſollen: Kommt es, 
ſoweit die geſamtſchuldneriſche Haftung in Frage kommt, auf den 
Wohnſitz der Geſellſchafter an? Oder iſt die Frage notwendig ein⸗ 
heitlich zu entſcheiden (vgl. RG. bei Soergel Ripr. 1914 8 425, 1)? 

d) Endlich kann der Satz: „Die Zuſtellung im Inlande ge⸗ 
nügt nicht, weil ſie die fehlende inländiſche Lokaliſierung nicht er⸗ 
ſetzt“, nicht als ausreichend begründet angeſehen werden. M. E. hätte 
ſich die Frage nur aus einer Betrachtung der Bedeutung des „Sitzes 
der Geſellſchaft“ und des Weſens der Vertretungsmacht des geſchäfts⸗ 
führenden Geſellſchafters entſcheiden laſſen. Auch hier übergeht das 
NG. abweichende Außerungen des Schrifttums (vgl. z. B. Jonas: 
JW. 1932, 668, aber auch OLG. Karlsruhe daſelbſt). 

IV. Die Erörterung der Frage, ob die zu J erwähnte Zahlung 
dem Kl. gegenüber wirkte, beginnt das RG. mit dem Satz: „Hier⸗ 
nach war weder die OHG. noch der andere Geſellſchafter durch den 
dem Bekl. zugeſtellten Pfändungsbeſchluß gehindert, an den urſprüng⸗ 
lichen Schuldner oder deſſen allgemeinen Rechtsnachfolger mit ſchuld⸗ 
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geleiſtet, um einer Vollſtreckung zu entgehen, ſo hätte der 
Bekl., da die Zahlung im Intereſſe der Geſellſchaft lag, dieſe 
auch nicht durch einen Widerſpruch hindern können. Dieſe 
Zahlung hätte nur der Kl. verhindern können, und zwar da⸗ 
durch, daß er die Zuſtellung des Pfändungsbeſchl. in Guate⸗ 
mala veranlaßte, oder dadurch, daß er dort einen beſonderen 
Pfändungsbeſchl. erwirkte. 

Die Rev. rügt, daß die Feſtſtellungen des BG. auf Be⸗ 
weismitteln beruhen, die entgegen den Vorſchr. der ZPO. über 
die Art der Zeugenvernehmung, § 396 ZPO., über die Ver⸗ 
wendung außergerichtlicher, die gerichtliche Vernehmung er⸗ 
gänzenden Erklärungen der Zeugen, 8377 ZPO., oder über 
die Verwertung von im Prozeß abgegebenen Erklärungen 
eines Prozeßbevollmächtigten über deſſen eigene Wahrneh⸗ 
mungen verſtoßen. Es handelt ſich dabei durchweg um Rügen 
aus 8286 3PO., auf die nach den zur Zeit geltenden Ent⸗ 
laſtungsvorſchr. die Rev. nicht geſtützt werden kann. Denn 
eine Rüge nach § 286 ZPO. liegt auch dann vor, wer be⸗ 
hauptet wird, daß die Grundlagen für die Beweiswürdigung 
unter Verletzung geſetzlicher Vorſchr. zuſtande gekommen ſind. 

(U. v. 16. Mai 1933; II 421/32. — Hamburg.) [Ku.] 


6. Nach der Rſpr. des RG. ſteht feſt, daß 
einem zweiten Armenrechtsgeſuch dann friſt⸗ 
hemmende Wirkung beizulegen iſt, wenn das erſte 
Geſuch ſchon vor der Friſtſetzung abgelehnt wurde 
(RG. 117, 138; 120, 142 ff. 1); R G.: J W. 1928, 14929). 
In übereinſtimmung mit dem Beſchluß des 7. Ziv⸗ 
Sen. v. 29. Nov. 1932, VII B 19/32, und des 6. Ziv⸗ 
Sen. v. 18. Sept. 1933, VI B 15/33, iſt dem der Fall 
gleichzuſtellen, daß der das Armenrechtsgeſuch 
ablehnende Beſchluß gleichzeitig mit der die 
Nachweisfriſt beſtimmenden Verfügung zugeſtellt 
worden iſt. 

(Beſchl. v. 25. Sept. 1933; IV B 50/33. — Berlin.) 


7. 830 Satz 2 GKG. Berechnung der Ge⸗ 
richtsgebühren, wenn die Rev. vor der münd⸗ 
lichen Verhandlung teilweiſe zurückgenommen 
und gleichzeitig angezeigt wird, daß ein außer⸗ 
gerichtlicher Vergleich geſchloſſen ſei. 

Nach 8 30 Satz 2 GKG. ermäßigt ſich die Prozeßgebühr 
auf die Hälfte der in §8 daſelbſt beſtimmten Gebühr, wenn 
das Rechtsmittel vor Beſt. des Termins zur mündlichen Ver⸗ 
handlung zurückgenommen worden iſt. Nach der Reviſions⸗ 
ſchrift ſelbſt kann hier nun kein Zweifel ſein, daß die Rev. 
gegen die Bekl. in voller Höhe von 84 323,38 AM eingelegt 


aufhebender Wirkung zu bezahlen.“ Die Form dieſer Feſtſtellung iſt 
zu beanſtanden. Die Erfüllung iſt ein Rechtsgeſchäft und ſetzt zu 
ihrer Wirkſamkeit Geſchäftsfähigkeit des Erfüllenden voraus. Die 
OHG. iſt nicht geſchäftsfähig. Der 2. Sen will anſcheinend jagen: 
„Eine Zahlung, die der andere Geſellſchafter an den Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner bewirkte oder die mit Mitteln des Geſellſchaftsvermögens 
bewirkt wurde, wirkte auch gegenüber dem Kl.“ Wenn man die An⸗ 
ſicht des RG. über die unter III behandelten Fragen im Ergebnis 
billigt, wird man ſich auch dieſer Feſtſtellung im Ergebnis anſchließen 
können. War die Pfändung nur wirkſam, ſoweit es die Haftung des 
Behl. mit ſeinem eigenen Vermögen angeht, fo ſtand der Wirkſam⸗ 
keit einer Verfügung über die gepfändete Forderung (fie würde im 
der Erfüllung liegen), ſoweit eine Haftung des Geſellſchaftsvermögen? 
und die Haftung des Eigenvermögens des anderen Geſellſchafters in 
Betracht kamen, das in der Pfändung liegende Verfügungsverbor 
i. S. der 88 136, 135 BGB. nicht entgegen. Es handelt ſich zwar 
bei den „Geſellſchaftsverbindlichkeiten“ m. E. nicht um zwei verſchie⸗ 
dene Schulden, ſondern um eine Schuld mit verſchiedenen Haftung?” 
arten (vgl. Flechtheim bei Düringer⸗Hachenburg, Anm. I ff. al 
8128 HGB.; Staub, Anm. 1 zu 8 128 HGB.; K: JW. 1916, 
1409 2). Im Verhältnis der beiden Pfändungsarten zueinander kommt 
eine unmittelbare Anwendung der Grundſätze über die Geſamtſchulb 
deswegen nicht in Betracht, weil es ſich nicht um zwei Schuldner 
handelt. Aber auch eine entſprechende Anwendung würde ich mangel⸗ 
eines geeigneten Vergleichspunktes (tertium comparationis) ablehnen 
(fo Flechtheim bei Düringer⸗Hachenburg, Anm. 5 zu § 128 Heß B.; 
(vgl. auch RG.: JW. 1928, 26122 und Güldenagel das.; a. A. 
wohl Martin Wolff in Feſtgabe für v. Giercke, 1910, S. MN; 
dagegen wohl nicht Staub, trotz Anm. 13 zu § 128 HGB.). 
RU. Dr. Matz ke, Berlin. 
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war. Soweit die Anwendbarkeit des § 30 GKG. in Frage 
kommt, handelt es ſich deshalb einmal darum, ob die Rev. 
in der Folge vor Terminsbeſt. zur mündlichen Verhand⸗ 
lung teilweiſe, nämlich in Höhe von 67600 AM wieder zu⸗ 
rückgenommen worden iſt. In Betracht kommt inſoweit nur 
die RevBegrSchrift. Daß § 30 Satz 2 GKG. im Fall nur 
teilweiſer Zurücknahme entſprechend gilt, iſt nicht zu bezwei⸗ 
feln (f. a. IW. 1927, 531: und JW. 1928, 59°). Es iſt 
weiterhin anerkannt, daß die Zurücknahme gebührenrechtlich 
nicht die nach 88 515, 566 ZPO. hierfür erforderlichen for⸗ 
mellen Vorausſetzungen zu erfüllen braucht, vielmehr eine dem 
Gericht gegenüber abgegebene Zurücknahmeerklärung genügt 
(RG. 99, 161; 115, 241); RGWarn. 1912 Nr. 355). Nun iſt 
zuzugeben, daß in der RevBegrSchrift nicht ausdrücklich 
geſagt iſt, daß das Rechtsmittel hinſichtlich des Betrags von 
67600 RM zurückgenommen werde. Allein das iſt auch ge⸗ 
bührenrechtlich nicht zu erfordern. Es genügt vielmehr jede 
Erklärung des Rechtsmittelklägers, durch die er zum Aus⸗ 
druck bringt, daß er, ſei es ganz oder zum Teil endgültig 
von der Weiterverfolgung des Rechtsmittels abſehe, den 
Streitſtoff inſofern dem Gericht ein für allemal zur Entſch. 
nicht unterbreitet, das Rechtsmittel alſo inſoweit nicht auf⸗ 
rechterhalten haben wolle. In dieſem letzteren Sinn müſſen 
aber die in der RevBegrSchrift abgegebenen Erklärungen 
und angekündigten Anträge verſtanden werden. Es fehlt mit⸗ 
215 an einer koſtenrechtlich beachtlichen Zurücknahmeerklärung 
nicht. 

Nun find freilich die Erklärungen, die eine teilweiſe Zu⸗ 
rücknahme der Rev. enthalten, nicht für ſich allein, ſondern 
unter gleichzeitigem Hinweis auf eine entſprechende außer⸗ 
gerichtliche Vereinbarung der Parteien abgegeben worden. 
Dieſer Umſtand ſteht jedoch in einem Fall wie hier, wo Zu⸗ 
rücknahmeerklärung und Mitteilung von einem teilweiſen 
außergerichtlichen Vergleich gleichzeitig bei dem Rev. 
eingekommen find, der Anwendbarkeit des § 30 Satz 2 Gg. 
keinenfalls im Wege (vgl. dazu Carlebach: JW. 1932, 
1118 und die dort angeführten Nachweiſe aus Rſpr. und 
Schrifttum; OLG. Hamburg: JW. 1932, 36424 mit Anm. 
von Carlebach; KG.: ZW. 1928, 152018). 

Grundſätzlich iſt demnach die Anwendbarkeit des § 30 
Satz 2 GKG. im vorl. Fall zu bejahen. 

Bezüglich der Höhe der von dem Kl. zu zahlenden Ge⸗ 
bühren ergibt ſich folgende Berechnung: a) volle Prozeßgebühr 
gemäß 88 8, 20, 28 GKG. aus einem Wert von 16 723,38 AM 
= 328 RM, b) ermäßigte Prozeßgebühr gemäß 88 8, 20, 30 
GES. aus einem Wert von 67600 AM = 210 K, zuſammen 
588 RM. 

Demgemäß war die Koſtenrechnung der Geſchäftsſtelle von 
1010 RM auf 538 RM, und der von dem Kl. noch zu zahlende 
Betrag auf 538 — 328 — 210 N, zu ermäßigen. 

Auf dem Boden dieſer Berechnungsweiſe ſtehen auch der 
Beſchl. des 4. Ziv Sen. v. 22. Okt. 1926, B 46/26 = JW. 
1927, 5314 und das Urt. des 3. Ziv Sen. v. 30. Sept. 1927, 
III 27/27 JW. 1928, 59°. Das KG. hat ſich zwar in Ab⸗ 


1) JW. 1927, 53. 


Zu 8. Die zur Bezahlung des Kaufpreiſes hingegebenen 
Akzepte waren etwa ſechs bis acht Monate nach Übergabe der 
Schweine fällig. Der Käufer ſollte verpflichtet ſein, die Schweine 
zu füttern, ſo daß ſie im Laufe der Zeit Maſtſchweine wurden. 
Dieſer Zeitpunkt liegt erfahrungsgemäß vor der Fälligkeit der 
Wechſel. War nun in dieſem Falle der Eigentumsvorbehalt über⸗ 
haupt wirkſam oder wurde er nicht wenigſtens im Laufe der Zeit 
und vor Fälligkeit der Wechſel wirkungslos? 

Dieſe Fragen hat das RG. nicht unterſucht und der Bekl. 
hat entſprechendes anſcheinend gar nicht geltend gemacht. 

Von allen Zivilrechten der Erde hat nur die Schweiz in 
Art. 715 Abs. 2 ZEB. den Eigentumsvorbehalt beim Viehhandel 
ausdrücklich für wirkungslos erklärt (Dr. Stulz, Der Eigen⸗ 
2 im in- und ausländiſchen Recht, Berlin 1931, 
SH 8 
Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß ein ſchlachtreifes 
Maſtſchwein durch die inzwiſchen erfolgte Fütterung eine völlig 
andere Sache geworden iſt, als das Läuferſchwein, welches bei 
Abſchluß des Kaufvertrages unter Eigentumsvorbehalt übergeben 
wurde. Das Maſtſchwein iſt, mathematiſch ausgedrückt, die 
Summe, welche ſich aus dem Läuferſchwein, vermehrt um das in⸗ 
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weichung von ſeiner früheren, mit der hier vertretenen Mei⸗ 
nung übereinſtimmenden Auffaſſung in ſeinem in JW. 1932, 
67529 veröffentlichten Beſchl. auf den Standpunkt geſtellt, es 
müſſe bei der Ermäßigung des § 30 Satz 2 GKG. fo vor⸗ 
gegangen werden, daß die urſprüngliche Prozeßgebühr in Höhe 
des Teils, welcher der Prozeßgebühr für den im Streit be⸗ 
findlichen Anſpruch entſpreche, beſtehen bleibe; der Unter⸗ 
ſchiedsbetrag zwiſchen dieſem Teil und der vollen Gebühr 
ermäßige ſich dann nach dem Maßſtab des § 30 GRG.; es 
ſei mithin der Ermäßigung des 8 30 GKG. bei teilweiſer Zu⸗ 
rücknahme der den ermäßigten Streitwertteil betreffende Ge⸗ 
bührenſatz zugrunde zu legen. Die Begr. iſt aber nicht über⸗ 
zeugend. Insbeſ. iſt dabei, wie Friedlaender in der 
Fußnote zu dieſem Beſchl. des KG. zutreffend hervorhebt, die 
Bedeutung des § 14 Abſ. 2 GKG. verkannt. Es handelt ſich 
nicht darum, daß bei teilweiſer Zurücknahme des Rechts⸗ 
mittels zwei ſelbſtändige Gebühren entſtehen, vielmehr er⸗ 
wächſt nur eine Prozeßgebühr, die ſich durch die teilweiſe 
Zurücknahme teilweiſe ermäßigt und deshalb eine getrennte 
Berechnung erfordert in Anſehung des Teilbetrags, wegen 
deſſen der Prozeß weitergeführt wird und bezüglich des Teils, 
der Gegenſtand der Zurücknahme iſt. Das iſt äber eben der 
Fall, den § 14 Abſ. 2 GKG. im Auge hat (vgl. Jonas, 
DGͤKG., Anm. 6 zu 830; Rittmann⸗Wenz, DGKG., 
8 30. zu § 30; a. M. Baumbach, DKG., Anm. 3 zu 

(Beſchl. v. 11. Juli 1933; II 59/33.) [Ku.] 


III. Konkursordnung. 
Sal Min) 

1. Ein Verkauf mit Vorbehalt des Eigen⸗ 
tums gegen Übereignung von Wechſeln, die zwar 
vom Verkäufer diskontiert, aber vom Verkäufer 
noch nicht eingelöſt ſind, iſt, wenn zu dieſem 
Zeitpunkt der Konkurs über das Vermögen des 
Verkäufers eröffnet wird, von beiden Seiten 
noch nicht erfüllt. 

2. Lehnt der Verwalter die Erfüllung ab, 
löſt aber ſpäter der Käufer die Wechſel ein, ſo 
daß ein Regreß für den Gemeinſchuldner nicht 
mehr zu befürchten iſt, ſo würde dem Rückgabe⸗ 
anſpruch des Verwalters ein Bereicherungs⸗ 
anſpruch des Käufers entgegenſtehen. 

3. Der Verwalter darf aber nach Treu und 
Glauben die Erfüllung nur bedingt, d. h. für den 
Fall verweigern, daß Wechſelregreßanſprüche 
gegen die Maſſe erhoben werden. f) 

(U. v. 22. März 1932; II 406/32. — Marienwerder.) 
[Ku.] 
<= RG. 140, 156.) 
Abgedr. JW. 1933, 2213 8. 


zwiſchen genoſſene, nicht durch Verdauung abgegangene Futter, 
ergeben hat. Nach Auskunft landwirtſchaftlicher Sachverſtändiger 
iſt der Wert der genoſſenen Futtermengen ein Vielfaches des Wer⸗ 
tes des urſprünglichen Läuferſchweines. Br 

Es fragt ſich, unter welchen der drei juriſtiſchen Begriffe, 
welche in den SS 946 ff. BGB. behandelt werden, die Fütterung 
des Schweines zu rechnen iſt, ob unter „Verbindung“ oder „Ver⸗ 
miſchung“ oder „Verarbeitung“. 

Stellt man ſich auf den Standpunkt, daß eine „Vermiſchung“ 
i. S. des § 948 BGB. erfolgt, ſo würde der Verkäufer als der 
Eigentümer des Läuferſchweines das Eigentum dauernd behal⸗ 
ten. Denn es iſt zu berückſichtigen, daß die Veränderung des 
Tieres aus einem Läuferſchwein in ein Maſtſchwein nicht plotz⸗ 
lich, ſondern daß die Fütterung mehrmals täglich erfolgt und 
jedesmal bei der Fütterung das Tier als die Hauptſache und das 
Futter als die Nebenſache anzuſehen iſt, ſo daß in jedem Falle der 
Verkäufer das Alleineigentum au den beiden vermiſchten Sachen 
erwerben würde ($ 947 Abſ. 2 BGB.). 

Stellt man ſich jedoch auf den Standpunkt, daß die dauernde 
Fütterung des Tieres und die dadurch erfolgende Hochzüchtung 
desſelben zu einem Maſtſchwein eine Umbildung i. S. des 8 950 
BGB. iſt, ſo würde, da das Tier als Maſtſchwein eine neue be⸗ 
wegliche Sache darſtellt, der Käufer das Eigentum an der neuen 
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** 9. 8861, 142, 155 KO. 5 80 Verſ Aufſcg. (neue 
Faſſung). Das für Verſicherungsnehmer im Kon⸗ 
kurſe der Verſicherungsgeſellſchaft begründete 
Vorrecht tritt auch in bei Erlaß des Geſetzes 
ſchwebenden Konkurſen in Kraft. 

Der Kl. hat am 15. Juni 1928 einen Kraftwagenunfall 
erlitten. Für den ihm dabei entſtandenen Schaden hat er den 
Kraftfahrzeugbeſitzer Paul S. verantwortlich gemacht und 
deſſen Verurteilung zur Zahlung einer monatlichen Rente 
von 200 , erwirkt. S. war bei der Bier Allg VerſAktch. 
gegen Haftpflicht verſichert; ſeinen Anſpruch gegen ſie aus 
dem Verſicherungsvertrage hat der Kl. pfänden und ſich zur 
Einziehung überweiſen laſſen. Am 14. Juni 1930 iſt über 
das Vermögen der genannten Verſicherungsgeſellſchaft das 
Konkursverfahren eröffnet und der Bekl. zum Verwalter be⸗ 
ſtellt worden. Ausſchüttungen aus der Konkursmaſſe ſind bis⸗ 
her nicht erfolgt. 

Für ſeine zunächſt als gewöhnliche Konkursforderung 
angemeldeten Anſprüche nimmt der Kl. das im 8 80 des Gel. 
über die Beaufſichtigung der privaten Verſicherungsunter⸗ 
nehmungen und Bauſparkaſſen in der Neufaſſung v. 6. Juni 
1931 (in Kraft getreten am 1. April 1931) beſtimmte Vor⸗ 
recht in Anſpruch. 

Seine entſprechend erhobene Klage iſt vom BG. abge⸗ 
wieſen; das RG. hat verurteilt. 

Gemäß Art. I 863 a Andcheſ. des Gef. über die priv. 
VerſUntern. v. 12. Mai 1901, v. 30. März 1931 (RGBl. I, 
102), in Kraft getreten inſoweit am 1. April 1931 gem. 
Art. VI Abſ. 2 daſ., wurde in das jetzt „Gef. über die Beauf⸗ 
ſichtigung der priv. Verflintern. und Bauſparkaſſen“ genannte 
Geſ. v. 6. Juni 1931 (RGBl. I, 315) unter der Überſchrift 
„Vorſchriften über Konkursvorrechte bei der Schadensverſiche⸗ 
rung“ der neue 8 80 eingeſtellt. Er lautet: In Verſicherungs⸗ 
zweigen, wofür nicht die beſonderen Vorſchr. der 88 65 bis 
79 über die Deckungsrücklage gelten, gehen bei Konkurs die 
Forderungen aus Verſicherungsverträgen auf Rückerſtattung 
eines auf die Zeit nach Beendigung des Verſicherungsverhält⸗ 
niſſes entfallenden Teiles des Verſicherungsentgelts und auf 
Erſatz eines zur Zeit der Konkurseröffnung bereits eingetre⸗ 
tenen Schadens den übrigen Konkursforderungen des 8 61 
Nr. 6 KO. im Range vor. Dabei werden Forderungen auf 
Rückerſtattung des Teiles eines Verſicherungsentgelts im 
Range nach den Forderungen auf Erſatz eines Schadens, 
Forderung derſelben Rangordnung nach Verhältnis ihrer Be⸗ 
träge berichtigt. 

Die Haftpflichtverſicherung, um die es ſich hier handelt, 
gehört nicht zu den im Eingang des Paragraphen ausgenom⸗ 
menen Verſicherungszweigen (vgl. 58 65, 79 VerſAufſch. 
n. F.). Ferner war der Schaden, deſſen Erſatz in Frage ſteht, 


Sache erwerben, zumal der Wert der Umbildung erheblich höher 
iſt, als der Wert des urſprünglichen Läuferſchweies. 

Ich halte die Anwendung des § 950 BGB. für die allein 
zutreffende, denn die „Vermiſchung“ iſt ein einmaliger Vorgang, 
die „Umbildung“ ſetzt begrifflich eine Tätigkeit von einer ge⸗ 
wiſſen Dauer voraus. In der Praxis wird ſich vielleicht die Be⸗ 
antwortung der Frage ſchwierig erweiſen, wann das Tier nicht 
mehr als Läuferſchwein, ſondern als Maſtſchwein anzuſehen iſt, 
wann alſo der Käufer das Eigentum an dem Tier erwirbt und 
der Verkäufer es verliert. Solange die ganze Frage nicht geſetz⸗ 
lich geregelt iſt, wird hierüber ein Sachverſtändiger gehört werden 
müſſen. 

Die gezeigten Umſtände ergeben jedoch, daß in einem Falle, 
wie dem Behalten eine erhebliche Rechtsunſtcherheit eintreten 
kann. 

Die oben bezeichneten Schwierigkeiten können eintreten, 
wenn entweder die Stundung des Kaufpreiſes ſo langfriſtig iſt, 
daß inzwiſchen nach dem natürlichen Verkauf der Sache die Um⸗ 
bildung des Tieres bei Fälligkeit des Preiſes bereits vollzogen ſein 
muß, oder, wenn der Kaufpreis nach Fälligkeit nochmals ge⸗ 
ſtundet wird. 

Das BGB. hat den Eigentumsvorbehalt nur in einem ein- 
zigen Satze, dem 8455 BGB., geregelt. Es dürfte daher zu er⸗ 
wägen ſein, ob nicht dem $455 BGB. im Intereſſe der Rechts⸗ 
ſicherheit als zweiter Abſatz eine Geſetzesvorſchr. hinzuzufügen iſt, 
die den Eigentumsvorbehalt entweder bei Lebeweſen ganz all⸗ 
gemein oder wenigſtens bei ſolchen Tieren von vornherein für 


nämlich die Inanſpruchnahme des Verſicherungsnehmers S. 
aus dem vom Kl. erlittenen Unfall, bereits eingetreten, als 
das Konkursverfahren über das Vermögen des Verſicherers 
eröffnet wurde. An ſich würden demnach für den Entſchädi⸗ 
gungsanſpruch des Verſicherungsnehmers, den der Kl. als 
Pfändungsgläubiger geltend macht, die Vorausſetzungen ge⸗ 
geben fein, die 880 VerſAufſch. n. F. für das Konkursvor⸗ 
recht aufſtellt. Dieſe Vorſchr. iſt jedoch erſt am 1. April 1931 
in Kraft getreten, nachdem das Konkursverfahren über das 
Vermögen der B.er AllgVerſ Akts, ſchon am 14. Juni 1930 
eröffnet worden war. Sonach iſt die Entſch. des über das 
Beſtehen des Konkursvorrechts geführten Rechtsſtreits allein 
von der Frage abhängig, ob 880 Verfuff®. u. F. auch dann 
anwendbar iſt, wenn das Konkursverfahren vor ſeinem In⸗ 
krafttreten eröffnet worden iſt. 

880 VerſAufſcg. n. F. iſt nicht als verfahrensrechtlich, 
ſondern als ſachlich-rechtlich, und zwar jo anzuſehen, als wäre 
im 861 KO. zwiſchen der Nr. 5 und der Nr. 6 eine neue 
Nummer eingeſtellt worden. § 61 gehört aber, wie das ganze 
erſte Buch, der KO. zum ſachlich⸗rechtlichen Gebiete. 

Nun iſt grundſätzlich anzunehmen, daß eine neueinge⸗ 
führte ſachlich⸗rechtliche Geſetzesvorſchr. mit dem Tage, den 
das Geſetz für ihr Inkrafttreten beſtimmt, alle Rechtswirkun⸗ 
gen äußert, die ſie überhaupt äußern kann. Das iſt ohne wei⸗ 
teres aus dem Begriffe des „Inkrafttretens“ zu folgern. 
Würde der Geſetzgeber beabſichtigen, die volle Wirkſamkeit 
einer von ihm erlaſſenen Vorſchr. nach irgendeiner Richtung 
hin auszuſchließen, ſo wäre zu erfordern, daß er eine ſolche 
Abſicht deutlich kundgäbe, entweder in demſelben Geſetze, wel⸗ 
ches die neue Vorſchr. enthält, oder infolge Herleitung eines 
derartigen Willens des Geſetzgebers aus früher erlaſſenen 
Geſetzen. 

Wäre dem 880 VerſsAufſG. n. F., wenn man ihn auf 
ſchon vor ſeinem Inkrafttreten eröffnete Konkursverfahren 
beziehen will, rückwirkende Kraft beizulegen, dann wäre nach 
allgemeinen Grundſätzen eine beſondere Willenskundgebung 
des Geſetzgebers in dieſer Richtung zu erfordern (vgl. Dar 
bicht, Die Einwirkung des Bürgerlichen Geſetzbuches auf zu⸗ 
vor entſtandene Rechtsverhältniſſe, 3. Aufl., S. 7ff.). Rück⸗ 
wirkung ſteht jedoch nicht in Frage. Das neu begründete Vor⸗ 
zugsrecht für Forderungen aus Verſicherungsverträgen ſoll 
nicht etwa Wirkungen für eine vor dem 1. April 1931 lie⸗ 
gende Zeit ausüben, ſondern es kommt nur ſeine Wirkſamkeit 
auf nach dieſem Tage liegende Vorgänge in Frage. Auch han⸗ 
delt es ſich nicht um eine Anwendung des 8 80 a. a. O. in 
dem Sinne, als hätte er ſchon bei Eröffnung des in Betracht 
kommenden Konkursverfahrens gegolten. Vielmehr bleibt der 
Verlauf des Verfahrens bis zum 1. April 1931 völlig un⸗ 
berührt von dem in 8 80 niedergelegten Rechtsſatze. Es ſteht 


wirkungslos erklärt, die beſtimmungsgemäß durch Umbildung zu 
einer neuen beweglichen Sache geſtaltet werden ſollen. n 

Ich ſpreche mich für uneingeſchränkte Erklärung der Wir 
kungsloſigkeit aus. Tiere — übrigens auch Pflanzen und Bäume 
— find Lebeweſen, die ſich ihrer Natur nach ſtändig organisch 
verändern. Obwohl dem BGB. der Unterſchied der beweglichen 
Sachen in lebende und tote nicht bekannt iſt (88 90 ff., 243, 752) 
hat es doch bzgl. der Tiere gewiſſe Sonderbeſt. (§ 960 wilde und 
gezähmte Tiere; § 833 Haustiere; SS 481—492 Gewährleiſtung 
beim Kauf von Tieren; §§ 833, 834 Haftung für Tiere; § 835 
Wildſchaden; SS 960 ff. Eigentumserwerb; vgl. § 586). Die Natur 
eines Tieres als eines lebenden, ſich fortentwickelnden Weſens 
erfordert aus Gründen der Rechtsſicherheit die weitere Sonder⸗ 
beſt., daß der Eigentumsvorbehalt am Tier wirkungslos iſt. 

Eine ſolche Beſt. rechtfertigt ſich auch aus der Tatſache, DAB 
die Identität der Tiere je länger je weniger noch feſtſtellbar it, 
ſowie aus ihrer Eigenbeweglichkeit. Man denke nur an eine Quan⸗ 
tität Fiſche, die, unter Eigentumsvorbehalt verkauft, vom Käu⸗ 
fer in ein ihm gehöriges Gewäſſer geſetzt werden. Zu befürworten 
iſt die gleiche Beſt. für Pflanzen. Ich denke mir die Belt. jo: 
„Der Vorbehalt des Eigentums an Lebeweſen jeder Art iſt wir⸗ 
kungslos“ (ſiehe auch § 17 J 2 PrAL R.). 

Über kurz oder lang wird das ſchon lange geforderte Geſetz 
über den Eigentumsvorbehalt erlaſſen werden muſſen (vgl. Pr. 
Wagener, Eigentumsvorbehalt, Bd. 15 der „Rechtsfragen der 
Praxis“, Berlin 1930, S. 46 ff.). Dies geſchteht am beſten durch 
Einſchaltung der neuen Beſt. hinter § 455 BGB. 

RA. Victor Schulz, Breslau. 
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nur in Frage, in welcher Weiſe — ohne jede Zurückbeziehung 
— die mit dem Inkrafttreten eines die KO. materiell ändern⸗ 
den Geſetzes ohne weiteres verbundene Einwirkung auf die in 
jenem Zeitpunkt vorhandene Rechtslage ſtattfindet. Nach dem 
Rechtszuſtande, der vor der Einführung des neuen Konkurs⸗ 
vorrechts beftand, hatten zwar die Inhaber der im $61 Nr. 6 
KO. genannten „übrigen Konkursforderungen“ die inſoweit 
gerechtfertigte Erwartung, daß ihrer konkursmäßigen Befriedi⸗ 
gung nur die in den Nummern 1 bis 5 des 861 bezeichneten 
und die ſonſt ſchon reichsgeſetzlich geſchaffenen weiteren Vor⸗ 
rechte (vgl. dazu Mentzel, KO., 4. Aufl., Anm. 2 zu 861, 
S. 349 ff.) im Wege ſtehen würden; wenn aber das neue Geſetz 
auf dieſe Erwartung keine Rückſicht nahm, ſo bedeutete doch 
die Einwirkung des neugeſchaffenen Vorrechts v. 1. April 
1931 ab durchaus keine Rückwirkung auf jenen früheren 
Rechtszuſtand. 

Auch geſetzliche Übergangsvorſchr. ergehen nicht anders. 
In dem Reichsgeſetz v. 30. März 1931, auf dem die Schaf⸗ 
fung des 880 a. a. O. beruht, iſt keine hier einſchlagende 
Übergangsvorſchr. enthalten. Die Vorſchr. dieſer Art in 88 
Einf. z. KO. ſowie in Art. V Einf. z. Konkursnov. v. 
17. Mai 1898 können über ihren unmittelbaren Geltungs⸗ 
bereich hinaus keine Wirkungen äußern. Keinesfalls iſt jenen 
Übergangsvorſchr. ein allgemeiner Satz des Inhalts zu ent⸗ 
nehmen, daß neuen Geſetzen niemals Wirkungen auf ſchwe⸗ 
bende Konkursverfahren zukommen könnten. So hat auch der 
& ZivSen. des RG. in RG. 48, 191 ff. den Art. V a. a. O. 
einer einſchränkenden Auslegung unterzogen. 


Bedenken techniſcher Art wären nur beachtlich, wenn man 
von der Auffaffung auszugehen hätte, daß dem durch das neue 
Vorrecht begünſtigten Gläubiger der volle Umfang aller Rechte 
zukommen müſſe, die demjenigen Gläubiger zuſtehen, der von 
der Konkurseröffnung an rechtlich in der Lage iſt, als bevor⸗ 
rechtigter Gläubiger aufzutreten. Inwieweit aber ein Gläu⸗ 
biger, dem 880 VerſAufſch. n. F. das Konkursvorrecht ver⸗ 
leiht, damit noch wirtſchaftlichen Erfolg erzielen kann, hängt 
davon ab, in welcher Lage ſich das betr. Konkursverfahren 
am 1. April 1931 befunden hat. Iſt die Anmeldefriſt ſchon 
abgelaufen, fo muß er die im § 142 KO. geordneten Er⸗ 
ſchwerungen in Kauf nehmen (vgl. beſonders Abſ. 2 daſ.). 

ind bereits Abſchlagsverteilungen vorgenommen worden, jo 
hat ſich der Verſicherungsgläubiger mit den Anſprüchen zu 
begnügen, die ihm § 155 KO. (bei entſprechender Anwendung) 
noch eröffnet. Auch der Fall, daß vor dem 1. April 1931 ein 
Zwangsvergleich abgeſchloſſen, das Konkursverfahren aber 
noch nicht ſörmlich aufgehoben worden war, findet ohne 
Schwierigkeit ſeine ſachgemäße Löſung. Die Rechtsbeſtändig⸗ 
keit des Zwangsvergleiches bliebe durchaus unberührt; denn 
zur Zeit der Abſtimmung über ihn war 8 880 VerſAufſG. n. F. 
noch nicht in Kraft. Mithin würden auch die durch dieſe 
Vorſchr. neu bevorrechtigten Gläubiger weiterhin an den 
Zwangsvergleich gebunden ſein. Sie kämen eben in einem 
ſolchen Falle zu ſpät, da dem Abceſ. keine rückwirkende 
Kraft zukommt. Der Umſtand, daß ſonach in manchen Fällen 
die Zuteilung des neuen Vorrechts den begünſtigten Glau⸗ 
bigern nicht den vollen Vorteil bringen mag, deſſen ſie dann 
teilhaftig wären, wenn die Konkurseröffnung nach dem 
1. Aprik 1931 geſchehen wäre, vermag jedoch keinen Grund 
dafür abzugeben, daß für zuvor eröffnete Konkursverfahren 
die Geltendmachung des Vorrechts aus 880 gänzlich aus⸗ 
zuſchließen ſei. 

Der vom BG. für ausſchlaggebend gehaltene Rechts⸗ 
grundſatz, daß weder die Teilungsmaſſe noch die Schulden⸗ 
maſſe nach der Eröffnung des Konkursverfahrens eine Ver⸗ 
änderung erfahren dürfen, die von der zu jenem Zeitpunkt 
beſtehenden Rechtslage zum Nachteil der Konkursgläubiger ab⸗ 
weichen würde, kann nichts beſagen gegen die wirkſame Ein⸗ 
führung neuer Konkursvorrechte. Der Vorderrichter beruft 
ſich auf 83 KO. und auf § 15 daſ. Der allgemeine Satz des 
83 Abſ. 1 KO. ſteht einer geſetzlichen Einführung weiterer 
Konkursvorrechte neben den in §61 Nr. 1 bis 5 KO. ge⸗ 
nannten ſicherlich nicht im Wege; die „gemeinſchaftliche Be⸗ 
friedigung aller perſönlichen Gläubiger“, wovon 83 Abſ. 1 
ſpricht, ſoll eben in der jeweils nom Geſetz angeordneten 
Reihenfolge geſchehen. Ferner iſt die Verwertung des 8 15 
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KD. durch den Ber. aus zwei Erwägungen abzulehnen. Zu⸗ 
nächſt hat dieſe Vorſchr. (Satz 1), wenn ſie „Vorzugsrechte“ 
erwähnt, die nach der Eröffnung des Verfahrens nicht mit 
Wirkſamkeit gegenüber den Konkursgläubigern erworben wer⸗ 
den können, die im 861 KO. zuſammengeſtellten und ſonſtige 
dieſen gleichzuſetzende Vorrechte gar nicht im Auge; hierüber 
beſteht im Schrifttum Einverſtändnis (Jaeger a. a. O., 
Aum. 12 zu § 15, Bd. 1 S. 275; Mentzel a. a. O., Anm. 2 
zu § 15, S. 98). Sodann kann aber dem 815 KO. überhaupt 
nicht die Bedeutung beigelegt werden, daß dadurch dem Ge⸗ 
ſetzgeber irgendwelche Schranke geſetzt, daß ihm insbeſ. ver⸗ 
wehrt ſein ſollte, neue Konkursvorrechte mit Wirkung für 
ſchwebende Konkursverfahren einzuführen. 

Es wird ſodann noch auf die amtliche Begr. des RWi M. 
zu dem Geſetzentwurf v. 1931 behufs Rechtfertigung des 
neuen 8 63 a (ſpäter § 80 VerfAuff®.) hingewieſen. 


(u. v. 17. März 1933; VII 2/33. — Berlin.) [Ru] 


IV. Stempelrecht. 


10. Tar St. 7 Abſ. 5 PrStempStG. Die Merk⸗ 
male eines nicht ſtempelpflichtigen Beſtäti⸗ 
gungsſchreibens. 

Es kommt für die Anwendbarkeit des Abſ. 5 TarSt. 7 
nicht darauf an, daß die Urkunde, die überſandt wird, eine 
„euf dem Willen beider Vertragsteile beruhende und beide 
Teile bindende, zum Zeichen des Vertragsſchluſſes ausgehän⸗ 
digte Beurkundung“ darſtelle. Die Bindung iſt vielmehr in 
den hier gemeinten Fällen ſchon durch den vorausgegangenen, 
nicht beurkundeten Vertrag eingetreten, die Beurkundung 
braucht ebenſowenig wie die Überſendung notwendig auf einer 
Willenseinigung beider Vertragsteile zu beruhen, und die 
Aushändigung erfolgt auch nicht „zum Zeichen des Vertrags⸗ 
ſchluſſes“. Es genügt vielmehr, wenn die Urkunde den Ab⸗ 
ſchluß des mündlichen Vertrages zu beweiſen geeignet iſt, 
wenn ſie (jedenfalls von dem Ausſteller) deshalb ausgeſtellt 
und dem Vertragsgegner ausgehändigt wird, damit er weiß, 
was vereinbart iſt, und eine maßgebende Urkunde darüber in 
Händen hat. Von der Verkennung dieſer rechtlichen Geſichts⸗ 
punkte aus gelangte das BG. zur Beurteilung des Schreibens 
als eines Beſtätigungsſchreibens. Es hat dabei die Anforde⸗ 
rungen, die an ein ſolches geſtellt werden müſſen, im weſent⸗ 
lichen nur durch Bezugnahme auf RG. 95, 194 ff. umſchrie⸗ 
ben, ohne ſich dazu zu äußern, inwiefern es die dort ange⸗ 
führten Merkmale eines Beſtätigungsſchreibens in dem Schrei⸗ 
ben v. 25. Juli 1930 erfüllt findet. Es hat nicht angegeben, 
wieſo dem Schreiben zu entnehmen ſei, daß die Kl. nur die bei 
einem ſolchen Abſchluß leicht vorkommenden Mißverſtändniſſe 
und Unklarheiten habe beſeitigen und deshalb ihre nur ein⸗ 
ſeitige Auffaſſung über das Vereinbarte der Nachprüfung 
des anderen Vertragsteiles habe unterbreiten wollen; daß es 
nur die Auffaſſung des Abſenders über den Vertragsinhalt 
zum Ausdruck bringe; oder mit den Worten des Urt. des RG. 
v. 4. Juli 1930 (VII 596/29) geſagt: daß damit nur (ausdrück⸗ 
lich oder ſtillſchweigend) habe gefragt werden wollen: 
„Sind wir auf dieſe Bedingungen einig geworden?“ und nicht 
vielmehr geſagt: „Auf dieſe Bedingungen ſind wir einig 
geworden!“ 


(U. v. 13. Juni 1933; VII 99/33. — Berlin.) [Ku.] 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henjen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden. 


11. Ein Vergehen gegen 88 12 oder 18 Dev VO. 
ſetzt keineswegs regelmäßig, ſondern höchſtens 
nach der Beſonderheit des Einzelfalls eine Ver⸗ 
fehlung gegen § 31 Dev VO. voraus. Geſetzesein⸗ 
heit ift zwiſchen den SS 31, 37 Dey VO. einerjeits 
und den SS 12, 36 oder 18, 36 Dev VO. andererſeits 
nicht vorhanden. 

(1. StrSen. v. 22. Sept. 1933; 15 969,33.) 
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12. 879 StGB. Die Bildung einer Geſamt⸗ 
ſtrafe kann ohne rechtfertigenden Grund nicht 
dem Verfahren nach 8 460 StPO. überlaſſen 
werden. 

Begründet iſt die wegen Verletzung der SS 74, 79 StGB. 
erhobene Rüge, ſoweit ſie ſich auf die unterlaſſene Einbezie⸗ 
hung der Gefängnisſtrafe von ſechs Monaten in die Geſamt⸗ 
ſtrafe bezieht. Dem LG. war dieſe Strafe bekannt. Aus der 
Erwähnung der Strafe und dem Schlußantrage des Angekl. 
ergibt ſich ferner, daß der Angekl. einen ausdrücklichen An⸗ 
trag auf Einbeziehung dieſer Strafe geſtellt hatte. Danach 
war das LG. auf Grund ſeiner Aufklärungspflicht genötigt, 
aus den Akten die erforderlichen Feſtſtellungen zu treffen. Da 
ſich die Rüge der Rev. nach ihrer Begr. zugleich als verfah⸗ 
rensrechtliche darſtellt, iſt das Rev. in der Lage, auf Grund 
der Akten nachzuprüfen, ob die Vorausſetzungen für die Ein⸗ 
beziehung der Einzelſtrafe in die Geſamtſtrafe vorlagen. Die 
Frage iſt zu bejahen. Denn ausweislich der Akten iſt dort der 
Angekl. wegen Betrugs beſtraft worden; die Verurteilung war 
auch zur Zeit der neuerlichen Berufungsverhandlung in dem 
vorl. Fall bereits rechtskräftig und die Strafe damals noch 
nicht verbüßt. Das LG. hat in dem angef. Urt. nur aus⸗ 
geführt, es ſei nicht angebracht erſchienen, die Strafe in die 
Geſamtſtrafe einzubeziehen, eine Benachteiligung des Angekl. 
trete dadurch nicht ein, da er einen dahingehenden Antrag 
noch nachträglich ſtellen könne. Dieſe Ausführungen laſſen 
nicht erkennen, welche Gründe für die Nichtanwendung des 
8 79 StGB. maßgebend waren, und es läßt ſich hiernach nicht 
ausſchließen, daß ſie auf einen Rechtsirrtum zurückzuführen 
iſt. Rechtsirrig wäre es insbeſ. auch, wenn das LG. die Ein⸗ 
beziehung in die Geſamtſtrafe unterlaſſen hätte, ohne daß ein 
rechtfertigender Grund vorlag. Die Rechtslage iſt inſoweit 
keine andere, wie die in RGSt. 64, 413 entſchiedene, wo auch 
näher dargelegt iſt, daß ſolchenfalls die Bildung der Geſamt⸗ 
ſtrafe nicht dem Verfahren nach § 460 StPO. überlaſſen 
werden kann. 

W.] 


(2. Sen. v. 10. Juli 1933; 2 D 487/33.) 
Zu 13. Der Entſch. iſt m. A. n. im Ergebnis zuzuſtimmen. 


I. Das Schw. hat die Nichtanwendung des § 157 StGB. da⸗ 
mit begründet, daß der Täter ſich nicht in einer ſeeliſchen Zwangs⸗ 
lage befunden habe. Das RG. hält demgegenüber 8 157 auch dann 
für anwendbar, wenn eine ſolche Zwangslage fehlt. Dieſer Anſicht iſt 
zuzuſtimmen. Allerdings iſt kein Zweifel daran, daß der Geſetzgeber 
bei Aufſtellung dieſer Beſtimmung eine ſeeliſche Zwangslage im Auge 
hatte, ganz ähnlich der allgemeinen im $ 54 verhandelten Notſtands⸗ 
lage. Die Pflicht zur Bekundung der Wahrheit trifft zuſammen mit 
dem natürlichen Verlangen nach Abwendung der dem Täter drohen⸗ 
den Strafverfolgung. Der in 8157 Abf. 1 Ziff. 1 bezeichnete Straf⸗ 
milderungsgrund ſtellt ſomit einen Schuldminderungsgrund dar. So 
auch LpzKomm. 8157 N. 1; Schwartz 8157 N. 1; RG.: ZW. 1927, 
201222 im Gegenſatz zur Entſch. RGSt. 23, 149, die eine Minderung 
des objektiven Unrechts behauptet. Man könnte ſich deshalb auf den 
Zweck des Geſetzes berufen und 8 157 Abf. 1 Ziff. 1 für unanwend⸗ 
bar erklären, ſobald die ſeeliſche Zwangslage fehlt, mögen die äußeren 
Vorausſetzungen der Beſtimmung erfüllt ſein oder nicht. So wird denn 
auch gelegenklich (ſo etwa von Binding, Lehrb. II, 163, Normen 
III, 316 und Erik Wolf: AſchMSchr. 20, 668) behauptet, daß die 
Strafe dann nicht milder ausfalle, wenn der Täter die objektiv vor⸗ 
liegende Zwangslage nicht gekannt habe. Anders die herrſchende Lehre. 
Vgl. u. a. LpzKomm. 8 59 N. 11; Frank 81571; Schwartz 859 
N. 13 b, 8157 N. 2; RGSt. 23, 149; 62, 55. Umgekehrt iſt § 157 
nach einer noch ſtärker vertretenen Anſicht auch beim Fehlen der 
äußeren Vorausſetzungen dann anwendbar, wenn der Täter eine ſolche 
Zwangslage irrtümlich annahm, ſich alſo ſubjektiv in einer ſolchen 
Lage befand. So Mezger, Strafr. 324f.; Frank 8 157 I; 
Schwartz 8157 N. 2; Martens, Der Irrtum über Strafmilde⸗ 
rungsgründe (Strafr. Abh. 246) S. 46 ff.; Binding, Normen III, 
323 ff., 326; M. E. Mayer, Allg. Teil 329. Anders m. R. die 
herrſchende Lehre: Ipz Komm. 8 157 N. 1; Olshauſeng 157 N. 11 a; 
v. Liſzt⸗Schmidt, Lehrb. S. 292, 25 Aufl. S. 838 Anm. 18; 
RGSt. 43, 67; 61, 310. 

Beide Male handelt es ſich um den gleichen Gegenſatz: Auf 
der einen Seite eine Auslegung nach dem Zweck des Geſetzes, auf 
der anderen ſcheinbar ein Zurückgreifen auf den Buchſtaben des 
Geſetzes. 

In Wirklichkeit iſt die durch die vorl. Entſch. beſtätigte Rſpr. 
auch und gerade vom Standpunkt der Zweckauslegung zu begrüßen. 
Es bedeutet im Grunde eine Verkennung und Übertreibung der ſog. 
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** 13. § 157 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. Wenn in der 
Zeugenausfage zwar das Geſtändnis einer 
Straftat enthalten, ein ſtrafrechtlich belang⸗ 
volles Tun aber verſchwiegen iſt, iſt die Straf⸗ 
ermäßigung des 58 157 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. zu ge⸗ 
währen. ) 

Das RE. hat in ſtändiger Rſpr. daran feſtgehalten, daß 
der § 157 Abf. 1 Nr. 1 dahin auszulegen ſei, daß allein die 
Tatſache, daß die Angabe der Wahrheit gegen den Täter ſelbſt 
eine Verfolgung wegen eines Verbrechens oder Vergehens nach 
ſich ziehen konnte, das Entſcheidende bilden ſolle und ſomit 
die ſubjektive Auffaſſung des Täters bei der Frage der An⸗ 
wendbarkeit der Vorſchr. außer Betracht zu bleiben habe 
(RGSt. 43, 67; RGEntſch. v. 29. März 1927, 1D 267/27, 
u. a.). Sonach konnte das Fehlen der ſeeliſchen Zwangslage 
bei dem Angekl. keinen Grund dafür abgeben, die Anwendung 
des § 157 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. auszuſchließen. 

Daß die Selbſtbezichtigung des Angekl. gegen ihn eine 
ſtrafrechtliche Verfolgung wegen der Entwendung der einen 
Birke nach ſich ziehen konnte, iſt nicht zweifelhaft. Feſt ſteht 
auch, daß das Teilgeſtändnis des Angekl. nicht die ganze Tat⸗ 
handlung bei der Holzentwendung umfaßt. Legt ein Täter 
als Zeuge ein durch unwahre Zuſätze oder Verſchweigen wahrer 
Tatſachen eingeſchränktes Geſtändnis im Rahmen ſeiner eid⸗ 
lichen Bekundung ab, ſo wird ſich je nach der Lage des ein⸗ 
zelnen Falles die Frage ergeben können, ob er durch ein 
ſolches Geſtändnis die Strafverfolgung wegen der von ihm 
tatſächlich ausgeführten Straftat bereits begründet habe und 
dann hinſichtlich des unwahren Teils ſeiner Ausſage der Ver⸗ 
günſtigung des § 157 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. nicht teilhaftig 
werden könne. Entſcheidend wird dabei ſein müſſen, ob der 
wahre Inhalt des Geſtändniſſes die in Betracht kommende Tat 
jo vollſtändig enthält, daß der geſetzliche Tatbeſtand der be⸗ 
gangenen ſtrafbaren Handlung daraus zu entnehmen iſt, und 
ob der unwahre Teil der Bekundung in keinem für die Straf⸗ 
verfolgung beachtlichen Zuſammenhang mit ſolchen Tatſachen 
ſteht, die für eine Strafverfolgung wegen der von dem Täter 


teleologiſchen Begriffsbildung, wenn man jeweils den konkreten Zweck 
der Einzel beſtimmung betont und nur dieſen Sonderzweck der 
Auslegung zugrunde legt. Dieſe Sonderzwecke ſind vielmehr mit den 
allgemeineren Bedürfniſſen der Rechtsſicherheit, der Eindeutigkeit 
autoritärer Entſcheidungen uſw. als zum mindeſten gleichberechtigten 
Zwecken anderer Art in Einklang zu bringen. Unter dieſen Geſichts⸗ 
punkten hat es aber ſeinen guten Grund, wenn der Geſetzgeber nicht 
das Vorliegen der Zwangslage im Einzelfall entſcheiden läßt und 
damit dem Richter den vielfach unmöglichen Nachweis ſeeliſcher Sach⸗ 
verhalte zumutet, ſondern — von der allgemeinen Lebenserfahrung 
ausgehend — das Vorhandenſein der ſeeliſchen Zwangslage an Hand 
äußerer Umſtände beſtimmt und eine unwiderlegliche Vermutung be⸗ 
gründet. So auch v. Liſzt⸗Schmidt, 26. Aufl., S. 290 ff. Auch 
die Notſtandsbeſtimmung des 8 54 ſelbſt begründet eine ſolche Ver⸗ 
mutung der Schuldloſigkeit (vgl. v. Liſzt⸗Schmidt S. 284f.). 
Gerade die Zweckauswägung führt ſomit dahin, daß es für die An⸗ 
wendbarkeit des § 157 Abſ. 1 Ziff. 1 auf den äußeren Sachverhalt 
ankommt. So wird auch aus Gründen der Rechtsſicherheit in 8 157 
Abſ. 1 Ziff. 2 die bloße Tatſache der Belehrung zugrunde gelegt, aber 
kein Nachweis einer beſtimmten Wirkung dieſer Belehrung verlangt. 
Vgl. dazu RES. 60, 106 (108). * 
II. Beſondere Schwierigkeiten ergeben ſich für den vorl. Fall 
daraus, daß der Angehl. eine ſtrafbare Handlung eingeftanden, aber 
nicht den vollen Sachverhalt zugegeben hat. Durch Angabe der vollen 
Wahrheit hätte er ſich der Gefahe einer härteren Beſtrafung aus” 
geſetzt, als auf Grund der eingeſtandenen Tat. Es wäre aber nich 
einzuſehen, warum die Strafmilderung des § 157 Abſ. 1 Ziff. 1 dem 
schlechthin leugnenden Zeugen zukommen ſoll, nicht aber demjenigen, 
der ſeine Tat wenigſtens teilweiſe eingeſteht. Das muß jedenfalls dann 
gelten, wenn — wie hier — die wirklich begangene, nicht aber die 
eingeſtandene Tat ein Vergehen oder Verbrechen darſtellt. Schwieriger iſt 
die Frage, ob 8157 auch dann gilt, wenn jemand ein Vergehen eingeſteht, 
aber nur ſtraferhöhende Umſtände verſchweigt, oder wenn das eingeſtandene 
Verhalten zwar als Vergehen erſcheint, aber unter einen anderen 
Tatbeſtand fällt als die wirklich begangene Tat, doch bietet die vorl. 
Entſch. keinen Anlaß, diefen Fragen weiter nachzugehen. Wir wären 
geneigt, die Anwendung der Beſtimmung in dieſen Fällen zu bejahen, 
auch dann, wenn das Geſtändnis der vollen Wahrheit nicht die ſchon 
durch das Teilgeſtändnis ausgelöſte Verfolgung überhaupt, ſondern 
nur eine Erhöhung der Strafe innerhalb des gleichen Strafrahmen? 
hätte bewirken können (analoge Anwendung des § 157 Abſ. 1 Ziff. 1 
zugunſten des Angekf.). Priv Doz. Dr. Dahm, Kiel. 
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verübten Straftat rechtlich oder tatſächlich bedeutungsvoll ſind. 
Fehlte es nach Lage des Falles an dieſen Vorausſetzungen, ſo 
beſteht für den Täter im Augenblick ſeiner Ausſage die Ge⸗ 
fahr, ſich durch Angabe der ganzen Wahrheit die Strafver⸗ 
olgung wegen der alsdann in ihrem ganzen Beſtande aufge⸗ 
deckten Straftat zuzuziehen. Dieſe Geſichtspunkte hat das 
SchwG. nicht hinreichend berückſichtigt, wenn es ſich mit der 
Darlegung begnügt, daß der Angekl. ſich durch ſeine Selbſt⸗ 
bezichtigung der ſtrafrechtlichen Verfolgung wegen ſeiner 
Verfehlung ausgeſetzt habe. Denn durch ſeine Bekundung 
konnte ſich der Angekl. die Strafverfolgung wegen des von 
ihm tatjächlich verübten Delikts nur in der Beſchränkung zu⸗ 
ziehen, daß er allein einen Forſtdiebſtahl durch Entwenden 
einer Birke begangen habe. Die unrichtige Darſtellung des 
Vorganges als eines gemeinen Diebſtahls nach § 242 StGB. 
hatte bei dieſer Betrachtung auszuſcheiden, da es ſich bei 
der im 8157 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. vorausgeſetzten Strafver⸗ 
folgung nur um die wegen des wirklich ausgeführten Verbre⸗ 
chens oder Vergehens handeln kann. Daß die durch das Teil⸗ 
geſtändnis des Angekl. ermöglichte Strafverfolgung nicht den 
für dieſe bedeutſamen geſamten Tatbeſtand umfaßte, ergibt 
ſich ohne weiteres aus den in Betracht zu ziehenden Vorſchr. 
des PrForſtdiebſtG. Nach dem Urteilsinhalt iſt der Dienſtherr 
des Angekl. wegen Forſtdiebſtahl unter Einſetzung eines Wer⸗ 
tes von 13,75 AM für den auf ſeinem Gehöft vorgefundenen 
Birkenſtamm ſeinerzeit verurteilt worden. Das teilweiſe Ge⸗ 
ſtändnis des Angekl. ſetzte dieſen ſomit lediglich einer Ver⸗ 
folgung wegen einer Übertretung nach den 88 1, 2 oder nach 
§ 3 Nr. 4 Forſtdiebſtch aus — wenn der Sachlage der Er⸗ 
ſchwerungsgrund der Nr. 4 dieſer Vorſchr. entnommen werden 
ſollte —, da das in dieſen Bet. angedrohte Höchſtmaß der 
Geldſtrafe als das Fünf⸗ oder Zehnfache des Wertes des Ent⸗ 
wendeten bei dem Wert der einen Birke gleich 13,75 AM einen 
unter 150 RM liegenden Betrag ergab. Allein durch die An⸗ 
gabe der Wahrheit, daß er bei der Entwendung zweier Birken 
unter Benutzung ſchneidender Werkzeuge mitgewirkt oder zu⸗ 
ſammen mit zwei anderen den Forſtdiebſtahl ausgeführt habe, 
konnte ſich der Angekl. die Strafverfolgung wegen eines Ver⸗ 
gehens, ſei es nach § 3 Nr. 4 oder nach 8 6 Nr. 1 Forſt⸗ 
diebft&. gegen ſich ſelbſt zuziehen. 

Nach alledem hätte ſomit das SchwG. trotz des Teilge⸗ 
ſtändniſſes dem Angekl. die Strafermäßigung auf Grund des 
8 157 Abf. 1 Nr. 1 StGB. gewähren müſſen. 

(2. Sen. v. 8. Dez. 1932; 2 D 856/32.) [At.] 


14. Für die Frage, ob i. S. des § 157 Nr. 1 
StGB. eine Gefahr der Strafverfolgung dem 
Schwörenden drohte, iſt nicht entſcheidend, ob 
die Angabe der Wahrheit ſeine Verurteilung 
mit Notwendigkeit nach ſich ziehen müßte, ſon⸗ 
dern, ob im Zeitpunkte der Eidesleiſtung die 
wahre Ausſage tatſächlich für ein Verbrechen 
oder ein Vergehen des Schwörenden greifbaren 
Anhalt ergeben hätte, der die Einleitung einer 
Unterſuchung gegen ihn rechtfertigen konnte. 

(2. Sen. v. 21. Sept. 1933; 2 D 811/33.) [Hn.] 


15. 8186 StGB. Zum Begriff der Tatſachen⸗ 
behanptung. 

Der Angekl. hat zunächſt, am 17. Juni 1932, auf 
Grund von Mitteilungen, die ihm zugegangen waren, An⸗ 
gaben über perſönliche Beziehungen zwiſchen dem Nebenkl. 
und dem Kaufmann H. gemacht und beigefügt: „Da H. den 
L. vor meiner Anzeige nicht gekannt hat, muß H. ſich den L. 
gekauft haben.“ Bei ſeiner Vernehmung v. 27. Juni 1932 
gab der Angekl. dann an, er habe ſich bei der Erftattung, 
er Anzeige fo ausgedrückt: „... muß ich auch annehmen, 
daß H. ſich den L. gekauft hat.“ 

Das LG. hat aus der Geſamtheit der vom Angekl. abge⸗ 
gebenen. Erklärung zum Gegenſtande der Verurteilung nur 
den Teil gemacht, der dahin ging, H. müſſe ſich den L. ge⸗ 
kauft haben. Es ſieht hierin die Verbreitung einer Tatſache 
i. S. des 8186 StGB. Das iſt zunächſt in einem Punkt 
offenbar irrig; denn daß ſich H. den L. gekauft habe — oder 
5 a. W.: daß ſich L. von H. habe beſtechen laſſen —, hat 
er Angekl. nicht als eine von einem andern ihm zugegangene 


Mitteilung weitergegeben, ſondern nach dem Inhalt ſeiner 
Erklärung wäre er ſelbſt der Urheber dieſer Mitteilung, und 
dann könnte er ſie nicht verbreitet haben, ſondern hätte ſie 
behauptet. Dazu ſtellt das LG. feſt, daß nach dem Er⸗ 
gebnis der Beweiserhebung der gegen L. gerichtete Vorwurf 
der Beſtechlichkeit unbegründet ſei, und fügt bei, der Angekl. 
habe in der Hauptverhandlung ſelbſt zugegeben, daß der Vor⸗ 
wurf „unwahr“ ſei, und er ihn nicht aufrechterhalte. Mit dem 
Worte „unwahr“ iſt nach dem Urteilszuſammenhang nicht, 
wie es nach dem Sprachgebrauch anzunehmen wäre, eine be⸗ 
wußte Unwahrheit gemeint. Der Tatbeſtand des § 186 StGB. 
aber wäre tatſächlich gegeben, wenn die von dem Angekl. 
am 17. Juni gemachte Angabe als die Behauptung einer 
Tatſache anzuſehen iſt. 

Hier enthält nun das angefochtene Urt. keine beſtimmte 
Feſtſtellung darüber, ob der Angekl. ſeine erſte Angabe ſo 
gemacht hat, wie ſie in der Niederſchrift v. 17. Juni ent⸗ 
halten ift, oder i. d. Faſſ., wie er fie bei feiner Vernehmung 
v. 27. Juni dargeſtellt hat. Wohl aber ſagt das Urt., der 
Angekl. habe — nämlich in der Hauptverhandlung — zuge⸗ 
geben, daß er den Nebenkl. in der durch die Niederſchrift v. 
27. Juni berichtigten Form angezeigt habe, und es muß nach 
dem Urteilszuſammenhang angenommen werden, daß das LG. 
dieſe Darlegung als nicht widerlegt ſeinem Urt. zugrunde 
gelegt hat. Erſichtlich iſt dieſe zweite Faſſung gegenüber der 
in der Niederſchrift v. 17. Juni gewählten vorſichtiger. Aber 
nach dem allgemeinen Sprachgebrauch beſteht zwiſchen beiden 
im weſentlichen keine Verſchiedenheit des Sinnes. Denn auch 
in der erſten Faſſung kann der Satz nicht anders als dahin 
verſtanden werden: aus den von dem Angekl. mitgeteilten 
Tatſachen müſſe gefolgert werden, daß ſich H. den L. 
gekauft habe, d. h. dieſer Schluß dränge ſich dem Angekl. auf 
und er nehme daher an, daß andere ihn auch ziehen müßten. 
Dieſer Sinn des Satzes iſt allerdings um ſo klarer, wenn man 
von der „berichtigten Form“ der Außerung auszugehen hat. 

Zu der Frage, ob in einer Außerung die Behauptung 
einer Tatſache zu finden ſei, hat das RG. ſchon wiederholt 
Stellung genommen. In deſſen Rſpr. ſteht feſt, daß eine Tat⸗ 


ſache auch ſo behauptet, d. h. als wahr hingeſtellt werden 


kann, daß die gemachte Mitteilung als unbeſtimmt, als nur 
wahrſcheinlich, oder ſelbſt als unwahrſcheinlich bezeichnet wird 
(Goltd Arch. 47, 293; RGSt. 38, 368; Urt. 4D 891/07, kurz 
mitgeteilt im Recht 1908 Nr. 423). Dabei ſchließt auch die 
Unſicherheit der Grundlagen, auf denen die Mitteilung beruht, 
nicht aus, daß eine Behauptung i. ©. des 8 186 StGB. an⸗ 
genommen werde (RGRſpr. 9, 179). Auch in RES. 60, 373 
iſt ausgeführt, die Behauptung einer Tatſache ſei ſchon in der 
Außerung eines „Verdachts“ zu finden, jemand habe ſich in 
einer gewiſſen Weiſe verhalten, ſo daß dies bis auf weiteres, 
d. h. bis zur Erbringung eines Gegenbeweiſes, zu gelten hätte. 
Dagegen würde die Äußerung, auf Grund beſtimmter, mit⸗ 
geteilter, Tatſachen werde jemand eine gewiſſe Handlungsweiſe 
zugetraut, nicht als die „Behauptung der Tatſache“ an⸗ 
zuſehen ſein, jener habe ſo gehandelt, ſondern nur als die 
Kundgebung eines Werturteils dahin, daß er einer ſolchen 
Handlung fähig ſei. Erſt recht enthält die ſittliche, wirt⸗ 
ſchaftliche oder politiſche Würdigung, die über eine mitgeteilte 
wirkliche Tatſache geäußert wird, nur ein Werturteil über den 
wahren Vorgang (RGSt. 64, 10; Urt. 3 D 782/31). 

Im einzelnen Falle kann es zweifelhaft ſein, ob mit der 
Außerung eine Tatſache behauptet oder ob ein Werturteil ab⸗ 


gegeben wird, ob alſo § 186 oder 8 185 StGB. anzuwenden 


it. Die Entſch. dieſer Frage hängt von der dem Tatrichter 
obliegenden Auslegung der Außerung ab, kann aber nur auf 
Grund einer zutreffenden rechtlichen Auffaſſung der beiden 
genannten Strafvorſchr. gewonnen werden. 

Es kann allerdings zweifelhaft ſein, ob die in der reichs⸗ 
gerichtlichen Rſpr. vertretene weite Auffaſſung des Begriffes 
des „Behauptens“ einer Tatſache mit dem allgemeinen 
Sprachgebrauch im Einklange ſteht (ogl. im Deutſchen Wörter⸗ 
buch von Grimm unter „ behaupten“). Jedoch bedarf dieſe 
Frage keiner näheren Prüfung; denn jedenfalls rechtfertigt 
ſich jene weite Auffaſſung für das Gebiet des § 186 StGB., 
aus dem Zweck dieſer Vorſchr., der nur mangelhaft erreicht 
würde, wenn Äußerungen dadurch dem Bereich des § 186 ent⸗ 
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rückt wären, daß ſie in verſteckter Form, in ausgeklügelte 
Wendungen gekleidet, vorgetragen werden. 

Hat man aber dieſer weiten Auffaſſung des Begriffes zu 
folgen, ſo macht es keinen Unterſchied, ob jemand eine Sache 
als wahr hinſtellt auf Grund eigener ſinnlicher Wahrnehmung 
oder, dem Hörer (oder Leſer) erkennbar, auf Grund einer 
Schlußfolgerung aus beſtimmten Tatſachen, die er kennt oder 
zu kennen meint, in dieſem zweiten Fall alſo als ſein per⸗ 
ſönliches Urt. Es kann ferner in dieſem zweiten Fall nicht 
darauf ankommen, ob der Behauptende zugleich die Unter⸗ 
lagen ſeiner Schlußfolgerung mitteilt oder nicht, und es kann 
an der Beurteilung nichts ändern, daß der Behauptende die 
Kundgebung des von ihm gezogenen Schluſſes mit Wendungen 
einkleidet, wie m. E., offenbar, muß angenommen werden. 
Es kann ſich fragen, ob die Entſch. 3 D 534/23 mit dieſen 
Grundſätzen im Einklang ſteht. Hier hatte der Angekl. im 
Anſchluß an die Mitteilung eines äußeren Vorgangs ge⸗ 
äußert, offenbar habe der Nebenkl. bei der Angelegenheit 
aus Gehäſſigkeit und Rachſucht gehandelt, und es müſſe 
angenommen werden, daß er ſich habe von der Abſicht leiten 
laſſen, dem Beſchw§. Schwierigkeiten zu bereiten. Dieſe 
Außerung wurde dahin beurteilt, daß durch ſie, für den Hörer 
erkennbar, lediglich das perſönliche Urt. des Außernden über 
die einen äußeren Vorgang beherrſchenden Beweggründe des 
Handelnden zum Ausdruck gebracht, aber keine Behauptung 
aufgeſtellt, d. h. keine Tatſache als wahr hingeſtellt worden 
ſei. Da aber auch innere Vorgänge, insbeſ. der von jemand 
mit einer Handlung angeſtrebte Zweck oder die ihn dabei trei⸗ 
bende Abſicht als Tatſachen i. S. des 8 186 in Betracht 
kommen (RGSt. 24, 300), mag es zweifelhaft ſein, ob der 
Auffaſſung beigetreten werden kann, daß jene Außerungen 
nicht als die Behauptung einer Tatſache nach § 186 zu 
gelten hätten. Indeſſen braucht der Frage nicht weiter nach⸗ 
gegangen zu werden, da das genannte Urt., ſoweit es ſich mit 
der ſonſtigen bisherigen Rſpr. des RG. in Widerſpruch ge⸗ 
ſetzt haben würde, keinen Anlaß gäbe, eine Entſch. der ver⸗ 
einigten StrSen. herbeizuführen. 

(1. Sen. v. 4. Juli 1933; 1D 670/33.) W.] 

16. 8 348 A bſ. 2 StGB. Zum Begriff des Bei⸗ 
ſeiteſchaffens. 

Das LG. hat den Begriff des „Beiſeiteſchaffens“ dadurch als 
verwirklicht angefehen, daß der angekl. Krim Wachtmſtr. die dem 
Verhafteten abgenommene Urk. in der Abſicht, ſie pflichtwidrig 
nicht abzuliefern, in ſeine Weſtentaſche geſteckt hat, und zwar 
meint es, das Beiſeiteſchaffen ſei bereits mit dem Einſtecken 
in die Taſche „beendet“, d. h. vollendet geweſen. Nun iſt es 
tatſächlich und rechtlich möglich, daß ſich ein Beamter, der 
eine ihm amtlich anvertraute oder zugängliche Urkunde in 
ſeinen privaten Gewahrſam nimmt, indem er ſie entgegen 
ſeiner Vorſchrift in die Taſche ſteckt, dort abſeits des amt⸗ 
lichen Aufbewahrungsortes verwahrt und entgegen ſeiner 
Pflicht an den amtlichen Aufbewahrungsort nicht verbringt 
oder an die zuſtändige Stelle nicht abliefert, des Urkunden⸗ 
delikts aus § 348 Abſ. 2 StGB. in der Begehungsform des 
Beiſeiteſchaffens ſchuldig macht, ſoferne auch die innere Tat⸗ 
ſeite nachgewieſen iſt. Dabei iſt es nach der Rſpr. des RG. 
gleichgültig, zu welchem Endzweck er die Urkunde an ſich ge⸗ 
nommen hat und ob dies für dauernd oder nur für einen 
kürzeren Zeitraum geſchehen iſt (vgl. RGSt. 23, 99). Er⸗ 
forderlich iſt aber ſtets, daß durch eine derartige Handlung 
des Beamten die durch die amtliche Verwahrung gewährte 
Sicherheit für die Erhaltung der Unverſehrtheit und Ge⸗ 
brauchsfähigkeit der Urkunde aufgehoben oder beeinträchtigt 
wird. Dem Beamten muß alſo nach der äußeren Tatſeite 
nachgewieſen ſein, daß er durch das Anſichnehmen und Bei⸗ 
ſichverwahren der Urkunde die amtliche Aufbewahrung als 
ſolche und die davon abhängige jederzeitige Gebrauchsbereit⸗ 
ſchaft ausgeſchloſſen hat. Nach der inneren Tatſeite muß der 
Täter vorſätzlich, alſo mit dem Bewußtſein und Willen der 
Aufhebung dieſer Gebrauchsbereitſchaft gehandelt haben. In 
letzterer Hinſicht hat das LG. lediglich feſtgeſtellt, der Angekl. 
habe ſeine Verpflichtung zur Ablieferung gekannt und in der 
Abſicht gehandelt, die Urkunde nicht abzuliefern. Diefe Feſt⸗ 
ſtellungen genügen, um den Vorſatz des Verheimlichens dar⸗ 


zutun, der hier unerheblich iſt, ſie genügen aber nicht für den 
Vorſatz des „Beiſeiteſchaffens“. Aber auch nach der äußeren 
Tatſeite läßt das angef. Urt. in der angegebenen Richtung 
ausreichende Feſtſtellungen vermiſſen. Das bloße Anſich⸗ 
nehmen der Urkunde kann unter den obwaltenden Umſtänden 
noch nicht ohne weiteres als eine Aufhebung der amtlichen 
Gebrauchsbereitſchaft angeſehen werden. Die Durchſuchung 
iſt nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt in einem der Ver⸗ 
wahrungsräume der Gendarmerieſtation, alſo nicht in der 
Polizeiwache vorgenommen worden, während die Ablieferung 
der beſchlagnahmten Gegenſtände an die vorgeſetzte Dienſt⸗ 
behörde, nämlich den Stadtrat, zu erfolgen hatte. Der Angekl. 
mußte daher vom Durchſuchungsort aus ſich erſt an den Ab⸗ 
lieferungsort begeben, wobei anzunehmen iſt, daß er ſeiner 
Dienſtpflicht genügte, wenn er die Gegenstände nach der 
Polizeiwache verbrachte. Jedenfalls mußte er ſie auf dem 
Wege dorthin notwendig bei ſich führen, und es entſpricht der 
täglichen Erfahrung, daß Polizeibeamte insbeſ. Schriftſtücke, 
die ſie einem Verhafteten abgenommen haben, hierbei in ihren 
Taſchen verwahren. Solchenfalls kann die amtliche Auf⸗ 
bewahrung gerade darin beſtehen, daß der Beamte die Papiere 
bei ſich trägt und an ihren ordnungsmäßigen amtlichen. 
Aufbewahrungsort bringt. Ein Anderes muß ſich auch nicht 
daraus ergeben, daß der Angekl. die Urkunde anders be⸗ 
handelt hat, als die ſonſtigen dem Verhafteten abgenommenen 
Gegenſtände. Dafür, daß dem Angekl. eine ſolche unterſchied⸗ 
liche Behandlung — die im Hinblick auf die Verſchieden⸗ 
artigkeit der beſchlagnahmten Gegenſtande ſogar geboten ſein 
kann — nicht geſtattet geweſen wäre oder daß es ihm über⸗ 
haupt verboten war, beſchlagnahmte Gegenſtände in ſeinen 
Taſchen zu verwahren, ergibt ſich aus dem angefochtenen 
Urt. kein Anhalt. Welche Abſicht der Angekl. verfolgte, iſt, 
ſolange die amtliche Gebrauchsbereitſchaft objektiv noch be⸗ 
fteht, nicht allein ausſchlaggebend. Das LG. bedient ſich nun 
zwar an einer anderen Stelle des Ausdrucks, der Angekl. 
habe ſich ſeine Austrittserklärung „wieder angeeignet“, um 
fie den .. Beamten vorzuenthalten. Wäre darunter die rechts⸗ 
widrige Zueignung der Urkunde zu verſtehen, ſo wäre damit 
allerdings auch das Beiſeiteſchaffen genügend dargetan, da 
mit der Zueignung die Urkunde auch der amtlichen Gebrauchs⸗ 
bereitſchaft entzogen wäre. Das angefochtene Urt. läßt aber 
nicht erkennen, ob das LG. eine rechtswidrige Zueignung 
wirklich angenommen hat. Hierfür hätte es überdies angeſichts 
der beſonderen Sachlage — insbeſ. auch, weil ja möglicher⸗ 
weiſe die Erlangung des amtlichen Gewahrſams und die Zu⸗ 
eignungsbetätigung zuſammenfallen — einer beſonderen Begr. 
bedurft. Dieſe kann in der gelegentlichen Bemerkung in dem 
angefochtenen Urt. um ſo weniger gefunden werden, als dort 
zu der alsdann notwendig auftauchenden Frage nicht Stel⸗ 
lung genommen iſt, ob die Handlung des Angekl. nicht auch 
den Tatbeſtand des § 350 StGB. erfüllt hat. Des weiteren 
ſteht lediglich feſt, daß der Angekl. die Urkunde nicht mit den 
übrigen Gegenſtänden zuſammen abgeliefert und auch auf die 
Frage ſeines unmittelbaren Vorgeſetzten nach dieſen Gegen⸗ 
ſtänden verſchwiegen hat. Beides geht über ein bloßes Ver⸗ 
heimlichen nicht hinaus, das, wie das RG. ſtändig ange⸗ 
nommen hat, das Merkmal des Beiſeiteſchaffens nicht er⸗ 
erfüllt. Daß der Angekl. die Urkunde noch nach der Ab⸗ 
lieferung der übrigen Gegenſtände bei ſich in der Taſche 
behalten und mit ſich aus den Amtsräumen fortgenommen 
hätte, iſt aber dem angefochtenen Urt. nicht zu entnehmen. 
Der Angekl. hat ſich inſoweit, wie das Urt. ergibt, dahin ver⸗ 
teidigt, daß er die Urkunde auf ſeinen Arbeitstiſch gelegt habe 
und daß fie von dort gegen ſeinen Willen abhanden ge 
kommen ſei. Das LG. hat dieſes Vorbringen bisher nicht be⸗ 
rückſichtigt, da ſeiner Anſicht nach das Beiſeiteſchaffen ſchon 
in einem früheren Zeitpunkt beendet war. Für dieſes Merk⸗ 
mal des Beiſeiteſchaffens iſt es aber jedenfalls dann von Be⸗ 
deutung, wenn dieſe Anftcht des LG. nicht zutrifft, wovon 
nach den bisherigen Feſtſtellungen auszugehen iſt. Könnte 
ſolchenfalls dem Angekl. dieſes Vorbringen nicht widerlegt 
werden, ſo ergäbe ſich daraus, ſofern nicht beſondere Umſtände 
ein anderes rechtfertigen, daß ſich die Urkunde noch bis zum 
Abhandenkommen in amtlicher Gebrauchsbereitſchaft befand. 
Iſt aber das Abhandenkommen gegen den Willen des Angekl. 
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erfolgt, fo kann auch darin ein Beiſeiteſchaffen durch ihn nicht 
erblickt werden. 
(1. Sen. v. 10. Aug. 1933; 1 D 851/33.) W.] 


** 17. 8347 Abf. 2 StGB. Fahrläſſige Gefan⸗ 
genenbefreiung liegt nicht vor, wenn ein Poli⸗ 
zeibeamter von der — wenn auch nach Lage der 
Sache gebotenen — Feſthaltung eines von einer 
Privatperſon Feſtgenommenen kraft der durch 
8128 Abſ. 1 StPO. verliehenen Befugnis ab⸗ 
ſieht. f) 

Der Angekl. iſt Bürgermeiſter der Landgemeinde P. 
Am 9. Mai 1931 wurde ihm auf dem Gemeindeamt in P. der 
Arbeiter M. zugeführt, weil dieſer kurz vorher in einer Woh⸗ 
nung in P. ein Geldtäſchchen mit 31% Inhalt geſtohlen 
hatte. M. war unmittelbar nach dem Diebſtahl von P. er 
Einwohnern ergriffen worden, wobei ihm das Geldtäſchchen 
mit Inhalt wieder abgenommen und an die Eigentümerin 
zurückgegeben wurde. Ein Zeuge H. brachte den ergriffenen 
M. nach dem Gemeindeamt und übergab ihn dort dem Angekl. 
mit dem Bemerken, daß der Feſtgenommene ſoeben nach Ver⸗ 
übung eines Diebſtahls ergriffen worden ſei und der Angekl. 
das Weitere veranlaſſen möchte. M. hat ſich dann in dem Amt 
auf die Knie geworfen und den Angekl. unter Weinen gebeten, 
ihn nicht anzuzeigen und wieder zu entlaſſen. Der Angekl. hat 
ihn auch in der Tat alsbald wieder entlaſſen, weil er in Un⸗ 
kenntnis des entwendeten Betrages annahm, es handle ſich 
um einen Notdiebſtahl nach § 248 a StGB., zu dem der er- 
forderliche Strafantrag fehle, da der Beſtohlene es abgelehnt 
habe, einen ſolchen Antrag zu ſtellen. 

Das LG. geht zutreffend davon aus, daß der Angekl. 
bei dieſer Sachlage nicht in der Abſicht gehandelt hat, den M. 
der geſetzlichen Strafe rechtswidrig zu entziehen, und hat des⸗ 
halb mit Recht ein Verbrechen gegen 8346 StGB. verneint. 
Mit Recht hat es auch die Anwendbarkeit des 8347 Abf. 1 
StGB., alſo das Vorliegen einer vorſätzlichen Gefangenen⸗ 
befreiung verneint. Rechtsirrig iſt dagegen ſeine Annahme, 
daß ſich der Angekl. der fahrläſſigen Gefangenenbefreiung nach 
8347 Abſ. 2 StGB. ſchuldig gemacht habe. M. war zunächſt 
eine Perſon, die nach 8 127 Abſ. 1 StBD. vorläufig feſt⸗ 
genommen worden war, weil er auf friſcher Tat betroffen 
worden war. Zutreffend führt das LG. aus, daß er hierdurch 
noch nicht zum Gefangenen i. ©. des § 347 StGB. geworden 
war (vgl. RGSt. 13, 255). Es kann dahingeſtellt bleiben, ob 
der Angekl. ihn tatſächlich in ſeine amtliche Gewalt über⸗ 
nommen und damit zum „Gefangenen“ gemacht hat (RGSt. 
a. a. O.). Jedenfalls aber hatte der Augekl. gemäß $ 128 
SPD. an ſich die Befugnis, den M. wieder in Freiheit zu 
ſetzen. Die Polizei iſt keineswegs verpflichtet, einen von einer 
Privatperſon Feſtgenommenen unter allen Umſtänden feſtzu⸗ 
halten. Sieht ſie von der — wenn auch nach Lage der Sache 
gebotenen — Feſthaltung des Feſtgenommenen kraft der ihr 
durch 8128 Abſ. 1 StPO. verliehenen Befugnis ab, jo kann 
das, falls ſie es aus Fahrläſſigkeit tut, wohl eine diſziplinari⸗ 
ſche Ahndung, nicht aber eine Beſtrafung gemäß 8347 StGB. 
zur Folge haben; denn auf keinen Fall iſt ihr ein anderer 
Vorwurf zu machen als der einer unſachgemäßen Ausübung 
des ihr geſetzlich übertragenen pflichtmäßigen Ermeſſens 
(vgl. noch das RGürt. II 94/29 v. 30. Mai 1929). 

(1. StrSen. v. 26. Sept. 1933; 1 D 783/33.) [Hn.] 


3nu 17. Das Urt. der Str., die den Angekl. aus 8347 Abſ. 2 
SIEB. verurteilt hatte, war ſchlechterdings unhaltbar. Das RG. hat 
daher mit Recht dieſes Urt. aufgehoben und in Anwendung des 8 354 
Abf. 1 SPD. den Ungekl. mit zutreffenden Gründen freigeſprochen. 
Die gegenteilige Auffaſſung würde zu ſo widerſinnigen Ergebniſſen 
führen, daß ihre Unrichtigkeit ohne weiteres in die Augen ſpringt; 
ſchließlich müßte dann auch der Amtsrichter, der die Erlaſſung eines 
aſtbefehls gegen eine vorläufig feſtgenommene und ihm vorgeführte 

erſon ablehnt oder einen erlaſſenen Haftbefehl aufhebt, ſowie der 
StA., der dieſe Aufhebung beantragt oder ihr zugeſtimmt hat, u. U. 
wegen ſahrläſſiger Gefangenenbefreiung beſtraft werden, wenn ſich die 
Maßnahme nachträglich als unangemeſſen herausſtellt und dies vor⸗ 
auszuſehen war. 8347 StGB. trifft ganz andere Fälle; mag auf 
ſeinem Gebiet auch manches ſtreitig ſein, unſtreitig iſt jedenfalls ſeine 
Unanwendbarkeit in Fallen der vorliegenden Art. 

Prof. Dr. Fr. Doere, München. 


18. Auch ein Nichtbeamter kann zu dem im 
§ 348 Abſ. 1 StGB. unter Strafe geſtellten Ver⸗ 
gehen Beihilfe leiſten. Letztere kann nach der 
äußeren Tatſeite auch in der Mitwirkung an der 
Herſtellung des Urkundentertes gefunden wer⸗ 
den (vgl. RGSt. 13, 52 u. 121). 

On. 


(2. StrSen. v. 25. Sept. 1933; 2 D 801/33.) 

19. Zur Zahlungseinſtellung im ſtrafrecht⸗ 
lichen Sinne des 8239 Abſ. 1 Nr. 1 KO. genügt es 
ſchon, daß der Schuldner ſelbſt trotz feiner ihm 
bekannten Zahlungsfähigkeit nicht zahlen will 
(RGSt. 41, 309). 

(6. Sen. v. 22. Sept. 1933; 4 D 24/33.) [Hn.] 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. 58 87a, 88, 133 Gen G.; Art. 2 Gen G Nov. v. 20. Juli 
1933; 88 142, 147 RF GG. Der Konkursverwalter im Kon⸗ 
kurſe der Genoſſenſchaft iſt berechtigt, gegen die beab⸗ 
ſichtigte Löſchung eines Beſchluſſes über die Erhöhung 
des Geſchäftsanteils Widerſpruch zu erheben und gegen 
die Zurückweiſung des Widerſpruchs Beſchwerde einzu⸗ 
legen. Auch nach Auflöſung der Genoſſenſchaft kann die 
Haftſumme herabgeſetzt werden. Der Beſchluß kann mit 
Zuſtimmung des Konkursverwalters auch noch nach der 
Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen der Genofjen- 
ſchaft in das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen werden. f) 

Die Vertreterverſammlung der e&mbHY. beſchloß am 31. Jan. 
1932, die Satzung dahin zu ändern, daß der Geſchäftsanteil von bis⸗ 
her 50 RA auf nunmehr 100 AM erhöht und die Haftſumme von 
150 RAM auf 100 AM herabgeſetzt werde. Ferner beſchloß die Ver⸗ 
treterverſammlung, daß die Genoſſenſchaft mit dem 31. Jan. 1932 
in Liquidation treten ſolle. Auf die Anmeldung der Vorſtandsmit⸗ 
glieder trug der Rechtspfleger die Beſchl. antragsgemäß in das 
Regiſter ein. Demnächſt wurde jedoch die Eintragung des Beſchl. 
über die Herabſetzung der Haftſumme von Amts wegen gelöſcht, weil 
die Vorſchr. des 8133 Gench. über das Sperrjahr nicht beachtet 
waren. Nunmehr regte der Genoſſe F. bei dem LG. an, den Beſchl. 
über die Erhöhung des Geſchäftsanteils von Amts wegen als nichtig 
zu löſchen, weil nach der Rſpr. des RG. 138, 771) nach Auflöſung 
der Genoſſenſchaft eine Erhöhung des Geſchäftsanteils unzuläſſig 
ſei. Das LGG. hielt die Erhöhung des Geſchäftsanteils aus den vom 
RG. a. a. O. entwickelten Gründen für unwirkſam und leitete das 
Amtslöſchungsverfahren ein. Am 21. April 1933, vor Ablauf der 
der Genoſſenſchaft zur Erhebung des Widerſpruches geſetzten Friſt 
von drei Monaten, wurde über ihr Vermögen das Konkursverfahren 
eröffnet. Mit Schriftsatz v. 19. Mai 1933 erhob RA. Dr. B. 
„namens der Genoſſenſchaft“ Widerſpruch, den das LG. durch Beſchl. 
v. 4. Juli 1933 zurückwies. Gegen dieſe Entſch. hat der Konkurs⸗ 
verwalter rechtzeitig ſofortige Beſchw. eingelegt, die Erfolg haben muß. 

Das LG. hat das Amtslöſchungsverfahren gem. §s 142, 143, 
147 FG. eingeleitet. Gegen feine über den Widerſpruch befindende 
Entſch. iſt deshalb die erſte, nicht die weitere ſofortige Beſchw. ge⸗ 
geben. Beteiligte i. S. des § 142 Abſ. 2 FG. iſt die Genoſſen⸗ 
ſchaft. Dieſe iſt deshalb grundſätzlich allein berechtigt, gegen die be⸗ 
abſichtigte Löſchung Widerſpruch zu erheben und, wenn der Wider⸗ 
ſpruch zurückgewieſen wird, Beſchw. einzulegen. Die Genoſſenſchaft 
befand ſich aber bereits zur Zeit der Einlegung des Widerſpruches 
in Konkurs. Es kann deshalb zweifelhaft ſein, ob die genannten 
Rechtsbehelfe von der durch die Liquidatoren vertretenen Genoſſen⸗ 
ſchaft oder von dem Konkursverwalter wahrzunehmen ſind. Durch 
die Eröffnung des Konkurſes erliſcht weder die Genoſſenſchaft als 


1) JW. 1933, 107. 


Zu 1. I. In der formalen Frage, wer nach Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes als „Beteiligter“ i. S. des 8142 Abſ. 2 FG G., d. h. 
als Beſchwerde⸗ bzw. Widerſpruchsberechligter anzuſehen iſt, wenn die 
Löſchung eines vor Konkurseröffnung gefaßten ſatzungsändernden 
Beſchl. im Genoſſenſchaftsregiſter verfügt wurde, iſt der Standpunkt 
des KG. als richtig anzuerkennen. Das KG. billigt dem Konkurs⸗ 
verwalter die Beſchwerdebefugnis zu, wenn es ſich um die Löſchung 
eines Beſchl. handelt, von deſſen Wirkſamkeit die Erhebung ver⸗ 
mögensrechtlicher Anſprüche gegen die Mitglieder abhängt. Die von 
dem KG. oſfengelaſſene Frage, ob daneben auch der Genoſſenſchaft 
ſelbſt durch ihren Vorſtand das Beſchwerderecht zuſteht, iſt zu be⸗ 
jahen. Dies folgt einmal aus dem Fortbeſtand der Rechtsperſönlich⸗ 
keit der Genoſſenſchaft auch während des Konkurſes: Nur die Ver- 
waltung und Verfügung über das Genoſſenſchaftsvermögen iſt Sache 
des Konkursverwalters. Wenn die Genoſſenſchaft gegen die aus der 
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Rechtsperſon noch wird dadurch ihre Organiſation zerſtört. Soweit 
der Gemeinſchuldner während des Konkurſes Rechte wahrzunehmen 
oder Pflichten zu erfüllen hat, dauert die Organiſation der Ge⸗ 
noſſenſchaft fort (vgl. KJ. 48, 134; Jaeger, KO. 88 207, 208 
Anm. 10). Die Verwaltung des zur Konkursmaſſe gehörenden Ver⸗ 
mögens und die Befugnis zur Verfügung über dieſes Vermögen geht 
deswegen auf den Konkursverwalter über (§ 6 KO.). Zur Konkurs⸗ 
maſſe gehört das der Zwangsvollſtreckung unterliegende Vermögen 
(SI KS.). Der Verwaltung des Konkursverwalters unterliegt demnach 
der Anſpruch der Genoſſenſchaft gegen die Genoſſen auf Einzahlung 
des Geſchäftsanteils. In feinen Aufgabenkreis gehört auch die Ab⸗ 
wehr von Eingriffen, die dieſem Recht drohen, wie es bei der be⸗ 
abſichtigten Amtslöſchung der Fall iſt. Dabei kann es dahingeſtellt 
bleiben, ob der Anſpruch durch nachträgliche unrechtmäßige Löſchung 
im Regiſter hinfällig werden würde oder nicht. Auch wenn das 
letztere zuträfe und der Konkursverwalter rechtlich nicht behindert 
wäre, trotz der Löſchung des Beſchl. über die Erhöhung des Ge⸗ 
ſchäftsanteils die Anſprüche gegen die Genoſſen auf Zahlung des er⸗ 
höhten Geſchäftsanteiles zu verfolgen, bedeutet der Verſuch der 
Löſchung des Beſchl. einen Angriff auf das von dem Konkurs⸗ 
verwalter wahrzunehmende Recht, den er abzuwehren befugt ſein 
muß. Daraus ergibt ſich, daß der Konkursverwalter beſchwerde⸗ 
berechtigt iſt. Ob daneben die Genoſſenſchaft ein eigenes Recht zur Er⸗ 
hebung des Widerſpruchs und zur Einlegung der Beſchw. hat, kann 
dahinſtehen. Iſt das der Fall, dann ſind gegen den von RA. B. 
nach der Eröffnung des Konkurſes „namens und in Vollmachl der 
Genoſſenſchaft“ eingelegten Widerſpruch Bedenken nicht zu erheben. 
Aber ſelbſt wenn der Genoſſenſchaft ein ſelbſtändiges Recht nicht 
zuſtand, was das LG. nicht geprüft hat, wäre die Widerſpruchsfriſt 
gewahrt. Denn aus den Anträgen, die der Konkursverwalter mit der 
Beſchw. geſtellt hat, ergibt ſich, daß er mit der Einlegung des 
Widerſpruches einverſtanden geweſen iſt. Daß in der Widerſpruchs⸗ 
ſchrift die Genoſſenſchaft als widerſprechende angegeben iſt, anſtatt 
des Konkursverwalters, wäre dann nur als unſchädliche falſche Be⸗ 
zeichnung anzuſehen. 

Nach 8147 Abſ. 3 FG. kann ein in das Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter eingetragener Beſchl. nur dann als nichtig gelöſcht werden, 
wenn er durch ſeinen Inhalt zwingende Vorſchr. des Geſetzes verletzt 
und ſeine Beſeitigung im öffentlichen Intereſſe geboten erſcheint. Das 
OG. erwägt, daß der von der Vertreterverſammlung gefaßte Auf⸗ 
löſungsbeſchluß ſofort, der gleichzeitig gefaßte Beſchl. über die Er⸗ 
höhung des Geſchäftsanteiles dagegen erſt mit der Eintragung wirk⸗ 
ſam geworden it. Es hält dieſe nach der Auflöſung eingetretene 
Anteilserhöhung für nichtig, weil ſie dem Weſen und dem Zweck der 
Liquidation (888 Gench.) widerſpreche. Es folgt dabei der Anſicht 
des RG. (RG. 138, 772)). Zu dieſer zwiſchen dem RG. und dem 
Senat (JFG. 8, 178, 182; ebenſo BayObLG.: JW. 1933, 125 
LG. T Berlin: BlGenoſſW. 1933, 192) ſtreitig geweſenen Rechts⸗ 
frage braucht nicht mehr Stellung genommen zu werden. Denn nach 


2) JW. 1933, 107. 


Löſchung ſich ergebende Verminderung ihres Vermögens ſich wendet, 
fo greift fie in das Verfügungsrecht des Konkursverwallers damit 
nicht ein. Anderſeits hat aber die Genoſſenſchaft für den allerdings 
ſeltenen Fall, daß nach Beendigung des Konkursverfahrens noch Ver⸗ 
mögen vorhanden iſt und demgemäß ein Liquidationsverfahren ſich 
anſchließen muß, ein berechtigtes Eigenintereſſe daran, ſich gegen Ein⸗ 
griffe in ihre Organiſation zu wehren. 

Zutreffend iſt ferner, daß der Konkursverwalter ſelbſt dann 
die Befugnis zur Einlegung von Rechtsmitteln haben würde, wenn 
die unrechtmäßige Löſchung des Beſchl. über Erhöhung des Ge⸗ 
ſchäftsanteils ihn rechtlich nicht behindert hätte, den erhöhten Ge⸗ 
ſchäftsanteil von den Genoſſen einzuziehen. Denn die Rechtsverfol⸗ 
gung würde für ihn, wenn es nunmehr an der Eintragung des Beſchl. 
im Regiſter fehlt, weſentlich erſchwert, das Recht ſelbſt alſo dadurch an 
Wert verlieren. Im übrigen würde aber — was das KG. unter den 
vorl. Umſtänden unentſchieden laſſen konnte — tatſächlich durch eine 
rechtswidrige Löſchung nicht weniger als durch eine rechtmäßige dem 
Beſchl. die Rechtswirkſamkeit entzogen werden. Denn es liegt dann 
nicht anders, als wenn von Anfang an durch — berechtigte oder 
unberechtigte — Ablehnung der Eintragung dem ſatzungsändernden 
Beſchl. die Rechtswirkſamkeit fehlt. Die Löſchung beſeitigt rück⸗ 
wirkend die Eintragung. Es iſt Sache der Beteiligten, ſich im 
Rechtsmittelverfahren gegen eine unberechtigte Löſchung zu wehren. 
Iſt die Friſt zur Einlegung von Rechtsmitteln abgelaufen oder die 
Beſchwerde erfolglos geweſen, ſo kann auch der Prozeßrichter ſich 
nachträglich nicht mehr auf den Standpunkt ſtellen, daß die ver⸗ 
fügte Löſchung des rechtlichen Grundes entbehrte; er kommt um die 
Tatſache nicht herum, daß ein ſatzungsändernder Beſchl. vorliegt, dem 
die Eintragung und damit die Rechtswirkſamkeit fehlt. 

I. An dem vorl. Fall erweiſt ſich, wie ſegenvoll die Nov. 
v. 20. Juli 1933 gewirkt hat, indem fie durch Einfügung des 8 87a 
Genc. einer alten Streitfrage ein Ende ſetzte. Es war wohl ein 
Ausfluß allzu individualiſtiſchen Denkens oder gar rein verſtand⸗ 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 


der Eutſch. des LG. iſt die Novelle zum Geng. v. 20. Juli 1933 
(RGBl. I, 520) ergangen, der zufolge unter beſtimmten Maßnahmen 
eine Erhöhung des Geſchäftsanteils ungeachtet der Auflöſung be⸗ 
ſchloſſen werden kann, wenn fie bezweckt, die Durchführung der 
Liquidation unter Abwendung des Konkurſes zu ſichern (8 87 A 
Gen.). Art. 2 Abſ. 1 der Novelle beſtimmt, daß Beſchl. über die 
Erhöhung des Geſchäftsanteils aus der Zeit vor dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes nicht deshalb unwirkſam find, weil fie nach der Auf⸗ 
löſung der Genoſſenſchaft ergangen ſind. Die Novelle iſt auch von 
dem Senat als Gericht der erſten Beſchw. anzuwenden, wenn fie 
auch erſt nach dem angefochtenen Beſchl. in Kraft getreten iſt. Hier⸗ 
nach kann die Unwirkſamkeit des Beſchl. über die Erhöhung des 
Geſchäftsanteils nicht mehr auf die bloße Tatſache geſtützt werden, 
daß er nach der Auflöſung der Genoſſenſchaft ergangen iſt. Dagegen 
läßt Art. 2 GencZNov. andere Gründe der Unwirkſamheit des Beſchl. 
unberührt. Hier kommen folgende Erwägungen in Betracht. Die 
frühere Rſpr. des Senats und der übrigen Gerichte, die ihm bei⸗ 
geſtimmt haben, ließ nicht ſchlechthin jede Erhöhung des Geſchäfts⸗ 
anteiles wirkſam ſein. Sie hielt eine Anteilserhöhung, die der wirt⸗ 
ſchaftlichen Wiederaufrichtung des Unternehmens dienen ſollte, für 
liquidationswidrig und ließ ſie nur dann zu, wenn ſie der Ab⸗ 
wicklung und Beendigung der Liquidation unter Vermeidung des 
Konkurſes dienen ſollte. In gleicher Weiſe ſchränkt auch 8 87a 
Gen. die Auläffigkeit der Anteilserhöhung ein. An dieſer Einſchrän⸗ 
kung ändert Art. 2 Geng Nov. nichts. Dieſe Beſtimmung ſoll offen⸗ 
ſichtlich die Genoſſenſchaften ſchützen, die im Vertrauen auf die Rſpr. 
des Senats den Geſchäftsanteil nach der Auflöſung erhöht haben. Es 
fehlt aber an jedem Anhalt dafür, daß vor dem Inkrafttreten der 
Novelle ergangene Beſchl. in weiterem Umfange wirkſam bleiben 
ſollten, als es der bisherigen Rſpr. des Senats entſprach. Es bleibt 
deshalb zu prüfen, ob die vorliegende Anteilserhöhung der Abwicklung 
und der Beendigung des Liquidationsverfahrens gedient hat. Diefe 
Frage kann unbedenklich bejaht werden. (Wird ausgeführt.) 


Das LG. hat weiterhin die Unwirkſamkeit der Anteilserhöhung 
aus § 139 BGB. gefolgert und ausgeführt: 

Die Beſchl. über die Erhöhung des Geſchäftsanteils und die 
Herabſetzung der Haftſumme bildeten ein einheitliches Ganzes, da 
durch fie verhütet werden ſollte, daß die Genoſſen im Ergebnis mehr 
belaſtet werden würden als vorher. Der Beſchl. über die Herabſetzung 
der Haftſumme könne aber nach der Eröffnung des Konkurſes nicht 
mehr in das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen werden, weil die durch 
den Konkurs bewirkte Beſchlagnahme eine Anderung des Vermögens⸗ 
ſtandes, wie ſie die Herabſetzung der Haftſumme bedeute, nicht mehr 
zulteße. Daraus folge auch die Nichtigkeit des Beſchl. über die Er⸗ 
höhung des Geſchäftsanteils. Dieſe Ausführungen können aber nicht 
durchweg gebilligt werden. Daß 8 139 BGB. auf ſatzungsändernde 
GenVerſBeſchl. anzuwenden iſt, ſteht in der Rſpr. feſt (RG. 140, 
177 3)). Richtig iſt ferner, daß beide Beſchl, ein einheitliches Rechts⸗ 


3) JW. 1933, 1826. 


licher Konſtruktion, wenn man — fo die Rſpr. des RG. — der in 
die Liquidation eingetretenen Genoſſenſchaft die Möglichkeit verſagte, 
ſich durch Erhöhung des Geſchäftsanteils bei ſich herausſtellender 
Überſchuldung oder Zahlungsunfähigkeit vor der Konkurseröffnung 
zu bewahren. Dem Gläubigerintereſſe, das gewiß nach der Auflöſung 
erhöhte Bedeutung zu beanſpruchen hat und auch geſetzlich beſonder⸗ 
geſchützt iſt, konnte jene Auffaſſung keineswegs dienen. Im Gegen⸗ 
teil, den Gläubigern kann es nur vorteilhaft ſein, wenn ſie durch die 
Liquidation volle Befriedigung ſtatt einer vielleicht mageren Kon⸗ 
kursdividende erhalten. Somit konnte nur beſtimmend fein die über⸗ 
mäßige Rückſicht auf die Individualintereſſen der Mitglieder, auf 
deren angebliches Sonderrecht auf die Liquidationsquote, die natur⸗ 
gemäß eine Schmälerung durch die Zuzahlung erfahren muß. Genau 
genommen würde in ſolchem Fall eine Liquidationsquote nicht einmal 
herauskommen, ſondern es würden die Genoſſen höchſtens vor 
weiterer Zuzahlung bewahrt bleiben. Und auch das würde nur einen 
zeitlichen Gewinn bedeuten, da bei Unvermeidbarkeit des Konkurſes 
die als Geſchäftsanteil nicht geſchuldeten Zahlungen in Geſtalt von 
Nachſchüſſen gewährt werden müſſen. Der einzige Vorteil jener Mei⸗ 
nung konnte alſo nur in der Erhaltung der Hoffnung beſtehen, 
daß es vielleicht der liquidierenden Genoſſenſchaft, die den Geſchafte“ 
anteil nicht erhöhen kann, gelingen werde, ſich anderweit doch noch 
über Waſſer zu halten und die Konkurseröffnung zu vermeiden. 
Im übrigen hätte man folgerichtig, wenn die Erhöhung des Ger 
ſchäftsanteils nach Auflöſung mit dem Sonderrecht der Genoſſen auf 
Liquidation nicht vereinbar wäre, den Beſchl. nicht überhaupt für 
unzuläſſig halten dürfen, ſondern lediglich die Zuſtimmung aller Ge⸗ 
noſſen hierzu — entſprechend der verzichtbaren Natur des Sonder⸗ 
rechts — verlangen müſſen. Widerſpruchsvoll war es auch, daß 
man zwar eine kurz vor der Auflöſung, ſei es auch nur im Hinbli 
auf dieſe vorgenommene Erhöhung nicht beanſtandete (ogl. RG. 72, 
236 JW. 1910, 41; 106, 403 JW. 1924, 1593), hingegen 
dem Beſchl. die Wirkſamkeit verſagte, wenn er erſt nach der Auf⸗ 
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geſchäft bilden. Es kaun auch nicht angenommen werden, daß die 
Vertreterverſammlung die Erhöhung des Geſchäftsanteils beſchloſſen 
hätte, wenn ſie die Herabſetzung der Haftſumme als nichtig erkannt 
hätte. Die Herabſetzung der Haftſumme von 150 AA auf 100 RM 
ſollte gewährleiſten, daß die Genoſſen trotz der Erhöhung des Ge⸗ 
ſchäftsanteils von 50 AM auf 100 AA im Falle eines Konkurſes 
insgeſamt nicht mehr einbüßen ſollten als nach der bisherigen 
Saßung, nämlich höchſtens 200 AA. Es kann auch nicht ohne 
weiteres angenommen werden, daß die Vertreterverſammlung ſich zur 
Erhöhung des Geſchäftsanteils um 50 ARM in jedem Falle bereit ge⸗ 
funden hätte. Die Unwirkſamkeit der Herabſetzung der Haftſumme 
muß deshalb die Unwirkſamkeit der Erhöhung des Geſchäftsanteils 
im Gefolge haben. Es kann aber nicht anerkannt werden, daß die Un⸗ 
wirkſamkeit des erſtgenannten Beſchl. bereits feſtſteht. 

Der Beſchl. über die Herabſetzung der Haftſumme wird als 
Satzungsänderung erſt wirkſam mit der Eintragung in das Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter (8 16 Abſ. 4 Genc.) Die ſeinerzeit vorgenommene 
Eintragung iſt wegen des Verſtoßes gegen 8 133 Gen®. mit Recht 
von Amts wegen gelöſcht worden. Der Beſchl. iſt daher noch nicht 
wirkſam eingetragen und deshalb auch nicht wirkſam geworden. Daß 
inzwiſchen die Genoſſenſchaft auſgelöſt worden iſt, ſteht ſeinem Wirk⸗ 
ſamwerden nicht entgegen. Daß die Genoſſenſchaft auch nach einer 
durch Beſchl. der Gen Verf. erfolgten Auflöſung die Satzung ändern 
Kann, ſoweit die Anderung dem Zwech der Liquidation nicht wider⸗ 
ſpricht, iſt heute allgemein anerkannt (vgl. RG. 138, 79). Während 
der Liquidation hat ſich die Tätigkeit der Genoſſenſchaft darauf zu 
beſchränken, die laufenden Geſchäfte abzuwickeln, die Gläubiger zu 
befriedigen und die Auseinanderſetzung unter den Genoſſen vorzu⸗ 
nehmen (8 88 Gen®.). Die Herabſetzung der Haftſumme ſteht dieſen 
Aufgaben nicht entgegen. Sie engt die Grundlage für die Aufnahme 
neuer Kredite ein und wird deshalb regelmäßig einem liquidations⸗ 
widrigen Aufbau des Unternehmens im Wege ſtehen. Anderſeits haben 
die vorhandenen Gläubiger, deren Befriedigung ein Hauptziel der 
Liquidation iſt, im 8 133 Gen. ein geeignetes Mittel, ſich gegen 
eine befürchtete Benachteiligung zu ſchützen. Darüber hinaus in ihrem 
Intereſſe eine Herabſetzung der Haftſumme während der Liquidation 
in jedem Falle für unzuläſſig zu halten, dazu zwingt das Geſetz nicht. 
In wirtſchaftlichen Kriſenzeiten kann es dem wohlverſtandenen 
Intereſſe der Genoſſen wie der Gläubiger der Genoſſenſchaft ent⸗ 
ſprechen, eine überſtürzte Abwickelung der Geſchäfte zu vermeiden, 
um zu verhindern, daß durch einen Konkurs das feſtangelegte Ver⸗ 
mögen der Genoſſenſchaft verſchleudert wird. Der Weg, den hier die 
Genoſſenſchaft gewählt hat — Erhöhung des Geſchäftsanteils ver⸗ 
bunden mit einer Herabſetzung der Haftſumme —, kann wirtſchaftlich 
geeignet ſein, dieſes Ziel zu erreichen. Ob im einzelnen Falle die 
Gläubiger dieſen Weg gehen wollen, überläßt das Geſetz ihrer Ent⸗ 
schließung, indem es ihnen die in 8 133 Send. aufgeführten Rechte 
zugeſteht. Daß den Beteiligten dieſer Weg abgeſchnitten ſein ſoll, 
auch wenn ſie ihn ſämtlich für wirtſchaftlich zweckmäßig halten, da⸗ 


) JW. 1933, 107. 


löſung gefaßt wird oder auch nur durch Eintragung nach der Auf⸗ 
löſung erſt Wirkſamkeit erlangt. Entweder billigte man die Heran- 
ziehung der Genoſſen zur Schuldendeckung auch außerhalb eines 
Konkursverfahrens: Dann iſt es gleichgültig, in welchem Stadium 
der Beſchl. gefaßt wird. Oder man hält jenes für unzuläſſig: Dann 
muß der innere Zuſammenhang zwiſchen Schuldendeckung und Ge⸗ 
ſchäftsanteilerhöhung auch vor des Auflöſung Berückſichtigung er⸗ 
fahren. Zudem fehlte es bei der bisherigen Rſpr. an einer ausreichen⸗ 
en Prüfung, ob die Eintragung des Beſchl. dieſem erſt von der Ein⸗ 
tragung an oder rückwirkend auf den Tag der Beſchlußfaſſung 
Gültigkeit verleiht, ſo daß zum mindeſten die noch vor der Auf⸗ 
löſung beſchloſſene Anteilserhöhung hätte als wirkſam anerkannt 
werden müſſen. 

Beſtehen bleibt die bisherige Streitfrage injofern, als durch 
87 a, wie das RG. richtig hervorhebt, nicht entſchieden wird, welche 
Grenze der Erhöhung des Geſchäftsanteils während 
der Liquidation zu ſetzen iſt. Nicht ſonderlich bedenklich ift es 
im Hinblick auf etwa mögliche Mißbräuche, daß die Genoſſenſchaft 
durch die Erhöhung des Anteils und der Pflichtzahlungen in die Lage 
verſetzt wird, ſtatt Auflöſung ihre wirtſchaftliche Wiederaufrichtung 
zu fördern. Schließlich geſtattet ja die herrſchende Meinung, die Auf⸗ 
löſung in den Fällen, in denen ſie auf dem Willensentſchluß der Ge⸗ 
noſſenſchaft ſelbſt beruht, durch Beſchl. wieder rückgängig zu machen, 
d.h. die werbende Tätigkeit wiederaufzunehmen. Es iſt alſo ein 
Streit mehr um die nebenſächliche Frage der Form, in der die auf 
Aufgabe des Liquidationszweckes gerichtete Abſicht verwirklicht werden 

ann, wenn man zwar die Forlſegung der Genoſſenſchaft nach Be⸗ 
ginn der Auflöſung für zuläſſig, die Erhöhung des Geſchäftsanteils 
zur Wiederaufnahme der werbenden Tätigkeit während der Liqui⸗ 
dation dagegen für unzuläſſig hält. Gewiß ſchafft es klarere Ver⸗ 
hältniſſe, daß man einen ausdrücklichen Ausſpruch der GenVerſ. 
über die Aufgabe der Liquidation bzw. die Fortſetzung der Genoſſen⸗ 


für fehlt es an ausreichenden Anhaltspunkten im Geſetz. Auch im 
Zuſtande der Liguidation muß daher eine Herabſetzung der Haft⸗ 
ſumme mindeſtens dann zuläſſig ſein, wenn ſie wie hier im Zu⸗ 
ſammenhang mit einer zuläſſigerweiſe beſchloſſenen Erhöhung des Ge⸗ 
ſchäftsanteils zur Vermeidung des Konkurſes erfolgt. 

Rechtsirrig iſt die Annahme des LG., daß der Beſchl. über die 
Herabſetzung der Haftſumme infolge der Eröffnung des Konkurſes 
nicht mehr in das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen werden könne. 
Die durch den Konkurs eingetretene Beſchlagnahme des Vermögens 
der Genoſſenſchaft hindert nur, daß die Herabſetzung ohne Zuſtim⸗ 
mung des Konkursverwalters wirkſam wird. Gegen ſeinen Willen 
Kann allerdings die Genoſſenſchaft das Wirkſamwerden der Haft⸗ 
ſummenherabſetzung nicht herbeiführen, weil das eine Verfügung über 
die Anſprüche der Genoſſenſchaft gegen die Genoſſen auf Zahlung der 
Nachſchüſſe bis zur Höhe der Hafkſumme bedeuten würde, wie ſie bis⸗ 
her durch die Satzung beſtimmt war. In Rſpr. und Schrifttum wird 
nun die Anſicht vertreten, daß wie bei der AktG. und bei der Geſell⸗ 
ſchaft mbH. ein Kapitalerhöhungsbeſchluß nach Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes nicht mehr in das Handelsregiſter eingetragen werden kann 
(RG. 77, 1525); 79, 175; Staub⸗Pinner, 14. Aufl., 8 281 
Anm. 2 mit weiteren Nachweiſen), ſo auch bei der Genoſſenſchaft 
mbH. die Konkurseröffnung die Eintragung eines Beſchl. über die Er⸗ 
höhung des Geſchäftsanteiles in das Regiſter hindere (LG. Chemnitz: 
Handelsrecht und Handelsbrauch 1929, 111; Pariſius⸗Crüger 
§ 7 Anm. 28; vgl. auch RG. 50, 124). Dieſe Anſicht wird damit 
begründet, daß die genannten Maßnahmen außerhalb des Zweckes 
der Durchführung des Liquidations⸗ oder des Konkursverfahrens 
ſtünden. Dieſer Geſichtspunkt verſagt aber bei der Herabſetzung 
der Haftſumme, die für ſich allein nicht geeignet iſt, dem wirtſchaft⸗ 
lichen Wiederaufbau der Genoſſenſchaft zu dienen. Kann ein Beſchl. 
über die Herabſetzung der Haftſumme hiernach grundſätzlich auch noch 
nach Konkurseröffnung mit Zuſtimmung des Konkursverwalters in 
das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen werden, ſo iſt es auch nicht 
gerechtfertigt, im einzelnen Fall dann eine Ausnahme zu machen, 
wenn dadurch ein vorher eingetragener, wenn auch bisher nur 
ſchwebend wirkſamer Beſchl. über die Erhöhung des Geſchäfts⸗ 
anteiles endgültig wirkſam wird. Der Konkursverwalter iſt rechtlich 
auch nicht gehindert, der Herabſetzung der Haftſumme zuzuſtimmen. 
Er kann auch ein berechtigtes Intereſſe an der Eintragung haben, 
wenn gem. 8 139 BGB. von der Wirkſamkeit des Beſchl. über die 
Herabſetzung der Haftſumme die Wirkſamkeit anderer Beſchl. der 
GenVerſ. abhängt. Im vorliegenden Falle würde beiſpielsweiſe mit 
der Eintragung des Beſchl. über die Herabſetzung der Haftſumme 
auch jeder Zweifel über die Wirkſamkeit des in derſelben Vertreter⸗ 
verſammlung gefaßten Beſchl. über die Auflöſung der Genoſſenſchaft 
hinfällig werden und damit über das Ausſcheiden der Mitglieder, 
die zum 31. Dez. 1931 gekündigt haben, das Vorliegen der Voraus⸗ 
ſetzungen des $ 75 Gen®. aber verneinen. 

Hiernach kann der Beſchl. über die Herabſetzung der Haftſumme 
noch durch Eintragung wirkſam werden. Demnach iſt auch der Beſchl. 
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ſchaft verlangt und die gewiſſermaßen ſtillſchweigende Fortſetzung 
durch bloß tatjächliches Abgehen von der Durchführung der Auflöſung 
als nicht genügend anſieht. Aber im wirtſchaftlichen Effekt laufen 
beide Verfahren auf dasſelbe hinaus. 

Dagegen iſt eine Grenze für die in der Liquidation erfolgende 
Erhöhung des Geſchäftsanteils aus folgenden Gründen unentbehrlich: 
Soll tatſächlich der Liquidationszweck nicht aufgegeben werden, jo iſt 
damit eine Erhöhung des Anteils und der Pflichtzahlungen über den 
die Deckung der Verbindlichkeiten und der Unkoſten der Liquidation 
überſteigenden Bedarf hinaus nicht zu vereinigen. Die Genoſſen 
würden dann Zahlungen machen, die völlig unproduktiv das Ver⸗ 
mögen der in Auflöſung ſtehenden Genoſſenſchaft vermehren und in 
abſehbarer Zeit doch wieder an die Genoſſen zurückfließen (8 91) 
würden. Eine derartige Belaſtung ohne Sinn und Zweck können die 
Mitglieder verweigern. Dieſes Ergebnis deckt ſich einigermaßen mit 
den vom RG. aufgeſtellten Grundſätzen. Eine Erhöhung des Ge⸗ 
ſchäftsanteils iſt nur bis zu dem Betrag zuläſſig, der ausweislich der 
letzten Liquidationsbilanz zur Vermeidung des Konkurſes erforderlich 
iſt. Wird darüber hinausgegangen, ſo offenbart die Genoſſenſchaft 
damit die Abſicht, ihr Unternehmen fortzuſetzen, und dies iſt nur mit 
Zuſtimmung ſämtlicher Genoſſen möglich, während unterhalb der 
Grenze Dreiviertelmehrheit genügt ($ 16 Abſ. 2). 

III. Neu und überraſchend iſt die Stellungnahme des KG. zu 
der Frage, ob noch nach der Auflöſung die Haftſumme 
herabgeſetzt werden darf. Die Gründe des KGG. find jedoch 
durchaus überzeugend. Es fehlt an jedem Anhalt dafür, daß das Geſetz 
die Jutereſſen der Gläubiger über deren eigenes Bedürfnis hinaus 
ſchützen wollte. Folgerichtig wird im Fall des Konkurſes die Zu⸗ 
ſtimmung des Konkursverwalters für notwendig erachtet. Die Entſch. 
des KG. zeugt von wirtſchaftlicher Einſicht. 

Prof. Dr. Ruth, Halle a. d. S. 
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über die Erhöhung des Geſchäftsanteils ſchwebend wirkſam. Dann 
kommt aber die Amtslöſchung, die die Nichtigkeit des Beſchl. zur 
Vorausſetzung hat, nicht in Betracht. 
(KG., 1. Fer ZivSen., Beſchl. v. 24. Aug. 1933, 1b X 461/33.) 
Ber. von LER. Dr. Henke, Berlin. 
* 


2. 88 428, 1115 BGB.; § 48 GBO. Bei der Abtretung 
einer Hypothek oder Grundſchuld an mehrere Perſonen 
als Treuhänder iſt der Hinweis auf die Treuhändereigen⸗ 
ſchaft in das Grundbuch nicht einzutragen. Die Bezeich- 
nung der mehreren Gläubiger als Geſamtgläubiger i. S. 
§ 428 BGB. iſt zwar ohne weitere Angabe eines Gemein- 
ſchaftsverhältniſſes (§S 48 GBO.) zuläſſig, entſpricht aber 
nicht dem Zwecke der Treuhänderbeſtellung; mehrere Treu⸗ 
händer pflegen zueinander in einem vertraglichen Geſell⸗ 
ſchafts verhältnis zu ſtehen und daher Geſamthandgläu⸗ 
biger zu ſein. 

Dem LG. iſt darin beizupflichten, daß die Beanſtandung des 
GBA., der Glaubiger ſei nicht genugend beſtimmt, unbegrün⸗ 
det iſt. Das GBA. iſt anſcheinend davon ausgegangen, daß die 
„Verſorgungskaſſe“, der allerdings die Rechtsperſönlichkeit man⸗ 
gelt, Gläubigerin habe werden ſollen. Das entſpricht jedoch nicht 
dem aus der Urkunde erſichtlichen Willen der Erklärenden. Zwar 
werden manchmal auch bloße Vertreter als Treuhänder bezeichnet, 
3. B. in dem Falle des § 1189 BGB. Im vorl. Falle iſt jedoch in 
der Eintragungsbewilligung deutlich zum Ausdruck gebracht, daß 
die drei Treuhänder Gläubiger der Forderung werden ſollen; ſie 
ſollen alſo das Vollrecht erwerben, wenn auch mit der Verpflich⸗ 
tung, darüber nicht zu eigenem Vorteil, ſondern nur im Intereſſe 
Dritter, nämlich der Auftraggeber, zu verfügen (ogl. IF G. 7, 
299, beſ. 302). 

Im Gegenſatz zur Auffaſſung des LG. erweiſt ſich jedoch 
auch die zweite, auf § 48 GBO. geſtützte Beanſtandung des GB A., 
es ſeien weder die Anteile der Berechtigten in Bruchteilen noch 
das für die Gemeinſchaft der Gläubiger maßgebende Rechtsver⸗ 
hältnis angegeben, als nicht begründet. Die Antragſtellerin hat 
beantragt, die drei neuen Gläubiger „als Geſamtgläubiger“ i. S. 
des § 428 BGB. einzutragen. In dieſer Weiſe kann die Ein⸗ 
tragung auch erfolgen. Wie der Senat bereits in den Entſch. v. 
5. März 1914 — 1 X 9/14 — (REF. 46, A 226) und be⸗ 
ſonders v. 15. Dez. 1932 — 1 X 690/32 — (die demnächſt im 
Jahrbuch veröffentlicht werden wird), ausgeſprochen hat, tft dus 
Rechtsgebilde der Geſamtberechtigung, das im 8428 BGB. als 
Geſamkgläubigerſchaft ſeine Regelung für das Gebiet des Schuld⸗ 
rechts gefunden hat, keineswegs auf dieſes beſchränkt, ſondern es 
iſt auch im Sachenrecht in einer dieſem angepaßten Form verwend⸗ 
bar. Insbeſ. beſtehen weder bei der Hyp. noch bei der Grund⸗ 
ſchuld Bedenken gegen die Begr. eines Gläubigerrechts für meh⸗ 
rere Perſonen in der Weiſe, daß die Leiſtung an einen von ihnen 
das Recht aller zum Erlöſchen bringt. Iſt demnach bei der Grund⸗ 
ſchuld eine der Geſamtgläubigerſchaft des § 428 BGB. entſpre⸗ 
chende Geſamtberechtigung materiellrechtlich möglich, jo iſt auch 
gegen die Eintragung formellrechtlich nichts einzuwenden. Zwar 
it die Geſamtgläubigerſchaft im § 48 GBO. nicht erwähnt, da 
aber dieſe Vorſchr. ſelbſt nur ein Ausfluß des das formelle Grund⸗ 
buchrecht beherrſchenden Grundſatzes der Beſtimmtheit iſt, ſo iſt 
nicht einzuſehen, warum man an dem Wortlaut des 848 GBO. 
haften bleiben ſoll, wenn der Zweck, dem er dient, durch die Ein⸗ 
tragung des Zuſatzes „als Geſamtgläubiger“ oder als „Geſamt⸗ 
berechtigte entſprechend § 428 BGB.“ voll genügt iſt. Eine nähere 
Beſt. des Gläubigerverhältniſſes iſt in ſolchem Falle überhaupt 
nicht möglich. 

Jedoch ſind gegen die beantragte Eintragung des Zuſatzes 
„als Treuhänder uſw.“ Bedenken zu erheben, und zwar deshalb, 
weil dieſer Zuſatz für das Grundbuch bedeutungslos iſt. Vorſtehend 
iſt augenommen worden, daß nach dem Willen der Erklärenden 
die Treuhänder nicht Vertreter der „Verſorgungskaſſe“ werden, 
ſondern nach außen das volle Gläubigerrecht erwerben ſollen; an⸗ 
dernfalls wäre die Grundſchuld ja ſchon mangels Bezeichnung 
eines rechtsfähigen Gläubigers nicht eintragungsfähig. Ein ähn⸗ 
liches Bedenken würde ſich aber bereits dann ergeben, wenn in⸗ 
folge des Treuhandverhältniſſes entweder ein beſchränktes ding⸗ 
liches Recht für die Treugeber an der Grundſchuld oder eine 
dinglich wirkende Verfügungsbeſchränkung der Treuhänder be⸗ 
gründet würde; denn auch dann bedürfte es der Bezeichnung der 
hieraus Berechtigten, und als ſolche kämen nur rechtsfähige Per⸗ 
ſonen, nicht aber eine Geſellſchaft bürgerlichen Rechts in Betracht. 
Tatſächlich kann das Treuhandverhältnis derartige das Recht des 
Treuhänders dinglich beſchränkende Wirkungen keinesfalls haben. 
Es kann ſchon zweifelhaft ſein, ob im vorl. Falle im Rechtsſinne 
von einem Treuhandverhältniſſe überhaupt geſprochen werden 
kann. Denn ein ſolches liegt nach der ſtändigen Rſpr. des RG. nur 
vor, wenn der Treugeber einen bisher auch rechtlich zu ſeinem 


Vermögen gehörenden Gegenſtand dem Treuhänder derart über⸗ 
eignet hat, daß das Treugut zwar rechtlich, nicht aber wirtſchaft⸗ 
lich aus ſeinem Vermögen ausgeſchieden ift, der Treuhänder alſo 
nur nach außen hin formell Inhaber des ihm anvertrauten Treu 
guts wird, während dieſes im Innenverhältniſſe wirtſchaftlich 
dem Treugeber verbleibt (vgl. RG. 79, 1212); 84, 2172); 91, 163 
103, 199; 127, 3419); 133, 84 , pgl. auch IF. 7, 304). Die 
Grundſchuld, bzgl. deren das Treuhandverhältnis gegenüber der 
„Verſorgungskaſſe“ begründet werden ſoll, hat aber bisher weder 
dieſer noch den Geſellſchaftern als ſolchen, deren Vermögen die 
„Verſorgungskaſſe“ bildet, gehört, ſondern der Grundſtückseigen⸗ 
tümerin und wird unmittelbar von dieſer auf die Treuhänder 
übertragen. Andererſeits werden mit der Abtretung der Grund⸗ 
ſchuld an die Treuhänder möglicherweiſe Forderungen der Geſell⸗ 
ſchafter („Verſorgungskaſſe“) geſichert, welche an die Glaubiger 
der Grundſchuld fiduziariſch abgetreten ſind. Ob in ſolchem Falle 
ein Treuhandverhältnis im Rechtsſinne angenommen werden kann, 
mag hier dahingeſtellt bleiben. Denn ſelbſt wenn dies der Fall 
iſt, ergeben ſich hieraus Wirkungen nur inſofern, als der Treu⸗ 
geber im Konkurſe eines ſolchen Treuhänders ein Ausſonderungs⸗ 
recht hat und auch einer Pfändung der Grundſchuld wegen der 
Forderung eines ſolchen Treuhänders gem. § 771 ZPO. wider⸗ 
ſprechen kann. Aber auch dieſe Rechte des Treugebers ſind nur 
ſchuldrechtlicher Art und beruhen nur darauf, daß ſolche Ausſon⸗ 
derungs⸗ und Widerſpruchsrechte u. U. auch auf Grund ſchuld⸗ 
rechtlicher Anſprüche gewährt werden. Nach außen bleibt der Treu⸗ 
händer allein verfügungsberechtigt und geht dieſes Verfügungs⸗ 
recht, da das Treugut zum Vermögen des Treuhänders gehört, 
im Fall des Konkurſes über dieſes Vermögen gem. den 88 1 
und 6 KO. auf den Konkursverwalter über; in gleicher Weiſe 
geht es auch im Fall des Todes des Treuhänders auf deſſen Er⸗ 
ben über, obwohl das Treuhandverhältnis ſelbſt wegen ſeiner per⸗ 
ſönlichen Natur mit dem Tode des Treuhänders erliſcht (vol. 
1 X 191/30 JFG. 7, 306; 1 X 70/31 = HöchſtRRſpr. 1931 
Nr. 1866). Ein beſonderes dingliches Recht kann für den Treu⸗ 
geber an dem auf den Treuhänder als Vollrecht übertragenen 
Treugut deshalb nicht begründet werden, weil es nur einen 
geſchloſſenen Kreis dinglicher Rechte gibt, ein dingliches Recht des 
Treugebers am Treugut aber weder im Geſetz beſonders vor⸗ 
geſehen iſt, noch ſich unter die beſtehenden dinglichen Rechte ein⸗ 
ordnen laßt. Auch die rechtsgeſchäftliche Vereinbarung einer ding⸗ 
lich wirkenden Verfügungsbeſchränkung des vollberechtigten Treu⸗ 
händers iſt gem. § 137 Satz 1 BGB. ausgeſchloſſen. Hiernach it 
das Treuhandverhältnis der Grundſchuldgläubiger zu der „Ver⸗ 
ſorgungskaſſe“ für das Grundbuch völlig bedeutungslos. Wenn es 
daher auch keiner Bezeichnung rechtsfähiger Treugeber bedarf, ſo 
iſt doch der Zuſatz, der auf das Treuhandverhältnis hinweiſt, 
aus dieſem Grunde in das Grundbuch überhaupt nicht aufzuneh⸗ 
men. Denn das Grundbuch iſt grundſätzlich von allen überfluſ⸗ 
ſigen und für das Grundbuchrecht unerheblichen Zuſätzen frei zu 
halten (vgl. KJ. 20, A 191; 21, A 165; 28, A 145; 
ITS. 3, 400; vgl. auch Güthe⸗Triebel, GBO. vor 813 
Anm. 88—89). Der Zuſatz, deſſen Eintragung ausdrücklich be⸗ 
antragt iſt, iſt demzufolge als ſolcher zu beanſtanden. Da dieſes 
Hindernis aber durch andere Faſſ. der Eintragungsbewilligung 
leicht zu beheben iſt, bedarf es hierfür zunächſt einer Zwiſchen⸗ 
verfügung gem. § 18 GBO. 

Außerdem iſt aber noch auf folgendes hinzuweiſen. Die 
Grundſtückseigentümerin hat zwar beantragt, die drei Perſonen 
„als Geſamtgläubiger“ einzutragen; und dies iſt durch den Notar 
ſogar noch dahin erläutert worden, daß tatſächlich eine Geſamtgläu⸗ 
bigerſchaft i. S. des § 428 BGB. gemeint fei. Gleichwohl beſtehen 
Bedenken, ob dies dem wahren Willen der Erklärenden entſpricht; 
denn eine Geſamtgläubigerſchaft in der Weiſe, daß an jeden der 
Gläubiger nach Wahl des Schuldners mit befreiender Wirkung be⸗ 
zahlt werden kann, wird ſchwerlich dem Zwecke der Beſtellung 
mehrerer Perſonen zu Treuhändern gerecht, der im allgemeinen 
wenigſtens dahin geht, dadurch eine größere Sicherheit gegen Ver; 
untreuungen und Eingriffe Dritter zu ſchaffen. Tatſächlich iſt nach 
der Rſpr. des Senats in ſolchem Falle die Begr. eines Geſamt⸗ 
handverhältniſſes unter den Treuhändern, durch das dieſes Ziel 
beſſer gewährleiſtet wird, auch durchaus möglich, da hierbei die 
mehreren Treuhänder untereinander in einem vertraglichen Geſell⸗ 
ſchaftsverhältnis ſtehen können und ſogar zu ſtehen pflegen (vgl. 
1 X 31/32 = HöhftRRipr. 1932 Nr. 1150 JW. 1933, 616 °)- 
Es wird ſich daher bei erneuter Erörterung der Sache auch Ge⸗ 
legenheit bieten, die Erklärende zu einer Klarſtellung ihres wirk⸗ 
lichen Willens auch in dieſer Hinſicht zu veranlaſſen. 

(KG., 1. Ziv Sen., Veſchl. v. 3. Aug. 1933, 1 X 403/33.) 
Mitgeteilt von KR. Dr. W. Schulze, Berlin. 
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3. § 259 Abi. 2 HGB. Beurkundung der Art und 
des Ergebniſſes der Beſchlußfaſſung in dem Protokoll 
über die Generalverſammlung einer AktG. 

In der GenVerſ. der Aktch war beantragt worden, be⸗ 
ſtimmte Perſonen zu Vorſtandsmitgliedern zu wählen. Über das 
en der Beſchlußfaſſung heißt es in dem notariellen Pro⸗ 
okoll: 


„Der Antrag wurde nach Abſtimmung durch Erheben 
von den Plätzen mit Mehrheit angenommen.“ 

Die Eintragung der neuen Vorſtandsmitglieder in das Han⸗ 
delsregiſter wurde in allen Rechtszügen abgelehnt. 

Es kann nicht bezweifelt werden, daß der Regiſterrichter zu 
prüfen hat, ob das Protokoll über die GenVerſ. den zwingenden 
Formvorſchr. des § 259 HGB. entſpricht und deshalb zur Grund⸗ 
lage einer Eintragung gemacht werden kann (Schlegelber⸗ 
ger § 127 Anm. 10). Nach § 259 Abſ. 2 HGB ift in dem Proto⸗ 
koll „die Art und das Ergebnis der Beſchlußfaſſung“ anzugeben. 
Was unter dem Ergebnis der Beſchlußfaſſung in dieſem Sinne 
zu verſtehen iſt, iſt im Schrifttum ſtreitig. Das Endergebnis iſt 
die Feſtſtellung, ob ein Antrag angenommen oder abgelehnt iſt. 
Dieſe Feſtſtellung beruht auf einer rechtlichen Schlußfolgerung 
aus dem Abſtimmungsergebnis. Es iſt allgemein üblich geworden, 
daß der Vorſitzende der Gen Verſ. nach der Feſtſtellung des Ab⸗ 
ſtimmungsergebniſſes feſtſtellt und verkündet, ob der Antrag an⸗ 
genommen oder abgelehnt worden iſt. Im Schrifttum wird ver⸗ 
einzelt die Anſicht vertreten (Fiſcher: JW. 1929, 1368), daß 
der Vorſitzende die Annahme oder Ablehnung des Antrages ver⸗ 
künden muß, und daß demgemäß auch die Verkündung proto⸗ 
tolliert werden muß. Vorliegend iſt die Verkündung der Antrags⸗ 
annahme durch den Vorſttzenden nicht protokolliert. Daraus kann 
jedoch ein Nichtigkeitsgrund nicht hergeleitet werden, weil der An⸗ 
ſicht von Fiſcher nicht beigepflichtet werden kann. Die Verkündung 
iſt im Geſetz weder ausdrücklich vorgeſchrieben noch wird ſie durch 
Sinn und Zweck der Formvorſchr. gefordert; ſie wäre überdies 
bei kleineren Gen Verſ. eine leere Form. Es wird denn auch im 
Schrifttum die Protokollierung des Abſtimmungsergebniſſes für 
notwendig und ausreichend gehalten, dabei aber überwiegend die 
Niederlegung des ziffernmäßig ausgedrückten Abitimmungsergeb- 
niſſes verlangt (Staub⸗Pinner, 14. Aufl., § 259, Anm. 5; 

aumbach 8259 Anm. 2; Becker, Protokollierung der Geu⸗ 
Verſ. S. 21; Jacuſiel, Handelsrecht und Handelsbrauch 1929, 
249; Seybold: DNotV. 1933, 38; auch RG. 75, 267 ) in einer 
Nebenbemerkung; a. A. Brodmann 8 259 Anm. 2 a; Joſef: 
JW. 1929, 1370). Der herrſchenden Anſicht folgen auch die Vor⸗ 
inſtanzen. Ob ihr ohne Ausnahme beizupflichten iſt, mag dahin⸗ 
ſtehen. Selbſt wenn mau es mit Brodmann auf die Lage des 
einzelnen Falles abſtellen und u. U. eine Beurkundung: „mit mehr 
als 214 Stimmen“ oder ſchlechthin „mit Mehrheit“ genügen laſ⸗ 
fen wollte, kann im vorl. Fall die Beurkundung nicht als aus- 
reichend angeſehen werden. Die Formvorſchr. des § 259 Abſ. 2 
und 3 HGB. dienen dem Schutz der Aktionäre und des Publikums: 
ſie ſollen für die Zukunft Zweifel und Streitigkeiten über das 
Zustandekommen eines Beſchluſſes vermeiden (K GJ. 32, A 152). 
am dieſes Ziel zu erreichen, wird es immer zweckmäßig ſein, das 
Abſtimmungsergebnis ziffernmäßig feſtzuhalten. Notwendig iſt 
es mindeſtens dann, wenn es infolge rechtlicher oder tatſächlicher 
Schwierigkeiten auf eine ziffernmäßig genaue Feſtlegung des Ab⸗ 
Ummungsergebniſſes ankommt, jo wenn Aktien mit mehrfachem 
Stimmrecht vorhanden ſind, wenn eine qualifizierte Mehrheit er⸗ 
orderlich iſt oder wenn Zweifel darüber beſtehen, ob einzelne 
ktionäre mitſtimmen dürfen. In ſolchen Fällen würde die bloße 
Feſtſtellung, daß der Antrag „mit Mehrheit“ angenommen wor⸗ 
den iſt, eine rechtliche Nachprüfung nicht ermöglichen. Im vorl. 
Falle erforderte der Beſchluß nur die einfache Mehrheit der ab- 
gegebenen Stimmen. Bedenken ergeben ſich aber aus der gewähl⸗ 
ten Art der Abſtimmung „durch Erheben von den Plätzen“. Nach 
dem Protokoll waren 90 Aktionäre mit 428 Stimmen erſchienen 
oder durch Bevollmächtigte vertreten. Wieviel Perſonen tatſächlich 
anweſend waren, läßt ſich aus dem Protokoll nicht erkennen, da 
die Möglichkeit beſteht, daß ein Bevollmächtigter mehrere Aktio⸗ 
näre vertreten hat. Hiernach muß damit gerechnet werden, daß es 
ſich um eine größere Verſammlung gehandelt hat, an der bis zu 
0 Perſonen teilgenommen haben können. Die einzelnen Perſonen 
beſaßen aber ein ganz verſchiedenes Stimmrecht, da nach der 
Protokollanlage der Aktienbeſitz bei den einzelnen Aktionären zwi⸗ 
ſchen einer und 33 Aktien geſchwankt hat und Bevollmächtigte 
mehrerer Aktionäre eine noch höhere Stimmenzahl auf ſich ver⸗ 
einigen konnten. Durch bloßes Erheben von den Plätzen wird 
aber nicht ſichtbar, wieviel Stimmen der ſich Erhebende auf ſich 
gereinigt. Um feſtzuſtellen, ob die ſich erhebenden Perſonen die 
Mehrheit der Stimmen beſitzen, bedarf es bei größeren Ver⸗ 
ammlungen noch weiterer Maßnahmen jedenfalls dann, wenn 


) JW. 1911, 289. 


eine erhebliche Minderheit vorhanden iſt. Von den anweſenden 
oder vertretenen Aktionären beſaßen 15 Großaktionäre bereits die 
Mehrheit der Stimmen, nämlich 225 Aktien. Sobald mehr als 
14 Perſonen gegen den Antrag ſtimmten — und das ſcheint nach 
Angabe des Notars latſächlich der Fall geweſen zu ſein —, muß⸗ 
ten deshalb mindeſtens bei den gegen den Antrag Stimmenden 
an Hand des Aktionärverzeichniſſes die von ihnen vertretenen 
Stimmen im einzelnen feſtgeſtellt werden. Das wird kaum ohne 
Namensaufruf abgegangen ſein. Das Protokoll ergibt aber nichts 
über die Art und Weiſe, wie die Stimmenzahl der gegen den An⸗ 
trag ſtimmenden Perſonen feſtgeſtellt worden iſt. Nun hat das 
NG. allerdings ausgeſprochen (RG. 105, 374), daß ein die Nich⸗ 
tigkeit begründender Mangel der Protokollierung nicht vorliege, 
wenn nach der Geſamtheit des Beurkundeten kein Zweifel über 
die Ordnungsmäßigkeit des Herganges beſtehen könne, als deſſen 
Ergebnis das Protokoll den Beſchluß feſtſtelle. Abgeſehen davon, 
daß im Schrifttum gegen eine ſo weitgehende Auslegung Beden⸗ 
ken geäußert worden find (Staub⸗ Pinner 8259 Anm. 11; 
Baumbach § 259 Anm. 1; Schlegelberger S127 Anm. 10), 
hat das RG. in der angeführten Enkſch. die ungenügende Proto⸗ 
kollierung der „Art der Beſchlußfaſſung“ nur deshalb für un⸗ 
ſchädlich gehalten, weil das Abſtimmungsergebnis ziffernmäßig 
genau feſtgelegt war. Daran fehlt es aber im vorl. Falle. Hier 
iſt ſowohl die Art der Beſchlußfaſſung wie das Ergebnis der Ab⸗ 
ſtimmung ungenau beurkundet. Anders als in dem vom RG. 
entſchiedenen Fall werden deshalb hier Zweifel über die Ord⸗ 
nungsmäßigkeit des Herganges der Abſtimmung nicht ausgeſchloſ⸗ 
fen. Die Faſſung des Protokolls genügt deshalb der Formvorſchr. 
des § 259 Abſ. 2 HGB. nicht. 

(KG., 1. Fer ZivSen., Beſchl. v. 14. Sept. 1933, 1b X 531/33.) 

Ber. von LGR. Dr. Henke, Berlin. 


Kechtsentſcheide in Miet und pachtſchutzſachen. 
Berichtet von KGR. Dahmann, Berlin. 


1. Der RE. v. 21. März 1927, 17 Y 26/27 (J W. 1927, 
1495), wonach gegen eine nach der rechtskräftigen Entſch. 
der Hauptſache ergangene Koſtenentſcheidung, auch wenn 
dieſe unzuläſſig iſt, keine Rechtsbeſchwerde ſtattfindet, 
wird aufrechterhalten. 

Eine entſprechende Anwendung der in den 88 321, 319 ZPO. 
enthaltenen Vorſchr. über die Anfechtung von Berichtigungs⸗ und 
Ergänzungsbeſchlüſſen würde noch nicht die Anfechtung mit dem 
eigens für das Verfahren in Mieterſchutzſachen geſtalteten Mittel 
der RBeſchw. herbeiführen. Sie verbietet ſich aber auch deshalb, 
weil die Verfahrensanordnung eine Anfechtung der Entſch. über 
den Erſatz der baren Auslagen in § 15 durch die Bezugnahme 
auf § 41 Abſ. 2 Satz 5 MietSHG. ausdrücklich nur für den Fall 
zugelaſſen hat, daß zugleich die Entſch. über die Hauptſache au⸗ 
gefochten wird. In dem RE. 17 Y 26/27 hat der Sen. ausgeführt, 
daß das Geſetz die Koſtenentſch. für ſich allein überhaupt der Nach⸗ 
prüfung entziehen, bei ihr alſo das Beſtehenbleiben einer unrich⸗ 
tigen Entſch. bewußt in Kauf nehmen wollte. Der Geſetzgeber hat 
zwiſchen verſchiedenen Gründen der Unrichtigkeit nicht unterſchie⸗ 
den, und der Sen. hat deshalb die Unzuläſſigkeit der Anfechtung 
ſelbſt einer unzuläſſigen Koſtenentſch. angenommen. Die Gründe 
des LG. vermögen den Sen. nicht von der Unrichtigkeit ſeiner da⸗ 
maligen Ausführungen zu überzeugen; denn wenn der Geſetz⸗ 
geber eine unrichtige Koſtenentſch. bewußt hat in Kauf nehmen 
wollen, dann muß das auch für den Fall gelten, daß dieſe ſich 
als Ergänzung oder Berichtigung eines in der Hauptſache ergan⸗ 
genen Beſchl. darſtellt. Rn 

Das LG. beruft ſich für feine Anſicht übrigens zu Unrecht 
auf Hertel. Dieſer ſagt zwar in ſeiner Bein. zu § 14 MietSch®. 
(Bd. S. 326), daß der Ergänzungsbeſchl. der RBeſchw. unter⸗ 
liegt. Er macht aber zu § 15 Verf AO. (S. 396) die Einſchränkung, 
daß der Koſtenerſtattungsbeſchl. immer nur zuſammen mit der 
Entſch. über die Hauptſache angefochten werden könne, und folgert 
daraus, daß er unanfechtbar iſt, wenn er nach rechtskräftiger 
Entſch. in der Hauptſache ergeht (vgl. auch Ebel, MietSch c., 
5. Aufl., § 15 Verfa O, Bem. 4, S. 161). 

(KG., 17. Zi Sen, NE. v. 5. Juli 1933, 17 Y 21/33) 4 
* 


2. 88 41, 44 Miet Sch. Eine dem Beſchluß des MGA. 
entgegenſtehende frühere rechtskräftige Entſch. iſt von der 
Beſchwerdeſtelle auch dann zu berückſichtigen, wenn das 
MEN. fie bei feinem Beschluß nicht gekannt hat. 

Nach SA Abſ. 2 MietShS. kann die RBeſchw. nur dar⸗ 
auf geſtützt werden, daß die Entſch. des MEA. auf einer Verletzung 
des Geſetzes beruhe. 

Die erwähnte Vorſchr. des Miet Sch. i. Verb. m. § 44 g. g. O. 
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läßt erkennen, daß die Entſch. des MEA. in ähnlicher Weiſe wie 
die Entſch. der ordentlichen Gerichte materielle Rechtskraft er⸗ 
langen. Dieſe bewirkt, daß die gleiche Streitfrage zwiſchen den⸗ 
ſelben Parteien nicht abermals zur Entſch. gebracht werden darf. 
Eine Entſch., die hiergegen verſtößt, beruht immer auf einer Ver⸗ 
letzung des Geſetzes. Der Umſtand, daß über den Klageanſpruch 
bereits rechtskräftig entſchieden iſt, muß im Zivilprozeß von 
Amts wegen berückſichtigt werden. Der Grund dafür liegt in dem 
Intereſſe des Staates daran, daß wegen des Anſehens der 
Rechtspflege einander widerſprechende Entſch. möglichſt vermieden 
werden. Im Zivilprozeß muß auch das Rev. eine Prüfung von 
Amts wegen hinſichtlich ſolcher Punkte vornehmen, die in den 
unteren Inſtanzen von Amts wegen zu berückſichtigen ſind (ogl. 
Stein, Bem. II 3 zu 8 561; ferner RG. 62, 131; 86, 16), wo 
es ſich um die Einreden der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges und 
der mangelnden Parteifähigkeit handelt. Dies gilt, obwohl auch 
nach § 549 3PO. die Reviſion nur darauf geſtützt werden kann, 
daß die Entſch. auf der Verletzung eines Geſetzes beruhe. 

Andere Grundſätze können auch für das Verfahren vor dem 
MEX. und der Beſchwerdeſtelle nicht gelten, weil die Berückſichti⸗ 
gung der Rechtskraft eine Grundregel der Rſpr. darſtellt und die 
für das ordentliche Prozeßverfahren geltenden Erwägungen ohne 
weiteres auch für das Verfahren nach dem MietSch cg. zutreffen. 

Wie der Vergleich mit den Regeln des Zivilprozeßrechts 
lehrt, liegt eine „Verletzung des Geſetzes“ nicht nur dann vor, 
wenn das untere Gericht ſich über einen von Amts wegen zu be⸗ 
rückſichtigenden Umſtand hinweggeſetzt hat, obwohl er Gegenſtand 
der Erörterung war, ſondern auch dann, wenn es ihn deshalb nicht 
berückſichtigt hat, weil es ihn nicht gekannt hat und mangels einer 
beſonderen Ermittlungspflicht auch nicht zu kennen brauchte. Auch 
im letzteren Falle hat alſo die Beſchwerdeſtelle eine frühere rechts⸗ 
kräftige Entſch., welche dem Beſchl. des MEA. entgegenſteht, zu 
berückſichtigen. 

(KG., 17. Ziv Sen., RE. v. 5. Juli 1933, 17 Y 24/33.) 
* 


3. 8 8 PähterShb. Eine anderweitige Verpachtung 
i. S. des 88 Abſ. 2 Pächter SchGd. v. 22. April 1933 liegt 
noch nicht vor, wenn der anderweitige Pachtvertrag nach 
der VO. des Bundesrats über den Verkehr mit landwirt⸗ 
ſchaftlichen Grundſtücken v. 15. März 1918 der behördlichen 
Genehmigung bedarf und dieſe Genehmigung noch nicht 
erteilt iſt. 

Das PEN. kann nach den §§ 1 und 8 Abſ. 1 Pächter Schcg. 
v. 22. April 1933 beſtimmen, daß die Kündigung eines landwirt⸗ 
ſchaftlichen Pachtvertrages als nicht erfolgt gilt, auch wenn das 
Pachtverhältnis vor dem Inkrafttreten des Geſetzes gekündigt wor⸗ 
den iſt. Nach §8 Abſ. 2 finden dieſe Vorſchr. jedoch keine Anwen⸗ 
dung, wenn der Verpächter eine anderweitige Verpachtung vorge⸗ 
nommen hat. Der Zweck des Pächter Schch. in der durch das Gel. 
v. 23. Juni 1933 abgeänderten und ergänzten Faſſung geht, wie 
ſein Inhalt erkennen läßt, dahin, den Pächter, der durch die un⸗ 
günſtigen Verhältniſſe der Landwirtſchaft unverſchuldet in Not ge⸗ 
raten iſt, weitgehendſt zu ſchützen und dem Schutze nur dort eine 
Grenze zu ziehen, wo es das Gemeinwohl erfordert und wo beſon⸗ 
ders ſchutzbedürftige Belange des Verpächters entgegenſtehen (vgl. 
Hillebrandt bei Pfundtner⸗Neubert, Das neue 
Deutſche Reichsrecht III b 4, Einführung zum Pächter Sch. und 
zum Geſ. v. 23. Juni 1933). Unter Berückſichtigung dieſes Zweckes 
des Geſetzes erſcheint es nicht angängig, die Vornahme einer ander⸗ 
weitigen Verpachtung i. S. des 88 Abſ. 2 ſchon ſchlechthin im 
Abſchluſſe eines Pachtvertrages zu ſehen. Vielmehr kann von Be⸗ 
deutung nur ein wirkſamer anderweitiger Pachtvertrag ſein. 

Nach SI VO. des Bundesrats über den Verkehr mit land⸗ 
wirtſchaftlichen Grundſtücken v. 15. März 1918 bedarf jede Ver⸗ 
einbarung, die den Genuß der Erzeugniſſe eines landwirtſchaft⸗ 
lichen Grundſtücks zum Gegenſtande hat, wenn das Grundſtück 
über 5 ha groß iſt, zu ihrer Wirkſamkeit der Genehmigung der 
zuſtändigen Behörde, alſo nach der PrAusfBeſt. v. 16. März 1918 
in Landkreiſen der Genehmigung des Landrats. Aus der allgemei⸗ 
nen Faſſung der Vorſchr. ergibt ſich, daß zu den genehmigungs⸗ 
pflichtigen Vereinbarungen auch Pachtverträge gehören. Dies iſt 
in Schrifttum und Rſpr. unſtreitig. „Von der Genehmigung hängt 
daher, wie die amtliche Begr. zur Bundesrats O. (JM Bl. 1918, 
S. 70) ſagt, die Wirkſamkeit des Geſchäfts ab, ſolange die Geneh⸗ 
migung nicht erfolgt iſt, iſt es unwirkſam.“ Dieſe Unwirkſamkeit 
iſt zwar nur ſchwebend, und bei Erteilung der Genehmigung wird 
der Vertrag mit rückwirkender Kraft wirkſam. Auch beſteht in 
der Zwiſchenzeit eine gewiſſe Bindung zwiſchen den Vertrags⸗ 
teilen, die ſie insbeſ. verpflichtet, ihrerſeits alles zu tun, daß der 
Vertrag wirkſam werde (vgl. Urt. des RG.: RGWarn. 1927 
Nr. 41, 49, 50). Das ſchließt aber nicht aus, daß der Vertrag ſelbſt 
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ſolange noch nicht wirkſam iſt, als die Genehmigung nicht erteilt 
iſt. Die Bindung iſt alſo noch nicht endgültig, die Vertragsteile 
müſſen ſich vielmehr bewußt ſein, daß der Vertrag unwirkſam 
bleiben kann, und ſie müſſen dementſprechend ihre Maßnahmen 
einrichten. Auch i. S. des SS Abſ. 2 Pächter Schch. iſt daher ein 
genehmigungsbedürftiger Pachtvertrag, zu dem die Genehmigung 
noch nicht erteilt iſt, nicht eine anderweitige Verpachtung, die die 
Anwendung der Pächterſchutzvorſchr. ausſchließt; der Ausſchluß er⸗ 
folgt vielmehr erſt durch den wirkſamen Abſchluß, alſo durch die 
Genehmigung des Pachtvertrages. e 
Diefe Auslegung unterläßt auch nicht eine billige Berück⸗ 
ſichtigung der Belange des Verpächters. Denn die Genehmigungs⸗ 
anträge find nach dem Erlaß des PrLandw Min. v. 26. Okt. 1925 
(Wagemann⸗ Marwitz, Pachtſchd. S. 319 Anm. 3) als 
Eilſachen zu behandeln, und die Entſch ift den Beteiligten mög⸗ 
lichſt innerhalb von drei Wochen nach Eingang des Antrages be⸗ 
kanntzugeben. Da das Pächterſchutzverfahren, wenn gegen den 
Verpächter entſchieden wird, einſchließlich der RBeſchw. oder Ber., 
für die eine Friſt von zwei Wochen geſetzt ift, über drei Wochen 
dauert, kann vor der endgültigen Entſch. über den Pächterſchutz 
in der Regel die Frage der Genehmigung des neuen Pachtver⸗ 
trages geklärt ſein. Wird die Entſch. über dieſe Genehmigung 
durch das Verhalten des Verpächters oder durch Bedenken, die 
der Genehmigung entgegenſtehen, verzögert, ſo iſt es nicht un⸗ 
billig, daß im Pächterſchutzverfahren der unwirkſame oder noch 
nicht wirkſame Pachtvertrag nicht nach §8 Abſ. 2 PächterSchch. 
berückſichtigt wird. Andererſeits wäre es eine erhebliche Unbillig⸗ 
keit gegenüber dem Pächter, wenn ihm der Kündigungsſchutz ver⸗ 
ſagt würde, ſolange die Möglichkeit beſteht, daß der anderweitige 
Pachtvertrag infolge Verſagung der behördlichen Genehmigung 
nicht wirkſam wird. 
(KG., 17. ZivSen., RE. v. 25. Sept. 1933, 17 Y 31/33.) D. 


Oberlandesgerichte. 


Berlin. a) Zivilſachen. 


1. 58 27, 28, 33, 34 Binn Sch. 

1. Wenn ein Schiffseigner einen Transport von einem 
beſtimmten Ort ab übernimmt, ſo iſt damit regelmäßig die⸗ 
jenige Stelle des Orts gemeint, wo üblicherweiſe Schiffe 
ihren Ladeplatz einzunehmen haben. 

2. Es iſt nicht erforderlich, daß ein Frachtführer, der 
ſich verladebereit meldet, ſchon zur Zeit dieſer Meldung 
mit dem Schiff ladebereit am vereinbarten Ladeplatz liegt; 
es genügt, daß er imſtande iſt, zu Beginn des der Anzeige 
folgenden Tages mit der Beladung anzufangen. 

3. Auch wenn wegen des Umfangs der zu befördern⸗ 
den Menge die Fahrt mehrmals wiederholt werden müßte, 
kann der Frachtführer die Entſchadigung für Nichtliefe⸗ 
rung der Ladung (Fautfracht) nach der vereinbarten Ge⸗ 
ſamtfracht berechnen; es iſt nicht etwa die auf eine ein⸗ 
malige Fahrt entfallende Fracht zugrunde zu legen; denn 
die Fautfracht iſt keine Entſchädigung für Zeitverluſt, ſon⸗ 
dern für die Nichterfüllung des Vertrages. 

4. Erklärt ein Frachtführer, daß er nur noch eine be⸗ 
ſtimmte Anzahl Tage warten werde, ſo kann er nach Ablauf 
dieſer Wartezeit kein weiteres Liegegeld mehr fordern. ) 

Der Kl., ein Schiffseigner, verlangt von der Bekl. Zahlung 
von Fautfracht und Liegegeld. Er hatte am 28. Jan. 1932 mit der 
Bekl. einen Frachtvertrag abgeſchloſſen, der in folgendem Schreiben 
der Bekl. niedergelegt iſt: 4 

„Wir übertragen Ihnen hiermit den Transport von zirka 
4—5000 Raummeter kief. Kloben und Rollen Um lang von 
Kreuz nach Berlin zum Preiſe von 1,25 RM per Raummeter ab 
Waggon Kreuz bis frei Ufer Berliner Hafen.“ FR 

Der Transport ſollte mit zwei Schiffen, nämlich dem des Kl. 
und dem ſeines Vaters, ausgeführt werden. Der Vater hatte ſich mit 
dem Vertrage einverſtanden erklärt. 

Unter dem 31. Jan. 1932 ſchrieb der Kl. der Bekl., er ver“ 
miſſe in dem Frachtvertrag das Wort „Kreuz — Umſchlaghafen“, 


Zu 1. Urteile höherer Gerichte aus dem Binnenſchiffahrtsrecht 
find verhältnismäßig ſelten. Das oben mitgeteilte KGUrt., dem in 
allen Teilen zuzuſtimmen iſt, gibt ein anſchauliches Bild von der 
Handhabung der Vorſchriften des Binn Sch. über Ladeort, Lade⸗ 
bereitſchaft, Wartezeit, Fautfracht und Liegegeld. 

Die Parteien hatten vereinbart, daß eine größere Menge Holz 
„von Kreuz nach Berlin ab Waggon Kreuz“ zu befördern ſei. Der 
Abſender erfuhr erſt nachträglich, daß es am Abſendeort zwei Bahn⸗ 
höfe gibt, nämlich den Ortsbahnhof und den Hafenbahnhof. Er legte 
nun den Frachtvertrag dahin aus, daß der Schiffseigner die Koſten 
des Bahntrausports vom Ort Kreuz zum Hafenbahnhof zu tragen 
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nach ſeiner Erkundigung betrage das Rangiergeld von Kreuz⸗Bahnhof 
bis Kreuz⸗Umſchlaghafen ungefähr 5 N., pro Waggon; er bitle, das 
Wort „Kreuz⸗Umſchlaghafen“ als Zuſatz im Frachtvertrage zu be- 
ſtätigen und um weitere Beſtätigung, daß das Holz nach Kreuz⸗ 
Umſchlaghafen auf Koſten der Bekl. geſchickt werde. Die Bekl. er⸗ 
widerte, ſie könne dieſe Koſten nicht tragen. 

Am 25. Febr. 1932 meldete ſich der Kl., der inzwiſchen mit 
ſeinem Kahn in Kreuz⸗Umſchlaghafen eingetroffen war, für den 
29. Febr. 1932 ladebereit. Unter dem 29. Febr. 1932 erinnerte er 
die Bekl. an Verfrachtung; dieſe erfolgte nicht, vielmehr ſchrieb die 
Bekl. dem Kl. unter dem 5. März 1932, bevor die Differenzen. 
zwiſchen den Parteien nicht reſtlos geklärt ſeien und der Kl. nicht 
eine bindende Erklärung abgebe, daß er den Umſchlag von Waggon 
Kreuz bis zum Ufer Berlin zu dem vereinbarten Satz übernehme, die 
Verladung des Holzes nicht beginnen könne; ſollte eine diesbezug⸗ 
liche Erklärung des Kl. nicht bis zum 10. März eingehen, ſo trete 
fie von dem Vertrag zurück. 

Am 9. März 1932 ſchrieb der Kl. an die Bekl., daß er die 
Ladezeit kündige und nach Ablauf der Wartezeit von drei Tagen die 
ihm zuſtehenden Anſprüche, insbeſ. auf Fautfracht und Liegegeld 
geltend machen werde. Der Kl. wartete mit ſeinem Kahn bis zum 
15. März 1932 in Kreuz⸗Umſchlaghafen. Unter dem 17. März 1932 
ſchrieb der Kl. an die Bekl., nachdem die Wartezeit abgelaufen ſei, 
halte er ſich nicht mehr an den Vertrag gebunden. Nach dem Vor⸗ 
trag des Kl. erklärte darauf die Bekl. mit Schreiben v. 21. März 
1932 den Rücktritt vom Vertrag. 

Der Kl. verlangt nunmehr von der Bekl. Zahlung der Faut- 
fracht für zehn Tage, und zwar ein Drittel der bedungenen Fracht 
gem. § 34 BinnSchch. in Höhe von 1666,66 AM, ferner Liegegeld 
für fünf Tage gem. 830 BinnSchcz. in Höhe von täglich 42 AH 
zuzüglich eines nach Behauptung des Kl. handelsüblichen Zuſchlags 
von 500%. 

LG. und KG. haben verurteilt. 5 

1. Dem LG. iſt zunächſt darin beizutreten, daß Vertragsgegner 
der Bekl. lediglich der Kl. und nicht ſein Vater geweſen iſt. Der Auf⸗ 
trag der Bekl. mit Schreiben v. 28. Jan. 1932 iſt lediglich an den 
Kl. adreſſiert. Im Text heißt es ausdrücklich, daß die Bekl. dem 
Kl. („Ihnen“) den Transport übertrage. Daß der Vater des Kl. 
ſich ſchriftlich mit der Abmachung einverſtanden erklärt hat, iſt von 
keiner ausſchlaggebenden Bedeutung für die Frage, ob er der Bekl. 
gegenüber unmittelbar berechtigt und verpflichtet ſein ſollte. Der 
Inhalt der Abmachung ergibt dies nicht, vielmehr ſollte er danach 
nur die Stellung eines Unterfrachtführers gegenüber dem 
Kl. haben. Auch der anſchließende Briefwechſel it lediglich zwiſchen 
der Bekl. und dem Kl. allein geführt worden. 

2. Die Bekl. hält den Vertrag v. 28. Jan. 1932 für nicht 
zuſtande gekommen, weil beide Parteien die Beſtimmung darüber, 
bis wohin die Güter von der Bekl. auf ihre Koſten anzurollen ſeien 
und wo ſie dann vom Kl. übernommen werden ſollten, in ver⸗ 
ſchiedenem Sinne aufgefaßt hätten. Das LG. hat dagegen an⸗ 
genommen, daß der Vertrag einen verſteckten Einigungsmangel 
Diſſens) nicht aufweife und daher wirkſam zuſtande gekommen ſei. 
Dieſer Auffaſſung iſt beizutreten. Ein verſteckter Einigungsmangel 

ommt nur dann in Frage, wenn die Erklärungen, die von beiden 
Vertragſchließenden in verſchiedenem Sinne aufgefaßt ſein wollen, 
objektiv mehrdeutig ſind. War die Erklärung eindeutig, ſo iſt für 
die Anwendung der Grundſaätze von verſtecktem Einigungsmangel Rein 
Raum; denn es iſt feſtſtehender Grundſatz, daß jeder Erklärende ſich 
ſelbſt bei ſeinem Worte nehmen laſſen muß; er muß es ſich gefallen 
laſſen, daß ſeine Erklärung ſo verſtanden wird, wie ſie von einem 
Unbefangenen aufgefaßt wird. Es iſt deshalb zu prüfen, ob die Be⸗ 
ſtimmung des Vertrags über die vom Kl. übernommenen Leiſtungen 
ſo gefaßt iſt, daß eine objektive Auslegung möglich iſt. Hierbei find 
ie geſamten Umſtände, die für die Auslegung Bedeutung haben 
önnen, heranzuziehen. Nur dann, wenn dieſe Prüfung dahin führt, 
daß die Beſtimmung ſo unklar iſt, daß ſie auch objektiv in ver⸗ 


habe. Das Urt. nimmt mit Recht den Standpunkt ein, daß dieſes 
ungewöhnliche Verlangen durch den Vertragswortlaut nicht gedeckt 
und daher unberechtigt iſt. Als Ladeort konnte nach Lage der Sache 
nur der Hafenbahnhof gemeint fein. 0 

Als der Schiffer ſich ladebereit meldete, war eines der beiden 
für die Beförderung zu verwendenden Schiffe noch unterwegs. Es 
Ronnte aber rechtzeitig bis zu dem Zeitpunkt, wo es früheſtens hätte 
beladen werden können, am Ladeort eintreffen. Hiernach war der 
Schiffseigner in vollem Umfange rechtzeitig ladebereit. 

Die Bekl. hat bis zum Ende der im ganzen 13 Tage betragen⸗ 
den Lade⸗ und Wartezeit keine Ladung geliefert, weil ſie — zu 
Unrecht — darauf beſtand, daß der Schiffseigner ſich zur Übernahme 
der Umſchlagskoſten vom Ortsbahnhof bis zum Hafenbahnhof ver⸗ 
pflichtete. Der Frachtführer war nach 8 34 BinnShb. nach Ablauf 
der Wartezeit nicht länger an den Vertrag gebunden und befugt, 
vom Abſender ein Drittel der bedungenen Fracht als Entſchadigung 
Fautfracht) zu verlangen. Außerdem ſtand ihm für jeden Tag, um 
den die Liegezeit überſchritten war, Liegegeld zu. Das im Geſetz vor⸗ 
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ſchiedenem Sinne ausgelegt werden kann, muß eine Einigung als 
nicht zuſtande gekommen angeſehen werden. 

Bei der Auslegung des Vertrages hat das LG. zu Recht als 
weſentlich den Umſtand angeſehen, daß der Kl. als Schiffseigner 
nicht Land⸗, ſondern Waſſertransporte ausführt. Die Übernahme eines 
Landtransportes liegt außerhalb der gewerblichen Tätigkeit eines 
Schiffseigners. Hiervon geht das BinnSchch. als ſelbſtverſtändlich 
aus. Danach nimmt der Schiffseigner das Frachtgut regelmäßig am 
Schiff in Empfang; der Abſender hat die Güter bis zum Schiffe zu 
liefern. Nach § 27 BinnSchGG. hat, wenn das Schiff im ganzen ver⸗ 
frachtet iſt, der Frachtführer es zur Einnahme der Ladung an den. 
vom Abſender angewieſenen Platz hinzulegen, dort iſt die Ladung ein⸗ 
zunehmen. Sofern nichts Gegenteiliges vereinbart iſt, hat nach 8 41 
BinnShG. der Abſender gepackte Güter auf das Schiff, loſe Güter 
in das Schiff zu liefern, wahrend der Frachtführer die weitere Ver⸗ 
ladung zu bewirken hat. Wenn ein Schiffer einen Transport bon 
einem beſtimmten Ort ab übernimmt, ſo iſt damit regelmäßig die⸗ 
jenige Stelle des Orts gemeint, wo üblicherweiſe oder nach den ge⸗ 
troffenen Vorkehrungen oder behördlichen Anordnungen Schiffe ihren 
Ladeplatz einzunehmen haben. Ob dieſe Stelle noch innerhalb oder 
ſchon außerhalb des eigentlichen Ortsbereiches liegt, iſt ohne Bedeu⸗ 
tung, wenn nur der verkehrsmäßige Zuſammenhang mit dem Orte 
gewahrt iſt. Wenn daher in dem Vertrag abgemacht iſt, daß der Kl. 
den Transport von „Kreuz nach Berlin“ ausführen ſollte, ſo iſt da⸗ 
mit die Ausführung von derjenigen Stelle in Kreuz oder in der Nähe 
von Kreuz gemeint, in der Frachtkähne regelmäßig anlegen. Das iſt 
in Kreuz der Umſchlaghafen Kreuz. Hier hatte der Kl. den Ladeßplatz 
einzunehmen; von hier aus hatte er den ihm übertragenen Waſſer⸗ 
transport auszuführen. 

Die Preisbeſtimmung ab „Waggon Kreuz“ beſagt mithin nur, 
daß — in Abweichung der geſetzlichen Regelung des § 41 BinnSchch. 
— die Güter nicht auf oder in das Schiff, ſondern nur an das Schiff 
zu liefern waren und die Ausladung der Waggons der Kl. auf ſeine 
Koſten zu beſorgen hatte. 

Hieraus folgt, daß die Bekl. nicht berechtigt war, die Lieferung 
der Frachtgüter davon abhängig zu machen, daß der Kl. ſich mit der 
übernahme der Koſten für den Bahntransport von Kreuz⸗Bahnhof 
bis Kreuz⸗Umſchlaghafen einverſtanden erklärte. 

3. Den Anſpruch des Kl. auf Fautfracht ſtehen auch ſonſt 
keine Bedenken entgegen. Nach § 34 BinnSchch. iſt Vorausſetzung 
für den Anſpruch auf Fautfracht, daß der Abſender bis zum Ablaufe 
der Wartezeit keine Ladung geliefert hat. Die Wartezeit richtet ſich 
nach 833 BinnSchGG.; es muß die Ladezeit abgelaufen fein und der 
Schiffer erklärt haben, nicht länger auf die Lieferung der Ladung 
warten zu wollen; dieſe letzte Erklärung muß drei Tage vor Ablauf 
der Ladezeit erfolgt ſein; andernfalls läuft die Wartezeit erſt drei 
Tage nach der Erklärung ab. Im vorl. Falle beträgt die Ladezeit 
(829 BinnSch c.) unſtreitig zehn Werktage. Sie beginnt mit dem auf 
die Anzeige der Ladebereitſchaft folgenden Tage (8 29). Der Kl. hatte 
ſich ſchon am 25. Febr. 1932 zum 29. Febr. 1932 verladebereit ge⸗ 
meldet. Die Ladezeit beginnt alſo am 29. Febr. 1932 und endet 
(weil der 6. März 1932 ein Sonntag war) mit dem 10. März 1932. 
Die Erklärung nach 8 33 BinnSch ch. iſt nicht drei Tage vor Ab⸗ 
lauf der Ladezeit abgegeben worden. Die Wartezeit endete daher drei 
Tage nach Zugang des Schreibens v. 9. März 1932 — dieſer iſt 
unſtreitig am 10. März 1932 erfolgt — alſo am 13. März 1932. 
Bis zum Ablauf der Wartezeit hat der Kl. auch tatſächlich mit ſeinem 
Fahrzeug in Kreuz gewartet. 

Zu Unrecht macht die Bekl. geltend, der Kl. könne Fautfracht 
deshalb nicht oder wenigſtens nicht in voller Höhe verlangen, weil 
er nur mit feinem eigenen Fahrzeug verladeberelt geweſen fei. Der Kl. 
hatte ſich unſtreitig verladebereit gemeldet. Daß dieſe Meldung eine 
Einſchraukung auf fein eigenes Fahrzeug enthalten habe, wird nicht 
behauptet. Mithin hat er ſich für beide Schiffe verladebereit gemeldet. 
Unbeſtritten iſt die Angabe des Kl., daß ſein Vater mit ſeinem Fahr⸗ 
zeug am 29. Febr. 1932 bereits nach Kreuz unterwegs geweſen war. 


geſehene Liegegeld iſt ſeit dem Jahre 1895 nicht mehr erhöht worden. 
Der Verkehr hat ſich in der Weiſe geholfen, daß die Sätze durch 
Handelsbrauch um 50% heraufgeſetzt wurden. Dieſer Handelsbrauch 
iſt offenbar ſo allgemein anerkannt, daß auch die Bekl. ihn nicht zu 
beſtreiten gewagt hat. 5 

Das Urt. entſpricht der Billigkeit. Man kann der Bekl. den 
Vorwurf nicht erſparen, daß ſie recht unklug handelte, als ſie den 
Zeitraum von 13 Tagen, während deſſen der Schiffseigner vergeb⸗ 
lich in Kreuz auf Ladung wartete, nicht dazu benutzt hat, um ſich mit 
ihm über den verhältnismäßig nebenſächlichen Streitpunkt zu einigen. 
Wer in einer ſolchen Weiſe auf einer höchſt zweifelhaften Vertrags⸗ 
auslegung beſteht, kann ſich nicht wundern, wenn er für die Folgen 
verantwortlich gemacht wird. 

Aus dem Urt. gewinnt man den Eindruck, daß die frachtrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen des BinnSchcf., nachdem der Hanudelsbrauch 
die Höhe des Liegegeldes den Zeitverhältniſſen angepaßt hat, auch den 
heutigen Verkehrsbedürfniſſen noch durchaus gerecht werden. 

MinR. Dr. W. Vogels, Berlin. 
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Nun iſt nicht erforderlich, daß ein Schiffer, der ſich verladebereit 
meldet, ſchon zur Zeit dieſer Meldung mit dem Schiff verladebereit 
am vereinbarten Ladeplatz liegt, vielmehr genügt es, daß der Schiffs⸗ 
eigner bereit und imſtande iſt, der Anweiſung des Abſenders betreffs 
des Ladeplatzes nachzukommen, ſo daß am Begiun des der Anzeige 
folgenden Tages mit der Beladung begonnen werden kann (vgl. 
Makower⸗Löwe, BinnSchG., 5. Aufl., Anm. 1 zu 8 28). Im 
vorl. Falle wäre nach den vom Kl. und ſeinem Vater getroffenen 
Vorbereitungen die Beladung des Fahrzeuges des Vaters in ver⸗ 
tragsgemäßer Weiſe möglich geweſen, wenn die Bekl. am 29. Febr. 
1932 mit der Verladung begonnen hätte. Denn nach dem Vertrag 
ſollte der Antransport des Holzes nach Kreuz mit täglich zwei oder 
drei Waggons erfolgen. Wieviel Waggons der 541 Tonnen Trag⸗ 
fähigkeit beſitzende Kahn des Kl. faſſen konnte, ſteht nicht feſt. Es 
kann aber ohne weiteres davon ausgegangen werden, daß er min⸗ 
deſtens ſechs Waggon faßte. Demnach hätte zunächſt die Beladung des 
Kahns des Kl. durchgeführt werden können und früheſtens erſt am 
dritten Tage hätte mit der Beladung des (kleineren) Kahns des 
Vaters des Kl. begonnen zu werden brauchen. Bis dahin hätte aber, 
wenn die Bekl. die Verladung begonnen hätte, der Vater des Kl. mit 
ſeinem Kahn nach Kreuz gelangen können. Mithin liegt der Sach⸗ 
verhalt hier ſo, daß auch der noch in L. liegende, aber zur Ver⸗ 
fügung ſtehende Kahn des Vaters des Kl. als verladebereit angeſehen 
werden muß. Daraus ergibt ſich, daß der Kl. bei der Berechnung der 
Fautfracht die geſamte, von beiden Kähnen aufzunehmende Fracht 
zugrunde legen kann. 

Obwohl der Transport des Holzes von beiden Kähnen nicht 
in einer Fahrt ausgeführt werden konnte, ſondern bei dem Umfang 
der zu verfrachtenden Menge eine wiederholte Fahrt von Kreuz nach 
Berlin notwendig war, kann der Kl. die Fautfracht nach der ge⸗ 
ſamten Fracht berechnen und iſt nicht darauf beſchränkt, etwa nur 
die auf eine einmalige Fahrt von Kreuz nach Berlin entfallende 
Fracht zugrunde zu legen; das ergibt ſich aus dem Weſen der Faut⸗ 
fracht, die nicht eine Entſchädigung für den durch das Einhalten der 
Wartefriſt entſtandenen Zeitverluſt gewähren ſoll, ſondern als gejes- 
lich feſtgelegte Entſchädigung dem Schiffer den Schaden erſetzen joll, 
den er durch die Nichterfüllung des Vertrages erleidet. Hierbei iſt es 
unerheblich, welchen Schaden der Frachtführer tatſächlich erlitten hat 
und ob er Arbeit erſpart und ſich beſſer geſtanden hat, als wenn der 
Vertrag eingehalten wäre. 

Gegen die Höhe der vom Kl. verlangten und vom LG. zu⸗ 
geſprochenen Fautfracht beſtehen keine Bedenken. 

4. Ein Verſchulden des Kl. bei Vertragsſchluß läßt ſich nicht 
feſtſtellen. Der Kl. war nicht verpflichtet, die Belel. auf die durch 
die Benutzung der Anſchlußgleiſe von Kreuz Bahnhof nach Kreuz 
Umſchlaghafen entſtehenden beſonderen Koſten hinzuweiſen. Es iſt 
zwar als allgemeine Rechtspflicht anzuerkennen, daß jeder Vertrags⸗ 
teil bei Vertragsſchluß den anderen auf Umſtände aufmerkſam machen 
muß, die für den Entſchluß des Vertragsgegners von erheblicher Be⸗ 
deutung ſind, ſofern es ſich um ſolche die eigene Leiſtung betreffenden 
Umſtände handelt, von denen der Vertragſchließende weiß, daß ſie 
dem Gegner unbekannt ſind. Eine ſolche Rechtspflicht erſtreckt ſich 
aber regelmäßig nur auf die die eigene Leiſtung betreffenden Um⸗ 
ſtände, nicht aber auf ſolche, die der Kalkulation des anderen Ver⸗ 
tragsteils zugrunde gelegen haben. Der Kl. hatte keine Pflicht, die 
Bekl. darauf hinzuweiſen, daß ſie ſich bei der Kalkulation geirrt 
hatte. Er brauchte ja auch, mag er auch der Bekl. bei der Kalkulation 
in gewiſſer Hinſicht behilflich geweſen ſein, die Richtigkeit der 
Kalkulation der Bekl. hinſichtlich des Landtransports nicht nach⸗ 
prüfen. Das lag außerhalb ſeiner Vertragspflichten. Außerdem fehlle 
es dem Kl. an der erforderlichen Überſicht und Kenntnis der ſänit⸗ 
lichen für die Kalkulation weſentlichen Umſtande. Eine Rechtspflicht 
hat er nach Lage der Sache nicht übernommen. Wenn er ſich bei 
der aus Gefälligkeit übernommenen Nachprüfung der Kalkulation 
geirrt haben ſollte, ſo kann hieraus keine Haftung gegen ihn her⸗ 
geleitet werden. Von einer argliſtigen Täuſchung iſt erſt recht 
keine Rede. 

5. Der Anſpruch auf Liegegeld iſt vom LG. für fünf Tage zu⸗ 
geſprochen worden. Inſoweit bedarf das erſtinſtanzliche Urt. einer 
Abänderung, weil der Kl. Liegegeld nur für drei Tage verlangen 
kann, und zwar für die Tage v. 11. bis 13. März 1932. Der Kl. 
hat nämlich in ſeinem Schreiben v. 9. März 1932 erklärt, daß er 
nach Ablauf der Ladezeit (10. März 1932) nur die geſetzliche Warte⸗ 
zeit (8 33 BinnSchG.) von drei Tagen warten werde; nach deren 
Ablauf werde er ſeine Forderungen ſtellen. Damit hat er zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß er nach Ablauf dieſer drei Tage den Vertrag als 
gelöſt anſehen werde. Darin liegt auch die Ankündigung, dann nicht 
länger warten zu wollen. Eine ſolche Erklärung iſt aber auch für ihn 
ſelbſt bindend, ſo daß er nach Ablauf der Friſt Liegegeld nicht mehr 
fordern kann; brauchte doch die Bekl. mit einem weiteren Warten 
nicht mehr zu rechnen (vgl. hierzu Makower⸗Loewe, Aum. 2 a 
zu § 34 BinnShb.). Mithin kann der Kl. Liegegeld für drei Tage 
verlangen. Dieſes beträgt nach §S 32 BinnSchcß. pro Tag 42 Adl. 
Das LG. hat dem Kl. einen Zuſchlag von 50% hierzu als nach 
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Handelsbrauch üblich zugebilligt. Die Beki. hat der Behauptung, 
daß ein ſolcher Zuſchlag handelsüblich ſei, nicht ausdrücklich wider⸗ 
ſprochen. Auch aus ihrem ſonſtigen Vorbringen ergibt ſich nicht, 
daß ſie dieſe Behauptung des Kl. habe beſtreiten wollen. Das Be 
ſtehen eines entſprechenden Handelsbrauches und die Angemeſſenheit 
des Zuſchlages iſt deshalb als unbeſtritten anzuſehen, ſo daß es 
keiner näheren Erörterung bedarf, ob ein ſolcher Handelsbrauch be⸗ 
ſteht und als bindend angeſehen werden kann. 


(KG., 12. Ziv Sen., Urt. v. 10. Juni 1933, 12 U 433/83.) 
Eingeſ. v. RA. Otto Vortiſch, Berlin. 
* 


2. Eine für bevorrechtigte öffentliche Grundſtücks⸗ 
laſten bewirkte Pfändung von Mietzins forderungen hat 
auch gegenüber Voraus verfügungen über die Mietzins⸗ 
forderungen den Vorrang. f) 

Der Kl. hat ſich von dem Hotelbeſitzer L. zur Sicherung für 
eine Bauforderung am 12. Nov. 1930 die Mieten aus deſſen 
Grundſtück abtreten laſſen. Dieſe Mieten ſind am 18. Mai 1932 
wegen rückſtändiger, bevorrechtigter Grundvermögen⸗ und Haus⸗ 
zinsſteuer im Verwaltungszwangsverfahren für die Bekl. — 
Stadtgemeinde W. — gepfändet und ihr zur Einziehung über⸗ 
wieſen worden. Der Kl. hat gegen die Pfändung und Überweiſung 
mit der Begr., daß ihm infolge der früher erfolgten Abtretung 
„ein die Veräußerung hinderndes Recht“ i. S. von § 19 PrVerw⸗ 
ZwVO. v. 15. Nov. 1899 (GS. 545) zuſtehe, Widerſpruch er⸗ 
hoben und Freigabe der Mieten verlangt. Die Bekl. hat die 
Mieten für Juni 1932 freigegeben, im übrigen aber das Ver⸗ 
langen des Kl. abgelehnt. Das LG. hat durch das angefochtene 
Urt. der Klage ſtattgegeben. 

Auf die Ber. der Bekl. war die Klage inſoweit, als es ſich 
um die Mieten ab 1. Juli 1932 handelt, als ſachlich unbegründet 
abzuweiſen. 

Die ſtaatliche Grundvermögenſteuer und die von den Ge⸗ 
meinden erhobene Hauszinsſteuer ſind als öffentliche Laſten i. S. 
von § 10 Ziff. 3 ZwVerſt(G. anzuſehen, die lediglich auf dem 
Grundſtück laſten (Art. 1 Ziff. 2 Pr Ausf. z. ZwVerſt. RE. 
23, 236 ff.]). Die dingliche Haftung einer Sache beruht allgemein 
darin, daß der dinglich Berechtigte durch Verwertung der ihm ver⸗ 
hafteten Sache unter Ausſchluß Dritter Befriedigung ſuchen kann. 
Dies geſchieht bei Grundſtücken durch Zwangsverſteigerung und 
Zwangsverwaltung, und zwar bei der erſteren durch Verwertung 
des Grundſtücks ſelbſt, bei der letzteren durch Verwertung ſeiner 
Früchte und Nutzungen. Zu dieſen gehören als „bürgerliche“ 
Früchte auch die Miet⸗ und Pachtzinſen. Dieſes allgemeine Weſen 
der Grundſtückslaſten iſt im BGB. bei der wirtſchaftlich wichtig⸗ 
ſteu privatrechtlichen Grundſtückslaſt, der Hypothek, beiſpielhaft 
ausgeſtaltet, wobet zugleich gewiſſe Beſchränkungen des Haftungs⸗ 
umfanges ſowohl zugunſten der perſönlichen Gläubiger des ding⸗ 
lich Verpflichteten als auch zur Erhaltung ſeiner wirtſchaftlichen 
Beweglichkeit gemacht worden find. Auf die bei der Hypothek ger 


Zu 2. Die behandelte Frage hat in den letzten Monaten 
zahlreiche AG. und LG. beſchäftigt. In der IW find die — 
vom KG. abweichenden — Entſch. des LG. Dutsburg⸗Hamborn 
und des LG. Dortmund veröffentlicht worden (FW. 1933, 
1903, 1963). Auch Weigelt: IW. 1933, 1505 gibt einige 
Nachweiſe. Der Entſch. des KG. iſt beizuſtimmen. Ich nehme 
auf meine Ausführungen: JW. 1932, 449 ff. Bezug. Er⸗ 
gänzend iſt auf folgendes hinzuweiſen. Die auch vom KG. abge⸗ 
lehnte Anſicht des RGRKomm., daß die §§ 1120 ff. auf Neal 
laſten keine Anwendung finden, beruht offenſichtlich auf einem 
Mißverſtändnis; denn die im RihRKomm. zur Begr. der Anſicht 
angezogene Stelle der Motive (3, 593) bezieht ſich auf eine frühere 
Faſſung der Vorſchr., die ſpäter gerade deshalb abgeändert worden 
iſt, um die Anwendbarkeit der §§ 1120 ff. auf die einzelnen Real⸗ 
laſtleiſtungen klarzuſtellen (vgl. § 1051 d. Entw., Motive S. 584, 
Protokolle III S. 731). Außerdem ergibt ſich aus dem Vergleich 
von §§ 1192, 1200 mit § 1107 BGB., daß für die einzelnen Lei⸗ 
ſtungen aus Reallaſten hinſichtlich der Grundſtückshaftung auf 
jeden Fall dasſelbe gilt wie für die Einzelleiſtungen aus Renten“ 
ſchulden und für Grundſchuldzinſen; daß für Grundſchuldzinſen 
dasſelbe gilt wie für Hypothekenzinſen, kann nicht zweifelhaft ſein. 
— Mit Recht hat das KG. dem oft gehörten Einwand keine Be⸗ 
deutung beigemeſſen, § 10 ZwPVerjt®: habe nur für das Verfah⸗ 
rensrecht der Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung Be 
deutung; die materiellrechtlichen Beſt. der SS 1120 ff. BGB. ſeien 
für die öffentlichen Grundſtückslaſten nicht für anwendbar erklärt 
worden und deshalb fehle es an einem materiellen Rechtsſatz, der 
den öffentlichen Laſten bei der Mietpfändung ein Vorrecht ein⸗ 
räume. Dieſer Einwand verkennt den engen rechtslogiſchen Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen §8 1120 ff. BGB. und § 10 ZwVerſtG. 
Auch ohne §s 1120 ff. BGB. wäre aus der Tatſache, daß die Hypo⸗ 
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gebenen Vorſchr. iſt dann bei den übrigen im BGB. geregelten 
privaten Grundſtückslaſten im weiten Umfange verwieſen, ſo bei 
der Grundſchuld in § 1192 BGL., bei der Rentenſchuld in § 1200 
BGB, und bei den Reallaſten in 8 1107 BGB. Zu den Vorſchr., 
die infolge dieſer Verweiſung bei ſämtlichen privaten Grundſtücks⸗ 
laſten Anwendung finden, gehören auch diejenigen der §§ 1120 ff. 
BGB. über den Umfang der hypothekariſchen Haftung, insbef. 
auch die hier in Betracht kommenden S$ 1123, 1124 BGB., welche 
die Haftung der Miet- und Pachtzinſen betreffen. Die Anwend⸗ 
barkeit der §§ 1123, 1124 BGB. auf die Real laſten wird ver⸗ 
einzelt beſtritten, fo vom RRͤKomm. Anm. 2 zu § 1107 B. 
und von Staudinger, Anm. 2b zu § 1107 BGB., die hier 
lediglich die Vorſchr. über die Übtertragung, Belaſtung und Auf⸗ 
hebung des Anſpruchs entſprechend anwenden wollen. Die Anſicht 
dieſer Kommentatoren findet jedoch in dem klaren Wortlaut des 
51107 BGB. keine Stütze. In der Rſpr. iſt die Anwendbarkeit 
der §8 1120 ff. BGB. auf Reallaſt⸗Rückſtände allgemein bejaht 
worden (Os G. 29, 359; RG.: Gruch. 61, 319). Der Inbalt der 
öffentlichen Grundſtückslaſt iſt durch beſondere Geſetzes⸗ 
vorſchr. nicht geregelt. Es beſteht aber kein rechtliches Bedenken 
dagegen, ihn ähnlich wie den der privatrechtlichen Grund⸗ 
ſtückslaſten zu beſtimmen und die für dieſe gemeinſam geltenden 
Vorſchr. auch auf die öffentliche Grundſtückslaſt anzuwenden. 
Dies iſt um ſo weniger bedenklich, weil die Befriedigung der 
öffentlichen wie der privaten Grundſtücksgläubiger im Zwangs⸗ 
verſteigerungs⸗ und Zwangsverwaltungsverfahren aus demſelben 
Gegenſtande und in ganz derſelben Weiſe erfolgt und weil der 
Umfang der durch den Anordnungsbeſchluß für ſie bewirkten Be⸗ 
ſchlagnahme nach ausdrücklicher Vorſchr. der Ss 20, 146 Zw⸗ 
Verit®. und des § 865 ZPO. gleichermaßen grundſätzlich durch 
den Umfang der hypothekariſchen Haftung beſtimmt wird. Die 
öffentliche Grundſtückslaſt iſt bei der Rechtsverwirklichung 
im Haftungsumfang der privaten Grundſtückslaſt, insbeſ. der 
Hypothek, völlig gleichgeſtellt und erfaßt hier die Miet- und Pacht⸗ 
zinſen in demſelben Umfange wie dieſe, d. h. — von der Aus⸗ 
nahme des § 21 ZmBerft®. abgeſehen — nach Maßgabe der 
88 1123, 1124 BGB. i. Verb. m. Teil 3 Kap. V § 12 Not O. v. 
8. Dez. 1931 (vgl. im übrigen zu der Frage der Anwendbarkeit 
der §§ 1123, 1124 BGB. auf die öffentliche Grundſtückslaſt die 
Ausführungen von Riewald: IW. 1932, 450 III 2). 

Wenn das LG. die entſprechende Anwendung des § 1124 
BGB. auf die ſteuerliche Grundſtückslaſt mit der Erwägung ab⸗ 
lehnt, die §§ 1123, 1124 BGB. ſtellten „vom Standpunkt des 
Zeſſionars aus geſehen“ Ausnahmevorſchr. dar, die eng ausgelegt 
werden müßten, ſo kann dieſe Auffaſſung nicht geteilt werden. 
Das LG. verkennt hierbei grundlegend, daß für die Frage, ob die 
Haftung der Mietzinſen für die Hypothek eine Ausnahmevorſchr. 
iſt, nicht „der Standpunkt des Zeſſionars“, ſondern allein das 
Weſen der Grundſtückslaſt als ſolches entſcheidend ſein kann. Ebenſo 
verfehlt iſt der Hinweis des LG. auf § 21 YmBerit®. Denn dieſe 
Vorſchr. ſtellt ſich gerade als Ausnahmevorſchr. von § 20 Abi. 2 
ZwVerſtGG. und § 865 ZPO. dar; fie gilt übrigens im Zwangs⸗ 
verwaltungs verfahren, an dem die öffentlichen Laſten mit 
demſelben Range wie im Zwangsverſteigerungs verfahren 
teilnehmen (8810, 146 ZmBerft®.), nicht (§ 148 a. a. O.). 
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theken bei der Zwangsvollſtreckung eines perſönlichen Gläubigers 
in das Grundſtück auch aus den Erzeugniſſen, Mietzinsforderungen 
uſw. vorweg befriedigt werden, zu erkennen, daß ihr Recht ſich 
auch auf dieſe Gegenſtände erſtreckt. Die Rechtslogik erforderte es, 
aß dies, wie in den älteren Privatrechtsgeſetzen, jo auch im BGB. 
zum Ausdruck kam; den Inhalt und Gegenſtand der öffent⸗ 
lichen Grundſtückslaſt zu regeln, war aber nicht Aufgabe des 
BGB. (Übrigens können hiernach die Ausführungen unter V 
meines eingangs erwähnten Aufſatzes nicht unverändert aufrecht⸗ 
erhalten werden. Auch die Verſicherungsſumme haftet für die 
öffentliche Zajt; aber $1128 BGB. iſt etwas anderes als cine 
materiellrechtliche Grundlage für § 10 ZwVerſtſß. Er kann auf 
Öffentliche Laſten nicht entſprechend angewandt werden.) Wie fehr 
as ZwVerſtGG. zur Deutung des materiellen Rechts herangezogen 
werden muß, wird auch aus folgendem klar. Daß jüngere Zins⸗ 
rückſtände der ſchlechteren Hypothek den mehr als zwet Jahre alten 
Zinsrückſtänden der beſſeren Hypothek auch bei der Mietpfändung 
um Range vorgehen, iſt zweifelsfrei, ergibt ſich aber nicht aus dem 
GB., ſondern nur aus dem ZwVerſtcg. Ferner wird in § 24 
Abſ. 2 PrVoO. über das VerwzwVerf. dem Hypothekar das Recht 
zum Widerſpruch gegen die Pfändung von Früchten auf dem 
Halm verſagt, wenn die Pfändung für einen nach § 10 Zw Verſtc. 
vorgehenden Gläubiger, alſo auch für den Grundſteuergläubiger, 
erfolgt iſt; das wäre widerſinnig, wenn der Grundſteuergläubiger 
nicht auch im Falle der Pfändung nach der Trennung ein Vor⸗ 
recht gegenüber dem pfändenden Hypothekar hätte. Endlich: Wenn 
der Konkursverwalter ein Grundſtück zum Zwecke der abgeſonder⸗ 


sen Befriedigung freihändig veräußert, fo hat er die dinglich Be⸗ 
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Die entſprechende Anwendung des § 1124 BGB. auf den 
vorl. Fall hat zur Folge, daß die von dem Grundſtückseigentümer 
L. i. J. 1930 vorgenommene Abtretung der künftigen Mietzinſen 
an den Kl. gegenüber der Bekl., wenn dieſe die Mietzinſen auf 
Grund dinglichen Titels in der zweiten Hälfte des Monats Mai 
1932 zu ihren Gunſten in Beſchlag genommen hat, nur inſoweit 
wirkſam iſt, als ſie ſich auf den z. Z. der Beſchlagnahme laufen⸗ 
den und den folgenden Monat bezieht. 

Daß die auf Grund dinglichen Rechts erfolgte Pfändung im 
Wege der Mobiliar⸗Zwangsvollſtreckung, wie ſie hier ſtattgefun⸗ 
den hat, eine Beſchlagnahme der Mietzinſen zugunſten des Real⸗ 
gläubigers i. S. von § 1124 BGB. darſtellt, iſt vom RG. in ſtän⸗ 
diger Rſpr. anerkannt, und zwar auch für das Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren (RG. 88, 100). Da das Zahlungsverbot und der 
Überweiſungsbeſchluß, durch die hier die Mieten für die Bekl. be⸗ 
ſchlagnahmt ſind, in der zweiten Hälfte des Monats Mai 1932 
ergangen find, iſt die an den Kl. erfolgte Abtretung gegenüber der 
Bekl. nur für die Monate Mai und Juni 1932 wirkſam. 

(KG., 15. Zip Sen., Urt. v. 8. April 1938, 15 U 1842/33.) 


Ber. von MinR. Dr. Riewald, Berlin. 
* 


3. 5 91 ZPO.; § 44 RAGEHD. Erſtattungsfähigkeit 
der Überſetzungskoſten und der Verkehrsgebühr eines die 
ausländiſche Sprache beherrſchenden Anwalts. 


Die Abſetzung der Überſetzungsgebühren und der Korreſpon⸗ 
denzgebühr läßt ſich mit den Gründen der Vorentſch. nicht recht⸗ 
fertigen. 

Grade weil die Gerichtsſprache deutſch iſt, iſt es erforder⸗ 
lich und demgemäß zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung not⸗ 
wendig, daß in ausländiſcher Sprache errichtete Urkunden, die 
zur Prozeßführung benötigt werden, in die deutſche Sprache über⸗ 
ſetzt werden. An der Erſtattungsfähigkeit der dadurch verurſachten 
Koſten können um ſo weniger Zweifel herrſchen, wenn, wie hier, 
das Gericht dem Kl. ausdrücklich aufgegeben hat, beglaubigte 
Überſetzungen der von ihm vorgelegten ausländiſchen Urkunden 
zu den Akten einzureichen. 

Des weiteren iſt auch die für RA. A. entſtandene Verkehrs⸗ 
gebühr aus § 44 RAGED. erſtattungsfähig. Der Sen. hat be⸗ 
reits in ſeiner einen gleichliegenden Fall betr. Entſch. 20 W 
3853/33 v. 13. April 1933 anerkannt, daß die Inanſpruchnahme 
eines die däniſche Sprache beherrſchenden Berliner Anwalts oder 
Korreſpondenzanwalts zur Führung des Schriftverkehrs mit dem 
Prozeßbevollmächtigten beim KG. je nach den Umſtänden durch⸗ 
aus als zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung erforderlich er⸗ 
ſcheinen kann. Eine derartige Sachlage iſt hier vom Kl. auch ge⸗ 
nügend dargetan. Es mag ſelbſt ſein, daß der Kl. ſelbſt genügend 
deutſch verſteht, um auch in gewiſſem Umfange den Schriftver⸗ 
kehr in deutſcher Sprache zu führen. Dabei iſt jedoch noch nichts 
dafür dargetan, daß auch die Information des Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten in einem Rechtsſtreit, zumal einem ſolchen nicht ganz ein⸗ 
facher Art, von der ausländiſchen Partei ſelbſt auf ſchriftlichem 
Wege hätte erteilt werden können. Es würde in ſolchem Falle zum 
mindeſten die Gefahr naheliegen, daß die Informierung des Pro⸗ 


rechtigten nach der Reihenfolge des 8 10 ZwVerſtG. zu befrie⸗ 
digen, obwohl kein Zwangsverſteigerungsverfahren ſtattfindet. — 
Wie ſehr das Ergebnis, zu dem das KG. kommt, mit dem prak⸗ 
tiſchen Bedürfnis in Einklang ſteht, erkennt man aus folgendem: 
Die Zwangsverſteigerung muß bei der Steuerbetreibung aus be⸗ 
kannten Gründen weitgehend ausſcheiden. Die Zwangsverwaltung 
iſt zur Beitreibung von Rückſtänden, wie ſie bei entgegenkommen⸗ 
der Stundungspraxis unvermeidlich ſind, wenig geeignet. Bei ver⸗ 
mieteten Grundſtücken bleibt ſomit die Mietpfändung die Form 
der Grund⸗ und Hauszinsſteuerbeitreibung. Nun betragen vie auf 


vermieteten Grundſtücken liegenden Steuern — nach Abſetzung 
aller im Verwaltungswege bewilligten Ermäßigungen — im 


Reichsgebiet etwa 1 Milliarden /, jährlich. Würde die Reali⸗ 
ſierbarkeit einer ſo großen Forderungsſumme der öffentlichen Hand 
gefährdet, ſo wären weittragende Folgen unvermeidlich. Wenn ver⸗ 
ſchiedentlich in amts⸗ und landgerichtlichen Urteilen, die in gleichem 
Sinne wie das KG. entſchieden haben, zur Begr. der Satz „Gemein⸗ 
nutz geht vor Eigennutz“ herangezogen worden iſt, ſo drückt ſich 
darin, wenngleich man Schlagworte in gerichtlichen Urteilen miſſen 
möchte, doch die Würdigung des zwingenden öffentlichen Intereſſes 
aus, das zur Auferlegung der hohen Steuerlaſten und zu ihrer 
Ausſtattung mit dem Rangvorrecht geführt hat. Dasſelbe zwin⸗ 
gende öffentliche Intereſſe hat auch die Reichsregierung veran⸗ 
laßt, in 88 19, 19a VollſtreckungsſchutzV O. v. 26. Mai 1933 (RG⸗ 
Bl. I, 302) dem die Mieten pfändenden Gläubiger — auch Hypo⸗ 
thekengläubiger — auf Verlangen des Schuldners die Freilaſſung 
der für bevorrechtigte Grundſtücksſteuern benötigten Beträge auf 
zugeben. Min R. Dr. Riewald, Berlin. 
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zeß bevollmächtigten in nicht genügend zuverläſſtger Weiſe ge⸗ 
ſchieht und damit den Rechten der Partei geſchadet wird. 
(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 8. Aug. 1933, 20 W 6939/33.) 
Ber. von LGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 
* 

4. 5 808 3PO. Der Gerichtsvollzieher iſt zur Fort⸗ 
ſetzung der Zwangsvollſtreckung berechtigt, wenn nach der 
Pfändung ein Dritter den Gewahrſam an den Pfandſtücken 
erlangt hat. 

Die Pfändungen ſind in einer Zeit erfolgt, als noch die 
Schuldner den Gewahrſam an den Mieträumen und den darin 
befindlichen Gegenſtänden hatten. Die Pfändungen ſind alſo ord⸗ 
nungsmäßig erfolgt. Sie hatten die Wirkung, daß für die betrei⸗ 
benden Gläubiger ein materielles Pfandrecht entſtand. Dieſes iſt 
nicht erloſchen; denn ein gutgläubiger Erwerb der Sachen durch 
einen Dritten iſt nicht geltend gemacht. Die Pfändung hat nicht 
nur eine materiellrechtliche Wirkung, fondern auch eine öffentlich⸗ 
rechtliche. Es tritt mit der Pfändung die Verſtrickung der gepfän⸗ 
deten Gegenſtände ein, d. h. es wird die ſtaatliche Macht zur Ver⸗ 
fügung über die Pfandſachen begründet. Für die Durchführung 
der Vollſtreckung bildet allein die Verſtrickung die Grundlage; 
denn die weitere Vollſtreckung iſt die Durchführung der Pfändung, 
nicht des Pfandrechts (vgl. Stein⸗Jonas 8803, II, 1; 
Seuffert⸗Walsmann 8 803 Nr. 6). Auf Grund dieſes 
Verfügungsrechts kann der Gerichtsvollzieher die Herausgabe der 
Pfandſtücke nicht nur vom Schuldner, ſondern auch von einem 
Beſitznachfolger des Schuldners verlangen. Aus § 809 3PO. kann 
nicht das Gegenteil gefolgert werden. Nach § 808 ZPO. dürfen 
nur die im Gewahrſam des Schuldners befindlichen Sachen ge⸗ 
pfändet werden. Nur dann dürfen die im Gewahrſam eines Dritten 
befindlichen Sachen gepfändet werden, wenn er zur Herausgabe 
bereit iſt. Es ſoll, weun es ſich um den Beginn der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung handelt, der Dritte, der nichts mit der Zwangsvollſtrek⸗ 
kung zu tun hat, gegen den ein Titel nicht vorliegt, nicht gegen 
ſeinen Willen in ſeinen Rechten beeinträchtigt werden. Völlig an⸗ 
ders liegt der Fall, wenn bereits die Pfändung ordnungsmäßig 
vorgenommen iſt und erſt ſpäter ein Dritter den Gewahrſam an 
den Pfandſtücken erwirbt. Hier liegt kein Grund vor, den Dritten 
gegen die bereits beſtehende Verfügungsgewalt des Staates zu 
ſchützen. Eine andere Stellungnahme würde der rechtlichen Grund⸗ 
lage entbehren und würde in ihren praktiſchen Auswirkungen un⸗ 
tragbar ſein; denn dann hätte es der Schuldner in der Hand, 
durch Weitergabe der Pfandſache an einem Dritten die Durch⸗ 
führung der Zwangsvollſtreckung durch Verſteigerung praktiſch 
unmöglich zu machen. Die Anſicht des Sen. wird von Stein⸗ 
Jonas 8808, IV und von Walsmann: JW. 1932, 3212 
Anm. zu Nr. 43 geteilt. 

Der Beſchl. des Sen. v. 13. Dez. 1932 (8 W 12973/32) ſteht 
der entwickelten Auffaſſung nicht entgegen. In jenem Fall hatte 
der Gerichtsvollzieher das gepfändete Auto in der Garage der 
Gläubigerin eingeſtellt. Dieſe weigerte ſich, dem Gerichtsvollzieher 
das Auto herauszugeben. Hier hat der Sen. dem Gerichtsvollzieher 
ein Recht zur gewaltſamen Wegnahme verſagt und den Fiskus 
auf den Weg der Klage verwieſen. Der Grund lag darin, daß der 
Gerichtsvollzieher mit der Gläubigerin einen Vertrag über die 
Aufbewahrung des Autos geſchloſſen hatte. In dieſem Fall richten 
ſich ſeine Rechte gegen die Gläubigerin nur nach dem zivilrecht⸗ 
lichen Rechtsverhältnis. Dieſes gibt ihm aber nicht ein Recht zur 
e Wegnahme der zur Aufbewahrung übergebenen 
Sache. 

Hat dagegen der Hauseigentümer die Pfandſtücke an die Er⸗ 
innerungsführerin verpachtet, ſo iſt lediglich ein Rechtsverhältnis 
zwiſchen dieſen beiden Perſonen begründet. Der Gerichtsvollzieher 
wird dadurch in ſeinen aus der Verſtrickung folgenden Rechten 
nicht berührt. Er kann alfo auch von der Erinnerungsführerin als 
der gegenwärtigen Gewahrſamsinhaberin Herausgabe der Pfand⸗ 
ſtücke verlangen. 

(Kg., Beſchl. v. 31. Jan. 1933, 8 W 525/33.) 
* 


5. 8 945 ZPO. gilt auch, wenn der Arreſt fih nur 
teilweiſe als ungerechtfertigt erweiſt. Der Arreſtgegner 
kann nach 8 945 auch Erſatz der ihm ſelbſt im Arreſtver⸗ 
fahren entſtandenen und durch Arreſturteil auferlegten 
Anwalts⸗ und Gerichtskoſten verlangen. 

Die Bekl. hat gegen den Kl. einen Arreſtbefehl wegen einer 
Forderung von 6240 AM nebſt Zinſen Schadenserſatz und 900 % 
Koſten erwirkt. Auf den Widerſpruch wurde der Arreſtbefehl durch 
Urt. des LG. nur in Höhe von 3500 RA beſtätigt, im übrigen unter 
Koſtenteilung aufgehoben. 

Auf Berufung des Kl. fand durch Urt. des KG. eine weitere Er⸗ 
mäßigung auf 2000 RA ſtatt, wobei die Koſten des zweiten Rechts⸗ 
zuges gegeneinander aufgehoben, die des erſten Rechtszuges zu / 
dem Kl., zu / der Bekl. auferlegt wurden. 


In dem gleichzeitig mit dem Arreſt von dem. Bekl. ange 
ſtrengten Hauptverfahren iſt ſchließlich unter Abweiſung des Anſpruchs 
im übrigen, der Kl. zu einer Zahlung von nur 325 f/ verurteilt 
worden. 

Vorliegend verlangt der Kl. insbeſ. auf Grund des 8 945 
ZPO. Erſatz des ihm durch die Erwirkung der Vollziehung des 
Arreſtbefehls über einen höheren Betrag als 325 RK entſtandenen 
Schadens. Nachdem in erſter Inſtanz dieſem Auſpruche mit Aus⸗ 
nahme der von dem Kl. ebenfalls geltend gemachten, ihm ſelbſt im 
Arreſtverfahren entſtandenen Koſten ſtattgegeben war, hat der Kl. 
Berufung eingelegt mit dem Autrage, auch dieſem Anſpruche ſtatt⸗ 
zugeben, da zu den ihm gem. $ 945 ZPO. zu erſetzenden Koſten auch 
die ihm ſelbſt im Arreſtverfahren entſtandenen Koſten gehörten, da 
die Vollziehung des Arreſtes urſächlich für die Einlegung des Wider⸗ 
ſpruchs und damit für die Entſtehung ſeiner Anwalts⸗ und Gerichts⸗ 
Koſten geweſen ſeien. 

Die Berufung hatte Erfolg. 

Daß der Arreſt ſich nur zum Teil als ungerechtfertigt erwieſen 
hat, ſteht der Anwendung des § 945 ZPO. nicht entgegen, weil 
der Schutz des Schuldners völlig unzureichend wäre, wenn man die 
Anwendung dieſer Geſetzesbeſtimmung auf den Fall beſchränken 
wollte, daß der Arreſt in vollem Umfange ungerechtfertigt ſei (vgl. 
Seuff Arch. 65 Nr. 59; JW. 1909, 395; Sydow-Buſch a. a. O.; 
desgleichen Baumbach). 

Hinſichtlich des Umfangs der Erſatzpflicht der Bekl. beſtimmt 
8 945 ZPO., daß der Schaden zu erſetzen iſt, der dem Kl. aus der 
Vollziehung des Arreſtes oder durch Sicherheitsleiſtung entſtanden ift. 
Dieſe Schadenserſatzpflicht umfaßt die Erſtattung aller Aufwendungen, 
die bei der gegebenen Sachlage verſtändigerweiſe für zweckmäßig ger 
halten werden durften, um den Schaden oder ſeine Vergrößerung ab⸗ 
zuwenden (vgl. RG. 29, 121; 99, 1831); Warnfipr. 1930 Nr. 108 
S. 221). 

Eigentliche Bedenken beſtehen nur hinſichtlich der Entſch. über 
die den Streitgegenſtand der Berufung bildenden Frage, ob der Kl. 
berechtigt iſt, auch Erſatz der ihm ſelbſt im Arreſtverfahren entſtan⸗ 
denen Anwalts⸗ und Gerichtskoſten zu verlangen. Der Senat hat auch 
dieſe vom L. verneinte Frage bejaht. Für dieſe Entſch. war vom 
Sinne und Zwecke der Vorſchr. des § 945 ZPO. auszugehen. Dieſer 
beruht ebenſo wie die inhaltlich völlig gleichen 88 302 Abſ. 4, 600 
Abſ. 2 und 717 Abſ. 2 3 PO. (88 274 Abſ. 4, 563 Abſ. 2, 655 Abſ. 2 
a. F.) auf dem allen dieſen Beſt. gemeinſamen Grundgedanken, daß 
ein Gläubiger, der gegen den Schuldner vorläufige Maßnahmen trifft, 
ohne Rückſicht auf Verſchulden haften ſoll, falls ſich dieſe Maßnahmen 
nachträglich als ungerechtfertigt erweiſen. Aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des 8 945 (§ 822 a a. F.) ergibt ſich, daß es ſich hier um 
eine Ausdehnung des ſchon in den anderen Geſetzesbeſtimmungen zum 
Ausdruck gebrachten Gedankens auch auf das Arreſtverfahren handelt 
(ogl. Hahn, Materialien Bd. 8 S. 173 zu $ 822 2). Hierbei iſt der 
Geſetzgeber von der Erwägung ausgegangen, daß die Vollſtreckung 
eines Anſpruchs vor ſeiner endgültigen Feſtſtellung eine Maßregel 
iſt, die mit großen Gefahren für den Schuldner verbunden iſt. Hat 
ein Gläubiger dieſe außerordentliche Befugnis, ſo verlangt es die 
Billigkeit, daß er auch die Gefahren ihrer Ausübung trägt. Der 
Schuldner darf nicht unter einem, wenn auch entſchuldbaren Irrtum 
des vollſtreckenden Gläubiger leiden. Vor allem ſoll aber auch der 
Gläubiger nicht etwa nur die von ihm beigetriebenen Beträge auf 
Grund dieſer Vorſchr. über ungerechtfertigte Bereicherung heraus“ 
zugeben haben, ſondern er ſoll darüber hinaus jeden weiteren Schaden, 
ſelbſt entgangenen Gewinn erſetzen, ſoweit der Schaden aus der Voll⸗ 
ziehung der vorläufigen Maßregel entſtanden it (vgl. Hahn, Ma⸗ 
terialien Bd. 8 S. 393 [oben S. 9/10]; ferner RGWarn. 1930 
Nr. 108 S. 221). 

Aus dieſem Leitgedanken für die Faſſung der 8 945 35D. er⸗ 
gibt ſich, daß der Begriff „aus der Vollziehung entſtanden“ weil 
auszulegen iſt. Die gleiche Anſicht wollte das RG. wohl auch in ſeiner 
Entſch. RG. 49, 414 zum Ausdruck bringen, wenn es den Glau⸗ 
biger zum Erſatze des Schadens, alſo „mindeſtens“ zur Zurückerſtat⸗ 
tung des Empfangenen verpflichtet hat. Es entſpricht daher dem Sinne 
und dem Zwecke des Geſetzes, wenn auch die Gerichts⸗ und Anwalts⸗ 
koſten, ſoweit ſie durch Maßnahmen zur Abwendung der Folgen der 
Vollziehung des Arreſtes entſtanden ſind, gem. § 945 ZPO. für et” 
ſtattungsfähig erachtet werden. 

Dieſer Auslegung des § 945 ZPO! kann auch nicht entgegen 
gehalten werden, daß trotz Beſchränkung auf Erſatzpflicht bezüglich der 
durch die „Vollziehung“ entſtandenen Schäden praktiſch auch ſtets 
die durch die bloße „Anordnung“ entſtandenen Schäden erfaßt wür⸗ 
den; vielmehr laſſen ſich jetzt ſehr wohl Fälle denken, in denen 
Schaden ſchon durch die bloße Anordnung eines Arreſtes entſtehen, 
z. B. die durch Bekanntwerden der Arreſtanordnung eintretende 
Krediterſchütterung mit ihren Folgen. i 

Als zu erftattende Koſten kommen im vorl. Falle insbeſ. die 
im Arreſtprozeſſe ſeit der Erhebung des Widerſpruchs entſtandenen 
in Frage. Denn ſowohl die Erhebung des Widerſpruchs, wie die Ein⸗ 


1) JW. 1920, 898. 
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legung der Berufung waren notwendige Abwehrmaßnahmen gegen 
die Vollziehung des Arreſtes, um erhebliche Nachteile abzuwenden. Die 
vom Kl. hierfür gezahlten Gerichts- und Anwaltskoſten muſſen daher 
ebenfalls als ein durch die Arreſtvollziehung entſtandener Schaden 
angeſehen werden. Dies entſpricht auch den Billigkeitserwägungen, 
die für § 945 ZPO. ausſchlaggebend geweſen ſind (vgl. Hahn 
a. a. O.). Es wäre auch nicht einzuſehen, weshalb der Schuldner im 
Falle des § 945 ZPO., alſo auf Grund eines ſummariſchen Ver⸗ 
fahrens, ſchlechter geſtellt werden ſollte, als im Falle des § 717 Abſ. 2 
ZRO., in welchem er ſeine Koſten auf Grund der Koſtenentſcheidung 
des Urt. des nüchſten Rechtszuges erhält. Auch Sydow⸗Buſch 
ſcheint jetzt auf dieſem Standpunkte zu ſtehen, da — Anm. 4 — Er⸗ 
ſatz der Koſten des den Arreſt betreffenden Verfahrens „in vollem 
Umfange“ zugebilligt wird (vgl. auch RS.: Seuff Arch. 74, 275). 
(KG., 19. Ziv Sen., Urt. v. 27. Febr. 1933, 19 U 9283/32.) 
* 
Dresden. 


6. 8 74 Abſ. 4 Satz 1 GKG. findet keine Anwendung, 


wenn der Koſtenſchuldner überhaupt zur Zahlung der Pro⸗ 
zeßgebühr nicht in der Lage iſt. 

Nach 8 74 Abſ. 4 Satz 1 GRG. ſoll die Belt. des 8 74 Abſ. 2 
GG., nach der Termin zu der mündlichen Verhandlung auf Grund 
einer Klage erſt nach der Zahlung der erforderten Prozeßgebühr be⸗ 
ſtimmt werden ſoll, wegen der ungünſtigen Vermögens⸗ und Ein⸗ 
Rommensverhältnifje des Kl. dann keine Anwendung finden, wenn 
entweder dem Kl. das Armenrecht bewilligt worden iſt oder wenn 
glaubhaft gemacht wird, daß dem Kl. die alsbaldige Zahlung der 
Prozeßgebühr mit Rückſicht auf ſeine Vermögenslage Schwierigkeiten 
bereiten würde. Aus der Gegenüberſtellung dieſer beiden Fälle und 
aus dem Wortlaute des Geſetzes ergibt ſich, daß der Geſetzgeber einen 
Unterſchied zwiſchen dem Vorliegen einer Mittelloſigkeit des Kl. i. S. 
von 8 114 3PO. und einer nur vorübergehenden Schwierigkeit in der 
Zahlung der Prozeßgebühr für den im übrigen i. S. von § 114 ZPD. 
nicht mittelloſen Kl. machen wollte. . 

Bei dem Nachweiſe des Unvermögens des Kl. zu der Zahlung 
von Prozeßkoſten ſoll die ſofortige Anberaumung eines Verhandlungs⸗ 
termins ohne vorherige Zahlung der Prozeßgebühr nur dann erfolgen, 
wenn dem Kl. das Armenrecht bewilligt iſt, alſo ſeine Rechtsverfolgung 
Ausſicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig iſt, während der i. S. 
von 8114 ZPO. mittelloſe Kl. wegen ſeines Unvermögens zu der 
Zahlung der Prozeßgebühr bei Vorliegen einer Ausſichtsloſigkeit oder 
Mutwilligkeit feiner Rechtsverfolgung kein Recht auf Anberaumung 
115 Verhandlungstermins ohne vorherige Zahlung der Prozeßgebühr 
aben ſoll. 

Itſt dagegen der Kl. nicht mittellos i. S. von § 114 SPD, 
liegen aber für ihn vorübergehende Schwierigkeiten zu der alsbaldigen, 
d. h. ſofortigen Bezahlung der Prozeßgebühr vor, die in abſehbarer 
eit behoben werden können und ihn dann zu der Zahlung der 
Prozeßgebühr befähigen, ſo daß alſo mit einem Verluſte der Staats⸗ 
kaſſe nicht gerechnet zu werden braucht, ſoll es ihm nach dem Willen 
des Geſetzgebers geſtattet ſein, bereits vor der Zahlung der Prozeß⸗ 
gebühr die Terminsbeſtimmung zu verlangen. Diefer zweite Ausnahme⸗ 
fall kann demnach nur Anwendung finden, wenn der Kl. die Prozeß⸗ 
gebühr zwar bezahlen, aber infolge vorübergehender Schwierigkeiten 
nicht alsbald bezahlen kann. Dagegen kann dieſe Ausnahme nicht 
auch auf die Fälle Anwendung finden, in denen der Kl. zu der 
Zahlung überhaupt außerſtande iſt (ſo auch OLG. Bamberg: 
JW. 1929, 14152 und OLG. Jena: SächſRpflArch. 1932, 418 Nr. 14. 
In dem Beſchl. des ORG. Dresden v. 5. Sept. 1931: JW. 1932, 
119 17 iſt dieſer Fall nicht entſchieden). Der entgegengeſetzten Anſicht 
von Friedlaender: JW. 1932, 119/017 Anm. b kann nicht bei⸗ 
getreten werden, insbeſ. kann nicht anerkannt werden, daß durch die 
obige Auslegung in das Geſetz etwas dieſem Unbekanntes hinein⸗ 
getragen werde. Dieſe Auslegung entſpricht vielmehr ſowohl dem Wort⸗ 
laute des Geſetzes, wie ihn Friedlaender ſelbſt unter b Satz 2 
angegeben hat, als auch dem Sinne des Geſetzgebers. Denn die Beſt. 
des § 74 Abſ. 2 GKG. geht einerſeits dahin, dem früheren Übelſtande 
des Nichteingehens eines erheblichen Teiles der geſchuldeten Koſten⸗ 
beträge abzuhelfen, andererſeits ſollen die Rechtſuchenden von der Er⸗ 
hebung übereilter und ausſichtsloſer Klagen abgehalten werden. Der 
Zweck dieſer Geſetzesbeſtimmung würde ohne weiteres hinfällig werden, 
wenn das Gericht ohne vorherige Bezahlung der Prozeßgebühr die 
dagen durchführen müßte, die von mittelloſen Kl. bei dem Vorliegen 
emer ausſichtskoſen oder mutwilligen Rechtsverfolgung angeſtrengt 
werden. Dies würde aber der Erfolg fein, wenn man die Beſt. in 
74 Abſ. 4 Gag. dahin auslegen müßte, daß auch derjenige Kl., der 
zu der Zahlung der Prozeßgebühr überhaupt außerſtande iſt und dem 
das Armenrecht nicht bewilligt worden iſt, Anſpruch auf Termins⸗ 
Erberaumung ohne vorherige Zahlung der Prozeßgebühr habe. Dieſer 
Erfolg widerſpricht dem Sinne und Zwecke des § 74 GK. 

(OLG, Dresden, 5. Ziv Sen., Beſchl. v. 3. Dez. 1932, 5 0 Reg 449/32.) 

Ber. von OLGR. Brückner, Dresden. 
* 


Kiel, 

7. 883,6 3RD. Streitwert bei einer Vorrangsklage. 

Auf demſelben Grundſtücke ſteht an erſter Stelle für die Bekl. 
eine AufwHyp. von rund 8000 .2.X, an zweiter Stelle eine Hyp. 
von 30 000 RA für die Kl. Die Kl. verlangt mit der vorl. Klage 
Feſtſtellung, daß ihre Hyp. den Vorrang vor der Hyp. der Bekl. 
habe. Das LG. hat den Streitwert auf 4000 2% feſtgeſetzt. Mit 
der Beſchw. verlangt der Prozeßbevollmächtigte der Bekl., daß der 
Streitwert auf 8000 , — nämlich gleich dem Betrage des ge⸗ 
ringeren Rechts — feſtgeſetzt werde. Das OLG. hat die Beſchw. 
zurückgewieſen aus folgenden Gründen: 

Der Streitwert iſt nach 83 ZPO., nicht nach S6 ZPO. 
feſtzuſetzen. Denn weder bildet das Pfandrecht der Kl., welches 
die Bekl. gar nicht beſtritten hat, den Gegenſtand des Prozeſſes, 
noch hat die Kl. auf Sicherſtellung ihrer Forderung geklagt. Zur 
Erörterung ſteht lediglich der Vorrang, d. h. die Parteien ſtreiten 
darüber, welche von ihnen bis zum Werte des Grundſtücks vor der 
anderen Partei zur Befriedigung aus dem etwaigen Erlöſe des 
Grundſtückes gelangen ſolle. Demgemäß hat auch die Rſpr. ein⸗ 
heitlich in ſolchen Fällen eine unmittelbare Anwendung des 86 
ZPO. abgelehnt (vgl. namentlich Walther⸗Joachim⸗ 
Friedlaender, RAGebO., § 10 Anm. 129; RG. 4, 366). 

Gem. 83 ZPO. iſt der Wert des Streitgegenſtandes nach 
freiem Ermeſſen feſtzuſetzen. Und zwar iſt das Intereſſe der Kl. 
— nicht der Bekl. — maßgebend. Immerhin iſt nicht ausgeſchloſ⸗ 
fen, dabei im Rahmen des 83 ZPO. andere Koſtenbeſt. rechts⸗ 
ähnlich anzuwenden. In dieſem Sinne berückſichtigt die Rſpr. 
bei Vorrangſtreitigkeiten den §6 ZPO. und läßt in ſolchem Falle 
immer nur den Betrag der kleineren der beiden im Wettbewerb 
ſtehenden Forderungen als Streitgegenſtand gelten, falls nicht 
etwa der Wert des Befriedigungsgegenſtandes, auf den ſich der 
Vorrangſtreit bezieht, ein noch geringerer iſt (ogl. die Apr. bei 
Walther⸗Joachim⸗Friedlaender a. a. O.; bei Stein⸗ 
Jonas 58 6 III Ziff. 1; bei Sydow⸗Buſch⸗Krantz 8 6 
Ziff. 6; bei Baumbach, Reichskoſtengeſetze, 3. Aufl., S. 24 und 
namentlich RG. 4, 366). Dieſe Auffaſſung leuchtet ohne weiteres 
ein, ſoweit die Befriedigungsmöglichteit der klagenden Partei durch 
das Pfandrecht der Bekl. eingeſchränkt wird. Iſt z. B. für beide 
Streitteile ein Verſteigerungserlös von 10 000 2 oder weniger 
hinterlegt, und beträgt die Forderung der Kl. 10 000 %% und die 
der Bekl. 2000 7%, jo wird die Befriedigungsmöglichkeit der Kl. 
durch die Forderung der Bekl. in Höhe der vollen Forderung 
der Bekl. beſchränkt, und das Intereſſe der Kl. iſt dann tatſächlich 
gleich dem Betrage der kleineren der beiden wetteifernden Forde⸗ 
rungen. Iſt dagegen z. B. ein Betrag von 11000 . hinterlegt, 
fo erhält die Kl. auf jeden Fall wenigſtens 9000 %; ihr Inter⸗ 
eſſe und damit der Wert des Streitgegenſtandes im Vorrangs⸗ 
prozeß beſchränkt ſich alſo auf einen Betrag von 1000 AA. Das 
gleiche muß da gelten, wo zwar ein feſter Betrag zur Befriedigung 
mehrerer Gläubiger nicht hinterlegt iſt, wo aber feſtſteht oder an⸗ 
zunehmen iſt, daß die Kl. bei Vorrang der Bekl. nicht in Höhe 
der ganzen Forderung der Bekl., ſondern nur zu einem Teilbetrage 
ausfallen wird. Letzterer Fall liegt gegenwärtig vor. Der Wert des 
belaſteten Grundſtückes iſt auf 34 000 .2.% anzunehmen (... folgen 
Ausführungen über den Wert). Demnach iſt die Hypothek der Kl. 
nur in Höhe von 4000 2. — ſelbſt bei Obſiegen der Bekl. — 
gefährdet. Nur in Höhe dieſer 4000 , erſchöpft ſich das Inter⸗ 
eſſe der Kl. Nach dieſem Intereſſe iſt der Wert des Streitgegen⸗ 
ſtandes feſtzuſetzen. 

(OLG. Kiel, Fer Sen., Beſchl. v. 6. Sept. 1933, 1 W 285/33.) 
Ber. von OLS GR. Dr. Grunau, Kiel, 
* 

S. 8 271 Abſ. 3 ZPO. Bei fehlender Entſcheidungs⸗ 
reife darf kein Urteil nach $ 271 Abſ. 3 ZPO. ergehen. 

Kl. hat Klage erhoben gegen die bekl. Ehefrau auf Zahlung 
uſw., ferner gegen den bekl. Ehemann auf Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das eingebrachte Gut. Er hat infolge der Ein⸗ 
wendungen des Bekl. zu 2. die Klage gegen ihn zurückgenommen. 
Darnach hat das LG. auf Antrag des Bekl. zu 2 den Kl. in die 
durch die Klage gegen den Bekl. zu 2 entſtandenen beſonderen 
Koſten des Rechtsſtreits verurteilt. Hiergegen hat der Kl. fofortige 
Beſchw. eingelegt. 8 

8271 Abſ. 3 ZPO. beſtimmt freilich: „Die Zurücknahme der 
Klage hat zur Folge, daß der Rechtsſtreit als nicht anhängig ge⸗ 
worden anzuſehen ift; ſie verpflichtet den Kl., die Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits zu tragen, ſofern nicht über dieſelben bereits rechtskräftig 
erkannt iſt; auf Antrag des Bekl. iſt dieſe Verpflichtung durch 
Urteil auszuſprechen.“ Damit iſt aber der allgemeine Grundſatz 
der 88 300 ff. ZPO. nicht ausgeſchaltet, daß ein ſolches Endurteil 
nur dann erlaſſen werden kann, wenn der Koſtenſtreit zur Ent⸗ 
ſcheidung reif iſt. Fehlt es daran, ſo darf auch kein Urt. 
nach § 271 Abſ. 3 ZPO. ergehen. Die Entſcheidungsreife tritt nun 
erſt ein, wenn ein dem Geſetz entſprechendes, klares und einer 
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Vollſtreckung zugängliches Urt. möglich iſt. Daran mangelt es 
im gegebenen Falle z. Z. noch. Nach der ZRO. konnen die Koſten 
eines Rechtsſtreits einer Partei ganz oder zu einem Bruchteile, 
wenn ſie aus mehreren Streitgenoſſen beſteht, dieſen je der Rechts⸗ 
lage gemäß als Geſamtſchuldner oder ebenfalls quotenmäßig auf⸗ 
erlegt werden. Das iſt den 8891, 92, 97, 100 ZPO. zu ent⸗ 
nehmen. Die letztgenannte Vorſchr. gilt nach der zwar umſtrit⸗ 
tenen, aber überwiegenden Auffaſſung (vgl. Seuffert Wals⸗ 
mann, 12. Aufl., § 100, Annt. Ic, S. 191) auch dann, wenn ein 
Streitgenoſſe ſiegt, während die übrigen unterliegen. Eine andere 
Verteilung als die in § 100 bezeichnete iſt auch für jenen Fall 
im Geſetz nicht vorgeſehen und praktiſch nicht durchführbar. Ins⸗ 
beſ. können, wenn einer von mehreren Streitgenoſſen obſiegt, die 
durch ſeine Beteiligung erwachſenen Koſten nicht in irgendeinem 
Umfange dem Gegner auferlegt werden, ſolange noch nicht feſt⸗ 
ſteht, ob die übrigen Streitgenoſſen ſiegen oder unterliegen und 
welche Koſten überhaupt insgeſamt erwachſen werden. Der Entſch. 
des LG., laut welcher der Kl. die durch die Klage gegen den Bekl. 
zu 2 entſtandenen beſonderen Koſten des Nechtsſtreits zu 
tragen hat, gebricht es ſomit an einer geſetzlichen Grundlage. Zu⸗ 
dem ſchafft der Urteilsausſpruch keine Klarheit für die ſpätere 
Koſtenfeſtſetzung. Es war eben derzeit noch gar nicht möglich, eine 
Koſtenanordnung zu treffen, die den in den S$ 91, 100 ZPO. ent⸗ 
haltenen Rechtsgrundſätzen entſpricht. Ob der Kl. mit ſeinen An⸗ 
ſprüchen gegen die Bekl. zu 1 ganz oder nur teilweiſe durchdrin⸗ 
gen oder ob er gar ganz unterliegen wird, iſt bei der jetzigen 
Prozeßlage nicht abſchließend zu beantworten. Bisher iſt nur ein 
Beweisbeſchluß erlaſſen, der noch nicht ausgeführt iſt. Deshalb 
iſt z. Z. nicht abzuſehen, mit welchem Anteil der Kl. zu den Koſten 
des geſamten Rechtsſtreits heranzuziehen ſein wird. Der Prozeß 
iſt alſo auch wegen des Koſtenanſpruchs des Bekl. zu 2 nicht ent⸗ 
ſcheidungsreif. Bei der gegebenen Sachlage bleibt nichts übrig, als 
den Koſtenpunkt dem Schlußurt. vorzubehalten. Solange es an der 
Entſcheidungsreife fehlt, darf die Vorſchr. des § 271 Abſ. 3 ZPO. 
nicht angewendet werden. Aus dieſen Erwägungen heraus hat 
der Sen. in ähnlichen Fällen immer davon Abſtand genommen, 
durch Teilurt. eine Koſtenentſch. zu treffen, die Koſtenanordnung 
vielmehr ſtets der Schlußentſch. vorbehalten. Wenn für die von 
den hier vertretenen Grundſätzen abweichende Rechtsanſicht hin⸗ 
gewieſen wird auf die Entſch. des OLG. Stettin: JW. 1926, 
86830, jo vermag der Sen. dem nicht zu folgen. Die Lage war 
dort grundſätzlich inſofern anders, als bereits gegen beide Bekl. 
ein Urt. gefällt war, weil die Sache entſcheidungsreif war, woran 
es hier eben fehlt. 

(OLG. Kiel, 4. ZivSen., Beſchl. v. 10. Dez. 1932, 4 W 349/32.) 

Ber. von LER Schumacher, Altona. 


Berlin. b) Strafſachen. 


9. 8 184 Ziff. 3a StGB. Zum Begriffe des Dienens 
zur Verhütung von Geſchlechtskrankheiten. 

Im Gegenſatz zu der vielfach (vgl. LpzKomm. 4. Aufl. 8 zu 
§ 184 StGB.; Schäfer⸗Lehmann, GeſchlͤarG., S. 204; 
Hellwig S. 319) angefochtenen Rſpr. des RG. zu dem Begriffe 
„dienen“ (RGSt. 62, 400; JW. 1931, 149128), der zufolge „die⸗ 
nen“ mit „im allgemeinen in Gebrauch ſein“ gleichbedeutend ſein 
ſoll, hält der erk. Sen. dafür, daß ein Mittel zur Verhütung von 
Geſchlechtskrankheiten dient, wenn es dieſem Zwecke gewidmet iſt, 
gleichviel, ob es ſchon in Gebrauch genommen iſt oder nicht. Auf 
die größere oder geringere Zuverläſſigkeit des Mittels nach dem 
heutigen Stande der Technik und Wiſſenſchaft kann es dabei nach 
der bisherigen Rſpr. zu dieſer Frage nicht entſcheidend ankommen. 

(KG., Fer StrSen., Urt. v. 7. Aug. 1933, 2 8 291/33.) 
Ber. von KGR. Körner, Berlin. 


* 


10. S 366 Ziff. 10 StB. Die Beſtimmung einer 
StraßpPol VO,, der zufolge „bei der Benutzung des Fahr⸗ 
weges die erforderliche Rückſicht auf den übrigen Verkehr 
zu nehmen iſt“, ſtellt nur eine allgemeine Sorgfaltsregel, 
nicht aber eine die Blankettvorſchrift des 8866 31ff. 10 S1 8 
ausfüllende Norm dar, weil fie keinen feſtumriſſenen Tat⸗ 
beſtand enthält und die geſetzliche Normierung eines be⸗ 
ſtimmten Tatbeſtandes die notwendige Vorausſetzung aller 
ſtrafrechtlich erheblichen Handlungen iſt. 

(KG., 2. StrSen., Urt. v. 5. Okt. 1933 2 8 346/33.) 
Ber. von KGR. Körner, Berlm. 


* 


Dresden. 


II. 88 153, 223, 231 StG B.; 88 395, 403 StPO. Zeugen⸗ 
meineid und Körperverletzung können in Tateinheit zu⸗ 
einander ſtehen. Knüpft ſich die Kenntnis für die Berech⸗ 
tigung zur Strafantragſtellung an eine Krankheit, ſo iſt 
deren Beginn, nicht aber der weitere Verlauf oder eine 
Wiedererkrankung für die Friſtbeſtimmung maßgeblich. In 
der Strafanzeige wegen Meineids kann kein Strafantrag 
wegen Körperverletzung erblickt werden, wenn zu dieſer 
Zeit die auf den Meineid zurückzuführende Geſundheits⸗ 
beſchädigung noch nicht hervorgetreten war. In den Fällen 
der Körperverletzung iſt die Zuerkennung einer Buße an 
die Bedingung geknüpft, daß wegen der Körperverletzung 
der Täter beſtraft werden kann. f) 

Zutreffend iſt die Feſtſtellung im angef. Beſchluß, daß die 
rechtliche Möglichkeit einer Tateinheit zwiſchen der von dem 
Antragſteller L. behaupteten Körperverletzung und dem Verbrechen 
des Zeugenmeineids gegeben iſt, das den Gegenſtand der öffentlichen 
Klage bildet. Insbef. iſt bei Zugrundelegung der Darſtellung des 
Antragſtellers die Möglichkeit eines urſächlichen Zuſammenhanges 
zwiſchen der Zeugenausſage des Angeſchuldigten U. und den Geſund⸗ 
heitsbeſchädigungen des Antragſtellers L. nicht von der Hand zu 
weiſen. Das Beſtehen eines dringenden oder hinreichenden Tatver⸗ 
dachtes für das Vorliegen der vom Antragſteller behaupteten Körper⸗ 
verletzung iſt nicht Vorausſetzung für die Zulaſſung der Nebenklage. 

Aber aus einem anderen Grunde iſt der Beſchwerde der StA. 
der Erfolg nicht zu verſagen. Der Antragſteller ſtutzt ſein Begehren 
auf 8 403 SPD. Dieſer gewährt die Befugnis, ſich einer öffent⸗ 
lichen Klage als Nebenkl. anzuſchließen, demjenigen, der berechtigt 
iſt, die Zuerkennung einer Buße zu verlangen. Nach § 231 StGB. 
kann nun zwar in allen Fällen der Körperverletzung dem Verletzten 
auf ſein Verlangen eine Buße zuerkaunt werden, aber nur neben 
der Strafe. Die Zuerkennung der Buße iſt alſo an die Bedin⸗ 
gung geknüpft, daß der Täter wegen Körperverletzung beſtraft 
wird. Eine Beſtrafung des Angeſchuldigten wegen der vom Antrag“ 
ſteller behaupteten Körperverletzung würde aber im vorl. Falle vor⸗ 
ausſetzen, daß der verletzte Antragſteller wirkſam Strafantrag wegen 
Körperverletzung geſtellt hat. 

Dies hat auch der Vorderrichter im angef. Beſchluß nicht ver⸗ 
kannt. Er hat ſich aber im Anſchluß an die Entſch. des R.: JW. 
1933, 1417 auf den Standpunkt geſtellt, die Befugnis des Buß⸗ 
berechtigten zum Anſchluß als Nebenkl. hänge nicht davon ab, ob 
ein etwa erforderlicher Strafantrag wirkſam geſtellt ſei. Dieſer Rechts⸗ 
auffaſſung vermag ſich der Senat nicht anzuſchließen. 

In RES. 59, 100 wird ausgeführt, daß der Bußanſpruch nach 
§ 231 StGB. dem Verletzten auch dann zuſteht, wenn die Köcher? 
verletzung durch den Tatbeſtand einer anderen ſtrafbaren Handlung, 
3. B. Mordverſuch, aufgezehrt wird, und daß deshalb im Falle der 
Geſetzeseinheit zwiſchen der Körperverletzung und der von der 


Zu 11. Soweit das Urt. die Vorausſetzung des rechtzeitigen 
Strafautrages wegen Körperverletzung unter dem Geſichtspuukt ner“ 
neint, daß Antragſteller ſchon bei der erſten Erkrankung im Jan. 
1933 volle Kenntnis von der als Folge der meineidigen Ausſage un 
der dadurch ausgelöſten Aufregung behaupteten Körperverletzung ges 
habt hat, iſt dem OLG. unbedenklich zu folgen. Dasſelbe gilt, ſom dit 
ein Antrag wegen Körperverletzung als in dem Antrag wegen Beleivı“ 
gung nicht enthalten angeſehen wird; denn der Fall, daß der Antrag” 
ſteller ſich etwa uur in der juriſtiſchen Qualifizierung der Tat geirrt 
hätte, liegt nicht vor, es handelt ſich vielmehr bei der Beleidigung 
offenbar um eine andere Tat als bet der Körperverletzung. Es i 
jedoch recht zweifelhaft, ob man dem OLG. auch darin beitreten kann, 
daß es auf die Rechtzeitigkeit des Antrages wegen Körperverletzung 
überhaupt ankommt, wenn es ſich um die Entſch. der Frage handelt, 
ob Antragſteller einen Anſpruch auf Zulaſſung als Nebenkläger wegen 
der in Tateinheit mit dem Meineid ſtehenden fahrläſſigen Körper“ 
verletzung hat oder nicht. Das OLG. ſcheint der Anſicht des RG. nicht 
widerſprechen zu teilen, daß im Falle der Geſetzeseinheit zwi 
ſchen Körperverlezung und einem anderen Delik: (3. B. Raub), wo⸗ 
bei erſtere durch letzteres aufgezehrt wird, der Verletzte als Neben⸗ 
kläger zuzulaſſen iſt, trotzdem hier wegen der Körperverletzung als 
ſolcher Strafe nicht eintreten kann. Es iſt doch zu prüfen, ob der 
Tall der Tatemhett nicht weſentlich gleich liegt. Man ſollte von vorn⸗ 
herein meinen, daß, wenn ſogar im Falle der Geſetzeseinheit, die eine 
Beſtrafung wegen Körperverletzung ohne weiteres ausſchließt, die Zu⸗ 
laffung der Nebeuklage erfolgen kann, dies dann erſt recht bei Tat⸗ 
einheit, die an ſich für eine Beſtrafung auch wegen der Körperver⸗ 
letzung Raum läßt, zutrifft. Im praktiſchen Ergebnis läuft jedenfalls 
Geſetzeseinheit und Tateinheit auf dasſelbe hinaus. Allerdings erfolgt 
letztenfalls eine Verurteilung auch wegen Körperverletzung, aber die 
Strafe wird gem. 3 73 Steh B. der ſchwereren Strafporſchrift über 
das Sittlichkeitsverbrechen uſw. entnommen; auch im Falle der Ge⸗ 
ſeheseinheit (etwa zwiſchen Raub und Körperverletzung oder Mord⸗ 
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Deshalb iſt nach Anſicht des Senats die Berechtigung des An⸗ 
tragſtellers L., ſich aus dem Geſichtspunkte der Körperverletzung der 
öffentlichen Klage als Nebenkl. anzuſchließen, verwirkt, wenn er 
nicht rechtzeitig wegen dieſes Vergehens Strafantrag geſtellt hat. 
Auch die in 8 395 Abſ. 1 SPD. vorgeſehene Anſchlußberechtigung 
iſt nur beim Vorliegen eines wirkſamen Strafantrags gegeben. Denn 
„nach Maßgabe der Beſtimmung des 8 374 StPO. als Privathl. 
aufzutreten berechtigt“ iſt nur derjenige, der dieſes Recht durch recht⸗ 
zeitige Antragſtellung oder Klagerhebung gewahrt hat. Das Recht ſteht 
ihm nicht zu, wenn er die Autragsfriſt verſäumt hat (RGSt. 41, 168). 

Den gem. 8 403 StPO. erforderlichen Strafantrag hat der 

Antragſteller L. nicht wirkſam geſtellt. 
y Der Antragſteller behauptet, daß er als Folge des von der 
öffentlichen Klage als Zeugenmeineid verfolgten Tuns des An- 
geſchuldigten im Januar 1933 einen Nervenzuſammenbruch erlitten 
habe. Infolgedeſſen ſei er bis Februar 1933 in ärztlicher Behandlung 
im Krankenhaus der Gefangenenanſtalt in W. geweſen und im 
Juni und Juli nochmals. 

Nach der Darſtellung des Antragſtellers bildet die Zeugenausſage 
des Angeſchuldigten nur den urſächlichen Vorgang für die Geſund⸗ 
heitsbeſchädigung des Antragſtellers. Die Kenntnis von der Zeugen⸗ 
ausſage und der Eidesleiſtung des Angeſchuldigten bedeutet daher noch 
nicht die zur Ingangſetzung der Strafantragsfrift erforderliche Kennt⸗ 
nis von der Körperverletzung. Zum weſentlichen Beſtand dieſer Straf⸗ 
tat gehört auch ihr Erfolg, die Geſundheitsſchädigung des Antrag⸗ 
ſtellers. Dieſer Erfolg iſt im Jan. 1933 eingetreten und dem Antrag⸗ 
ſteller während feines bis zum Febr. 1933 dauernden Aufenthaltes 
im Krankenhauſe bekanntgeworden. Damit hatte der Antragſteller 
die volle Kenntnis von der behaupteten Körperverletzung erlangt, da 


verſuch und Körperverletzung; kommt aber nur die Strafe des ſchwe⸗ 
reren Strafgeſetzes zum Zuge. Schon darum kann es wohl nicht ent⸗ 
ſcheidend darauf ankommen, ob bei Tateinheit friſt⸗ und form⸗ 
gerecht Strafantrag wegen der Körperverletzung gejtelli iſt und dem⸗ 
gemäß eine Verurteilung auch dieſerhalb eintreten kann. Im 
übrigen iſt die Auslegung des § 231 StGB. durch das OLG. nicht 
zwingend. Dieſer Paragraph ſagt nicht, daß die Strafe, neben welcher 
auf Buße erkannt werden kann, gerade unter dem Geſichtspunkt der 
Körperverletzung eintreten muß, ſetzt alſo auch nicht voraus, daß eine 
Beſtrafung ihretwegen möglich, mithin ein friſt⸗ und formgerechter 
Antrag geſtellt iſt. Vielmehr will § 231 nur jagen, daß nicht ſelb⸗ 
ſtändig auf Buße im Strafverfahren erkannt werden kann, ſondern 
nur im Zufammenhang mit Verurteilung des Täters zu Strafe, ob 
dieſe Strafe nun wegen eines ſelbſtändigen oder wegen eines anderen 
die Körperverletzung aufzehrenden oder mit ihr in Tateinheit ſtehenden 
Delikts verhängt wird; entſcheidend iſt, daß bei dem Geſamtkomplex 
eine Körperverletzung mit im Spiele war. 

0 Das RG. hat ſich über die Zulaſſung der Nebenklage im Falle 
ver Tateinheit bei fehlendem Antrag noch nicht ausgeſprochen; es 
darf aber angenommen werden, daß es aus ſeiner Anſicht, im Falle 
der Geſetzeseinheit könne von vornherein eine Beſtrafung wegen der 
Körperverletzung überhaupt nicht eintreten, die Stellung eines Antrages 
käme alſo gar nicht in Frage, für den Fall der Tateinheit, wo 
die Beſtrafung nur wegen fehlenden Antrages ausgeſchloſſen ift, die 
Folgerung ziehen würde, auch letzterenfalks die Nebenklage zuzu⸗ 
laſſen. Dies würde im Einklang mit feiner auch jonfı weitherzigen 
Auslegung der Vorſchriften über die Zulaſſung der Nebenklage ſtehen, 
macht doch das RG. (RG. 65, 130) z. B. auch dieſe Zulaſſung in 
der Ber Inſt. nicht davon abhängig, daß Antragſteller bereits in erſter 
Inſtanz das Bußverlangen geſtellt hat, wozu er genötigt iſt, wenn 
er eine Buße erreichen will (88403, 404 StPO.). 

SenPräf. Prof. Dr. Klee, Berlin. 
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er nunmehr auch die für dieſe Straftat ausſchlaggebende Tatjache 
ſeiner Geſundheitsbeſchädigung kannte. Die erneute Erkrankung des 
Antragſtellers im Junt und Juli 1933 ſtellt, auch wenn ſie noch eine 
Folge der Zeugenausſage des Angeſchuldigten ſein ſollte, keinen ſelb⸗ 
ſtändigen Erfolg der Straftat des Angeſchuldigten dar. Sie iſt daher 
für den Lauf der Strafantragsfriſt ohne Bedeutung. 

Somit iſt der Strafantrag v. 24. Aug. 1933 verſpätet. Vorher 
hat der Antragſteller die Strafverfolgung des Angeſchuldigten wegen 
Körperverletzung nicht beantragt. Insbeſ. kann in den Meineids⸗ 
anzeigen und in den Strafanträgen wegen Beleidigung, die 
der Antragſteller durch feinen früheren Antrag v. 5. April 1933 auf 
Zulaſſung als Nebenkläger aus dem Geſichtspunkte der Beleidigung 
und ausdrücklich in ſeiner Beſchw. v. 10. Mai 1933 gegen die Zu⸗ 
rückweiſung dieſes Geſuches geſtellt hat, ein Strafantrag oder eine 
Strafanzeige wegen Körperverletzung nicht gefunden werden. 
Denn in keinem dieſer Schriftſätze iſt erwahnt, daß der Antragſteller 
infolge der Zeugenausſage des Angeſchuldigten eine Geſundheitsſchädi⸗ 
gung erlitten hat. Zur Zeit der Erſtattung der Meineidsanzeigen war 
die vom Antragſteller behauptete Geſundheitsbeſchädigung überhaupt 
noch nicht eingetreten. 

(OLG. Dresden, Beſchl. v. 22. Sept. 1933, 2 OSt Reg 584/33.) 
Ber. von Gen StA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


+ 
Kaſſel. 

12. RA Geb.; VD. zur Beſchleunigung des Verfah⸗ 
rens in Hoch⸗ und Landes verratsſachen v. 18. März 1933. 
Einem RA., der erſt nach der Einreichung der Anklage⸗ 
ſchrift beige ordnet iſt, ſteht nach der VO. v. 18. März 1933 
eine Gebühr für das Vorverfahren nicht zu. f) 

Nach VO. zur Beſchleunigung des Verfahrens in Hoch⸗ und 
Landesverratsſachen v. 18. März 1933 (RGBl. I, 131) bedarf es 
in den der Zuſtändigkeit des RG. oder des OLG. gehörenden 
Strafſachen keines Beſchl. über die Eröffnung des Hauptverfah⸗ 
rens. An Stelle des Antrages der StA. auf Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens tritt der Antrag auf Anordnung der Hauptverhand⸗ 
lung. Damit iſt aber nicht geſagt, daß nun erſt die Anſetzung des 
Termins zur Hauptverhandlung der Eröffnung gleichzuſtellen iſt. 
Vielmehr tritt nach Abſ. 4 des § 1 Art. 3 der genannten VO. die 
ſonſt in der StPO. und entſprechend auch in der RAGebO. 
an die Eröffnung des Hauptverfahrens geknüpfte Wirkung ſchon 
mit der Einreichung der Anklageſchrift ein, jedenfalls dann, wenn 
nach Ablauf der Friſt des § 201 StPO. die Hauptverhandlung 
alsbald angeordnet wird. Nur bis zur Einreichung der Anklage⸗ 
ſchrift läuft daher das Vorverfahren. Der Erinnerungsführer iſt 
aber erſt nach dieſem Zeitpunkt beigeordnet worden. Eine Gebühr 
für eine Tätigkeit im Vorverfahren ſteht ihm daher nicht zu. 

(OLG. Kaſſel, Fer StrSen., Beſchl. v. 5. Aug. 1933, O J 3/33.) 
Eingeſ. von RA. Dr. Appel, Kaſſel. 


Zu 12. Ich habe Bedenken gegen das Ergebnis und die 
Gründe dieſes Beſchl. 

Art. 3 Si Abf. IV der BO. ſagt, die in der StPO. an 
die Eröffnung des Hauptverfahrens geknüpften Wirkungen treten 
mit der Einreichung der Anklageſchrift ein. Das OLG. Kaſſel 
nimmt, ohne es zu begründen, an, daß das Entſprechende auch fur 
die in den Gebührengeſetzen an die Eröffnung des Hauptverfah⸗ 
rens geknüpften Wirkungen gelten müßte. Die entſprechende An⸗ 
wendung verſteht ſich keineswegs von ſelbſt. Schäfer hat ſchon 
in JW. 1933, 941 unter 4 am Ende Fälle mitgeteilt, in denen, 
abweichend vom Wortlaut der oben zit. Beſt., nach ihrem Stun 
an die Stelle der Einreichung der Anklageſchrift die Entſch. des 
Vorſitzenden über die Anordnung der Hauptverhandlung treten 
muß. Die BO. bezweckt eine Veſchleunigung der zum Schutze des 
Staates beſtimmten Strafverfahren durch Vereinfachung der For⸗ 
men der StPO., in denen gegenwärtig die Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens und die damit zuſammenhängenden Maßnahmen ſich 
vollziehen. Die Regelung in Art. 3 § 1 Abſ. IV dürfte ohne Rück⸗ 
ſicht auf gebührenrechtliche Geſichtspunkte, insbeſ. ohne Rückſicht 
auf den Zweck des $67 Abſ. I RAcgebO. getroffen worden fein. 
Zum Vorverfahren i. S. des § 67 gehört nach allgemeiner Anſicht 
alles, was vor dem Eröffnungsbeſchl. liegt. Wenn der Geſetzgeber 
dem RA. eine beſondere Gebühr für die Verteidigung im Vor⸗ 
verfahren gewährt, ſo dürfte das darauf zurückzuführen ſein, daß 
der RA. erfahrungsmäßig häufig eine über die Vorbereitung der 
Hauptverhandlung hinausgehende Tätigkeit ſchon vor der Eröff⸗ 
nung des Hauptverfahrens zu entwickeln hat. Hieran ändert aber 
die VO. v. 18. März 1933 nichts. Es ſcheint mir daher richtiger 
zu ſein, an die Stelle der Einreichung der Anklageſchrift für die 
Anwendung des § 67 Abſ. 1 NAGEHD. die Entſch. des Vorſitzen⸗ 
den über die Anordnung der Hauptverhandlung zu ſetzen. 

RA. A. Maßzke, Berlin. 
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Landgerichte. 


Berlin. a) Zivilſachen. 


1. 85 VollſtrMaßn VO. v. 26. Mai 1933. Bei einer 
GmbH. ſind auch die Verhältniſſe der Anteilseigner zu 
berückſichtigen. 

Die Schuldnerin iſt eine GmbH. Bei der Frage, ob ihr der 
Schutz des § 5 zuzubilligen iſt, kommt es jedoch hierauf nicht allein, 
ſondern auch auf die Verhältniſſe der hinter ihr ſtehenden In⸗ 
haber der Geſchäftsanteile an. Im Rahmen des $5 ſpielen wirt⸗ 
ſchaftliche und perſönliche Momente die Hauptrolle (wirtſchaftliche 
Geſamtlage; mangelndes Verſchulden). Daß die juriſtiſche Form 
der GmbH. gewählt worden ift, hat hier außer Betracht zu blei⸗ 
ben. Die Schuldner können nicht deshalb beſſer geſtellt ſein als 
andere Eigentümer, weil ſeinerzeit zufällig die Form der Gmbh. 
der Eintragung natürlicher Perſonen vorgezogen wurde. Sind 
alſo — wie hier — die Geſchäftsanteile in der Inflationszeit er⸗ 
worben und ſind deren Inhaber Ausländer und im Auslande an⸗ 
ſäſſig, fo find fie bei der Entſch. über die Frage einer einſtweiligen 
Einſtellung genau ſo zu behandeln wie ſonſtige ausländiſche In⸗ 
flationserwerber. 

(LG. Berlin, 1. IR, Beſchl. v. 9. Okt. 1933, 201 T 13614/33.) 
Ber. von GerAſſ. Dr Seibert, Berlin. 
* 
Köln. 

2. 8108 ZPO. Grundſchuldbriefe find zur Sicher- 
heitsleiſtung regelmäßig nicht geeignet. f) 

Abgeſehen von den beſtehenden formalen Bedenken, die ſich 
aus der Erwägung ergeben, daß die Sicherheitsleiſtung nur in der 

orm einer Abtretung der dinglich geſicherten Forderung erfolgen 
könnte, dem Gläubiger aber nicht zugemutet werden kann, die 
damit verbundenen Weiterungen und Gefahren auf ſich zu neh⸗ 
men, iſt das Gericht auch nicht in der Lage, in ausreichender 
Weiſe nachzuprüfen, ob die fragliche Grundſchuld dem Gläubiger 
tatſächlich eine genügende Sicherheit bietet. 

(SG. Köln, Beſchl. v. 29. Aug. 1933, 11 8 530/33.) 

Ber. von GerAſſ. Dr. H. Macherey, Düren (Rhld.). 


x 
Lüneburg. 
3. 8 1945 BGB.; 87 FGG. Erbausſchlagung. 5) 
Die am 1. März 1932 von dem Bekl. zu 2 und 3 gegenüber 
dem Nachlaßgericht in Bremen erklärte Ausſchlagung der Erb⸗ 
ſchaft nach der Witwe L. iſt wirkſam. Die Bekl. zu 2 iſt daher 


Zu 2. Dem Beſchluß iſt zuzuſtimmen. 

Die Art der Sicherheitsleiſtung wird vom Gericht nach 
freiem Ermeſſen beſtimmt (§ 108 Satz 1 ZPO.). ß 

Es dürfte grundſätzlich z. Z. eine Sicherheitsleiſtung durch 
Beſtellung oder Verpfändung einer Hypothek oder Grundſchuld ab⸗ 
zulehnen ſein. Denn durch den Vollſtreckungsſchutz, der dem 
Schuldner einer Hypothek oder dem Eigentümer — oder ſogar Be⸗ 
ſitzer — eines einer Grundſchuld verhafteten Grundſtücks zuſteht 
(S1 BO. v. 11. Sept. 1932 [RG Bl. I, 525] und das landwirt⸗ 
ſchaftliche EntſchuldungsG. v. 1. Juni 1933 [RGBl. I, 331], ins⸗ 
bei. SS 12 ff.) kann z. Z. die Moglichkeit des zwangsweiſen Ver⸗ 
kaufes der verhafteten Werte als ausgeſchloſſen angeſehen werden. 
Ob im Einzelfalle eine Ausnahme vorliegt (§ 14 VO. v. 11. Sept. 
1932 und 883, 81, 97 ff., 105 Geſ. v. 1. Juni 1933), iſt eine im 
Einzelfall ſchwierige Entſch., die den Gerichten im Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsverfahren, das ſchneller Entſch. und klarer Richtlinien 
bedarf, nicht zugemutet werden kann. Die Unmöglichkeit der Voll⸗ 
ſtreckung in das Objekt läßt auch die Möglichkeit der Verwertung 
der Schuldurkunde durch Verkauf oder Verſteigerung völlig unge⸗ 
wiß erſcheinen. nn 

Hypotheken und Grundſchulden konnen daher z. Z. als Siche⸗ 
rung des Gläubigers nicht angeſprochen werde. e Dia 

Die gegenteilige Auffaſſung würde auch die Entſch. über die 
Zulaſſung einer ſolchen Sicherheitsleiſtung ungebührlich verzögern, 
weil niemals ſofort würde entſchieden werden konnen, ob bei der 
fraglichen Hypothek oder Grundſchuld die Vorausſetzungen der er⸗ 
wähnten geſetzlichen Ausnahmebeſtimmungen vorliegen. 

RA. Carl, Düſſeldorf. 


Zu 3. Nach 81945 erfolgt die Erbſchaftsausſchlagung ebenſo 
durch Erklarung gegenüber dem Nachlaßgericht wie nach $ 2259 
der Teſtamentsbeſitzer das Teſtament an das Nachlaßgericht ab⸗ 
zuliefern hat. Die gegenüber einem örtlich unzuſtändigen Nachlaß⸗ 
gericht abgegebene Ausſchlagungserklärung ſoll nach der herr⸗ 
ſchenden fh unwirkſam fein, weil aus $7 368. nicht gefol- 


nicht Erbin ihrer Mutter und folglich auch nicht Schuldnerin ber 
Kl. geworden. Nach § 1945 BGB. hat die Ausſchlagung gegen 
über dem zuſtändigen Gericht zu erfolgen. Nach § 72 FB. iſt 
örtlich dasjenige Nachlaßgericht zuſtändig, in deſſen Bezirk der 
Erblaſſer ſeinen letzten Wohnſitz gehabt hat. Der Streit, ob in 
Hützel oder Bremen, oder an beiden Orten zugleich der letzte 
Wohnſitz geweſen tft, kann hier unentſchteden bleiben. Nach 87 
386. ſind gerichtliche Handlungen nicht deshalb unwirkſam, weil 
ſie von einem unzuſtändigen Gericht vorgenommen iſt. Das AG. 
in Bremen hat nicht etwa die Ausſchlagungserklärung nur ent⸗ 
gegengenommen, ſondern es hat ſie behalten und weiter ſo be⸗ 
handelt, wie ſie nach geſetzlicher Vorſchrift von dem zuſtändigen 
Nachlaßgericht behandelt werden muß. Da das AG. verpflichtet iſt, 
feine Zuſtändigkeit von Amts wegen zu prüfen, ehe es Hand⸗ 
lungen vornimmt, die grundſätzlich nur dem vom Geſetz dazu be 
ſtimmten Gericht zugewieſen ſind, darf es die Ausſchlagungserklä⸗ 
rung nicht bei ſich behalten, wenn es ſich nicht für zuſtändig hält. 
Daraus, daß das AG. in Bremen die Erklärungen behalten, unter 
eigener Nummer in ſein Nachlaßregiſter aufgenommen, den nach⸗ 
folgenden Erben nach § 1953 Abſ. 3 BGB. Mitteilung gemacht, 
über etwa entſtandene Koſten eine beſondere Prüfung angeſtellt 
hat, ergibt ſich, daß das AG. in Bremen ſich nicht als Rechtshilfe⸗ 
gericht oder als Beurkundungsgericht, ſondern als das zuſtän⸗ 
dige Nachlaß gericht angeſehen hat. Darauf konnte die Bell. 
zu 2 ſich verlaſſen. Wenn das AG. in Bremen ſeine Zuftändigfeit 
zu Unrecht für gegeben gehalten haben ſollte, weil vielleicht Hützel 
allein der letzte Wohnſitz der Erblaſſerin war, ſo kann dieſe un⸗ 
richtige Annahme den Bekl., die ebenfalls Bremen für zuſtändig ge⸗ 
halten haben, nicht zum Nachteil gereichen. Es kann auch nicht 
eingeſehen werden, was die Ausſchlagenden hätte veranlaſſen kon⸗ 
nen, irgend etwas zur Feſtſtellung des wirklichen juriſtiſchen Wohn⸗ 
ſitzes zu veranlaſſen, wenn ſie ſelbſt Bremen für den Wohnſitz an⸗ 
geſehen haben und das AG. nicht nur nichts tut, was fie in ihrer 
Anſicht ſchwankend machen könnte, ſondern ſogar alle Handlungen 
vornimmt, die das zuständige Nachlaßgericht zu erledigen hat, und 
dadurch — die Bekl. in ihrer überzeugung, daß die Ausſchlagung 
in rechtsgültiger Weiſe erfolgt ſei, beſtärkt. Es würde in unklaren 
Fällen, wie der vorliegende einer iſt, rein vom Zufall abhängen, 
ob die Ausſchlagungserklärung vor dem richtigen örtlich zuſtändi⸗ 
gen Gericht abgegeben wird. Die Abgabe vor allen mög⸗ 
licherweiſe in Betracht kommenden Gerichten ſchreibt das 
Geſetz nirgends vor; auch dieſe würde oft nicht möglich ſein, wenn 
es dem Ausſchlagenden an der auch hierzu notwendigen genauen 
Kenntnis der Lebensverhältniſſe des Erblaſſers fehlt. Schließlich 
würde die Ungewißheit, ob nicht etwa in ſpäterer Zeit ſich her, 
ausſtellen wird, daß der letzte Wohnſitz des Erblaſſers und damit 
das Nachlaßgericht ein ganz anderer war als von dem Erben und 
dem von ihm angerufenen Gericht angenommen war, und nach 


gert werden könne, daß auch die Wirkſamkeit der gegenüber dem 
Gericht abgegebenen Erklärungen durch deſſen örtliche Unzuſtändig⸗ 
keit nicht berührt werde. Danach ſoll §7 ausſchließlich für „ge⸗ 
richtliche Handlungen“ gelten. Wenn man dieſer Mei⸗ 
nung folgt, jo müßte auch die Ablieferungshandlung des Teſta⸗ 
mentsbeſitzers, falls ſie an ein örtlich unzuſtändiges Nachlaßgericht 
erfolgt, unwirkſam fein. Der jo fehlerhaft abliefernde Teſtaments⸗ 
beſitzer wäre, wenn auch mangels dolus nicht wegen Unterlaſſung 
nach § 274 Nr. 1 SGB. ſtrafbar, fo doch u. U. den Intereſſenten 
gegenüber ſchadenserſatzpflichtig (vgl. RGWarn. 1913 Nr. 246). 
Mir iſt aber nicht bekannt, daß ſolche Folgerungen in Wiſſenſchaft 
und Rſpr. gegen den fehlerhaft abliefernden Teſtamentsbeſitzer ge⸗ 
zogen worden wären. > 

Nach § 73 FGG,. beſtimmt ſich die örtliche Zuſtändigkeit des 
Nachlaßgerichts nach dem Wohnſitze, den der Erblaſſer z. Z. des 
Erbfalles hatte. Wenn der Erblaſſer mehrere Wohnſitze gehabt 
hat, jo find die verſchiedenen AG. nebeneinander zuftandig, 8° 
hat dann gem. §4 FGG. dasjenige Gericht den Vorzug, welches 
zuerſt in der Sache tätig geworden iſt. Die Mitteilung einer er“ 
folgten Erbſchaftsausſchlagungserklärung an die Intereſſenten nach 
§ 1953 Abſ. 3 ſtellt zweifellos eine Tätigkeit i. S. des 84 
FGG. dar. 

Die Rechtshandlung der Wohnſitzbegründung nach §7 BGB. 
iſt ein Willensakt, der nach außen keineswegs für jeden Dritten 
deutlich und erkennbar in die Erſcheinung zu treten braucht. Mit 
Recht iſt deshalb geltend gemacht worden, wegen der Frage des 
Erblaſſerwohnſitzes konnten umfangreiche und zeitraubende Ermit⸗ 
telungen notwendig werden. Iſtes nun aber gerechtfer⸗ 
tigt, einerſeits zu ſagen, das angegangene Ge⸗ 
richt konne dieſe Ermittelungen nicht rechtzeile 
tig anſtellen und anderſeits zu behaupten, der 
klare Zweck des 81945 verlange, daß der berufene 
Erbe die Ausſchlagung nur dem wirklich zuſtän⸗ 
digen Nachlaßgericht gegenüber abgäbe, d.h. alſo 
der Ausſchlagende müſſe innerhalb der Ausſchlagungsfriſt von 
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den ihm bekanntgewordenen tatſächlichen Umſtänden auch ange⸗ 
nommen werden durfte, eine den Erben in ſeinen eigenen Angele⸗ 
genheiten und Entſchließungen kommende Belaſtung darſtellen, die 
das Geſetz nicht gewollt hat. Wenn der ausſchlaggebende Erbe ein 
beſtimmtes Gericht für das Nachlaßgericht hält und dieſes ſelbſt 
ſich ebenfalls für zuſtändig hält, dann greift 87 FGG. ein, wo⸗ 
nach die Ausſchlagung ebenſo wirkſam iſt, als ſei ſie vor dem zu⸗ 
ſtändigen Gericht erfolgt. 
(LG. Lüneburg, Urt. v. 28. Sept. 1933, 1 8 150/33.) 
Eingef. von RA. Dr. Ernſt, Lüneburg. 
* 

Stettin, 

4. 87 der 1. Ausf VO. v. 14. Febr. 1933 über den 

landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz. Eigentumsver⸗ 
hältniſſe an dem Pfandgegenſtand unerheblich. 
Bei einem Landwirt war ein Fohlen gepfändet. Dies war 
ſeiner Wirtſchafterin ſicherheitshalber für rückſtändigen Lohn über⸗ 
eignet, von dieſer dem Landwirt aber leihweiſe überlaſſen. AG. 
und LG. haben die Pfändung gem. §7 der 1. Ausf VO. v. 14. Febr. 
1922 für unzuläſſig erklärt. . 

Der $7 der 1. AusfVoO. ſtellt nur eine Erweiterung des 
ſonſtigen Vollſtreckungsſchutzes bei beweglichen Sachen gem. 8 811 
ZPO. dar. Wenn zu § 811 ZPO. anerkannt iſt, daß es für den 
Bollſtreckungsſchutz auf die Eigentumsverhältniſſe an dem Pfand⸗ 
gegenſtand nicht entſcheidend ankommt (Stein⸗Jonas, §811 
III 2; Sydow ⸗Buſch, §811 Anm. 2), jo hat das gleiche auch 
für §7 der 1. Ausf VO. zu gelten. Die in einem ſolchen Falle von 
der Rſpr. aufgeſtellte Vorausſetzung, daß dem Schuldner wenig⸗ 
ſtens das Beſitz⸗ oder Nutzungsrecht an dem Pfandgegenſtand zu⸗ 
ſtehen müſſe, iſt hier erfüllt. Dem Schuldner ſtand leihweiſe das 
Nutzungsrecht an dem Pfandgegenſtand zu. 

Daß im übrigen nicht lediglich die im Eigentum des Schuld⸗ 
ners ſtehenden Gegenſtände geſchutzt werden jollez, läßt auch die 
Faſſung des §7 der 1. Ausf VO. erkennen. Hier iſt nicht gejagt, 


nur ſechs Wochen (§ 1944) den richtigen Erblaſſerwohnſitz ermit⸗ 
teln (vgl. dazu Wolff: DZ. 1909, 1488 ff.)? Dabei ift ferner 
zu berückſichtigen, daß es in den allermeiſten Fällen zu einer 
Feſtſtellung des wirklich zuſtändigen Nachlaßgerichts im Wege einer 
rechtskräftigen, alle bindenden, gerichtlichen Entſch. überhaupt nicht 
kommt, daß alſo von Fall zu Fall, von Prozeß zu Prozeß die Zu⸗ 
ſtändigkeitsfrage erneut und mit wechſelndem Ergebnis geprüft 
werden kann. 

Im Hinblick 19 Erbſchaftsanfall ipso 
jure und die kurz befriſtete Entſchlußmöglich⸗ 
keit zur Ausſchlagung ſprechen zwingende, ja 
gebieteriſche Gründe dafür, daß der ohne ſeinen 
Willen zum Erben gewordene Volksgenoſſe mit 
Sicherheit und Ruhe ſich von dieſer Erbſchaft 
löſen kann. An einer Vorſchr. darüber, ob das Gericht ſeine 
Zuſtändigkeit zum Empfang der Erklärung ſofort zu prüfen hat, 
fehlt es. Jedenfalls würde es aber dem Amt des Richters ent⸗ 
sprechen, den Erklärenden auf die vorl. Bedenken hinzuweiſen. 
Bleibt die Zuſtändigkeit zweifelhaft, ſo wird vielleicht ein ſehr vor⸗ 
ſichtiger Erbe gleichlautende Erklärungen gegenüber den mehreren 
in Betracht kommenden Gerichten abgeben (Sime on⸗David, 
Lehrb der FG. [10/11] 265). Das ſich für unzuſtändig haltende 
Gericht wird ſeinerſeits, zumal wenn die Ausſchlagungsfriſt abzu⸗ 
laufen droht, ex nobili officio die Erklärung dem zuſtändigen 
AB. übermitteln. Hört der Ausſchlagende nichts Ge⸗ 
genteiliges, ſo darf er nach Treu und Glauben 
annehmen, daß ſeine Ausſchlagungserklärung 
friſtgerecht an die richtige Stelle gelangt iſt. 
Iſt alſo ein Weitergeben mit Wirkſamwerden möglich, fo hat die 
Ausſchlagungserklärung die richtige Richtung gehabt; ihrem We⸗ 
len nach iſt fie an das Nachlaßgericht gerichtet, auch wenn ſie 
einem anderen AG. gegenüber abgegeben wurde. Ein örtlich un⸗ 
zuſtändiges Gericht ſteht inſoweit nicht einer Privatperſon gleich 
(ogl. auch Lent, Grundriß der FG. 1922, S. 25; Behrend: 
ZUIFG. 22, 183). 

Es muß genügen, daß das angegangene Ge⸗ 
richt dem Ausſchlagenden gegenüber durch nichts 
zu erkennen gibt, daßes nicht zuſtändig ſei. Um fo 
viel mehr gilt dies, wenn das angerufene Gericht ſogar, wie hier, 
durch aktives Verhalten beſtätigt hat, daß die Erklärung beim zu⸗ 
ſtändigen Nachlaßgericht abgegeben iſt. Die Gegengründe der h. M. 
erſcheinen mir nicht ſtichhaltig. Ich ſtimme der Entſch. des LG. 

neburg durchaus zu. Die Rechtsſicherheit und das 
praktiſche Bedürfnis leiden unter der herr⸗ 
[chenden Anſicht Not (die hier: NG. 71, 383 = JW. 1909, 
508; vgl. aber RG. 71, 107 JW. 1909, 396; KG J. 39, 57; 
Joſef: Gruch. 54, 581 ff.; Unger: DNotV. 11, 94). 
LER. Dr. Fraeb, Hanau. 


daß nur die Sachen dem Pfändungsſchutz unterliegen, die dem 
Landwirt gehören. Es heißt vielmehr, daß die Vollſtreckung aus⸗ 
geſchloſſen ſei bei allen beweglichen Sachen, die zu dem landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebe gehören. Was zum landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebe gehört, ſoll daher offenbar nicht rein rechtlich nach den 
Eigentumsverhältniſſen beurteilt werden, ſondern mehr unter dem 
wirtſchaftlichen Geſichtspunkt der Zugehörigkeit zu der Landwirt⸗ 
ſchaft. Dieſe Auslegung entſpricht auch dem mit der NotVO. er- 
ſtrebten Zwecke, die landwirtſchaftlichen Betriebe bis zur neuen 
Ernte rentabel zu erhalten. 
(LG. Stettin, 6. IR, Beſchl. v. 23. Mai 1933, 4 T 401/33.) 
Ber. von A.⸗ und LR. Dr. Benkendorff, Stettin. 
* 


5. 877 RVerſorgG. Hat die durch ein Belaſtungs⸗ 
und Veräußerungsverbot geſchützte Korporation der Ein⸗ 
tragung einer Hypothek zugeſtimmt, ſo kann ſie auch der 
ſpäteren Zwangs verſteigerung aus dieſer Hypothek nicht 
widerſprechen. 

Zugunſten einer Berufsgenoſſenſchaft iſt im Grundbuch gem. 
877 NBerjorg®. i. Verb. m. §5 Abſ. 2 der 2. VO. über die 
Abfindung für Unfallrenten v. 10. Febr. 1928 (RGBl. I, 22, 23) 
eine Verfügungsbeſchränkung des Inhalts eingetragen, daß die 
Belaſtung und Weiterveräußerung in den nächſten fünf Jahren 
nur mit ihrer Genehmigung zuläſſig iſt. Nachträglich hat die 
Genoſſenſchaft der Eintragung einer Hypothek zugeſtimmt. Der 
Hypothekengläubiger betreibt jetzt daraus die Zwangsverſteige⸗ 
rung. Die Genoſſenſchaft hat Aufhebung des Verfahrens bean⸗ 
tragt, da ſie zwar ihr Einverſtändnis mit der Eintragung der 
Hypothek, aber nicht mit der jetzt betriebenen Zwangsverſteige⸗ 
rung erklärt habe. AG. und LG. haben den Antrag abgelehnt. 

Die Hypothek iſt zeitlich nach der Verfügungsbeſchränkung 
eingetragen. Die Beſchw F. hat dieſer Eintragung zugeſtimmt. Da⸗ 
mit hat ſie ihre Zuſtimmung zu dem geſamten geſetzlichen In⸗ 
halt der Hypothek erteilt. Zu dieſem Inhalt gehört gem. den 
881113, 1147 BGB. auch die Befugnis zur Zwangsverſteige⸗ 
rung des Grundſtücks (vgl. die Gründe der Entſch. des OLG. 
Stettin v. 20. März 1928 in ZZB. 53, 482). Das ift der Hypo⸗ 
thek begriffsweſentlich, und zwar ſogar in dem Maße, daß durch 
Parteiabrede oder Verzicht des Gläubigers dieſe Befugnis nicht 
aufgehoben werden kann. Eine Abänderung dieſes Inhalts der 
Hypothek wäre nur auf geſetzlichem Wege möglich. Eine dahin⸗ 
gehende Beſt. iſt jedoch weder in $77 RVerſorgG. noch in 85 
Abſ. 2 der VO. v. 10. Febr. 1928 getroffen. Schon aus dieſem 
Grunde umfaßt die Genehmigung zur Eintragung der Hypothek 
zwangsläufig auch die Genehmigung zur Zwangsverſteigerung 
des Grundſtücks. 

Zu dem gleichen Ergebnis führt weiter folgende Erwägung: 
Wird mit Genehmigung nachträglich noch eine Hypothek eingetra⸗ 
gen, ſo erſcheint es angebracht, dieſen Fall nicht anders zu be⸗ 
urteilen, als ob die Hypothek bereits vor der Verfügungsbeſchrän⸗ 
kung eingetragen wäre. Beide Fälle ſind durchaus rechtsähnlich. 
Wenn aber in dem zuletzt genannten Falle nach der überwiegen⸗ 
den Meinung in Rſpr. und Schrifttum das Verfügungsverbot 
einer Zwangsverſteigerung aus dem voreingetragenen Rechte nicht 
entgegenſteht, ſo kann für den andern Fall nichts anderes gelten. 

(G. Stettin, 1. Fer Z K., Beſchl. v. 28. Aug. 1933, 4 T 506/33.) 
Ber. von A.⸗ und LR. Dr. Benkendorff, Stettin. 
K 

6. 8 10 Ziff. 3 ZwVerſt. Verzugszinſen der als 
öffentliche Laſten auf dem Grundſtück haftenden Steuern 
genießen das Vorrecht des 8 10 Ziff. 3 Zw VerſtG. 

Unſtreitig ſind die Grundvermögenſteuer und auch die Haus⸗ 
zinsſteuer öffentliche Laſten i. S. des § 10 Ziff. 3 ZwVerſtch. Sie 
gehören zu den auf dem Grundſtück haftenden Laſten i. S. des 
Art. 1 Abſ. 1 Nr. 2 Ausfcz. zum ZwBerit®. (vgl. hinſichtlich der 
Hauszinsſteuer RG. 116, 111 )). Über den Begriff und den Um⸗ 
fang der als öffentliche Laſten in Frage kommenden Steuern kann 
ſelbſtverſtändlich das ZwBerft®. keine Beſt. enthalten. Dieſes 
regelt im § 10 nur den Rang, die die dort aufgeführten An⸗ 
ſpruche untereinander haben. Es ift deshalb aus der Tatſache, 
daß über die Zinſen dieſer Anſprüche nichts erwähnt iſt, kein 
Schluß darauf zu ziehen, daß die Zinſen der auf dem Grundftüd 
haftenden Steuern nicht zu den öffentlichen Laſten gehören. 
Ebenſowenig kann aus dem Fehlen einer dem § 1118 BGB. ent⸗ 
ſprechenden Vorſchr. geſchloſſen werden, daß die Verzugszinſen ſol⸗ 
cher Steuern an dem für dieſe geltenden Range nicht teilnehmen 
ſollen. Wie die Kl. zutreffend ausgeführt hat, war die Vorſchr. 
des § 1118 BGB. deshalb erforderlich, weil an und für ſich der 
Umfang der Haftung des Grundſtücks bei einer Hyp. ſich aus der 
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Grundbucheintragung ergibt und weil hier gerade eine Haftung 
über die Grundbucheintragung hinaus feſtgelegt wird. Für die 
öffentlichen Laſten haftet aber das Grundſtück ohne Eintragung. 


Es iſt vielmehr ausſchließlich Sache der Steuergeſetzgebung, 
Begriff und Umfang der öffentlichen Laſten, ſoweit hier Steuern 
in Betracht kommen, zu beſtimmen. Der Begriff der Steuerforde⸗ 
rung iſt in SI Abſ. 1 RAbgO. definiert. Danach find Steuern 
i. S. der RAbgO. einmalige oder laufende Geldleiſtungen, die 
nicht eine Gegenleiſtung für eine beſondere Leiſtung darſtellen 
und von einem öffentlich⸗rechtlichen Gemeinweſen zur Erzielung 
von Einkünften allen auferlegt werden, bei denen der Tatbeſtand 
zutrifft, an den das Geſetz die Leiſtungspflicht knüpft. In § 104 
RAID. iſt nun beſtimmt, daß bei nicht rechtzeitiger Zahlung 
von Steuern Zinſen zu zahlen find. Das gleiche ergibt ji für 
das Gebiet der preuß. Realſteuern aus §5 des Gef. zur Er⸗ 
gänzung des Aba®. v. 25. Nov. 1926. Auf dieſe Zinfen treffen alle 
Merkmale des § 1 Abf. 1 RAbgO. zu. Es handelt ſich bei ihnen 
demnach nicht um eine Ungehorſamsfolge i. S. des § 77 RAbgdO., 
vielmehr ſtellen ſie eine durch den Zahlungsverzug verurſachte Er⸗ 
höhung des Steuerbetrages dar und bilden zuſammen mit den 
feſtgeſetzten Steuern die jeweilige Steuerſchuld, den Steuerrück⸗ 
ſtand. Sie teilen mithin die Rechtsnatur der Steuer ſelbſt und ſind 
ſomit als Teile der Steuerforderung aufzufaſſen (vgl. Becker, 
RAbgO., 7. Aufl., Anm. 3 zu § 104; Mrozek, Handb. d. Steuer⸗ 
rechts, 1922, Anm. zu § 104; RF. 4, 350/351). 


Aus dem Erlaß des preuß. Fin Min. v. 11. Nov. 1931 und 
aus 87 der VO. v. 22. Jan. 1931 iſt nichts gegen dieſe Auffaſſung 
herzuleiten. Dieſe Vorſchr. ſollen nach Einführung der Verzugs⸗ 
zuſchläge klarſtellen, daß ſie nicht zu den öffentlichen Laſten 
i. S. des § 10 Ziff. 3 ZwVerſtc G. gehören. Dieſe Klarſtellung war 
zur Beſeitigung von Zweifeln erforderlich, zumal in einer Entſch. 
des OLG. Frankfurt a. M. v. 3. Mai 1928 (JW. 1928, 1875) 
und des RH. v. 3. Jan. 1928 (RF. 23, 2) ſogar die Verzugs⸗ 
zuſchläge als Teile der Steuerforderung angeſehen wurden. 
Der Grund für dieſe Regelung lag offenbar darin, daß die Ver⸗ 
zugszuſchläge in ihrer Höhe ganz weſentlich über die Verzugszinſen 
hinausgingen und im Falle der Gewährung des Vorrechts aus 
810 Ziff. 3 ZwVerſtG. eine zu ſtarke Benachteiligung der ſon⸗ 
ſtigen Berechtigten der Zwangsverſteigerung gebracht hätten. 
Wenn dabei in dem Erlaß v. 11. Nov. 1931 geſagt iſt, daß hinſicht⸗ 
lich der Verzugszuſchläge auch nicht in Höhe der Verzugszinſen, 
wie ſie ohne Einführung der Verzugszuſchläge zu erheben geweſen 
wären, eine Haftung des Grundſtücks beſtehe, ſo ſollte damit die 
Unteilbarkeit der als Ungehorſamsfolge (877 R Arb.) bezeich⸗ 
neten Zuſchläge feſtgelegt werden. 

(LG. Stettin, 5. BR, Urt. v. 29. Mai 1933, 3° 8 99/33.) 
Eingeſ. von RA. Dr. Delbrück, Stettin. 


Paderborn. b) Strafſachen. 


7. 8473 StPO. Wird ein Nebenkläger nach Ein- 
legung der Berufung durch den Angekl. zugelaſſen, aber 
die Berufung von dem Angekl. vor der Hauptverhandlung 
zurückgenommen, dann können durch beſonderen Beſchluß 
die Koſten der Nebenklage dem Angekl. auferlegt werden. 

(LG. Paderborn, Beſchl. v. 27 Sept. 1933, 3 N 2/33.) 


Eingeſ. von Ref. Bade, Paderborn. 


B. Arbeitsgerichte. 
Keichsarbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden. 


I. 5 139 Abi. 4 ArbVermG. Die Lohnfeſtſetzung des 
Landesarbeitsamts bei öffentlichen Notſtands arbeiten ſoll 
verhüten, daß Notſtandsarbeiter beſſer bezahlt werden 
als freie Arbeiter. Wenn die Anwendung eines TarVertr. 
feſtgeſetzt wird, fo iſt damit nicht die Entlohnung gemäß 
dem Tar Vertr. für die ganze Dauer des Beſchaftigungs⸗ 
verhältniſſes (auch über die Zeit der Geltung des Tar⸗ 
Vertr. hinaus) vorgeſchrieben. 

Gemäß 8139 Abſ. 4 Arb VermG. werden die Arbeitsloſen bei 
Notſtandsarbeiten unter den Bedingungen des freien Arbeitsvertrags 
beſchäftigt, ſoweit nicht der Verwaltungsausſchuß des LArb A. eine 
obere Grenze für die Entlohnung feſtgeſetzt oder beſtimmt hat, welcher 
TarVertr. für die Entlohnung Anwendung finden ſoll. Von keiner 


dieſer beiden Möglichkeiten iſt hier Gebrauch gemacht worden. Aus 
der Genehmigung des Antrags der Gemeinde, der eine Entlohnung 
nach dem TarVertr. in Ausſicht nahm, hat das LALbG. nicht ent» 
nommen, daß die Entlohnung gemäß dem damals geltenden Tar⸗ 
Vertr. auch nach deſſen Fortfall für die ganze Dauer der Beſchäfti⸗ 
gung vorgeſchrieben ſein ſollte. Dieſe Auslegung wird dem Zweck des 
Geſetzes gerecht, das vermieden wiſſen will, daß Notſtandsarbeiter 
beſſer bezahlt werden als freie Arbeiter, um eine Abwanderung der 
freien Arbeiter zu den Notſtandsarbeiten hintanzuhalten. Zu einer 
beſſeren Bezahlung der Notſtandsarbeiter aber hätte es kommen 
Können, wenn für ſie der Tariflohn auch über die Zeit der Geltung 
des Tar Vertr. hinaus vorgeſchrieben worden wäre, und Daher it 
anzunehmen, daß ſolche Abſicht bei Genehmigung der Anträge der 
Gemeinde nicht beſtanden und auch nicht ſtillſchweigend durch die Ge⸗ 
nehmigungserklärungen Ausdruck gefunden hat. Die Anſicht der 
Rev., daß eine freie Arbeitslohnvereinbarung überhaupt unzuläſſig 
ſei, ſteht in Widerſpruch zu der ausdrücklichen Beſtimmung des letzten 
Satzes des § 139 ArbVermG. 


Das BG. durfte auch ohne Rechtsirrtum eine Einzelverein⸗ 
barung über die Höhe der Entlohnung aus dem Sachverhalt ent⸗ 
nehmen. Die Behl. hatte den Kl. die Fortſetzung der Arbeit zu 
neuen Lohnſätzen angeboten. Die Kl. hatten gegen die Herabſetzung 
der Löhne proteſtiert, aber trobzdem die Arbeit fortgeſetzt. Hierin 
durfte das BG. ihr — zwar ungern erklärtes — Einverſtändnis 
erblicken. 


(KUrbG., Urt v. 9. Sept. 1933, RAG 168/33. — Oldenburg.) 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 8125 R Abg. Iſt eine Kapitalgeſellſchaft wegen 
einer Reihe von Leiſtungen verſchiedener Geſellſchafter 
zur GeſellſchSt. herangezogen und kann Ste von der Ge⸗ 
ſamtſchuld nur einen Teil entrichten, ſo iſt der Fall des 
§ 125 gegeben, wenn die Geſellſchafter zur Zahlung heran- 
gezogen werden und wenn einer von ihnen behauptet, ſeine 
Zahlungsſchuld ſei durch die Zahlungen der Geſellſchaft 
erloſchen. 

Durch Urt. des NH. war die S.⸗ Gmb. verpflichtet worden 
zur Entrichtung einer Kapitalverkehrſteuer von 6926 N. Von 
dieſem Steuerbetrag konnte die Geſellſchaft nur einen Teilbetrag von 
4241,46 RM bezahlen. Für den Reſt wurden die Geſellſchafter auf 
Grund des 8 10 Abſ. 2 KapVerkStG. haftbar gemacht. Von der 
B. wurden 10% des Reſtes — 268,50 RA eingefordert, weil nach 
Annahme des Fin A. die B. 100% der ſteuerpflichtigen Einlagen ge 
leiſtet hatte. 


Gegen den Haftungsbeſcheid wendete die B. ein, die ge⸗ 
ſamte Steuerſumme von 6926 AA beruhe auf Unkoftenbeiträgen 
der Jahre 1927 bis 1930. Am 7. Aug. 1928 habe ſie ihren Ge⸗ 
ſchäftsanteil an eine andere Firma abgetreten. Bis Mitte 1928 ſeien 
im ganzen 37 214,19 RM ſteuerpflichtige Unkoftenbeiträge bezahlt 
geweſen, auf die eine Steuerſumme von 1488,50 AM entfalle. Da 
aber die Geſellſchaft 4241,46 RM bezahlt habe und bei der Ver⸗ 
rechnung der Zahlung auf die Steuerſchuld der Grundſatz des § 366 
BGB. gelte, die Zahlung alſo im Zweifel auf die ältere Schuld zu 
verrechnen ſei, ſo ſei die Schuld der B. für die bis Mitte 1928 ge⸗ 
leiſteten Beiträge getilgt. Dieſe Schuld betrage nach der Errechnung 
des Fin A. 421,10 RM bei 10 528,36 AM Zuſchüſſen. Die B. geht 
hierbei davon aus, daß jede einzelne Beitragszahlung die Steuer⸗ 
pflicht gem. § 9a KapVerkStG. ausgelöſt habe. 

Das FinGer. hält das Berufungsverfahren für nicht gegeben, 
weil nicht die Steuerſchuld an ſich beſtritten wird, ſondern die Ver⸗ 
teidigung dahin geht, daß die Steuerſchuld durch Zahlung erloſchen 
iſt. Es müſſe alſo ein Abrechnungsbeſcheid (§S 125) vom Fin A. el 
laſſen werden. 

Die Rechtsbeſchwerde des Fin A. und die Anſchlußrechtsbeſchwerde 
der B., die beide die Vorausſetzungen des Abrechnungsbeſcheids be⸗ 
ſtreiten, ſind nicht begründet. 

Die B. erkennt an, daß die Steuerſchuld aus 8 10 Abs. 2 
KapVerkStch. in Höhe von 421,10 RA gegen fie entſtanden iſt. 
Sie behauptet aber, daß durch die Teilzahlung der GmbY. ihre 
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Steuerſchuld erloſchen ſei. Gerade dies iſt der Fall, den § 125 be⸗ 
handelt. Das Beſondere des vorliegenden Falles liegt lediglich in 
dem Umſtand, daß zur Zeit, wo die Haftung vom Fin A. geltend ge- 
macht wird, alſo die Sollſtellung erfolgen ſoll, bereits das Erlöſchen 
der Steuerſchuld durch Zahlung behauptet wird. Die Haftung iſt aber 
bereits mit der Leiſtung der Unkoſtenbeiträge, alſo in den Jahren 
1927 und 1928, entſtanden. Schon damals hätte, theoretiſch ge⸗ 
ſprochen, die Steuerſchuld der B. zum Soll geſtellt werden können. 
Im Rechtsſinn ändert ſich nichts dadurch, daß mit der praltiſchen 
Geltendmachung der Haftbarkeit gewartet wurde, bis ſich die Zah⸗ 
lungsunfähigkeit der GmbH. im Jahre 1932 herausſtellte. 


Die B. verneint, daß ein Fall des § 125 gegeben ſei, weil 
rückſtändig nur die Steuern für Zuſchüſſe aus einer Zeit ſeien, in 
der die B. nicht mehr Geſellſchafter geweſen ſei. Sie beſtreitet eben, 
für dieſe Steuern zu haften. Damit wird die Streitfrage nicht richtig 
wiedergegeben. Nicht das iſt ſtreitig, ob die B. für ſpätere Zuſchüſſe, 
die nach ihrem Ausſcheiden aus der Gmbh. geleiſtet ſind, haftet; es 
ſteht vielmehr feſt, daß ſich ihre Haftung auf die Steuer für die 
ſelbſtgeleiſteten Zuſchüſſe beſchränkt. Streitig iſt, ob dieſe nicht be⸗ 
ſtrittene Steuerſchuld durch die Steuerzahlung der GmbH. getilgt iſt. 
Das it der Fall des 8125. 

(M., 2. Sen., Urt. v. 24. Aug. 1933, II A 30/33.) 
= 


2. 8s 131 Abſ. 1, 152 RUHgD. n. F. (SS 108 Abſ. 1, 

129 R Abg. a. F.). Auf den Erlaß einer Steuer aus Bil- 
ligkeitsgründen, der bereits vor der Veranlagung zu der 
Steuer ausgeſprochen worden iſt und daher im Veran- 
lagungs⸗ oder im hieran anſchließenden Rechts mittelver⸗ 
fahren hätte geltend gemacht werden können, kann, wenn 
dies unterlaſſen worden iſt und die Steuerforderung 
Rechtskraft erlangt hat, ein beſonderer Erftattungsan- 
ſpruch nicht geſtützt werden. 

Die beſchwerdeführende Geſellſchaft war i. J. 1928 im Laufe 
eines gegen ihren Vorſtand eingeleiteten Steuerſtrafverfal rens zur 
Körperſchaftſteuer 1922, zu den Vorauszahlungen und zur Abſchlags⸗ 
zahlung auf die Körperſchaftſteuer 1923 und zur Rhein⸗Ruhr⸗Abgabe 
neu veranlagt worden. Im folgenden Rechtsmittelverfahren waren 
i. J. 1930 die Veranlagungs⸗ und Vorauszahlungsbeſcheide unter Zu⸗ 
rücknahme der ergangenen Einſpruchsentſch, mit Zuſtimmung der 
Geſellſchaft durch das Fin A. auf Grund des 8 76 Abſ. 1 Nr. 2, 
Abſ. 3 RAbgO. a. F. abgeändert worden. Die Geſellſchaft hat die 
Erſtattung der gezahlten Summe und deren Verzinſung auf Grund 
der §§ 129, 132 RAbg O. a. F. beantragt mit der Begr., daß durch 
den Erlaß des RM. v. 19. Febr. 1927, IIIa 555, Abſchn. V 
SU. 2 alle Beſitz⸗ und Verkehrſteuern aus der Inflationszeit, hin⸗ 
ſichtlich deren damals die Ermittlungen wegen Heranziehung zu 
dieſen Steuern noch nicht abgeſchloſſen geweſen ſeien, auf Grund 
des § 108 Abſ. 1 Satz 1 RAbgO. a. F. erlaſſen worden feien und 
daß die trotz dieſes Erlaſſes für die Geſellſchaft veranlagten Steuern 
nicht hätten beigetrieben werden dürfen. Das Fin A. hat den An⸗ 
trag abgelehnt. Der Einſpruch und die Ber. der Geſellſchaft hier⸗ 
gegen ſind erfolglos geblieben. 


Die RBeſchw. iſt nicht begründet. 


Es kann dahingeſtellt bleiben, ob in der Anordnung des 
RF M. in Abſchn. V Ziff. 2 des Erl. v. 19. Febr. 1927, III a 555, 
ein allgemeiner Erlaß aus Billigkeitsgründen oder eine nur für 
die Veranlagungsbehörden verbindliche Verwaltungsanweiſung zu 
erblicken iſt. Denn ſelbſt wenn man mit der BeſchwF. das Vor⸗ 
liegen eines Billigkeitserlaſſes annehmen wollte, ſo würde ihr 
Erſtattungsantrag doch der rechtlichen Grundlage entbehren. 


Kann ein Einwand, der gegen einen von der Veraulagungs⸗ 
behörde erhobenen Steueranſpruch gerichtet iſt, bereits in dem Ver⸗ 
ahren wegen der Heranziehung zur Steuer (Veranlagungs⸗ oder 
Rechtsmittelverfahren) geltend gemacht werden, ſo muß er auch 
in dieſem Verfahren vorgebracht werden, widrigenfalls er ſeine 
Erfolgskraft verliert. Iſt ſein Vorbringen in dem bezeichneten 
Verfahren unterlaſſen worden und hat die Steuerforderung Rechts⸗ 
kraft erlangt, ſo ſind ihre Grundlagen durch die Rechtskraft ge⸗ 
deckt und ein Erſtattungsanſpruch kann nicht auf Tatſachen ge- 
ſtützt werden, auf Grund deren die Steuerforderung hätte ange- 
ochten werden konnen (vgl. RF. 3, 181; 5, 298; 13, 261, vom 
19. Mai 1931, 1e A 194/31 [RStBl. 1931, 5410). Nun hat aller- 
dings der RFS. in feiner Entſch. RF. 17, 209 ausgeſprochen, daß 
Ba; Erlaß einer Steuer durch den RFM. auf Grund des § 108 
Abſ. 1 nicht deren Veranlagung, ſondern deren Erhebung betreffe, 
und daß daher ein vor Entſtehung der Steuerſchuld ausgeſprochener 
Steuererlaß den Steuertatbeſtand unberührt laſſe, die Entſtehung 
der Steuerſchuld alſo nicht hindere. Er hat aber dieſe Auffaſſung 
in ſeiner Entſch. RF. 29, 210 ausdrücklich wieder aufgegeben und 
bier den Grundſatz aufgeſtellt, daß ein Billigkeitserlaß, der ausge⸗ 
ſprochen iſt, ehe die Steuerſchuld entſtanden iſt, die Entſtehung der 


Steuerſchuld hindert und daher im Veranlagungs⸗ und in dem 
daran anſchließenden Rechtsmittelverfahren zu berückſichtigen iſt. 
Im vorl. Falle iſt nun zwar der behauptete Billigkeitserlaß nach 
der Entſtehung der Steuerſchuld ergangen. Für die Entſch. der hier 
ſtreitigen Frage kann dies jedoch keinen Unterſchied bedeuten. 
Hindert ein vor der Entſtehung der Steuerſchuld ausgeſprochener 
Erlaß deren Entſtehung, ſo bewirkt notwendig ein nach der Ent⸗ 
ſtehung der Steuerſchuld ergangener Erlaß deren Erlöſchen. Die 
Behauptung, daß eine Steuer erlaſſen ſei, ſtellt ſich daher in beiden 
Fällen als ein Einwand gegen das Beſtehen des Steueranſpruchs 
dar. Ini vorl. Falle iſt die den behaupteten Steuererlaß ent⸗ 
haltende Anordnung ſchon vor der Neuveranlagung der Beſchwß. 
ergangen. Der darauf geſtützte Einwand hätte daher nach dem oben 
Ausgeführten in dem Verfahren wegen dieſer Veranlagung geltend 
gemacht werden müſſen. Da dies die BeſchwF. verſäumt hat, kann 
ſie den Einwand keinesfalls mehr zur Begründung eines Erſtat⸗ 
tungsantrages verwenden. Der Vorentſch. muß daher jedenfalls im 
Ergebnis zugeſtimmt werden. 
NZH., 1. Sen., Urt. v. 20. Juni 1933, I A 366,32.) 
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3. 814 Abſ. 1 Nr. 2 GrErwStG. Der 2. Sen. bleibt 
bei feiner Rſpr., wonach als erſte Beſchlagnahme auch 
die Beſchlagnahme bei der Zwangsverwaltung in Betracht 
kommt, wenn die Zwangsverwaltung bis zur Beſchlag⸗ 
nahme im Zwangsverſteigerungsverfahren fortgedauert 


hat. 

J. Streitig iſt die Rechtsfrage, ob als „erſte Beſchlagnahme“ 
i. S. des § 14 Abſ. 1 Nr. 2 auch die Beſchlagnahme im Zwangs⸗ 
verwaltungs verfahren dann anzuſehen iſt, wenn dieſe bis 
zur Beſchlagnahme im Zwangsverſteigerungs verfahren 
fortgedauert hat. Das Finch. hat die Frage im Anſchluß an die 
vom RFH. im Urteil II A 276/32 v. 5. Aug. 1932 (RS. 31, 
251) und ſeitdem in ſtändiger Rſpr. vertretene Auffaſſung bejaht. 
Die Ausführungen der RBeſchw., mit denen dieſe Auffaſſung be- 
kämpft wird, können den RiFH. nicht veranlaſſen, ſeinen auch im 
Schrifttum faſt einhellig gebilligten Rechtsſtandpunkt aufzugeben, 
ſo daß auch die Herbeiführung einer Entſch. des Großen Sen. 
nicht in Frage kommt. 

Es kann dem BeſchwF. zugegeben werden, daß im § 13 Abſ. 3 
Satz 2 ZwBerit®. die Beſchlagnahme im Zwangs verwal⸗ 
tungs verfahren, die bis zur Beſchlagnahme im Zwangs ver⸗ 
ſteigerungs verfahren fortgedauert hat, nur für die Be⸗ 
rechnung wiederkehrender Leiſtungen nach 8 13 
Abſ. 1 der Beſchlagnahme im Zwangs verſteigerungs ver⸗ 
fahren gleichgeſtellt und dann als erſte Beſchlagnahme i. S. des 
§ 13 Abſ. 3 Satz 1 für die vorbezeichnete Berechnung maßgebend 
iſt. Jedenfalls gebietet Sinn und Bedeutung des § 14 Abſ. 1 Nr. 2 
GréErwStG., dieſelbe Gleichſtellung auch für die Berechnung der 
hier vorgeſehenen Jahresfriſt vorzunehmen, zumal in dieſer 
Steuervorſchrift allgemein von der „erſten Beſchlagnahme des 
Grundſtücks“ und nicht etwa nur von einer für die Zwangs ver⸗ 
ſteigerung bewirkten erſten Beſchlagnahme die Rede iſt. 

Wie der RFSH. ſchon mehrfach ausgeſprochen hat (vgl. RFS. 
31, 207), wird im § 14 Abſ. 1 Nr. 2 für den Fall, daß der Gläu⸗ 
biger ſein Realrecht erſt innerhalb des letzten Jahres vor der „er⸗ 
ſten Beſchlagnahme des Grundſtücks“ erworben hat, eine unwider⸗ 
legbare Rechtsvermutung des Inhalts begründet, daß der Gläu⸗ 
biger ſich das Realrecht zur Erſparung von Abgaben bei dem be⸗ 
abſichtigten Erwerb des Grundſtücks hat beſtellen oder abtreten 
laſſen, ſo daß es in ſolchem Falle beſonderer Ermittlungen über 
das Vorliegen der Vorausſetzungen des § 14 Abf. 1 N. 1 nicht 
mehr bedarf. Bei der Aufſtellung der vorbezeichneten Rechtsver⸗ 
mutung kann es aber dem Geſetzgeber nicht darauf angekommen 
ſein, ob die erſte Beſchlagnahme des Grundſtücks zum Zwecke der 
Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung bewirkt worden iſt. 
Die Vermutung mußte ihm vielmehr in allen Fällen berechtigt er⸗ 
ſcheinen, wenn das Grundſtück im Wege der Zwangsvollſtreckung 
in Beſchlag genommen und bis zur Verſteigerung — ſei es auch 
nur auf Grund neuer Gerichtsbeſchlüſſe (Urt. v. 15. Nov. 1932, 
II A 501/32 Mrozek, Kartei, R. 16 zu § 14 Abf. 1 Nr. 2) 
ununterbrochen beſchlagnahmt geblieben war. Hiernach iſt die An⸗ 
wendung des § 14 von den Vorbehörden mit Recht abgelehnt 
worden. 

(NZH., 2. Sen., Urt. v. 11. Aug. 1933, IT A 241/33.) 
*. 


4. 8 1 Nr. 1 UmſStG. 1926; § 86 Abſ. 2 RAbgO. 
(= 8105 Abſ. 2 n. F.). Beim Geſamtgaſtſpiel iſt regelmäßig 
umſatzſteuerpflichtiger Hanptunternehmer die Gelegen- 
heitsgeſellſchaft des bürgerlichen Rechts zwiſchen dem ein⸗ 
heimiſchen und dem auswärtigen Theaterunternehmen. 

Die Theaterleitung hat die Räumlichkeiten, Gerätſchaften, Hilfs⸗ 
kräfte und die Verwaltungseinrichtungen zur Verfügung geſtellt, die 


2478 


Gaſtſpielleitung aber die Künſtlerſchaft. Der Gewinn wurde nach einem 
vereinbarten Hundertſatz zwiſchen den beiden Unternehmern geteilt. 
Streitig iſt, ob das beſchwerdeführende Theater als Hauptunternehmer 
mit den Roheinnahmen umſatzſteuerpflichtig iſt, oder ob es als 
Unterunternehmer und demnach Erfüllungsgehilfe des Gaſtſpielunter⸗ 
nehmens der Steuer unterworfen iſt nur mit dem ihm als Ver⸗ 
gütung für ihre Leiſtungen verbleibenden Gewinnanteil. 


Nach außen treten bei der Ankündigung eines Gaſtſpiels 
beide Unternehmer nebeneinander auf, ohne daß zu erkennen wäre, 
daß der Gaſtſpielleiter das einheimiſche Theater nur deshalb nennt, 
um den Ort zu bezeichnen, oder daß das einheimiſche Theater nur 
zu Werbungszwecken die von ihm herausgebrachte Aufführung 
als Gaſtſpiel bezeichnet. Gegenüber dieſen widerſprechenden Meinungen 
entſpricht es der Wirklichkeit, daß beide Unternehmer der Offentlich⸗ 
keit gegenüber gemeinſam hervortreten. Dieſe Auffaſſung wird 
auch durch das Innenverhältnis beſtätigt. Es liegt weder Miete oder 
Pacht noch Dienſt⸗ oder Werkvertrag, ſondern ein geſellſchaftliches 
Verhältnis vor. Steuerſchuldner iſt demnach die Gelegenheitsgeſellſchaft 
des bürgerlichen Rechts; dem Fin A. ſteht es frei, entweder die Ge⸗ 
ſellſchaft ſelbſt zur UmſSt. heranzuziehen oder von vornherein einen 
der beiden Geſellſchafter zu veranlagen. Obwohl die Vorinſtanz dieſe 
Rechtslage verkannt hat, war ihr ihm Ergebnis, wonach die Beſchwß. 
zur Eutrichtung der Steuer verpflichtet iſt, zuzuſtimmen (8 113 
AND. 1931). 

Das Urt. des Sen. v. 10. Juni 1925, VA 133/25 (RF. 
16, 349) und v. 12. Dez. 1930, V A 987/30, beantwortete die damals 
ſtreitige Frage der gewerblichen Selbſtändigkeit des Gaſtſpielunter⸗ 
nehmers in Übereinſtimmung mit dem gegenwärtigen Standpunkt 
des Sen. im bejahenden Sinne; ſoweit dagegen aus den damaligen 
Ausführungen weitere Folgerungen auch für typiſche Gaſtſpiele 
gezogen werden könnten, werden ſie nicht aufrechterhalten. 


(RFH., 5. Sen., Urt. v. 31. März 1933, V A 582/32, S.) 
* 


5. 88 1 Nr. 1, 2 Nr. 2 UmſStG. 1926. Ein Kurs⸗ 
makler iſt mit ſeiner Proviſion (Courtage) auch bei Kauf⸗ 
oder Verkaufsgeſchäften über Wertpapiere vorbehaltlich 
der Aufgabe (8 95 Abf. 1 HGB.) umſatzſteuerpflichtig; da⸗ 
gegen liegen umſatzſteuerfreie Eigengeſchäfte des Maklers 
vor, wenn Kauf oder Verkauf mit Plus⸗ oder Minus⸗ 
differenz abgeſchloſfen wird. 


(RFH., 5. Sen., Urt. v. 14. Juni 1933, V A 546/32 8.) 
* 


6. $2 Nr. 8 Umf StG. 1932. Ein auf den Erwerb 
oder die Veräußerung von Grundſtücken gerichtetes Unter⸗ 
nehmen liegt nur vor, wenn das Unternehmen ſich fub- 
jektiv auf den Erwerb oder die Veräußerung von Grund⸗ 
ſtücken eingeſtellt hat und derartige Geſchäfte mit dem 
Zwecke gewinnerbringender Verwertung der Grundſtücke 
als Ware betreibt. Veräußert ein Landwirt auf Grund 
des Entſchluſſes, die landwirtſchaftliche Betätigung zu 
beenden, ſein Gut in kurzer Zeit in Teilſtücken, ſo liegt 
inſoweit ein auf die Veräußerung von Grundſtücken ge⸗ 
richtetes Unternehmen regelmäßig nicht vor. 


Nach der durch die VO. des RPräſ. zur Sicherung von Wirt⸗ 
(haft und Finanzen v. 1. Dez. 1930 (REGBT. I, 517, 581) in 82 
mſStG. unter Nr. 4 àa eingefügten Vorſchr. (jetzt §S 2 Nr. 8) find 
von der Beſteuerung ausgenommen die Umſätze von Grundſtücken 
und grundſtücksgleichen Berechtigungen i. S. des GrErwStG. mit 
Ausnahme der Umſätze, die innerhalb eines auf Erwerb oder Ver⸗ 
äußerung von Grundſtücken gerichteten Unternehmens erfolgen. 
Was als ein auf Erwerb oder Veräußerung von Grundſtücken ge⸗ 
richtetes Unternehmen anzuſehen iſt, iſt im Geſetze nicht näher 
geregelt; die vorgeſehenen DurchfBeſt. find bisher nicht ergangen. 
Ob zu Unternehmen der gekennzeichneten Art nicht nur ausge⸗ 
ſprochene Grundſtückshändler und Grundſtückshandelsgeſellſchaften, 
ſondern auch Unternehmen anderer Art gehören, die, wenn auch 
vielleicht nur vorübergehend, darauf ausgehen, eine größere An⸗ 
zahl von Grundſtücken nach und nach abzuſetzen (zu vgl. Popitz, 
Erläut. z. UmjSt®., 3. Aufl., 2. Nachtrag, S. 32 mit Kloß, 
Stu W. 1931, S. 308), kann dahingeſtellt bleiben. Entgegen der 
Auffaſſung des Fin A. iſt es jedenfalls nicht angängig, bei der 
näheren Abgrenzung dieſer Fälle lediglich auf die Merkmale des 
Begriffs der gewerblichen Tätigkeit i. S. des §1 Nr. 1 UmjSt®. 
abzustellen; insbe. kann nicht ſchon in der rein äußerlichen Auf⸗ 
einanderfolge einer Anzahl von Grundſtücksverkäufen durch ein 
Unternehmen, deſſen Hauptzweck nicht Grundſtücksgeſchäfte ſind, 
ein ausreichendes Merkmal dafür erblickt werden, daß dieſes Un⸗ 
ternehmen auf die Veräußerung von Grundſtücken gerichtet iſt. 
Vielmehr iſt inſoweit ſubjektiv erforderlich, daß das in Frage kom⸗ 
mende Unternehmen ſich auf den Erwerb oder die Veräußerung 
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von Grundſtücken eingeſtellt hat und ſie, wenn auch vielleicht nur 
nebenbei, bezweckt. 


(RZH., 5. Sen., Urt. v. 12. Mai 1933, V A 147/33 8.) 
* 


7. 83 Nr. 6 UmſStG. Bei der Berechnung der Frei⸗ 
grenze von 18 000 , innerhalb deren nach 8 3 Nr. 6 Umſ⸗ 
StG. die Handlungsagenten und Makler von der UmſSt. 
befreit find, find nicht nur die aus der Agenten⸗ und 
Maklertätigkeit fließenden Um ſätze, ſondern auch alle 
anderen ſteuerpflichtigen Umſätze heranzuziehen. Unter 
„ſteuerpflichtigen Umſatzen“ i. S. von § 3 Nr. 6 UmſStG. 
find alle grundſätzlich unter das Umf StG. (8 1 Nr. 1) fal⸗ 
lenden Umſatze zu verſtehen, ohne Rückſicht darauf, ob ſie 
nach einer Befreiungsvorſchrift des UmſStG. von der 
Steuer befreit find oder nicht. 


(NFH., 5. Sen., Urt. v. 23. Juni 1933, V A 290/33 8.) 
+ 


8. 857 Abi. 1 UmſStG. 1926. Wer den Margarine⸗ 
handel mittels des ſogenannten Verteilerſyſtems betreibt, 
genießt regelmäßig die Steuerfreiheit des Zwiſchen⸗ 
händlers. 

Das Verteilerverfahren im Margarinehandel beſteht darin, daß 
zunächſt ein Werber im Auftrage der Firma die Haushaltungen auf⸗ 
ſucht und der Hausfrau wöchentliche Margarinelieferungen anbietet. 
Er füllt darauf einen Vordruck über die erlangten Beſtellungen aus; 
ihn unterſchreibt allein der Werber, nicht der Beſteller und gibt den 
Auftrag weiter an die Firma zur Ausführung. Die Firma beauftragt, 
nachdem ihr die Erklärungen der Werber zugegangen ſind, ihr 
Lieferwerk damit, die beſtellten Mengen an ihre Verteilungsſtellen zu 
ſenden. Hier wird die in Kübeln gelieferte Ware in Pakete aus⸗ 
gewogen, worauf die von der Firma beauftragten Verteiler die be⸗ 
ſtellte Menge an dem vereinbarten Wochentage gegen Zahlung des 
vereinbarten Preiſes den von den Werbern bezeichneten Kunden ins 
Haus bringen. 

Das Auswiegen der in Kübeln gelieferten Margarine in Pfund⸗ 
mengen, die durch die Natur der Ware gebotene Verpackung und ihre 
Verteilung an die Kunden ſind Handlungen, die zur Beförderung 
gehören. 

Die Niederſchrift des Werbers (der unterſchriebene Vordruck) be⸗ 
urkundet einen in allen Punkten ſchlüſſigen Kaufvertrag. Das Ver⸗ 
tragsverhältnis wird ſtillſchweigend ſo lange fortgeſetzt, bis es der 
Abnehmer für beendet erklärt. Daß dieſe ſich ohne weiteres aus dem 
Grundſatz von Treu und Glauben ergebende Rechtslage in dem 
Vordruck noch ausdrücklich durch die Worte „auf Widerruf“ her⸗ 
vorgehoben wird, iſt rechtlich ohne Belang. 


(NZH., 5. Sen., Urt. v. 10. April 1933, V A 131/32, S. 
* 


9. 87 RFlucht StVO.; 8 13 Verm StG. 1931. Ein 
Steuerpflichtiger, der den Nachweis der Wiederbegrün⸗ 
dung eines inländiſchen Wohnſitzes erbracht hat, kann 
keine Nachveranlagung unter Berufung darauf verlangen, 
daß er ſeinen inländiſchen Wohnſitz zuvor aufgegeben habe. 

(NFH., 3. Sen., Urt. v. 31. Aug. 1933, III A 261/33 8.) 


* 


10. 88 6, 7 Aufbring®.; 88 143, 144, 145, 147 R Abg. 
n. F. Aufbringungsleiſtungen verjähren wie die übrigen 
Steuern i. S. 8144 RAbgD. (RSt Bl. 1932, 992). Darin, 
daß ein Steuerpflichtiger einem Buchprüfungsbericht, durch 
den der Steueranſpruch feſtgeſtellt werden ſoll, zugeſtimmt 
hat, iſt eine Anerkennung des Anſpruchs zu erblicken; 
durch ſie wird die Verjährung der Aufbringungsleiſtungen 
unterbrochen. 


(RS., Urt. v. 31. Aug. 1933, III A 44/23.) 


Reichspatentamt. 


1. In der Überſendung einer Ware zwecks Erlangung 
eines Preisangebots daran liegt nicht offenkundige Vor⸗ 
benutzung. 1 

Für die Frage der offenkundigen Vorbenutzung durch Lieſe 
rung dieſer Muſter⸗Klammer⸗Streifen iſt weſentlich, ob es ſich 
hier überhaupt um eine Lieferung oder um ein Inverkehrbringen 
od. dgl. gehandelt haben kann. Nach der Zeugenausſage iſt zu 
unterſtellen, daß die Überſendung der Schachtel mit Klammer 
ſtreifen Marke „Midget“ Größe A und B von ſeiten des amerk⸗ 
kaniſchen Händlers nicht auf Beſtellung, ſondern zur Erlangung 
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eines Preisangebotes für dieſe Art Klammern durch die entipre- 
chende Firma erfolgt iſt; jo iſt die Überſendung auch von ſeiten 
der einſprechenden Firma aufgefaßt worden. Eine derartige Über⸗ 
ſendung kann aber nicht als Inverkehrbringen i. S. einer öffent⸗ 
lichen Vorbenutzung, ſondern nur als vertrauliche Mitteilung an⸗ 
geſehen werden; denn Offenkundigkeit ſetzt die Preisgabe der Neue⸗ 
rung an die Allgemeinheit voraus. Eine ſolche Preisgabe iſt nicht 
erfolgt; denn auch die Zeugenausſage beſagt, daß nur die für die 
Herſtellung maßgebenden Herren von den Klammerſtreifen Kennt⸗ 
nis erhalten hatten, weiteren Kreiſen ſeien die Klammern nicht 
zugänglich gemacht worden. Auch ſind Angeſtellte der zum Aus⸗ 
probieren bzw. Kalkulation und Preisangebot aufgeforderten 
Firma (Einſprechende) auf Grund des Vertrauensverhältniſſes 
zum Stillſchweigen verpflichtet (vgl. auch Pietzcker, Pat., 
S. 173/174 Anm. 28 und die Entſch. des RG. v. 10. März 1915: 
Pat Muſt Zeich Bl. 1915, 171 Nr. 125). Danach beſtand nicht die 
Möglichkeit der Beſichtigung der Streifen durch unbeteiligte Dritte, 
und der Tatbeſtand der offenkundigen Vorbenutzung durch Inver⸗ 
kehrbringen i. S. des § 2 Pat. iſt danach nicht gegeben. 

Dieſer Anſicht widerſpricht auch nicht die von der Einſpre⸗ 
chenden in der mündlichen Verhandlung angeführte Entſch. des 
RG. v. 21. Dez. 1932: MuW. 1933, 194, denn dort handelt es 
ſich um nur einmaligen vorbehaltloſen Verkauf einer maſchinellen 
Einrichtung. Ein Verkauf im handelsüblichen Sinne hat aber bei 
der Überſendung der Muſterklammern zur Abgabe eines Preisan⸗ 
gebots nicht ſtattgefunden, und außerdem iſt auch eine Preisgabe 
55 Muſterſendung an die Allgemeinheit nach Vorſtehendem nicht 
erfolgt. 

(RPat A., BeſchwSen., Enutſch. v. 10. Juni 1933, 114 B 19/30, 
B 20/33.) 
Ber. von ORegR. Dr. Gieſe, Berlin. 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Ziel ke, Landgerichtsdirektor 
Kerſting, Berlin. 


** Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerſA.) abgedruckt.] 


O Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (EuM.), abgedruckt.] 


** O1. 8313 Abſ. 3 RVO. Der Lauf der Dreiwochenfriſt 
wird nicht unterbrochen durch einen innerhalb der Friſt ge⸗ 
ſtellten Antrag auf Arbeitsloſenunterſtützung, auf Grund 
deſſen der aus der Pflichtverſicherung Ausgeſchiedene an- 
nehmen konnte, Arbeitsloſenunterſtützung noch vor Ab- 
lauf der Friſt zu erhalten und damit noch innerhalb der 
Friſt wieder pflichtverſichert zu ſein. 

Bereits in der grundſ. Entſch. 261417 (RVerſ Nachr. 1921, 175 
Eu. 13, 86 Nr. 39) iſt ausgeführt worden, daß die Dreiwochen⸗ 
friſt des § 313 Abſ. 2 RVO. eine Ausſchlußfriſt iſt. Dem Weſen der⸗ 
artiger Ausſchlußfriſten entſpricht es, daß ſie ungehemmt auch dann 
weiterlaufen, wenn der Berechtigte ohne ſein Verſchulden innerhalb 
der Friſt die in Betracht kommenden Rechtshandlungen nicht wahr⸗ 
genommen hat (vgl. EuM. 14, 24 Nr. 14) Danach beginnt die Friſt 
des § 313 Abs. 2 grundſatzlich mit dem Ausſcheiden aus der verſiche⸗ 
rungspflichtigen Beſchäftigung und endet drei Wochen nach dieſem Zeit⸗ 
Punkt. Die Entſch. 2615 II (RVerſA Nachr. 1921, 177 Eu. 13, 89 
Nr. 40) nimmt zwar an, daß die Ausſchlußwirkung der Friſt zu⸗ 
gunſten des die Krankenverſicherung beherrſchenden Grundſatzes von 
der Gleichberechtigung der Mitglieder dann eine Ausnahme erfährt, 
wenn der Berechtigte ohne ſein Verſchulden von dem Ausſcheiden aus 
der Pflichtverſicherung verſpätet Kenntnis erhalten hat. In dieſem 

alle ſoll nach der angezogenen Entſch. die Friſt erſt von der Kennt⸗ 
nis des Ausſcheidens ab zu laufen beginnen. Aber dieſe Erwägungen, 
die vielleicht eine Ausnahme hinſichtlich des Beginns der Friſt bei 
unverſchuldeter Unkenntnis der tatfächlichen Beendigung des Verſiche⸗ 
rungsverhältniſſes, nicht etwa auch — wie in der Entſch. des 

„RevSen. v. 22. Febr. 1933, IIa K 122/32 bereits dargelegt ift — 
bei unverſchuldeter Unkenntnis des geltenden Rechts zu rechtfertigen 
dermögen, können nicht den Schluß begründen, daß darüber hinaus 
demmungen oder Unterbrechungen der Friſt immer dann eintreten, 
wenn die rechtzeitige Stellung des Antrags auf Weiterverſicherung 
ohne Verſchulden des Berechtigten verſäumt worden iſt. Eine der⸗ 
artige Auslegung wäre mit dem Weſen der Ausſchlußfriſt nicht mehr 
vereinbar und würde auch dem Zweck der Vorſchrift entgegenſtehen, 
nach dem die Kaſſen davor gefehügt werden ſollen, daß ausgeſchiedene 
Verſicherungspflichtige erſt nach längerer Unterbrechung der Beitrags⸗ 
leiſtung und erſt dann ihrer Kaſſe wieder beitreten, wenn fie ſich 
krank fühlen (vgl. Entſch. 2614 JI). Dahingeſtellt kann bleiben, wie⸗ 


weil danach der Lauf der Dreiwochenfriſt aus einem in der Perſon 
des Berechtigten liegenden Grunde eine Unterbrechung erfahren kann. 
Jedenfalls wird das dann verneint werden müſſen, wenn es dem Be⸗ 
rechtigten unbenommen war, die Anzeige rechtzeitig zu erſtatten. Die 
Erwartung des aus der Verſicherungspflicht Ausſcheidenden, daß er 
Arbeitsloſenunterſtützung auf ſeinen Antrag hin von einem innerhalb 
der Dreiwochenfriſt des §313 Abſ. 2 RVO liegenden Zeitpunkt ab 
erhalten und damit innerhalb der Friſt die Pflichtmitgliedſchaft wieder 
erwerben werde, iſt demnach — auch wenn ſie an ſich durchaus ge⸗ 
rechtfertigt wäre — nicht geeignet, den Lauf der Friſt zu unterbrechen. 
Denn ſie hindert ihn keineswegs, das Recht auf Weiterverſicherung 
durch eine rechtzeitige Anzeige vorſorglich zu wahren. Daß er in 
einem ſolchen Falle die Gefahr der Unterlaſſung der Anzeige zu tragen 
hat, erſcheint auch nicht unbillig. 

(RVerſA., 1. RevSen., Urt. v. 11. Juli 1933, IIa K 2 

K. 


* 


* O2. 58 1286, 1289 Abj. 1, 1279, 12794 RVO. Kranf- 
heits⸗ und Militärdienſtzeiten wirken in der Invaliden⸗ 
verſicherung nicht rentenſteigernd. 

Nach § 1284 RVO. beſtehen die Verſicherungsleiſtungen aus 
einem feſten Reichszuſchuß und einem Anteil der VerſAnſt. Dieſer 
Anteil richtet ſich nach S 1286 RVO. nach den gezahlten Beiträgen 
und den nach § 1279 a RVO. zu berückſichtigenden Beitragswochen. 
In welcher Weiſe die gezahlten Beiträge zur Anrechnung kommen, be⸗ 
ſtimmt 8 1289 RVO. Als „gezahlte“ oder „gültig entrichtete“ Bei⸗ 
träge i. S. der SS 1286, 1289 Abſ. 1 RVO. oder als „ordnungs⸗ 
mäßig verwendete Beitragsmarken“ i. S. des § 1289 Abſ. 2 RV. 
können die Krankheits⸗ und Militärdienſtzeiten nicht angeſehen wer⸗ 
den. Zwar gelten nach 8 1279 Abſ. 1 RVO. als Pflichtbeiträge die 
vollen Wochen, in denen der Verſicherte wegen einer Krankheit zeit⸗ 
weiſe arbeitsunfähig und nachweislich verhindert geweſen iſt, ſeine Be⸗ 
rufstätigkeit fortzuſetzen, und es zählen nach $ 1281 Nr. 1 RVO. die 
Krankheitszeiten des $ 1279 RVO. auch als Wochenbeiträge i. S. des 
§ 1280 Abſ. 1 RVO. Wie aber ſchon in einer amtlich nicht ver⸗ 
öffentlichten Entſch. des RVerſA. v. 23. Nov. 1929 (EuM. 26, 416 
Nr. 176) dargelegt iſt, hat dieſe Gleichſtellung nur die Bedeutung, daß 
Krankheitswochen auf die Wartezeit anrechenbar ſind, und daß ſie das 
Erlöſchen der Anwartſchaft hindern. Inwieweit ſowohl Krankheits⸗ 
wochen wie Militärdienſtzeiten bei der Rentenberechnung zu berück⸗ 
ſichtigen find, richtet ſich allein nach der im $ 1279 a RVO. vor⸗ 
geſehenen Beſt. des RArbM. 

Eine ſolche Beſt. des RArbM. iſt in der Zeit nach Einführung 
des § 1279 a RVO. durch Abſchn. B Nr. 44 VO. über Beiträge und 
Leiſtungen der Angeſtelltenverſicherung und Invalidenverſicherung v. 
16. April 1924 (RGBl. I, 405) nicht erfolgt. Es kann auch nicht 
etwa ein Erſatz für eine derartige Beſt. in Art. II Abſchn. C Gef. über 
die anderweitige Feſtſetzung der Leiſtungen und Beiträge in der In⸗ 
validenverſicherung v. 23. Juli 1921 (RGBl. 984) i. d. Faſſ. des Ger. 
v. 10. Nov. 1922 (RGBl. I, 849) gefunden werden. Dort iſt in 
Abſ. 1 beſtimmt, daß die vollen Wochen der Kriegsdienſtzeiten als 
Beitragswochen angerechnet werden und für jede Woche ein Steige⸗ 
rungsſatz von 30 Rpf. gerechnet wird, und Abſ. 3 S. 2 ſchreibt die 
Berückſichtigung eines Steigerungsſatzes von 10 Rpf. für jede Woche 
der nach Abſ. 3 S. 1 i. Verb. m. Abſ. 1 und 2 anrechnungsfähigen 
Militärdienſt⸗ und Krankheitszeiten vor. Damals war in $ 1289 
RWO. (vgl. wegen der alten Faſſung Art. I Gef. v. 23. Juli 1921) 
noch die Gewährung eines beſtimmten Steigerungsſatzes für jede Bei⸗ 
tragswoche zugelaſſen. Es konnten infolgedeſſen ſowohl Militärdienſt⸗ 
wie auch Krankheitszeiten rentenſteigernd wirken. Dieſe Rechtslage 
erfuhr jedoch durch die VO. über Beiträge und Leiſtungen der An⸗ 
geſtelltenverſicherung und Invalidenverſicherung v. 16. April 1924 eine 
grundlegende Anderung. Durch Abſchn. B Nr. 9 dieſer VO. erhielt 
8 1289 RVO. folgende Faſſung: „Bei der Invalidenrente werden 
10% der gültig entrichteten Beiträge als Steigerungsbetrag gewährt.“ 
Ferner wurde durch Abſchn. F Art. I Abſ. 2 VO. beſtimmt, daß für 
Zeiten vor dem 1. Jan. 1924 Steigerungsbeträge nicht angerechnet 
werden. Erſatztatſachen konnten alſo mit dem Inkrafttreten der VO. 
v. 16. April 1924 keine rentenſteigernde Wirkung mehr haben, ſon⸗ 
dern nur noch anwartſchaftserhaltend wirken und auf die Wartezeit 
angerechnet werden. Das fand ſeinen äußeren Ausdruck darin, daß 
der jetzige $ 1279 RVO., der dem aufgehobenen $ 1393 RVO. ent⸗ 
ſpricht, in den mit „Wartezeit“ überſchriebenen Unterabſchnitt des 
2. Abſchn. des 4. Buches der RVO. eingefügt wurde. Damit war 
Art. II Abſchn. C Geſ. v. 23. Juli 1921 gegenſtandslos geworden. 

Diefen Rechtszuſtand haben die ſpäteren Anderungen des 8 1289 
RVO. nicht beeinflußt. Denn es hat ſich bei ihnen immer nur darum 
gehandelt, auch für die vor dem 1. Jan. 1924 verwendeten Beitrags⸗ 
marken Steigerungsbeträge zu gewähren. Daß nicht beabſichtigt war, 
den Krankheits- und Militärdienſtzeiten wieder rentenſteigernde Wir⸗ 
kung beizulegen, zeigen die Ausſchußberatungen zum Entw. des Gef. 
über Leiſtungen in der Invalidenverſicherung v. 8. April 1927 (vgl. 
Eu M. 26, 416 Nr. 176). 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Wenn der Kl. ſich darauf beruft, daß in der Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung die Kriegsdienſtzeiten bei der Rentenberechnung berückſichtigt 
würden, fo iſt dazu zu bemerken, daß dieſe Behandlung der Kriegs⸗ 
dienſtzeiten in der Angeſtelltenverſicherung auf beſonderen geſetzlichen 
Vorſchr. beruht, die lediglich für die Angeſtelltenverſicherung Geltung 
haben. Gemäß $ 382 Abſ. 1 AngVerſch. werden die vollen Monate, 
in denen Verſicherte während des letzten Krieges dem Deutſchen Reiche 
oder einem mit ihm verbündeten oder befreundeten Staate Kriegs⸗, 
Sanitäts⸗ oder ähnliche Dienſte geleiſtet haben, auf die Wartezeiten 
angerechnet. Nach dem Wortlaut dieſer Vorſchr. haben alſo bei der 
Rentenberechnung Kriegsdienſtzeiten ebenſo außer Betracht zu bleiben 
wie in der Invalidenverſicherung. Das war, ſolange die Bek. v. 
26. Aug. 1915 (RGBl. I, 531) galt, nicht der Fall. Dieſe Bek. iſt 
jedoch durch die VO. v. 28. Mat 1924 (RGBBl. I, 606) außer Kraft 
geſetzt worden, und $ 382 AngVerſch. hat deren $ 1 nur inſoweit 
übernommen, als es ſich um die Anrechnung der Kriegsdienſtzeiten auf 
die Wartezeiten handelt. Nun ſieht aber der letzte Halbſatz der VO. v. 
28. Mai 1924 vor, daß die Weiteranwendung der aufgehobenen Vor⸗ 
ſchriften, alſo auch der Bek. v. 26. Aug. 1915, im Einzelfall zum 
Ausgleich von Härten zuläſſig bleibt. Daher können einem Verſicher⸗ 
ten für Kriegsdienſtzeiten Steigerungsbeträge in Anrechnung gebracht 
werden, wenn ihre Nichtgewährung eine Härte darſtellen würde (vgl. 
Eu M. 20, 237 Nr. 119). 

Eine der VO. v. 28. Mai 1924 entſprechende Härtevorſchrift fehlt 
in der Invalidenverſicherung. Es laſſen ſich daher auch von der Be⸗ 
rückſichtigung der Kriegsdienſtzeiten bei der Berechnung des Ruhe⸗ 
geldes der Angeſtelltenverſicherung keine Rückſchlüſſe auf die Art ihrer 
Behandlung in der Invalidenverſicherung ziehen. Ebenſowenig läßt 
fi) S 75 Rͤnappſchc H. zum Vergleich heranziehen, der die Kriegs⸗ 
dienſtzeiten auch als Erſatzzeiten für die Berechnung der Leiſtungen der 
Penſionskaſſen gelten läßt, wenn beſtimmte Vorausſetzungen er⸗ 
füllt ſind. 

(RVerſel., 7. Rev Sen., Urt. v. 14. Jan. 1933, IIa 7311/32 A| 
* 


”*03, 81539 RVO. Die Ausſchlußfriſt des § 1539 gilt 
nicht für Erſatzanſprüche aus 8 1122 Abſ. 3 Arb VermG. 
§ 1539 RVO. bezieht ſich nach feinem klaren Wortlaut nur auf 
die Erſatzanſprüche aus den §§ 1531—1537 RVO. Er ſtellt ſeinem 
Weſen nach eine Ausnahmevorſchrift dar und könnte deshalb nur 
dann auf Erſatzanſprüche aus § 112 2 Abſ. 3 ArbBermG. entſprechend 
angewendet werden, wenn das im Geſetz ausdrücklich vorgeſchrieben 
wäre. Dies tft nicht der Fall. Im 8 112 a Abſ. 3 Satz 6 iſt allerdings 
auf die Vorſchr. der RVO. verwieſen, jedoch nur inſoweit, als der 
Streit über die Erſatzanſprüche aus § 112 42 Abſ. 3 im Spruchverfahren 
der RVO. zu entſcheiden iſt, wenn ein Verſicheruugsträger in An⸗ 
ſpruch genommen wird. Dieſe Vorſchr. ſtellt nur die Anwendung der 
verfahrensrechtlichen Vorſchr. der 88 1771 ff. RVO. klar und kann 
nicht auf die materiellrechtliche Vorſchr. des 8 1539 RVO. bezogen 
werden. Auch andere Vorſchr., aus denen eine entſprechende An⸗ 
wendung der Vorſchr. des § 1539 RVO. auf die Erſatzanſprüche nach 
§ 112 a Abſ. 3 gefolgert werden könnte, enthält das Geſetz nicht. Es 
fehlt ſomit hierfür an jeder Rechtsgrundlage. Die ſich danach ergebende 
unterſchiedliche geſetzliche Regelung für die Erſatzanſprüche aus 81122 
Abſ. 3 ArbVermb. und die aus 8s 1531 ff. RVO. rechtfertigt ſich 
auch aus den nicht unweſentlichen Verſchiedenheiten der dieſen zu⸗ 
grunde liegenden Tatbeſtände (vgl. Eutſch. 4490: ANachrfRVerſ. 1932, 
IV, 484 = EuM. 33, 196 Nr. 71). 
(N VerſA., 7. RevSen., Urt. v. 10. Aug. 1933, Ia 1333/33 7.) [K.] 


* 


** O04. Hat der Träger der Krankenverſicherung den Un⸗ 
fallverletzten lediglich zur Feſtſtellung der Arbeitsfähig⸗ 
keit in das Krankenhaus eingewieſen, ſo handelt es ſich 
nicht um die Gewährung einer Verſicherungsleiſtung, ſon⸗ 
dern um einen Akt der Beweisaufnahme. Ein Anſpruch auf 
Erſatz der durch die Krankenhauspflege erwachſenen Koſten 
ſteht dem Träger der Krankenverſicherung der Berufs- 
genoſſenſchaft gegenüber daher nicht zu. 

Iſt eine Krankheit die Folge eines Unfalls, den der Träger der 
Unfallverſicherung zu entſchadigen hat, jo gelten nach §S 1504 RVO. 
für das Verhaltnis zwiſchen dem Träger der Krankenverſicherung 


und dem Träger der Unfallverſicherung die 88 1505 — 1509. Die Auf⸗ 
wendungen, für die nach 88 1505 Abf. 2, 1506 RVO. dem Träger 
der Krankenverſicherung vom Träger der Unfallverſicherung Erſatz zu 
leiſten ift, find im 8 1507 RVO. erſchöpfend im einzelnen aufgeführt. 
Wie ſich aus dieſer Aufzählung ergibt, handelt es ſich hierbei durch⸗ 
gängig um Verſicherungsleiſtungen. Vorausſetzung für den Anſpruch 
des Trägers der Krankenverſicherung auf Erſatz feiner Aufwendungen 
iſt hiernach, daß er dem Verletzten Leiſtungen aus der Krankenverſiche⸗ 
rung gewährt hat. Als eine ſolche Leiſtung kann aber die lediglich 
zur Feſtſtellung der Arbeitsfähigkeit erfolgte Beobachtung des Ver⸗ 
letzten im Krankenhauſe nicht angeſehen werden. Sie dient dem Zwecke 
der Klarſtellung, ob eine Verpflichtung des Verſicherungsträgers zur 
Gewährung von Krankengeld, die nach § 182 Abſ. 1 Nr. 2 RVO. 
zur Vorausſetzung hat, gegeben iſt, und ſtellt demnach nur ein Hilfs⸗ 
mittel für die dem Verſicherungsträger vor der Leiſtungsfeſtſtellung 
nach 81545 Abſ. 1 Nr. 2 RVO. obliegende Aufklärung des Sach⸗ 
verhalts, alſo einen Akt der Beweisaufnahme, dar. Erſt von dent 
Ergebnis dieſer Beweisaufnahme hängt es ab, ob überhaupt geleiſtet 
werden ſoll oder nicht. Anders iſt die Krankenhauspflege dann zu 
beurteilen, wenn ſie zum Zwecke der Erkennung des Leidens an⸗ 
geordnet ift. Dann ſtellt fie eine Verſicherungsleiſtung dar. Denn die 
ſichere Erkennung des Leidens bildet, wie das RVerſol. in ſtändiger 
Rſpr. angenommen hat (vgl. insbeſ. Eu. 22, 139 Nr. 71), einen 
Teil der Behandlung und die notwendige Vorausſetzung ihrer rich⸗ 
tigen Durchführung. Hat der Träger der Krankenverſicherung den 
Unfallverletzten zur Beobachtung in das Krankenhaus eingewieſen 
(8 184 Abſ. 3 Nr. 4 RVO), fo iſt demgemäß bei der Prüfung eines 
von ihm geltend gemachten Anſpruchs auf Erſatz ſeiner Aufwendungen 
ſtets zu unterſcheiden, ob die Einweiſung in das Krankenhaus zur 
Erkennung des Leidens oder zur Feſtſtellung der Arbeitsfähigkeit 
erfolgt iſt. 

(RVerſA., 1. RevSen., Urt. v. 18. Aug. 1933, IIa KE — f =) 


II. Zänder. 
Preußen. 
Preußiſcher Dienſtſtrafhof. 


Berichtet von RA. Dr. Görres und SenPräſ. Pleſſer, Berlin. 


1. 5 40 Abſ. 5 BDStrd. und ß 32 Abſ. 3 Gef. v. 
21. Juli 1852. Beeidigung des Schriftführers. 


Die von dem Unterſuchungskommiſſar zur Protokollführung 
hinzugezogenen Perſonen waren Angeſtellte des Staates oder einer 
Gemeinde. Wenn auch im Protokoll die beſondere Feſtſtellung ent⸗ 
halten iſt, daß dieſe Angeſtellten bereits früher vereidigt worden ſeien, 
und wenn für die übrigen Fälle eine ſolche Beeidigung nach den für 
das öffentlich⸗rechtliche Angeſtelltenverhältnis geltenden Vorſchriften 
anzunehmen ift, jo fehlt es doch an dem Nachweis einer die Pflichten 
eines Schriftführers betreffenden Vereidigung. Schriftführertätigkeit 
iſt Urkundsbeamtentätigkeit und als ſolche Ausübung eines Amtes. 
Wenn mit dieſer Amtsausübung nicht Beamte, die bereits den all⸗ 
gemeinen Dienſteid geleiſtet Hatten, ſondern Angeſtellte oder andere 
Hilfsperſonen, deren Zuziehung nicht ausgeſchloſſen iſt, betraut werden, 
ſo iſt außer der früheren, lediglich die Obliegenheiten eines An⸗ 
geſtellten oder anderweitigen Staatsdieners betreffenden Beeidigunt 
die Ableiſtung eines beſonderen Eides dahin, die Pflichten eines 
Urkundsbeamten oder Schriftführers gewiſſenhaft erfüllen zu wollen, 
erforderlich. Daß eine dahingehende Beeidigung ſtattgefunden hat, iſt 
aber mangels dahingehender beſonderer Feſtſtellungen bei keinem ein⸗ 
zigen der von dem Unterſuchungskommiſſar hinzugezogenen Schrift⸗ 
führer anzunehmen. 

Vorl. war dieſer Mangel deshalb unſchädlich, weil der Angeſch. 
in der Hauptverhandlung erſter Inſtanz zugegen war und die von 
ſämtlichen Zeugen bekundeten Tatſachen anerkannt hat. Es bedurfte 
daher nicht der Heranziehung der Zeugenprotokolle der Vorunter⸗ 
ſuchung, um zu den Feſtſtellungen des angefochtenen Urt. zu gelangen. 


(Pr Dienſtſtro., Urt. v. 13. Okt. 1933, D 51/33.) 


Für die Schriftleitung verantwortlich: Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin W 62, Maaßenſtr. 5. (Fernſprecher: Barbaroſſa 3222.) 
Druck: Oscar Brandſtetter in Leipzig. 


ben. (Wird näher ausgeführt.) 

Schon zur Zeit, als der Schuldner B. die Beſtellung des 
Pflegers H. beantragte, ſchwebte vor dem AG. das Stundungs⸗ 
verfahren über die Aufwertungsforderung des Bekl. Die den An⸗ 
trag des Schuldners ablehnende Entſch. erging am 11. Mai 1934, 
acht Tage darauf ſchloß der Schuldner mit den Kl. den Über⸗ 
eignungsvertrag. 

Die Frage, ob eine Kenntnis der Kl. von der Gläubigerbenach⸗ 
teiligungsabſicht ihres Vaters anzunehmen iſt, richtet ſich nach 9 166 
BGB. Die Kenntnis des Pflegers über die wahren Verhältniſſe iſt 
2. nach deſſen Vernehmung zu verneinen. Damit ſcheidet $ 166 
Abſ. 1 aus. 


. — TE — . —U„œn 


Zu 4. Es liegt in der Natur der Dinge, daß die bekannte 
Ausnahmevorſchrift des § 166 Abſ. 2 BGB. auf geſetzliche Vertreter 
in der Regel nicht anzuwenden iſt: einmal wegen ihres nur auf 
Bevollmächtigte bezogenen Wortlautes, zum anderen deshalb, weil 
beim geſetzlichen Vertreter von „beſtimmten Weiſungen“ des Ver⸗ 
tretenen normalerweiſe überhaupt nicht geredet werden kann. Nur 
das kann fraglich erſcheinen, ob eine entſprechende Anwendung 
dieſes Abſatzes — eine wörtliche kommt natürlich auch dann 
nicht in Frage! — wenigſtens dann möglich ſei, wenn ausnahms⸗ 
weiſe der geſetzliche Vertreter nur zur Vornahme ganz beſtimmter, 
ihm im einzelnen von der berufenden Inſtanz vorgeſchriebenen Maß⸗ 
nahmen beſtellt war. Dieſe Frage hat das Erkenntnis bejaht, und 
zwar aus rechtspolitiſchen Erwägungen heraus, denen ich mich nur 
vorbehaltlos anſchließen kann. 


Geh. IR. Prof. Dr. P. Oertmann, Göttingen. 


Da der Pfleger vorl. jedoch „nach beſtimmten Weiſungen“ zu 
handeln hatte, er war beſtellt zum Abſchluß des Sicherungsübereignungs⸗ 
vertrages, und „beſtimmte Weiſungen“ hat der Vertreter ſchon dann 
erteilt, wenn er die Vornahme eines beſonderen Rechtsaktes im Auge 
hat, und den Vertreter eigens hierzu beſtellt hat (vgl. RGRKomm., 
Abſ. 2 zu 8 166 BGB.), iſt 8166 Abſ. 2 für die Frage der Kennt⸗ 
nis oder der Unkenntnis der Kl. anzuwenden. § 166 Abſ. 2 ſoll 
erſichtlich verhüten, daß durch Vertretung ſeitens eines argloſen 
Dritten die Mangelhaftigkeit eines Rechtsaktes umgangen werden 
kann (Soergel, Abſ. 7 zu § 166; RGR Komm., Abſ. 2 zu 8 166). 
Dieſe Vorſchr. bezieht ſich zwar ihrem Wortlaut nach nur auf die 
Fälle der privaten Vollmacht und nicht auf die der Vertretung kraft 
Geſetzes. Der Grund für dieſe Beſchränkung liegt offenſichtlich darin, 
daß bei der geſetzlichen Vertretung der Vertreter von den Vertretenen 
unabhängig iſt und ein Handeln „nach Weiſungen des Vertretenen“ 
an ſich überhaupt nicht in Frage kommen kann. 

Vorl. haben aber die Kl. durch ihren geſetzlichen Vertreter B. 
die Beſtellung des Pflegers mit dem Ziele des Abſchluſſes des Über⸗ 
eignungsvertrages erwirkt. Sie haben ſich dabei des VormGker., das 
ihre Abſichten nicht durchſchauen konnte, als Mittelsperſon bedient. 
Tatſächlich haben ſie durch dieſen Mittler dem Vertreter ſein Handeln 
vorgeſchrieben. Die erſchlichene Entſchließung des VormGer. hatte nur 
den Anſchein behördlicher Unabhängigkeit und führte in Wahrheit 
nur den Willen des B. bzw. der durch ihn vertretenen Kl. aus. In 
ſolchem Falle muß aber 8 166 Abſ. 2 BGB. feinen Grundgedanken 
nach analog angewandt werden. 

Die Kl. können ſich daher nicht auf die Unkenntnis ihres 
Pflegers berufen. Maßgebend iſt vielmehr die Kenntnis ihres geſetz⸗ 
lichen Vertreters, durch den ſie bei der Beſtellung des Pflegers ge⸗ 
handelt haben. Daß dieſer — und damit nach § 166 Abſ. 1 BGB. 
die Kl. — die Gläubigerbenachteiligungsabſicht bei Vornahme der 
Übereignung gekannt haben, iſt bereits nachgewieſen worden. 


(25. Braunſchweig, 4. Fer ZK., Urt. v. 7. Sept. 1934, 4 T 202/33.) 
Ber. von RA. Dr. Blumberg, Hannover. 
. 
Dortmund 


5. 88 3, 13 Unl WG. Das durch eine Zeitungsanzeige 
erfolgende Angebot eines Rechtsbeiſtandes zur Bearbei⸗ 
tung „aller Zivil- und Strafrechtsſachen, insbeſ. Ehe⸗ 
ſcheidungen“ erfüllt den Tatbeſtand des unlauteren Wett⸗ 
bewerbes. Die örtlichen Fachgruppen „Rechtsanwälte“ 
des Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten e. V. 
find antragsberechtigt i. S. des § 13 Abſ. 1 Un [WG. f) 

Auf Antrag des RA. H. in ſeiner Eigenſchaft als Führer der 
Fachgruppe Rechtsanwälte D. des BNS”. e. V., Berlin, iſt im 
Wege der EinſtwVerf. angeordnet worden: Dem Antragsgegner wird 
bei Vermeidung einer Geldſtrafe von unbeſchränkter Höhe oder einer 
Haftſtrafe bis zu ſechs Monaten für jeden Fall der Zuwiderhandlung 
unterſagt, in öffentlichen Bekanntmachungen oder in Mitteilungen, 
die für einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmt ſind, ſich zur 
Ausführung ſolcher Arbeiten, Dienſtleiſtungen oder Vertretungen an⸗ 
zupreiſen, für die geſetzlich Anwaltszwang vorgeſchrieben iſt, ſich insbeſ. 
zur Bearbeitung „aller Zivil- und Strafrechtsſachen, insbeſ. Ehe⸗ 
ſcheidungen“, zu erbieten. 

Der Antragſteller hat durch Vorlage eines Ausſchnittes aus der 
Der Zeitung glaubhaft gemacht, daß der Antragsgegner eine Ans 
zeige folgenden Wortlauts veröffentlicht hat: Rechtsbeiſtand R., D., 
K.⸗Straße: Alle Zivil- und Strafrechtsſachen, insbeſ. Eheſcheidungen. 

Aus der Art der Hervorhebung der Worte „Rechtsbeiſtand“ und 
„Eheſcheidungen“ wird in jedem rechtsunkundigen Leſer die irrige 
Vorſtellung erweckt, daß der Antragsgegner fähig und berechtigt ſei, 
Parteien in jedem Rechtsſtreit oder Verfahren zivil- oder ſtrafrecht⸗ 
licher Natur, insbef. aber in Eheſcheidungsprozeſſen, zu vertreten und 
Eheſcheidungsprozeſſe auch vor Gericht durchzuführen. In Wirklich⸗ 


Zu 5. Die Entſch. legt die Rechtslage in voller Übereinſtim⸗ 
mung mit dem Geſetz dar. Ihre Ausführungen überzeugen. Es iſt 
nicht erwähnt, wozu der Sachverhalt auch keinen Anlaß gibt, daß 
auch außerhalb des geſetzlichen Anwaltszwangs Fälle gegeben ſind, 
in denen der Rechtsbeiſtand ausgeſchloſſen iſt, ſo im Erbhofrecht nach 
814 der 1. DurchfVO. z. Rerbhofch. Es würde alſo bei einer 
etwaigen Aupreiſung nach dieſer Richtung hin dasſelbe Vorgehen 
möglich ſein. 0 

Zum erſtenmal wird die Antragsberechtigung des Leiters 
einer örtlichen Fachgruppe Rechtsanwälte des BNS DF. feſtgeſtellt, 
die mit Recht bejaht wird. Er iſt an die Stelle des örtlichen 
Anwaltsvereins getreten. Über die Antragsberechtigung der Berufs⸗ 
vertretungen verhält ſich beſonders das Urteil des RG. 105, 380, 
wobei noch bemerkt werden kaun, daß nach dem Geſetz auch die 
Vorſtände der Anwaltskammern als die geſetzlichen Vertretungen der 
Rechtsanwälte antragsberechtigt ſind. 

RA. Dr. Hawlitzky, Forſt (Lauſitz). 
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keit kann ſich die Tätigkeit des Rechtsbeiſtandes in Eheſcheidungs⸗ 
prozeſſen und anderen landgerichtlichen Prozeſſen lediglich auf eine 
Beratung der rechtſuchenden Bevölkerung beſchränken. Da aber die 
Tätigkeit eines Rechtsbeiſtandes von der rechtsunkundigen Bevölke⸗ 
rung als billiger angeſehen wird als die eines zugelaſſenen RA., ſo 
täuſcht die Anzeige ihrer Form und ihrem Inhalte nach ein beſonders 
günſtiges Angebot i. S. des $3 Unl WG. vor; denn die rechtſuchende 
Partei muß ſich zur Durchführung ihres Prozeſſes gleichwohl der Mit⸗ 
wirkung eines zugelaſſenen Anwaltes bedienen und kann daher den 
Zweck, den ſie durch Inanſpruchnahme des Rechtsbeiſtandes zu er⸗ 
reichen hoffte, nur unter Aufwendung höherer Koſten erreichen. Infolge 
des Zwanges, ſich eines RA. bedienen zu müſſen, entſtehen für ſie 
erheblich höhere Aufwendungen, als ſie zu zahlen hätte, wenn ſie 
ſich ſchon vor Einleitung des Prozeſſes zu ihrer Beratung eines zu⸗ 
gelaſſenen RA. bedient hätte. 

Da die von dem Antragsgegner veröffentlichte Anzeige ben 
Tatbeſtand des unlauteren Wettbewerbs i. S. des 83 UnlWG. er⸗ 
füllt, ſo waren dem Antragsgegner Veröffentlichungen dieſer oder 
ähnlicher Art in dem oben angeführten Umfange zu verbieten. 

Der Antragſteller iſt als Führer der Fachgruppe Rechtsanwälte 
des BNS DJ. — eines Verbandes, der die Förderung der Berufs⸗ 
intereſſen feiner Mitglieder i. S. des 813 Abs. 1 Unl WG. zum Ziel 
hat — zur Stellung eines ſolchen Antrages berechtigt. 


(SG. Dortmund, 3. ZR., Beſchl. v. 14. April 1934, III 3 0 46/34.) 
Eingef. von RA. Dr. Köſter, Dortmund. 


* 
Eſſen 
6. 5826, 58, 60 BGB. Der Führergrundſatz im Ver- 
einsrecht. 


1. Eine Satzungsbeſtimmung, nach der der Stellver- 
treter nur für den Fall der Verhinderung des Vereins- 
leiters Vorſtand i. S. des § 26 BGB. fein ſoll, iſt un zu⸗ 
Läffig. 

2. Der Führergedanke läßt ſich verwirklichen durch 
Berufung des Vorſitzenden zum alleinigen Vorſtandsmit⸗ 
glied mit der Befugnis, bei Eintritt feiner Verhinderung 
einen Stellvertreter zu benennen und dieſen mit Voll- 
machten zu verſehen. 

3. Die Satzung muß eine Beſtimmung über die Be- 
urkundung der Mitgliederverſammlungsbeſchlüſſe (8 58 
Ziff. 4 BGB.) enthalten. Die Mitgliederverſammlung, 
deren Befugniſſe entſprechend beſchränkt ſind, iſt auch bei 
Durchführung des Führergedankens nicht entbehrlich. 


Der Schützenverein „Wilhelm Tell“ e. V. in E. hat durch Be⸗ 
ſchluß der Mitgliederverſammlung ſeine Satzung entſprechend der 
vom Reichsſportführer vorgeſchriebenen Normalſatzung umgeſtaltet. 
Durch die neue Satzung ſoll die Verfaſſung des Vereins nach dem 
Führerprinzip aufgebaut werden. Dieſe Satzungsänderung hat der 
in der Mitgliederverſammlung zum „Vereinsführer“ gewählte P. 
zur Eintragung ins Vereinsregiſter angemeldet. Das AG. hat dem 
Vorſitzenden mitgeteilt, daß die Eintragung nicht erfolgen könne, 
da in der Satzung eine Beſt. über die Unterzeichnung der Nieder⸗ 
ſchrift der Beſchlüſſe der Mitgliederverſammlung fehle, die durch 
58 Ziff. 4 BGB. vorgeſchrieben ſei. Außerdem ſei die im 8 9 der 
Satzung enthaltene Beſt., daß im Falle der Verhinderung des Vor⸗ 
ſitzenden (Führers) der Stellvertreter Vorſtand des Vereins i. S. 
des § 26 BGB. ſei, nicht eintragungsfähig. Denn es gebe keine 
bedingte Zugehörigkeit zum Vorſtand. Auch könne ein Dritter nicht 
feſtſtellen, wann der Vorſitzende verhindert ſei. Wenn aber beide 
als Vorſtandsmitglieder ohne beſchränkenden Zuſatz eingetragen 
würden, ſo würde der dem Führerprinzip widerſprechende Grund⸗ 
ſatz der Geſamtpertretung gelten. Schließlich habe auch der Stell⸗ 
vertreter bei der Anmeldung der Satzungsänderung nicht mitge⸗ 
wirkt. Hiergegen hat der Verein Beſchw. erhoben. 

Dieſe iſt als ſofortige Beſchw. i. S. des § 60 BGB. aufzu⸗ 
faſſen und auch zuläſſig. Sie iſt aber ſachlich nicht begründet. 

Nach 8 26 BGB. muß der Verein einen Vorſtand haben. 
Dieſer kann aus mehreren Perſonen beſtehen. Das AG. erblickt 
in dem § 9 der Satzung eine Verletzung dieſer Geſetzesvorſchrift 
ſchon deshalb, weil der Stellvertreter des Vorſitzenden dem Vor⸗ 
ſtande nur unter einer Bedingung, nämlich für den Fall der Ver⸗ 
hinderung, angehören folle. Eine bedingte Beſtellung zum Vor⸗ 
ſtandsmitglied wäre allerdings rechtlich unzuläſſig; denn dieſe iſt 
— ähnlich wie die Vereinsgründung — kein Rechtsgeſchäft, ſon⸗ 
dern ein an die Offentlichkeit gerichteter Rechtsgeſtaltungsakt. Der⸗ 
artige Rechtshandlungen ſind ihrer Natur nach bedingungsfeindlich. 
Die Beit. des § 9 der Vereinsſatzung läßt aber auch — wie das 
AG. nicht verkennt — die Auslegung zu, daß ſowohl der Vor⸗ 
ſitzende als auch ſein Stellvertreter unbedingt dem Vorſtande an⸗ 
gehören ſollen, daß jedoch die dem Vorſtande nach der Satzung zu⸗ 
ſtehenden Rechte und Pflichten nur von dem Vorſitzenden ſelbſt 
und lediglich bei deſſen Verhinderung von dem Stellvertreter wahr⸗ 


genommen werden dürfen. Indes auch bei einer ſolchen Auslegung 
könnte die Satzungsbeſtimmung des § 9 nicht ins Vereinsregiſter 
eingetragen werden. 

Zunächſt hatte in dieſem Falle auch der Stellvertreter des 
Vorſitzenden nach $ 59 BGB. als Mitglied des Vorſtandes bei der 
Anmeldung mitwirken müſſen. Abgeſehen hiervon kann dieſe Re⸗ 
gelung der geſetzlichen Vertretung des Vereins im öffentlichen 
Intereſſe nicht zugelaffen werden. > 

Es iſt allerdings an ſich zuläffig, einem einzelnen Wee 
eines mehrgliedrigen Vorſtandes durch die Satzung die ge amte 
Vertretungsmacht nach außen und das alleinige Beſtimmungsre 
und die Verantwortung nach innen zuzuweiſen. Die in Rechkslehre 
und Rſpr. vielfach hiergegen erhobenen Bedenken, welche ſich haupt? 
ſächlich auf die in den Motiven vertretene Anſicht von der allge⸗ 
meinen Geltung des Grundſatzes der Geſamtvertretung gründen 
(vgl. Staudinger, 9. Aufl., § 26 Bem. 11 a), find durch die 
neue Entwicklung der Rechtsanſchauung überholt. Der national⸗ 
ſozialiſtiſche Staat muß verlangen, daß diejenigen Vereine und 
Körperſchaften, die ſich die Erfüllung kultureller und ſonſtiger für 
die Allgemeinheit lebensnotwendiger Aufgaben zum Ziele geſetzt 
haben, nach denſelben Grundſätzen aufgebaut werden, welche für 
die autoritäre Staatsführung gelten; denn er kann nicht dulden, 
daß ſich auf den für die Geſamtentwicklung des Deutſchen Volkes 
bedeutſamen Lebensgebieten ein anderer Geiſt ausbreitet als der⸗ 
jenige, den der Führer des Reichs zur Erhaltung und Erſtarkung 
des Staats für notwendig erachtet. Das gilt namentlich für die der 
Hebung der Volksgeſundheit und körperlichen Ertüchtigung dienen⸗ 
den Sportvereine. Die autoritäre Vereinsführung, bei der alle 
Verantwortung nach innen und alle Rechtsmacht nach außen einem 
einzelnen übertragen wird, der von dem übergeordneten Verband 
beſtätigt wird und im Falle des Verſagens von dieſem abberufen 
und zur Niederlegung ſeines Amtes gezwungen werden kann, iſt 
die einzige, welche die Erfüllung der Aufgaben des Vereins in 
einem einheitlichen, dem Willen der Staatsführung entſprechenden 
Geiſt zu gewährleiſten vermag, da die geſamte Führung bei ihr 
in einer Hand liegt und — anders als bei den nach demo⸗ 
kratiſchen Grundſätzen aufgebauten Körperſchaften — von dem je⸗ 
weiligen Ergebnis eines Mehrheitsbeſchluſſes bei der Willensbil⸗ 
dung des Vorſtandes (vgl. Staudinger, $ 26 Bem. 12) un⸗ 
abhängig iſt. Angeſichts dieſer für das Staatswohl unabweisbaren 
Notwendigkeit des autoritären Aufbaus müſſen ſchon nach dem 
5,3. noch geltenden poſitiven Recht alle Bedenken gegen die Zu⸗ 
läſſigkeit der Übertragung der Vereinsführung auf ein einzelnes 
Mitglied eines mehrgliedrigen Vorſtandes fallen. Für die Ver⸗ 
tretung des Vereins nach außen war die Zuläſſigkeit einer ſolchen 
Regelung übrigens ſchon vor der Aufrichtung des nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Staates mehrfach anerkannt worden (vgl. Staudinger, 
$ 26 Bem. 11 a). Sie muß nunmehr auch für die Wahrnehmung 
ſämtlicher Vereinsangelegenheiten gelten. m 

Mit der Frage der grundſätzlichen Zuläſſigkeit der autoritären 
Vereinsführung nicht zu verquicken iſt aber diejenige, wie im Ein? 
zelfalle die Satzungsbeſtimmungen über die geſetzliche Vertretung 
des Vereins nach außen geſtaltet fein müſſen, um den Bedürfniſſen 
des Rechtsverkehrs mit Dritten, unbeteiligten Perſonen, die in die 
inneren Vorgänge des Vereinslebens nicht eingeweiht ſind, gerecht 
werden zu können. Hierzu iſt reſtloſe Klarheit der die äußere Ver⸗ 
tretung des Vereins ordnenden Satzungsbeſtimmungen zu fordern, 
wie ſich ſowohl aus §8 26 BGB. als auch aus anderen Beſt. des 
Vereinsrechts, insbeſ. dem Zweck des Vereinsregiſters, die geſetz⸗ 
liche Vertretung des Vereins nach außen kenntlich zu machen und 
Dritte vor dem Abſchluß formell unwirkſamer Rechtsgeſchäfte zu 
ſchützen, ergibt. Dieſem Zweck des Geſetzes läuft die jetzige Faſſung 
des § 9, wodurch dem Stellvertreter die geſetzliche Vertretung „für 
den Fall der Verhinderung des Vorſitzenden“ zugewieſen wird, 
zuwider. Der Begriff der Verhinderung, der ſowohl die recht⸗ 
liche als auch die tatſächliche Verhinderung umfaßt, kann — auf 
den einzelnen Fall angewandt — ſchon innerhalb des Vereins 
leicht zu Streitigkeiten darüber führen, wer den Verein in einem 
beſtimmten Zeitpunkt oder in einer beſtimmten Angelegenheit zu 
leiten habe. Für den außenſtehenden Dritten, der mit dem Verein 
ein Rechtsgeſchäft eingehen will, iſt es in der Regel völlig un⸗ 
möglich, mit Sicherheit feſtzuſtellen, wer z. Z. gerade vertretungs⸗ 
berechtigt iſt. Abgeſehen von dieſer den Rechtsverkehr erſchweren⸗ 
den Unſicherheit pflegt eine ſolche unklare Regelung der geſetz⸗ 
lichen Vertretung auch eine Quelle zahlreicher Rechtsſtreitigkeiten 
über die Rechtswirkſamkeit mit dem Verein geſchloſſener Verträge 
oder ihm gegenüber abgegebener Willenserklärungen zu bilden, 
deren Vermeidung nicht nur das Intereſſe der Allgemeinheit for⸗ 
dert, ſondern gerade von dem nach autoritären Grundſätzen ge⸗ 
leiteten Verein ſelbſt zu allererſt erſtrebt werden muß. 

Der im $ 9 der Satzung verfolgte Zweck läßt ſich zudem 
rechtlich bedenkenfrei dadurch am beſten verwirklichen, daß der 
Vorſitzende zum alleinigen Vorſtandsmitglied mit der Befugnis 
berufen wird, bei Eintritt ſeiner Verhinderung ſeinen Stellver⸗ 
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better zu ernennen und dieſem alsdann für eine beſtimmte Zeit oder 
umme. Angelegenheiten Vollmacht zu erteilen. Eine ſolche Re⸗ 
8 ung wäre auch im Rahmen des bisherigen Rechtes zuläſſig (vgl. 
& 5 audinger, 8 26 Bem. 11 b). Sie würde den Außenſtehenden 
Beerzeit volle Klarheit über die Vertretungsmacht des für den 
Verein Auftretenden verſchaffen und endlich auch dem Führer⸗ 
prinzip beſſer entſprechen als die jetzt gewählte Regelung. 
.Die Beanſtandung des $ 11 Abſ. 3 der Satzung wegen des 
Selen einer Belt. über die Unterzeichnung der Beſchlüſſe der 

itgliederverſammlung ($ 58 Ziff. 4 BGB.) ift nach der Anſicht 
es Beim. ebenfalls gerechtfertigt. 
N Es könnte allerdings zweifelhaft ſein, ob die Aufrechterhaltung 
er Mitgliederverſammlung als beſchließendes Vereinsorgan mit 
einer autoritären Vereinsführung überhaupt vereinbar jet (vgl. 
ae Paul: JW. 1934, 8 ff.). Das Belhm®. trägt jedoch keine 
edenken, daß ſelbſt bei folgerichtiger Durchführung des Führer⸗ 
Prinzips im Vereinsleben die Mitgliederverſammlung als Organ 
mit der Beſchränkung auf einen Kreis beſtimmter Angelegenheiten, 
namentlich für die Beſtellung und Abberufung des Vorſitzenden, 
nicht entbehrt werden kann. Der Vorſitzende erhält ſein Führeramt 
on der Geſamtheit der Vereinsangehörigen. Er muß ſich von Zeit 
zu Zeit des Fortbeſtehens des Vertrauens ſeiner Gefolgſchaft ver⸗ 
gewiſſern, um das Amt gegebenenfalls mit Zuſtimmung des über⸗ 
geordneten Verbandes wieder in deren Hand zurückzulegen. 

Da hiernach die Mitgliederverſammlung als Organ auch 
weiterhin notwendig iſt und ihre Beſchlüſſe für die Geſchicke des 
ereins von weſentlicher Bedeutung find, muß in der Satzung 
as die Beurkundung diefer Beſchlüſſe hinreichend geregelt fein, 
u: es in 8 58 Ziff. 4 BGB. vorgeſchrieben iſt. Hierzu gehört aber 
te Angabe derjenigen, welche durch ihre Unterſchrift die Ver⸗ 
anwortung für die Richtigkeit der Niederſchrift zu übernehmen 
haben. Dieſem Erfordernis iſt in der Satzung nicht genügt. 

(28. Eſſen, 7. IR, Beſchl. v. 23. Aug. 1934, 7 T 1142/34) 

Eingef. von LGRätin Krumme, Eſſen. 
* 

Gleiwitz 


N 7. 883, 50, 106 LandwSchRG. Begriff des Gied- 
ungsbetriebes. Zuläſſigkeit der Beſchw. gegen Ableh⸗ 
nung der Eröffnung des Entſchuldungs verfahrens im 
Valle des 8 106 Abſ. 2. ) 


Ein Rechtsmittel gegen Entſch. des AG. in Entſchuldungs⸗ 


Zu 7. I. Dem Beſchluſſe iſt inſoweit zuzuſtimmen, als er 
ausſpricht, daß der Antragſteller in jedem Falle der i 
Ikines Eröffnungsantrages beſchwerdeberechtigt iſt. § 3 Abi. 

ORG. gibt dieſes Beſchwerderecht uneingeſchränkt, ohne auf die 
eſonderen in Abſ. 1 aufgeführten Hinderungsgründe Bezug zu 
nehmen. Aus der Stellung der Vorſchr. im Abſ. 2 des $ 3 darf das 
egenteil nicht geſchloſſen werden. Das gleiche iſt auch ſchon in 
dem Komm. von Harmening⸗ Pätzold, Bem. IV zu 8 8, 
=. 71, ausgeſprochen. Die ſofortige Beſchw. iſt daher zuläſſig, 
gleichgültig aus welchem Grunde das Entſchuldungsgericht die be⸗ 
lätragte Eröffnung abgelehnt hat. Daß 1 gerade auch dann zu⸗ 
läſſig ſein muß, wenn die Eröffnung abgelehnt iſt, weil der 
äntragſteller nicht Betriebsinhaber ſei der Betrieb nicht landwirt⸗ 
chaftlicher Betrieb fei, ein Betrieb i. S. des SchRG. nicht vorliege 
Oer es ſich um einen Siedlungsbetrieb i. S. des § 106 Abſ. 2 
SHRG, handele, ergibt ſich auch daraus, daß Art 20 der 6. Durchf⸗ 
wo: dem Antragſteller die jofortige Beſchw. für den Fall gibt, 
daß das Verfahren aus dieſem Grunde aufgehoben wird. Wird 
das Verfahren aus den Gründen des § 3 Abs. SchRG. aufge⸗ 
hoben, fo gibt Art. 2 Abſ. 2 Satz 2 der 2. Durchf. O. die ſofortige 
Beſchw. Nur in einem Falle ſtimmt die Behandlung der Aufhebung 
des Verfahrens und der Ablehnung der Eröffnung nicht überein: 
Nichtet der Landlieferungsverband an eine öffentliche oder unter 
Staatsaufſicht ſtehende Kreditanſtalt oder einen Träger der ſtaat⸗ 
lichen Zwangsverſicherung nach §8 74, 75 Sch. das Verlangen, 
die Zwangsberſteigerung betriebszugehöriger Grundſtücke zu be⸗ 
trtragen und durchzuführen, jo muß nach 8 77 SHNE. der An⸗ 
ae auf Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens für diefen Be⸗ 
rieb abgelehnt und ein anhängiges Schuldenregelungsverfahren 
aufgehoben werden. Im Gegenſatze zu allen übrigen Aufhebungs⸗ 
porſchriften iſt hier dem Betriebsinhaber gegen den Aufhebungs⸗ 
beſchluß dann kein Rechtsmittel gegeben, wenn es ſich um ein ein⸗ 
ſaches Entſchuldungsverfahren handelt; denn weder $ 77 Scha. 
gibt die Beſchw. noch $ 22 SHRÖ., der auch gegenüber der — 
rechtlich von der Aufhebung nicht verſchiedenen — Einſtellun nach 
8 21 Abſ. 3 SHRE. ſelbſt in dem Falle verſagt, daß das Verfahren 
eingeſtellt iſt, weil der Betriebsinhaber dem Verlangen der Ent⸗ 
ſchuldungeſtelle nach Landabgabe gem. § 9 Abſ. 2 Satz 2 nicht nach⸗ 
N Wird jedoch ein Zwangsvergleichsverfahren nach § 77 
: ORG. aufgehoben, ſo ift der Betriebsinhaber nach dem Wort⸗ 
aute des § 46 SHRE. zur Beſchw. berechtigt. Der Fall, daß die 


ſachen iſt zwar nur in den vom Geſetz ausdrücklich zugelaſſenen 
(8 50 Abſ. 1) Fällen gegeben. Und § 106 Abſ. 2 gehört nicht dazu. 
Doch wird davon auszugehen fein, daß die Vorſchr. des § 3 Abf. 2 
auch auf ſolche Fälle der Ablehnung anzuwenden iſt, in denen der 
Grund der Ablehnung nicht auf § 3 Abſ. 1 beruht. Das Entſchul⸗ 
dungsverfahren hat nicht die Entſchuldung eines Grundſtücks zum 
Ziele, ſondern die Entſchuldung der Perſon des Betriebsinhabers 
(8 1). Für das Entſchuldungsverfahren bildet daher der geſamte 
Grundbeſitz des Inhabers eine Einheit (jo auch Farmening⸗ 
Pätzold, Die landwirtſchaftliche Schuldenregelung, 1933, A. II 
5 zu § 3). In vorl. Falle kann alſo das Stammgrundſtück von 
1½ Morgen nicht von dem Siedlungslande getrennt werden; ſon⸗ 
dern es iſt von dem geſamten Beſitz der Beſchweß. auszugehen. In⸗ 
nerhalb dieſes Geſamtbeſitzes bildet zwar das kleine Hauptgrund⸗ 
ſtück einen wirtſchaftlich weſentlichen Teil; aber ohne die 12 Mor⸗ 
gen Siedlungsland hätte der Betrieb zum größten Teil ſeine wirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung verloren. Die Anwendung des § 106 Abi. 2 
iſt auch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Beſchw. zum Zeit⸗ 
punkt der Siedlung etwa ebenſoviel hinzugepachtet hatten, als ſie 
Jann erworben haben. Der Grund des Verbots des § 106 Abf. 2 ift 
der, daß derjenige von den Vorteilen des Entſchuldungsverfahrens 
ausgeſchloſſen ſein ſoll, der die Unterſtützung des Staates bereits 
im Wege des Siedlungsverfahrens genoſſen hat. Dieſer Grund liegt 
aber auch in einem Falle wie dem gegebenen vor. 
(ES. Gleiwitz, 4. Z., Beſchl. v. 6. Juni 1934, 5a T 81/34.) 
Ber. v. AGR. i. R. Dr. Wolff⸗Williger, Freiburg i. Br. 
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Leipzig 

8. Die Zuläſſigkeit der Beſchwerde des Sachver- 
ſtändigen wegen ſeines Gebührenanſpruchs iſt von der 
Beſchwerdeſumme von 50 , abhängig. 

Der Beſchwß. hat gemäß Beweisbeſchluß des AG. Oſchatz das 
Sachverſtändigengutachten erſtattet. Für dieſe Tätigkeit hat er eine 
Koſtenrechnung von insgeſamt 74,50 RM aufgeſtellt. Das AG. hat 
daraufhin durch Beſchl. v. 31. Mai 1934 die zu erſtattenden Koſten 
nur auf insgeſamt 35,80 RM feſtgeſetzt. Gegen dieſen Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß wendet ſich der Beſchwỹ. mit ſeiner Beſchwerde 
v. 26. Juli 1934. 

Das Rechtsmittel des Sachverſtändigen iſt im vorl. Fall un⸗ 
zuläſſig. Nach 8 20 Abſ. 2 ZeugchebO. iſt zwar an und für ſich gegen 
richterliche Entſcheidungen nach Maßgabe der 88 567 Abſ. 3, 568 


Entſchuldungsſtelle Landabgabe nach 8 9 Abſ. 2 Satz 2 verlangt, 
iſt für das Zwangsvergleichsverfahren als beſonderer Aufhebungs⸗ 
oder Einſtellungsgrund nicht genannt; man wird § 45 SHÄÖ. in⸗ 
ſoweit aus § 21 SHRG. zu ergänzen haben und dem Betriebs⸗ 
inhaber gegen die Einſtellung des Zwangsvergleichsverfahrens 
ebenſo wie gegen die Einſtellung eines einfachen Entſchuldungs⸗ 
verfahrens das Beſchwerderecht verſagen müſſen. Dabei mag dar⸗ 
auf hingewieſen werden, daß der Betriebsinhaber auch dann nicht 
beſchwerdeberechtigt iſt, wenn das Zwangsvergleichsverfahren — 
und damit das Entſchuldungsverfahren überhaupt eingeſtellt wird, 
weil die Entſchuldungsſtelle den Antrag auf Erteilung der Ermäch⸗ 
tigung zum Abſchluß eines Zwangsvergleichs zurücknimmt (8S 24, 
45 Nr. 2, § 46 SHNG.); man wird für diefen Fall das Beſchwerde⸗ 
recht auch aus Art. 20 Satz 3 der 3. Durchf VO. nicht herleiten 
können, da die dort genannte, der Beſchw. zugrunde liegende Ein⸗ 
ſtellung auf § 45 Nr. 4 SchRG. beruhen kann. Im Falle der Ein⸗ 
ſtellung nach § 45 Nr. 2 Schach kann das Entſchuldungsgericht 
dem Betriebsinhaber daher nur durch Ernennung einer anderen 
Entſchuldungsſtelle nach Art. 20 Satz 2 der 3. DurchfVoO. helfen. 
Wenn die Entſchuldungsſtelle ihren Antrag auf Erteilung der Er⸗ 
mächtigung zum Abſchluß eines Zwangsvergleichs ohne rechtferti⸗ 
genden Grund zurücknimmt, wird ſie aber dem Betriebsinhaber 
nach Art. 4 der 6. DurchfVO. u. U. ſchadenserſatzpflichtig ſein. 


II. Soweit der Beſchluß zu dem Begriff des Siedlungsbetrie⸗ 
bes Stellung nimmt, ſteht er im Widerſpruch zu den — erſt nach 
Erlaß des Beſchluſſes erſchienenen — Richtlinien zur landwirt⸗ 
ſchaftlichen Schuldenregelung v. 13. Juni 1934, Teil I E Nr. 16; 
danach gelten Anliegerſiedlungen nicht als Siedlungsbetriebe i. ©. 
des § 106 Abſ. 2 Scha. Die dort vorbehaltenen beſonderen 
Vorſchr. über die Behandlung von Forderungen, die aus der Ver⸗ 
größerung eines Betriebes im Wege des Anliegerſiedlungsverfah⸗ 
rens entſtanden find und beſtimmten Gläubigern (Reich, Ländern 
uſw.) zuſtehen, find in Art. 28 Abſ. 1 Nr. 1 der 6. DurchfVO. ent⸗ 
halten; danach können derartige Forderungen im Zwangsver⸗ 
aleichsverfahren nicht gekürzt werden. Das LG. hatte mithin der 
ſofortigen Beſchw. des Betriebsinhabers ſtattgeben müſſen. Der 
Betriebsinhaber konnte nach Art. 1 der 6. DurchfVO. den Antrag 
auf Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens bis zum 30. Sept. 
1934 erneut ſtellen. 


LGR. Dr. von Arnswaldt, Berlin. 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


bis 575 ZPO. ſowie des § 4 Abſ. 3 GES. das Rechtsmittel der Be⸗ 
ſchwerde zuläſſig. Nach Teil 1 Kap. III Art. 1 VO. des RPräſ. v. 
14. Juni 1932 (RGBl. I, 288) iſt jedoch die Zuläſſigkeit dieſer Be⸗ 
ſchwerde von einer 50 AM überſteigenden Beſchwerdeſumme abhängig, 
die im vorl. Fall mit einem Betrag von aur 35,80 RM nicht er⸗ 
reicht iſt. Die erwähnte geſetzliche Vorſchrift hat ihrem Sinne nach 
auf alle Koſten⸗ und Gebührenſachen Anwendung zu finden, die 
nach 8 4 GKG. zu erledigen ſind, wie ſchon aus der allgemeinen 
Überſchrift „Beſchwerdeſumme in Koften- und Gebührenſachen“ hervor⸗ 
geht, jo daß auch die Beſchwerde nach § 20 Abſ. 2 ZeugGebO. mit 
unter fie fällt (vgl. OLG. Königsberg v. 26. Sept. 1932: DR. 
Rſpr. 1932 Nr. 743 und LG. Leipzig, 17 BC 850/33). Der Entſch. 
des OLG. Kiel v. 28. Febr. 1934: DRZ. Rſpr. 1934 Nr. 347, die 
entgegen der hier vertretenen Anſicht ausführt, daß die Grenze von 
50 AM in der VO. des RPräſ. v. 14. Juni 1932 nicht im Falle der 
Beſchwerde aus 820 Abſ. 2 ZeugGebdO. gelte, weil die erwähnte VO. 
die Zuläſſigkeit der Beſchwerde nur in den Fällen beſchränke, wo 
bereits zwei Entſcheidungen vorliegen, kann das BeſchwG. nicht bei⸗ 
treten, da eine derartige Einſchränkung dem Sinne der VO., die eine 
Entlaſtung der Gerichte durch Feſtſetzung der Beſchwerdeſumme von 
50 K für ſämtliche Koften- und Gebührenſachen bezwechte, wider⸗ 
ſprechen würde. 
(LG. Leipzig, Beſchl. v. 21. Sept. 1934, 17 BO 607/34.) 
Ber. von LGR. Dr. Richard Töpfer, Leipzig. 


* 
Schneidemühl 

9. 8 5 Abf. 1 der VO. v. 26. Mai 1933. Das Unver- 
mögen des Schuldners zur Abdeckung einer Forderung be- 
ruht nicht auf der wirtſchaftlichen Geſamtentwicklung, 
wenn er vor der Beſchlagnahme des Vermögens der SPD. 
dieſer ſeine Kapitalien zur Verfügung geſtellt hat. 

Die Gläubigerinnen betreiben wegen einer nicht dinglich 
geſicherten Forderung von 2873 F nebſt Zinſen und Koſten 
die Zwangsverſteigerung des vorbenannten Grundſtücks, das mit 
zuſammen 8000 7% oder GM. Grundſchulden und Hyp. vor⸗ 
belaſtet iſt. Der Eigentümer hat die Einſtellung des Verfahrens 
mit der Begr. beantragt, daß ſeine Ehefrau ſeit 1929 der SPD. 
zu Händen der Vorſtandsmitglieder Wels und Braun etwa 
30 000 %% zur Verfügung geſtellt habe, das Geld aber infolge 
Beſchlagnahme des Parteivermögens und der Flucht der Ge⸗ 
nannten nicht zurückerhalten könne, ferner daß fein Arbeits- und 
Nebeneinkommen ſich ſeit 1931 um wöchentlich etwa 30 . ver⸗ 
ringert habe. Das AG. hat den Antrag abgelehnt. Hiergegen 
richtet ſich die Beſchw. 

Das Rechtsmittel konnte keinen Erfolg haben. Nach 8 5 
Abſ. 1 VO. v. 26. Mai 1933 iſt die Zwangsverſteigerung eines 
Grundſtücks auf die Dauer von längſtens ſechs Monaten einſt⸗ 
weilen einzuſtellen, wenn die Nichterfüllung der fälligen Verbind⸗ 
lichkeiten auf Umſtänden beruht, die in der wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſamtentwicklung begründet ſind und die abzuwenden der Schuld⸗ 
ner nicht in der Lage war. Nach Abſ. 2 Satz 2 iſt dieſe Voraus⸗ 
ſetzung dann als gegeben anzuſehen, wenn der Schuldner, ohne 
daß ihn ein Verſchulden trifft, infolge Arbeitsloſigkeit oder eines 
weſentlichen Rückganges ſeines Arbeitseinkommens, ſeines Ruhe⸗ 
geldes, ſeiner Rente aus der Sozialverſicherung oder Reichsver⸗ 
ſorgung oder ähnlicher Bezüge zu der Zahlung außerſtande war. 

Die Kammer hat die Anwendbarkeit dieſer Vorſchr. verneint. 
Nach dem Inhalt der herbeigezogenen Prozeßakten haben die 
Gläubigerinnen dem Grundſtückseigentümer und ſeiner Ehefrau 
die Schuldſumme zur Verfügung geſtellt, damit dieſe ſie ſicher 
und hoch verzinslich anlegten. In dem im September 1932 ein⸗ 
geleiteten Rechtsſtreit haben die Gläubiger das Geld zurückver⸗ 
langt, weil ſie von den Eheleuten S. nichts über die Art der An⸗ 
legung erfahren konnten. Zuerſt wurde ihnen mitgeteilt, das 
Geld ſei auf ein Sparkaſſenbuch angelegt, dann behaupteten die 
Eheleute S., es ſei hypothekariſch ſichergeſtellt. Nähere Angaben 
haben jie aber im Prozeß nicht gemacht, jo daß ſie als Geſamt⸗ 
ſchuldner zur Rückzahlung verurteilt wurden. Auch im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren hat der BeſchwF. zunächſt keine Erklä⸗ 
rungen darüber abgegeben, wofür das Geld verwandt worden 
ſei. Erſt während des Laufs des Beſchwerdeverfahrens hat Frau 
S. zugegeben, daß die von den Gläubigerinnen zur Verfügung 
geſtellten Beträge der SPD. gegeben worden feien. 

Iſt das aber der Fall, ſo beruht das Unvermögen zur Zah⸗ 
lung der Schuldſumme, ſoweit die der SPD. gegebenen Beträge 
in Frage kommen, nicht auf der wirtſchaftlichen Entwicklung, ſon⸗ 
dern auf politiſchen Urſachen. Hätten überdies die Eheleute S. 
bei Einleitung des Prozeſſes den Gläubigerinnen eine wahrheits⸗ 
gemäße Auskunft gegeben, dann wäre es damals noch möglich 
geweſen, geeignete Schritte zur Sicherung der Schuldſumme gegen 
die SPD. einzuleiten. 

(SG. Schneidemühl, 3. 3 K., Beſchl. v. 8. Sept. 1934, 3 T 600/34.) 
Ber. von LGR. Dr. Roſentreter, Schneidemühl. 
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Tüb ingen 

10. 1. Nur hinſichtlich der Scheidung zweier Aus“ 
länder macht 8 606 Abſ. 4 3 O. die deutſche Gerichtsbat? 
keit von der Anerkennung des Heimatrechts des Ehemann? 
abhängig. 

2. Art. 13 Abſ. 1 E BGB. iſt auch anzuwenden, wenn 
die Geltung der abgeſchloſſenen Ehe in Frage ſteht. 

3. In den Vereinigten Staaten von Amerika hat ext 
die Cable Bill v. 22. Sept. 1922 beſtimmt, daß die Heir 
mit einem Amerikaner der Frau nicht ohne weiteres die 
amerikaniſche Staatsangehörigkeit verſchafft, ſondern 
eine Naturaliſierung erforderlich bleibt. 

4. Nach amerikaniſchem Kolliſionsrecht iſt für 69 
Beſtehen von Ehehinderniſſen das Recht des Abſchluß 
ortes maßgebend. 

5. Die (früher in den Vereinigten Staaten geltende) 
common law-Ehe verſtößt nicht gegen die guten Sitten 
oder den Zweck eines deutſchen Geſetzes. 

6. Auch wenn die Gültigkeit einer Ehe von derjenigen 
einer früheren Ehe abhängt, iſt für jede der beiden Ehen 
unabhängig voneinander zu prüfen, welchem Rechte ſie 
unterliegen. 

7. Bei einem Doppelſtaater iſt für den deutſchen 
Richter das deutſche Heimatrecht maßgebend. 2 

8. Eine nichtige Ehe wird bis zu ihrer Nichtigerkla⸗ 
rung oder Auflöſung als gültig behandelt (8 1329 96835 
hat alſo ſolange die Kraft, als gültige Ehe i. S. des 8 13 
BGB. eine ſpätere Ehe der Parteien nichtig erſcheinen 
zu laſſen. j 

Der Kl., deutſcher Staatsangehöriger, hat mit der Bell., e 
urſprünglichen Deutſchen, die Ehe vor einem deutſchen Standesam 
am 14. Okt. 1911 geſchloſſen. Er will ſie für nichtig erklären laſſen, 
weil die Bekl., die ſich von 1888—1893 und dann wieder von dieſem 
Jahre bis 1908 in den Vereinigten Staaten von Amerika aufge” 
halten hat, i. J. 1893 oder 1900 mit N. in New York zuſammen⸗ 
gelebt, d. h. eine Ehe geſchloſſen habe. N., ebenfalls urſprünglich 
Deutſcher, iſt 1893, als er nach den Vereinigten Staaten aus“ 
wanderte, mit der E. verheiratet geweſen. Das LG. hat der Klage 
ſtattgegeben aus folgenden Gründen: z 

Zur Entſch. ift das Gericht nach 88 606 Abſ. 1, 13 ZPO. au? 
ſchließlich zuſtändig und die deutſche Gerichtsbarkeit zu bejahen, da 
das Geſetz ausdrücklich die Zuſtändigkeit — und damit auch die 
Gerichtsbarkeit — ohne Rückſicht auf die Staatsangehörigkeit der 
Parteien feſtſetzt, um fie durch § 606 Abſ. 4 30 bloß hinſichtlich 
der Scheidung zweier Ausländer von der Anerkennung der lex 
patriae des Ehemanns abhängig zu machen (vgl. die Urt. des K. 
v. 14. Juni 1913: Rſpr. 27, 108 und das RG. v. 17. Dez. Il: 
RG. 70, 139, 1441); 16. Dez. 1920: RGWarn. 1921, 40 un 
16. Mai 1931: RG. 132, 417 5). 

In der Sache behauptet der Kl.: a 

I. Nichtigkeit der Ehe der Parteien wegen Bigamie nach 
88 1326, 1329 BOB. 

1. Es iſt nicht ohne weiteres das deutſche Recht, ſondern das 
Heimatrecht jeder der Parteien z. Z. der Eheſchließung für je 
Frage der Ehehinderniſſe maßgebend. Art. 13 Abs. 1 Ech BGB. 05 
nicht nur anzuwenden, wenn die Vorausſetzungen der Ehe vo 
ihrer Eingehung geprüft werden, ſondern auch, wenn die Geltung 
der abgeſchloſſenen Ehe in Frage ſteht (jo z. B. OLG. Dresden v. 
15. Jan. 1912: Rſpr. 26, 211; KG. v. 14. Juni 1913: Rſpr. 27, 
108; RG. v. 20. Jan. 1928: RG. 120, 35°); v. Staudinger 
Raape, BOB, EG. 2. Teil [1931] Art. 13 A I 5a 2. Abf. 
nur ſcheinbar a. A. RG. v. 16. Mai 1931: RG. 132, 416 0%). fl 

2. Hiernach gilt auf ſeiten des Kl. deutſches Recht. Die Bell. 
hat nach $ 21 des damals geltenden Staatsangehörigkeitsgeſetzes b. 
1. Juni 1870 (BGBl. 355) durch zehnjährigen Nufenthalt im 
Ausland die deutſche Staatsangehörigkeit verloren, ohne die amer! 
kaniſche zu erwerben. Für ſie als Staatenloſe gilt als ihr letztes 
Heimatrecht (Art. 29 EGBGB.) ebenfalls deutſches Recht. 

3. Sie hätte übrigens durch Eheſchließung mit N., den fie ge⸗ 
legentlich als amerikaniſchen Staatsangehörigen bezeichnet, nac 
der ſeit 1855 geltenden sect 1994 Revised Statutes of the Uniteg 
States (v. Keller⸗Trautmann, Komm. z. Reichs⸗ und 
Staatsangehörigkeitsgeſetz [1914] 803 und Cahn, Reichs⸗ WE: 
Staatsangehörigkeitsgeſetz! [1914] 570) die amerikaniſche Staat! 
angehörigkeit erworben, da erſt die Cable Bill v. 22. Sept. (nich 
20. Juni) 1922 (Schwartz, Das Recht der Staatsangegörigte 
in Deutſchland und im Ausland ſeit 1914 ua 99 f., 246 ke. 
Bergmann, Internationales Ehe- und Kindſchaftsrecht H 
[1928] 835) auch in dieſem Falle den Erwerb der amerikaniſchen 


1) JW. 1909, 78. ) JW. 1932, 2271. 
2) JW. 1928, 900. ) JW. 1932, 2271. 
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Staatsangehörigkeit von einer (erleichterten) Naturaliſierung ab⸗ 
hängig machte. Wäre ſie, wie N. (ſ. u. II 3 1. Abſ.), auch ameri- 
kaniſche Staatsangehörige, bzw. ſeit 1903 nur amerikaniſche Staats⸗ 
angehörige geweſen, ſo wären nach dem maßgebenden amerikani⸗ 
ſchen Kolliſionsrecht für das Beſtehen von Ehehinderniſſen das 
Recht des Abſchlußorts (Goodrich, Confliet of Laws [1927] 
252 Nr. 113 Keßler, Die Eheſchließung nach dem Recht der 

ereinigten Staaten von Amerika [geänderter Sonderdruck aus 
Rabels 2, 1927, 185 ff., 816 ff.] 55), d. h. auf dem Umweg über 
Art. 27 EGBGB. (RG. v. 2. Juni 1932: NO. 136, 361 = JW. 
1932, 2808 mit Anm. IW. 1932, 3817 und 1933, 1587) wiederum 
die deutſchen Sachnormen maßgebend geweſen. 

II. Sonach fragt ſich, ob die Bekl. am 14. Okt. 1911 i. S. des 
§ 1326 BGB. in gültiger Ehe mit N. gelebt hat. 

1. Obſchon ihre Angaben wechſelten, kann man ihnen doch 
ſoviel entnehmen, daß fie und N. eine Zeitlang — 1893 oder 1900 — 
wie Mann und Frau zuſammengelebt haben. Das betonte ſie 
namentlich bei ihrer letzten Vernehmung. Wenn ſie am 27. Sept. 
1911 an Eidesſtatt verſicherte, unverehelicht mit N. zuſammengelebt 
zu haben, jo griff fie damit in die dem Gericht vorbehaltene recht⸗ 
iche Würdigung dieſes Zuſammenlebens ein — ganz abgeſehen 
von der Frage der Glaubwürdigkeit. 

8 Dieſes Zuſammenleben begründete nach dem gem. Art. 11 
Abſ. 1 S. 2 GGBG. als lex loci actus maßgebenden amerikani⸗ 
chen Recht eine gültige Ehe. Das damals geltende common law 

egnügte ſich mit express agreement of parties (Keßler 39; 
Schouler [Blackmore], A Treatise on the Law of Mar- 
tiage, Divorce, Separation and Domestie Relations“ [Albany 
1921] II 1425 ff., sect 1169 ff., Balogb: DFB. 1938, 356 f., 
1424 f.). Dieſe formloſe Eheſchließung verſtößt nicht gegen die 
guten Sitten oder den Zweck eines deutſchen Geſetzes, Art. 30 
SBG B. (RG. 138, 2149); ebenſo Balogh: DZ. 1933, 355; 
a. A. v. Staudinger⸗Raape, Art. 13 C III 10 2. Abſ.). 

2. Die Ehe der Bekl. mit N. beſtand am 14. Okt. 1911. Die 
Ausſage der Be S., fie habe von dem Zuſammentreffen ihres 
Mannes mit N. anläßlich des Schwäbiſchen Volksfeſtes in Harlem 

iver gehört, muß auf das Volksfeſt von 1920 bezogen werden, ſo 
daß in dieſer Zeit N. noch gelebt hat. 

3. Es könnte ſich fragen, ob die Ehe der Bekl. mit N. wegen 
deſſen Ehe mit E. nichtig war. Wiederum erhebt ſich die inter⸗ 
national⸗privatrechtliche Vorfrage, die für dieſe Ehe als ein ſelb⸗ 
ſtändiges Rechtsverhältnis unabhängig von der Ehe der Parteien 
zu beantworten ift (a. A. anſcheinend: RG. 136, 142 = JW. 1932, 
2274: f. aber die Kritik Raapes dal. Ziff. 4). Nach Art. 13 Abſ. 1 
SGG. entſcheidet auf Seiten der Bekl., die 1893 und 1900 noch 
Deutſche geweſen ift (f. o. I 2), das deutſche Recht, desgleichen auf 
Seiten des N. Hatte er nämlich damals die amerikaniſche Staats⸗ 
angehörigkeit erworben, fo hatte er nach 88 14 ff., 20, 22 Staats⸗ 
angebörigkeits. von 1870 die deutſche deshalb noch nicht verloren; 
$ 25 SſaatsangehörigkeitsG. v. 22. Juli 1913 (NGBL. 583) galt 

amals noch nicht. Er war alſo z. Z. der 9 1 1 der Ehe mit 

der Bekl. 1893 oder 1900 beſtenfalls Doppelſtaater, I daß für 
en deutſchen Richter das deutſche Perſonalſtatut maßgebend iſt 
MG, v. 13. März 1934: 23. 1924, 741%, b. Staudinger⸗ 
Raape, Art. 13 0 III 1c 2. Abſ.). 

Die Ehe der Bekl. mit N. ift ſomit nach 88 1326, 1329 BOB. 
nichtig, wenn E. 1893 bzw. 1900 noch gelebt hat. „Nichtig“ be⸗ 
deutet, daß die Ehe der Bekl. mit N. bis zu ihrer Nichtigkeits⸗ 
erklärung oder Auflöſung als gültig behandelt wird und inſolange 
die Kraft hat, als gültige Ehe i. S. des § 1326 BGB. die Klage 
auf Nichtigerklärung der Ehe der Parteien zu rechtfertigen (RG. 
120, 35 6). Es läge alſo an der Bell., zu beweiſen, daß E. nech am 
Leben geweſen iſt und daß die Ehe der Bekl. mit N. entweder für 
nichtig erklärt oder aufgelöſt worden iſt. Indes iſt über E. gar 
nichts bekannt, die Ehe der Bekl. mit N. iſt nicht für nichtig erklärt 
und ob fie aufgelöft, d. h. N. geſtorben ift, fteht nicht feſt. Sie muß 
daher als gültig betrachtet und der Klage ſtattgegeben werden. 

(LG. Tübingen, 1. IR., Urt. v. 25. Juli 1934, R 94/32.) 

Ber. von LGR. Dr. Letzgus, Tübingen. 


Altona b) Straſſachen 

11. 8467 Abſ. 2 StPO. Zu den notwendigen Aus⸗ 
lagen gehören auch die Koſten der Verteidigung im Vor⸗ 
verfahren und unter beſonderen Umſtänden die Reiſe⸗ 
koſten eines auswärtigen RA., wenn deſſen Beauftragung 
nach Lage der Sache geboten war. 

Zu Unrecht iſt die Gebühr für die Verteidigung im Vorver⸗ 
fahren mit 20 RM nebſt Umſatzſteuer abgeſetzt worden. Es ift un⸗ 
erheblich, ob ſich die Tätigkeit des Verteidigers im Vorverfahren 
lediglich auf die Stellung des Antrages erſtreckte, die Erklärungs⸗ 
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friſt auf die Anklage zu verlängern und ob der Angekl. dieſen An⸗ 
trag ſelbſt ſtellen konnte. Nach dem Anklageſtoff iſt es ohne weiteres 
gerechtfertigt, wenn ſich der Angekl. eines Verteidigers bediente, ſei 
es auch nur, um mit Sicherheit feſtzuſtellen, daß weitere Schritte 
nicht erforderlich ſeien. Wenn er dieſen Verteidiger erſt nach Zu⸗ 
ftellung der Anklageſchrift zuzog, fo iſt das durchaus verſtändlich, denn 
in dieſem Augenblick mußte der entſcheidende Teil ſeiner Verteidigung 
einſetzen. Beendet war das Vorverfahren aber erſt mit Erlaß des Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſes, dem aber die Zuziehung des Verteidigers durch 
den Angekl. voranging. 

Es muß dem Angekl. auch entgegen der Annahme des an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſes zugebilligt werden, den Bremer RA. Dr. D. 
mit ſeiner Verteidigung zu beauftragen, denn dieſer war durch die 
vorangegangenen Zivilprozeſſe über den tatſächlich und rechtlich ver⸗ 
wickelten und ſchwierigen Sachverhalt unterrichtet. Der Angell. 
konnte ſich deshalb ſagen, daß gerade dieſer RA. wirkungsvoll ſeine 
Verteidigung führen könnte. Als notwendige Auslagen des Angekl. 
müſſen deshalb auch die Reiſekoſten des RA. Dr. D. von Bremen 
nach Altona von 42 N angeſehen werden. 


(LG. Altona, Beſchl. v. 24. Aug. 1934, 11 Q I 101/34.) 
Eingef. von RA. Dr. Bruno Dettmer, Bremen. 


* 
Darmſtadt 

12. Iſt der Verurteilte zu mehreren Freiheitsſtrafen 
verurteilt, ſo iſt auch dann, wenn ihre Summe 6 Monate 
überſteigt, die Amneſtie nur ausgeſchloſſen, wenn die 
Strafen auf eine 6 Monate überſteigende Geſamtſtrafe 
zurückgeführt ſind. f) 

A. Der i. S. des Amneſtiech. nicht vorbeſtrafte Verurteilte ift 
durch Erkenntnis v. 24. Okt. 1933 wegen Hausfriedensbruchs zu 
einer Gefängnisſtrafe von fünf Monaten, wegen Bettelns zu einer 
Haftſtrafe von fünf Wochen verurteilt worden. 

Wenn dieſe Strafen auch nicht gem. 88 74, 77 StGB. zu⸗ 
ſammengezogen werden konnten, ſo ſind ſie für die Frage der 
Amneſtie gleichwohl zuſammenzurechnen, wie ſich aus ſinngemäßer 
Anwendung des § 1 Abſ. 3 des Geſ. v. 7. Aug. 1934 ergibt, 
wo nicht auf die Einzelſtrafen, ſondern auf die Geſamtſtrafen 
abgeſtellt iſt. Wollte man für den hier vorliegenden, vom Geſetz⸗ 
geber nicht ausdrücklich geregelten Fall anders entſcheiden, ſo 
wäre es theoretiſch möglich, daß Vorſtrafen, die insgeſamt meh⸗ 
rere Jahre umfaſſen und für die die Vorausſetzungen des § 74 
SGB. nicht vorliegen, erlaſſen werden müßten, ſofern nur die 
erkannten Einzelſtrafen jeweils drei Monate nicht überſteigen. 
Verurteilte, die Mittel und Wege zu finden wußten, um ſich vor 
der Strafverbüßung zu drücken, würden alsdann für ihr Verhal⸗ 
ten noch belohnt. Ein derartiges, jedem Rechtsempfinden hohn⸗ 
ſprechendes Ergebnis kann nicht Wille des Geſetzgebers ſein, 
vielmehr muß auch außerhalb von — meiſt auf Zufall beruhenden 
— Geſamtſtrafreſultaten die Summe der noch zu verbüßenden 
Einzelſtrafen für die Frage des Straferlaſſes maßgebend fein. § 1 
Abs. 1 des Gef. v. 7. Aug. 1934 läßt ſich ohne Zwang in dieſem 
Sinne verſtehen. Da der Verurteilte insgeſamt mehr als ſechs 
Monate Freiheitsſtrafe zu verbüßen hat, findet die allgemeine 
Amneſtie auf ihn folglich keine Anwendung. 

(Beſchluß des AG. Darmſtadt v. 18. Jan. 1934, St D 186/83.) 


Zu 12. Der Auffaſſung des LG. Darmſtadt iſt ohne Zweifel 
zuzuſtimmen. Das LG. hat ſich mit Recht auf den Standpunkt 
geſtellt, daß, wenn gegen denſelben Verurteilten z. Z. des In⸗ 
krafttretens des Amnejtie®. v. 7. Aug. 1934 mehrere rechtskräftige 
Strafen vorlagen, grundſätzlich jede einzelne Strafe ſelbſtän⸗ 
dig daraufhin zu prüfen iſt, ob die Vorausſetzungen des Straf⸗ 
erlaſſes (8 1) gegeben find, auch wenn die Summe der Strafen 
ſechs Monate überſteigt, und daß eine Ausnahme gem. § 1 Abſ. 3 
nur gilt, wenn die einzelnen Strafen z. Z. des Inkrafttretens 
des Geſetzes rechtskräftig auf eine Geſamtſtrafe zurückgeführt 
waren (vgl. Schäfer: Deutſche Juſtiz 1934, 1050 zu 3). Aber 
auch wenn man — wie es gelegentlich vorgekommen iſt — dieſer 
Auslegung des § 1 Abſ. 3 des Geſetzes nicht folgen und es ent⸗ 
gegen ſeinem eindeutigen Wortlaut zum Ausſchluß der Straf⸗ 
freiheit für ausreichend erachten wollte, daß z. Z. des Inkraft⸗ 
tretens des AmneſtieGG. lediglich die Vorausſetzungen für die 
Bildung einer ſechs Monate überſteigenden Geſamtſtrafe gegeben 
waren, die rechtskräftige Bildung ſelbſt aber noch nicht erfolgt 
war, ſo kann doch das Ergebnis, zu dem das LG. Darmſtadt ge⸗ 
langt, nicht in Zweifel gezogen werden. Denn die Prufung 
der einzelnen Strafe auf ihre Anwendbarkeit des AmneſtieG. 
ohne Berückſichtigung der übrigen gegen den Verurteilten erkann⸗ 
ten Strafen iſt jedenfalls dann am Platze und geboten, wenn, 
wie im vorl. Falle, die Bildung einer Geſamtſtrafe überhaupt 


nicht möglich iſt. 0 
OLGR. Dr. Schäfer, RI M., Berlin. 
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B. Auf die ſofortige Beſchw. hat das LG. Darmſtadt durch 
Beſchluß die Entſch. des AG. aufgehoben aus folgenden Gründen: 

Das Straffreih®. beſtimmt ganz allgemein, daß jede einzelne 
Freiheitsſtrafe bis zu ſechs Monaten unter den übrigen Voraus⸗ 
ſetzungen erlaſſen iſt. Belanglos iſt hierbei, ob gegen denſelben 
Angekl. eine oder mehrere Freiheitsſtrafen ergangen find. Die ein⸗ 
zige Ausnahme bildet der Fall, wenn wegen mehrerer ſelbſtän⸗ 
diger Handlungen auf eine Geſamtſtrafe erkannt iſt. In die⸗ 
ſem Falle muß auch die gebildete Gefamtſtrafe hinter der vom 
Geſetzgeber aufgeſtellten Höchſtgrenze zurückbleiben. Sonſt ſind 
auch alle Einzelſtrafen bis zu ſechs Monaten erlaſſen; bei denen 
die Vorausſetzungen zur Bildung einer Geſamtſtrafe vorliegen, 
eine ſolche aber noch nicht gebildet iſt. Ganz abgeſehen davon, daß 
in vorl. Falle aus der erkannten Gefängnisſtrafe und Haftſtrafe 
überhaupt keine Geſamtſtrafe gebildet werden kann, denn die 
Bezeichnung „Geſamtſtrafe“ iſt zweifellos vom Geſetzgeber nur 
in dem bekannten techniſchen Sinne gebraucht worden. 

(LG. Darmſtadt, Beſchl. v. 14. Sept. 1934, II O 112/34.) 


Eingef. v. AR. Vetzberger, Darmſtadt. 


B. Arbeitsgerichte 
Keichsarbeitsgericht 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden 


1. Vorausſetzungen 
Ausgleichs quittung. 

Der Kl. war beim Bekl. in der Zeit v. 1. Febr. 1931 bis 
zum 30. Sept. 1933 als Gärtner in Stellung. Er fordert rück⸗ 
ſtändigen Lohn und e Der Bekl. macht geltend, der Kl. 
ſei durch Zahlung und Lieferung des ihm Zuſtehenden befriedigt. 
Das habe er durch eine Ausgleichsquittung v. 7. Okt. 1933 in 
folgendem Wortlaut anerkannt: 

„Hiermit erkläre ich, daß ich Lohn und Deputat bis zum 
1. Okt. 1933 richtig erhalten und keinen Anſpruch mehr habe. 

St., den 7. Okt. 1933. gez. E. Th.“ 

Das L ArbG. legt die Erklärung v. 7. Okt. 1933 als „Aus⸗ 
gleichsquittung“ dahin aus, daß der Kl. nach Abrechnung mit 
dem Gutsinſpektor eine Willenserklärung des Inhalts abgegeben 
habe, daß ſeine Forderungen aus dem Dienſtverhältnis ſämtlich 
befriedigt ſeien. 

Die Würdigung der Erklärung v. 7. Okt. 1933 in dieſem 
Sinne iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Handelte es ſich um eine 
Quittung i. S. einer einſeitigen Erklärung, eines einfachen Emp⸗ 
fangsbekenntniſſes für die Leiſtung, ſo wäre ohne weiteres der 
vom Kl. zu erbringende Nachweis zuläſſig, daß die geſchuldeten 
Leiſtungen noch nicht völlig erfolgt ſeien. Hier aber liegt in der 
Abgabe der Erklärung und in der Annahme durch den Bekl. das, 
was die Parteien übereinſtimmend mit dem Wort „Ausgleichs⸗ 
quittung“ ausdrücken; nämlich ein nach Abrechnung geſchloſſener 
Vertrag, daß das Dienſtverhältnis (bis auf die rückſtändigen 
0,86 Ztr. Weizen) reſtlos erledigt ſei und daß der Kl. nichts mehr 
aus ihm zu fordern haben ſolle. Eine ſolche Vereinbarung reſt⸗ 
loſen Erfülltſeins des Vertrages, wie fie das LArbG. ohne Rechts⸗ 
irrtum als hier vorliegend angenommen hat, iſt rechtlich zuläſſig 
(vgl. BenshSamml. 8, 115 1)). Sie ſteht jeder Nachforderung ent⸗ 
gegen, ſolange nicht der Vertrag ſelbſt beſeitigt iſt. 

Dies wäre möglich unter zwei hier in Betracht zu ziehenden 
rechtlichen Geſichtspunkten: Wenn es ſich um einen unſittlichen 
Vertrag i. S. des §S 138 BGB. handeln ſollte oder wenn der Ver⸗ 
trag als auf widerrechtlicher Drohung i. S. des $ 123 BGB. be⸗ 
ruhend, anfechtbar und angefochten wäre. . 

Die Rev. führt aus: Ein ſolches Rechtsgeſchäft, zwiſchen Ar⸗ 
beitgeber und nehmer abgeſchloſſen, habe die Vermutung gegen 
ſich, auf unzuläſſigem wirtſchaftlichem Druck zu beruhen, und es 
müßten vom Gegner beſondere Umſtände dargetan werden, damit 
das Gericht ausnahmsweiſe zu der Überzeugung kommen könne, 
die Ausgleichsquittung ſei nicht unter wirtſchaftlichem Druck er⸗ 
teilt worden. Dem iſt nicht beizupflichten. Es beſteht für die Be⸗ 
endigung eines Arbeitsverhältniſſes weder aus deſſen rechtlicher 
Natur, noch aus tatſächlicher Vermutung (Beweis des erſten An⸗ 
ſcheins) eine Abweichung von der allgemeinen Rechtsregel, daß 
derjenige, welcher einen geſchloſſenen Vertrag beſeitigen will, die 
fi aus dem Geſetz (hier S$ 123, 138 BGB.) ergebenden Voraus⸗ 
ſetzungen dazu klarſtellen muß; Regel iſt alſo für einen ſolchen 
Abrechnungsvertrag deſſen Beſtehen und nicht die Beſeitigung. 
Gerade bei Dienſtverträgen mit verſchiedenartigen laufenden Lei⸗ 
ſtungen, die ſich über eine lange Zeit erſtrecken und die ohne 
Einzelquittungen erfolgen, entſpricht es einem für beide Teile be⸗ 
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ſtehenden praktiſchen Bedürfnis, einmal endgültig abzurechnen 
und einen Schlußſtrich unter das ganze Arbeitsverhältnis 55 
machen. Davon, daß eine ſolche Ausgleichsquittung regelmäßig 
eine „aſoziale Maßnahme“ ſei, kann keine Rede ſein. ch 

Das BG. hat auch die beſonderen Umſtände des Falls dur 
Beweisaufnahme klargeſtellt und würdigt ſie ohne Rechtsirrtun 
dahin, daß die Behauptungen des Kl., welche einen feinen Wille 
beeinfluſſenden wirtſchaftlichen Druck ergeben ſollten, widerlegt 
feien. Mit Recht iſt dabei berückſichtigt worden, daß der Kl. Bu 
Zeit der Schlußabrechnung bereits aus dem Dienſt des Bekl. aus 
geſchieden war. un 

Eine Rückgängigmachung des in der Ausgleichsquittung lie 
genden negativen Schuldanerkenntniſſes unter dem Geſichtspun 
ungerechtfertigter Bereicherung ($ 812 Abſ. 2 BGB.) durch den 
bloßen Nachweis, daß noch nicht alles Geſchuldete geleiſtet ſei, 2 
nicht zuläſſig, weil die Schlußvereinbarung der Parteien nach De 
vom LArbch. gegebenen Auslegung dahin zu verſtehen iſt, daß 
unter den Parteien alles erledigt fein ſollte. Das bedeutet, daß 
auch die Behauptung und der Nachweis, man habe ſich bei der 
Abrechnung über das Geleiſtete geirrt, nicht mehr ſtattfinden fol? 
Dem Kl. ſollten endgültig keinerlei Anſprüche mehr zuſtehen. 

(NRArbG., Urt. v. 25. Juli 1934, RAG 102/34. — Königsberg, Pr.) 
* 

2. 68 161,313 Nr. 3 3 PO. 8 626 BGB.; 88 70, 72 908. 

1. Werden die Zeugenausſagen nicht durch Aufnahme 
in das Protokoll feſtgeſtellt, ſo muß ihr weſentlicher In“ 
halt im Urt. wiedergegeben werden. Fehlt es hieran, 10 
liegt ein Tatbeſtandsmangel vor, der auch ohne Prozeß 
rüge vom Rev. zu beachten iſt. 

2. Friſtloſe Entlaſſung aus wichtigem Grunde ſetzt 
nicht notwendig ſchuldhaftes Verhalten voraus. 


Der Kl. war ſeit Okt. 1926 bei der Bekl., einer Schuhfabrik, 
als Inſpektor zur Leiſtung kaufmänniſcher Dienſte angeſtellt. Am 
27. Jult 1933 wurde feine friſtloſe Entlafjung ausgeſprochen, was 
aber nach einigen Tagen zurückgenommen wurde. Zu jener Se 
waren bei der Bekl., deren Aktien und Leitung vorwiegend in 
jüdiſchen Händen geweſen waren, noch Verhandlungen zur Ander 
rung dieſes im Gange. Ende Juli 1933 wurde der Generaldirektor 
Dr. B. von der politiſchen Polizei für kurze Zeit in Haft 9% 
nommen. Nach deſſen Haftentlaſſung wurde der Kl. durch Brief 
v. 9. Aug. 1933 erneut friſtlos entlaſſen. 2 

Die Bekl. will die Entlaſſung mit folgendem rechtfertigen 
Der Kl. habe der Parteileitung der NSDAP. in München um“ 
wahre Angaben hinterbracht, daß die Umſtellung der Bekl. zu 
einem deutſchen und chriſtlichen Unternehmen nur zum Schein ET 
folgt ſei. Deswegen fei die erſte Entlaſſung erfolgt. Nachdem dieſe 
infolge der auf grundloſe Anſchuldigungen hin geſchehenen Ber 
haftung des Dr. B. zurückgenommen worden ſei, habe ſich der 
Kl. am 4. Aug. 1933 in B. höchſt unangemeſſen benommen; er 
habe erklärt, nunmehr werde er ſich einſchalten, B. werde bis 
zum Mittag friſtlos entlaſſen fein; dem Geſchäftsführer H. habe 
er den Poſten des Direktors H. angeboten. Schon vor dem Aug. 
1933 habe der Kl. gegen die Leitung der Bekl. gehetzt, jo bei den 
Leitern der Geſchäftsſtellen in Wiesbaden und Würzburg. Zu der 
Verhaftung des Dr. B. habe der Kl. dadurch mitgewirkt, daß er 
den Bericht des Betriebswarts R., der dazu führte, veranlaßt 
habe. Angehörige der SA. habe er veranlaßt, zum früheren 
Generaldirektor Kr., der noch Hauptaktionär geweſen ſei, zu gehen, 
um die Entlaſſung des Dr. B. zu fordern. Auch habe er bet dem 
früheren Direktor K. die Geſchäftsleitung belaſtende Umſtände 5 
erfahren geſucht. Schließlich habe ſich der Kl. im Rechtsſtreit 0 
verhalten, daß die Bekl. nicht mehr vertrauensvoll mit ihm at 
beiten könne. Eu 

Das BG. meint, ein wichtiger Grund zu ſofortiger En“ 
laſſung ſei nicht gegeben geweſen. Das Verhalten des Kl. in =" 
ſei entſchuldbar, weil er hätte glauben können, darauf achten öl 
müſſen, daß die Bekl. die Gleichſchaltung durchführte, und weil er 
die dabei in Betracht kommenden Umſtände vielleicht nicht völlig 
überſehen habe. Eine gewiſſe Überheblichkeit feiner Außerunge. 
erkläre ſich aus einer Siegesſtimmung nach Zurücknahme 5 
erſten Entlaſſung. Die Verhaftung Bis ſei nicht durch den Kl. 
veranlaßt worden. Die Unterſchrift des Kl. unter einer vom Be 
triebswart bei der NSBO. eingereichten, gegen B. gerichteten 
eidesſtattlichen Verſicherung ſei aus der Anſicht des Kl., einer 
politiſchen Verpflichtung nachzukommen, zu entſchuldigen. Egoiſtl⸗ 
ſche Abſichten des Kl. in der ganzen Aktion ſeien nicht erwieſen. 

Die Rev. rügt zutreffend, daß namentlich hinſichtlich de 
Vorfalls v. 4. Aug. 1933 in B., der den unmittelbaren Anlaß zur 
Kündigung gegeben hat, nicht zu erſehen ſei, welcher Hergan 
vom BG. als feſtgeſtellt angeſehen werde. Das Urt. beſchränkt ſi 
weſentlich auf Ausführungen über die Gründe, die dem Vorder“ 
richter ein nicht näher beſchriebenes Verhalten des Kl. als en!” 
ſchuldbar erſcheinen laſſen. Eine zuverläſſige Nachprüfung in 
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in daicher Beziehung, namentlich auch in der Richtung, ob alle 
ms Betracht kommenden Tatumſtände berückſichtigt find, iſt nur 
Grllich, wenn zunächſt eine einwandfreie und klare tatſächliche 
. rundlage vorliegt. Da es hieran fehlt, kann die aus § 286 ZPO. 
rhobene Rüge nicht für unberechtigt erklärt werden. 
da Dieſer Mangel wirkt ſich beſonders ungünſtig dadurch aus, 
w. das Ergebnis der vor dem Prozeßgericht veranſtalteten Be⸗ 
mäß aufnahme — mangels Protokollierung oder tatbeſtands⸗ 
Aufiger Feſtlegung im Urt. — nicht zuverläſſig erſichtlich iſt. 
Allerdings konnte von Protokollierung abgeſehen werden (§ 161 
850) aber dann mußte der weſentliche Inhalt der Ausſagen in 
RER Urt. aufgenommen werden: JW. 1894, 42410, 1898, 4143; 
h öͤchſtRRſpr. 1929 Nr. 251). Auch letzteres tft nicht geſchehen. Denn 
m Tatbeſtand, wohin die Ausſagen gehörten, ſteht nichts und in 
ein Entſcheidungsgründen werden lediglich einige Bemerkungen 
ſamder Zeugen, nicht aber der Inhalt der Ausſagen im Zu⸗ 
id den wiedergegeben. Darin liegt ein Tatbeſtandsmangel 
A5 Nr. 3), der vom Rev. auch ohne Prozeßrüge aus § 554 
N . 3 Nr. 2 ZPO. zu beachten ijt, weil damit die gehörige Nach⸗ 
rüfung der fachlichen Rechtsanwendung gehindert wird. 
0 Die Beurteilung des Verhaltens des Kl. durch das BG. läuft 
darauf hinaus, der Bekl. ſei die weitere Beſchäftigung des Kl. zu⸗ 
Annen geweſen, weil dieſem für ein an ſich verwerfliches Ver⸗ 
halten ſubjektive Entſchuldigungsgründe zur Seite geſtanden 
Hatten. Damit wird die Frage des „wichtigen Grundes“ aus 
58 70, 72 Nr. 1 und 4 HGB. weſentlich auf die Frage des Ver⸗ 
ſteldens des Kl. abgeſtellt; während die Frage richtig dahin zu 
ſtellen war, ob am 9. Aug. 1933 Umſtände vorlagen, bei denen 
der Bekl. nach verſtändigem Ermeſſen die Fortſetzung des Ver⸗ 
gältniſſes nicht mehr zuzumuten war, weil das normale durch 
den Dienſtvertrag geſchaffene Verhältnis derart geſtört war, daß 
Be einer Fortſetzung eine unbillige Schädigung der Intereſſen 
u Bekl. zu befürchten war. Dabei waren nicht nur die Einzel⸗ 
vorgänge anzuſehen, ſondern mußte das Verhalten des Kl. im 
0 ſammenhange gewürdigt werden. Auch wenn dem Kl. aus der 
politiſchen Lage in jener Zeit ſubjektive Entſchuldigungsgründe 
für einzelne Entgleiſungen zur Seite ſtanden, kann doch ſein Ver⸗ 
halten, namentlich im Zuſammenhange betrachtet, ſo zu werten 
Kin, daß der Bekl. eine Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes, das 
walranensvolles Zusammenarbeiten erfordert, nicht zuzumuten 
ar. Dabei iſt auch zu berückſichtigen, daß an den Kl., weil er 
zu den leitenden Angeſtellten gehörte, hinſichtlich ſeines Verhaltens 
srööhte Anforderungen zu ftellen find. Je höher die Stellung des 
Angeſtellten iſt, um ſo mehr muß er das Vertrauen des Arbeit⸗ 
gebers rechtfertigen. 

(AALBG,, Urt. v. 25. Juli 1934, RAG 101/34. — Berlin.) 

E 


„3. Erforderniſſe der Berufungsbegründung na 
$ 519 Abſ. 3 Ziff. 2 3 PO. i. d. Faſſ. v. 8. Nov. 1933. en 
1 Die Bekl. hatte zur Rechtfertigung der friſtloſen Entlaſſung 
den erſten Rechtszuge acht verſchiedene Vorgänge vorgetragen, in 
enen ſie Pflichtwidrigkeiten des Kl. erblickte. Das ArbGG. hat 
aus keinen dieſer Fälle dem Kl. einen ſo ſchweren Vorwurf machen 
lannen, daß es darin die Rechtfertigung für die friſtloſe Ent⸗ 
aſſung hätte finden können. 

e eee hat die Bekl. zur Begr. ihrer Ber. vorge⸗ 

n: 

u. „Die An⸗ und Ausführungen erſter Inſtanz werden in allen 

Punkten wiederholt. 

9 Der Vorderrichter hat die einzelnen Vorgänge und Tatſachen, 

ei die die fofortige Kündigung geſtützt ift, nicht fo gewürdigt, 
te es geſchehen mußte. 

Es kann der Bekl. nicht zugemutet werden, den Kl., der eine 
biſondere Vertrauensſtellung inne hatte, auch nur einen Augen⸗ 
lick länger in ihrem Betriebe zu laſſen, zumal der Geſchäfts⸗ 
ührer in Burg wohnt.“ | 
N Mit Recht hält das BG. dieſe Begr. für unzureichend. Die 
trengen Vorſchr. des § 519 Abſ. 3 Satz 2 ZPO. find, wie im 
inet v. 27. Okt. 1933 (RGSBl. I, 780) ausdrücklich hervorgehoben 
a als Maßnahmen zur ftraffen Zuſammenfaſſung des Streit⸗ 
noffes vorgeſehen worden. Es foll erreicht werden, daß der Gegner 
11 der Richter durch die BerBegr. rechtzeitig darauf hinge⸗ 
„iefen werden, aus welchen Gründen das angegriffene Urt. für 
richtig gehalten wird, damit fie ſich von vornherein auf dieſe 
auiffe erſchöpfend vorbereiten können, ihnen andererfeits über⸗ 
uſſige Arbeit hinsichtlich anderer Fragen erſpart bleibt. Dieſem 
SEE wird die BerBegr. in dem vom Geſetz verlangten Maße 
nicht gerecht. Daß es nicht genügt, darauf hinzuweiſen, daß die 
00 und Ausführungen erſter Inſtanz wiederholt werden, iſt in 
A chen Entſch. ſowohl des NG. wie des RArbG. (vgl. insbeſ. 
e 143, 291 ): 144, 6° und NXrb®. 14, 50°) dargelegt werden. 
ber auch die Angabe, daß der Vorderrichter die einzelnen Vor⸗ 

— — 
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gänge und Tatſachen, auf die die ſofortige Kündigung geſtützt 
werde, nicht ſo gewürdigt habe, wie es hätte geſchehen müſſen, 
läßt jedes Eingehen auf die Einzelheiten vermiſſen. Der erſte 
Richter hatte zu jedem der acht Entlaſſungsgründe eingehend Stel⸗ 
lung genommen. Die BerBegr. hätte ſich in gleicher Weile zu 
jedem dieſer Vorfälle äußern müſſen, wenn ſie mit deren Wür⸗ 
digung durch den Vorderrichter nicht einverſtanden war, und hätte 
die Gründe für ihre Anſicht darlegen müſſen. Nur wenn in der 
BerBegr. bei den verſchiedenen Vorgängen im einzelnen auf die 
Umſtände eingegangen worden wäre, aus welchen eine andere 
Würdigung gerechtfertigt werden ſollte, wäre der Vorſchr. des 
8519 Abſ. 3 Ziff, 2 ZPO. genügt geweſen, welche verlangt, daß 
die Gründe der Anfechtung im einzelnen bezeichnet werden 
müſſen, nur fo wird der oben gekennzeichnete Zweck erreicht. Die 
Begr. läßt es überall bei allgemeinen Betrachtungen bewenden, 
ohne auf die im Geſetz verlangte und beſtimmte Bezeichnung der 
Anfechtungsgründe im einzelnen einzugehen. 
(RArb h., Urt. v. 25. Aug. 1934, RAG 130/34. — Berlin.) 


Frankfurt a. M. Arbeitsgerichte 


1. 813 SchwBeſchc.; 8 22 KO. Die Kündigungs- 
beſchränkungen des 8 13 SchwBeſchG. gelten auch im Falle 
des Konkurſes des Unternehmers. 

Es wird zwar die Anſicht, daß das SchwBeſchc̃. durch den 
Konkurs ausgeſchaltet würde und es bei den allgemeinen Kündi⸗ 
gungsfriſten bewenden müſſe, auch im Schrifttum vertreten (vgl. 
Jaeger, 822 KO. Anm. 25; Menzel, §22 KO. S. 138; Er⸗ 
del, Gew fm. 31, S. 267 und 386; Schalhorn ebenda 
S. 302). Sie wird damit begründet, daß der Kündigungsſchutz des 
SchwBeſchc g. die Zwecke des Konkurſes, nämlich die Sicherung 
und gleichmäßige Verwertung des Vermögens gefährden würde. 
Auch werde die nach dem SchwBeſchch. erforderliche Zuſtimmung 
nicht von einer objektiven Vehörde, ſondern von einer Intereſſen⸗ 
vertretung erteilt, die im Intereſſe der Schwerbeſchädigten mog⸗ 
licherweiſe den Zwecken des Konkurſes entge enarbeiten würde. Die 
KO. müſſe deshalb als ein dem SchwBeſchch. vorgehendes Son⸗ 
dergeſetz angeſehen werden. 

Dieſe Gründe ſind jedoch nicht überzeugend. Das SchwBeſchch. 
iſt der KO. gegenüber das ſpätere Geſetz. Wäre daher bei ſeiner 
Schaffung beabſichtigt geweſen, die Rechte des Konkursverwalters 
in keiner Weiſe zu berühren, ſo hätte man zweifellos eine entſpre⸗ 
chende Beſt. in das Geſetz aufgenommen. Ein Rechtsſatz, wie er im 
Schrifttum in verallgemeinernder Anwendung des 826 MietSchch. 
aufgeſtellt worden iſt, daß die neueren zum Schutze beſtimmter In⸗ 
tereſſengruppen erlaſſenen Geſetze die Befugniſſe des Konkursver⸗ 
walters nicht hätten ſchmälern wollen, beſteht nicht. Vielmehr be⸗ 
ſtimmt ein jedes ſolches Sondergeſetz für ſich ſeine Grenzen. Auch 
die Bedenken gegen die Sachlichkeit der HFürſSt. beſtehen zu Un⸗ 
recht. Denn der Geſetzgeber rechnet naturgemäß mit ſachlich⸗rich⸗ 
tigen Entſch. dieſer Stelle. Im übrigen ſteht gem. § 22 Schw⸗ 
Beih®. gegen die Entſch. der Beſchwerdeweg an den Schwer⸗ 
beſchädigtenausſchuß offen, ſo daß ein ausreichender Rechtsſchutz 
gewährleiſtet iſt. 

Ein Widerſtreit zwiſchen den Beſt. der KO. und des Schw⸗ 
Beſchſc., beſteht, wie auch in dem Urt. des LAS. Berlin! v. 
3. Juni 1926: NZALHR. 1927 Sp. 241 ff. und bei Hoffmann, 
Kartei des Arbeitsrechts, Stichwort: Schwerbeſchadigte, Entlaſ⸗ 
fung 2 (Kündigung bei Konkurs⸗ und Vergleichsverfahren) zu⸗ 
treffend ausgeführt iſt, in Wahrheit überhaupt nicht. § 22 KO. 
bezweckt lediglich eine Verhinderung der Benachteiligung der Kon⸗ 
kursgläubiger dadurch, daß der Gemeinſchuldner einem Beſchaf⸗ 
tigten durch Privatvertrag eine beſonders lange Kündigungsfriſt 
eingeräumt hat; demgegenüber ſoll jedem Beſchäftigten ſeine Vor⸗ 
zugsſtellung als Maſſegläubiger für die Zeit gewahrt bleiben, in 
der ſein Arheitsverhältnis nach den geſetzlichen Beſt. mindeſtens 
anzudauern hätte. Daher bleibt es dem Beſchäftigten unbenommen, 
unter Berufung auf die vereinbarte längere Kündigungsfriſt einen 
entſprechenden Schadenserſatzanſpruch als Konkurs-, nicht als 
Maſſeforderung geltend zu machen. Nur inſoweit daher für die 
Kündigung geſetzliche Mindeſterforderniſſe beſtehen, ſoll das In⸗ 
tereſſe des Beſchäftigten dem der Konkursglänbiger vorgehen; im 
übrigen werden ſie gleich behandelt. Zu dieſen geſetzlichen Er⸗ 
forderniſſen gehört aber beim Schwerbeſchädigten nicht nur die 
Einhaltung der Kündigungsfriſt des SchwBeſchcg., ſondern auch 
zwingend die Zuſtimmung der HFürſSt. Ohne dieſe kann daher 
auch im Konkurs einem Schwerbeſchädigten nicht gekündigt 
werden. 

Zu dem gleichen Ergebnis führt der Wortlaut des 8 22 KO. 
Dort iſt beſtimmt, daß der Konkursverwalter die geſetzliche Kün⸗ 
digungsfriſt einhalten muß. Dieſe beträgt bei Schwerbeſchädigten 
vier Wochen vom Tage der Abſendung des Antrags auf Zuſtim⸗ 
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mung der Kündigung an die HFürſSt. Ohne dieſen Antrag wird 
alſo die geſetzliche Kündigungsfriſt eines Schwerbeſchädigten über⸗ 
haupt nicht in Lauf geſetzt, wobei hervorzuheben iſt, daß die Kün⸗ 
digung auch dann nur rechtswirkſam iſt, wenn ſie auf dieſen 
Antrag hin genehmigt wurde. 

(ArbG. Frankfurt a. M., Urt. v. 14. Juni 1934, 2 A C 253/34.) 


Ber. von GerAſſ. Dr. Kraegeloh, Frankfurt a. M. 


C. Verwaltungsbehörden u. Verwaltungsgerichte 
I. Reich 
Reichsfinanzhof 


Berichtet von den Reichsfinanzräten Arlt, Bodenſtein, Ott 
und Sölch 


D Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 813 EinkStG.; 813 KörpStG. Hat eine buch⸗ 
führende Erwerbsgeſellſchaft bei der Aufſtellung ihrer 
Handelsbilanz gegen zwingende Vorſchriften des Handels- 
rechts verſtoßen, ſo iſt dieſe Handelsbilanz nur inſoweit 
nichtig, und es kann daher für die Zwecke der Steuerver⸗ 
anlagung nur inſoweit von ihr abgewichen werden, als 
der Verſtoß reicht. 


(RFH., 1. Sen., Urt. v. 31. Juli 1934, I A 207/33.) 
* 


2. 8 16 Abſ. 5 Ziff. 4 EinkStG. Koſten der Kraft⸗ 
wagenhaltung für Fahrten von Wohnung zur Arbeits- 
ftätte ſind bei Angeſtellten im allgemeinen nicht Wer- 
tungskoſten. 15 

Beihw?F., der ſchon einige Zeit in D. wohnt, hält ſich ſeit 
April 1932 einen Kraftwagen, den er hauptſächlich dazu benutzt, 
um von ſeiner Wohnung zu ſeiner Dienſtſtelle bei der A.⸗Bank 
im Zentrum Berlins zu gelangen. Er iſt bei dieſer Firma Bank⸗ 
prokuriſt und daneben auch RA. und hat von der Firma i. J. 
1932 ein Dienſteinkommen von 71046 Rn bezogen. Als Dienſt⸗ 
aufwand find ihm von dem Fin A. entſprechend den Feſtſetzungen 
des Betriebs Fin A. Mitte 4000 ., zugebilligt worden. Er be⸗ 
anſprucht, neben der Dienſtaufwandsentſchädigung als Werbungs⸗ 
koſten 2750 , abzuſetzen, die ihm durch die Benutzung ſeines 
Kraftwagens zur Fahrt zur Arbeitsſtätte, zu Sitzungen uſw. ent⸗ 
ſtanden ſeien. Er ſei im übrigen durch ein zunehmendes chroniſches 
Knieleiden verhindert, den etwa 15 Minuten weiten Weg von 
ſeiner Wohnung nach der Untergrundbahn zu Fuß zurückzulegen 
und auch deshalb gezwungen, ſich den Kraftwagen zu halten. Das 
Fin A. hat den Antrag des BeſchwF. zurückgewieſen. 

Das Finger. iſt dem Fin A. beigetreten. In feiner Begr. 
führt es etwa folgendes aus. Beim BeſchwF. liege die Benutzung 
des Kraftwagens ſchon mit Rückſicht auf fein hohes Einkommen 
nahe. Es könne ohne weiteres unterſtellt werden, daß er ſich des 
Kraftwagens aus dem Grunde bediene, um bequemer zu fahren. 
Daß er viel ſchneller führe als mit den Schnellverkehrsmitteln, 
ſei nicht anzunehmen. Wenn er noch ausführe, daß er gelegentlich 
auch noch durch eine alte Knieverletzung am Gehen behindert ſei, 
ſo ſeien dies perſönliche Gründe, die gerade die Annahme recht⸗ 
fertigten, daß es ſich bei den Fahrtkoſten um Koſten der Lebens⸗ 
haltung handle. Im übrigen ſeien beim BeſchwF. durch die Ge⸗ 
währung von Werbungskoſten auch Fahrtauslagen berückſichtigt; 
es könne nicht angenommen werden, daß er den als ſteuerfrei zu⸗ 
gelaſſenen Dienſtaufwand in Höhe von 4000 / voll für Zwecke 
der Repräſentation gebraucht habe. 

Die RBeſchw. iſt nicht begründet. 

In mehreren neueren Entſch., im Urt. v. 18. Okt. 1933, VI A 
991/33: RH. 34, 178 = JW. 1933, 27243, im Urt. v. 14. März 
1934, VI A 173/34: StW. Nr. 301 hat der RF. ausgeſprochen, 
daß es nicht angehe, bei den Beamten oder Angeſtellten im ein⸗ 
zelnen zu prüfen, ob die Koſten für die Einnahme des Mittag⸗ 
eſſens außerhalb des Hauſes als Werbungskoſten in Betracht 
kämen. Hier überwiege der Geſichtspunkt der Lebenshaltung. Es 
gebe eine Anzahl Beamte und Angeſtellte, die erſt nach Dienſt⸗ 
ſchluß zu Hauſe zu Mittag äßen, während andere großenteils 
offenſichtlich aus Gründen der perſönlichen Lebenshaltung während 
der Dienſtzeit ihr Mittageſſen außerhalb des Hauſes einnähmen. 
In dem letzten Urt. iſt auch bereits ausgeſprochen: „Das gilt 
überhaupt für Ausgaben, die ein Beamter oder Angeſtellter des⸗ 
halb macht, weil das Leben in der Großſtadt teurer iſt als in 
kleinen Orten.“ 

Hierunter fallen auch die Ausgaben für die Kraftwagenhal⸗ 
tung. Unter den notwendigen Ausgaben i. S. des § 16 Abſ. 5 


Ziff. 4 ſind im allgemeinen nur die Koſten für die Benutzung der 
öffentlichen Verkehrsmittel zu verſtehen. Es ſollte durch diese 
Vorſchr. dem Rechnung getragen werden, daß in den Großſtädten 
die große Zahl der Arbeitnehmer gezwungen iſt, für den Weg 
zur Arbeitsſtätte die öffentlichen Verkehrsmittel zu benutzen. DIE 
Anſetzung der Koſten für den eigenen Kraftwagen zur Fährt vol 
Wohnung zur Arbeitsſtätte als Werbungskoſten iſt aber durc) 
dieſe Geſetzesbeſtimmung keineswegs allgemein geftattet, Von den 
Perſonen, die einen ähnlichen Weg zur Arbeitsſtätte haben wie 
der Beſchweß., fährt eine große Zahl nicht im Kraftwagen, ſon⸗ 
dern benutzt ausſchließlich die öffentlichen Verkehrsmittel. Es hängt 
das in erſter Linie mit den Einkommensverhältniſſen zuſammen. 
Gerade hierin zeigt ſich, daß die Kraftwagenhaltung in dieſen 
Fällen im weſentlichen Sache der perſönlichen Lebensführung U 
Wenn Beſchwß. noch darauf hinweiſt, daß er durch die Kraft⸗ 
wagenbenutzung in den Stand geſetzt würde, länger und beſſer zu 
arbeiten, fo mag das vielleicht zutreffen. Eine große Zahl Per- 
ſonen, die ebenſo ſchwer und lange arbeiten wie der Beſchwö., 
find aber nicht in der Lage, ſich einen Kraftwagen zu halten, 
ſondern müſſen ſich trotz ihrer ſtarken dienſtlichen Beanſpruchung 
mit den öffentlichen Verkehrsmitteln begnügen. N 
Der eigene Kraftwagen wird, wie die Erfahrung ergibt, in 
der Regel nicht allein für die Fahrten zur Arbeitsſtätte benutzt; 
er dient in der Regel auch den übrigen Familienmitgliedern und 
dem Haushaltsvorſtand zu anderen Fahrten. In den Villenvore 
orten insbeſ. betrachtet der Beſitzer einer beſſeren Villa vielfach 
— abgeſehen vielleicht von Kriſenzeiten — den Kraftwagen als 
notwendiges Zubehör der Villa, da die Villa durch die weiten 
Entfernungen und die iſolierte Lage ſonſt ihre Annehwlichkeit in 
erheblichem Umfang einbüßen würde. Auch hieraus ergibt ſich/ 
daß die Kraftwagenhaltung in dieſen Fällen im allgemeinen über⸗ 
wiegend die perſönliche Lebenshaltung angeht. 0 
Das vorſtehend Ausgeführte gilt nur für die Perſonen, die 
in den üblichen Vororten wohnen und in der üblichen Geſchäfts“ 
gegend oder in ſonſt verhältnismäßig bequem zu erreichender 
Gegend arbeiten. Es ſoll damit aber nicht über die Fälle ent⸗ 
ſchieden werden, wo der mit Hilfe der öffentlichen Verkehrsmittel 
zurückzulegende Weg zur Arbeitsſtätte beſondere Unbequemlich⸗ 
keiten bietet; ebenſowenig über die Koſten der Kraftwagenhaltung 
der ſelbſtändigen Kaufleute uſw. Auch kann die Sache anders 
liegen, wenn jemand, der einen Kraftwagen für feinen Betrieb 
oder Beruf benötigt, ihn auch für die Fahrt von der Wohnung 
zu der Arbeitsſtätte benutzt. 
(RF ., 6. Sen., Urt. v. 8. Juni 1934, VI A 442/34.) 


* 


3. 8 4 Abſ. 2b KörpStG. Die den Genoſſenſchaften 
durch §8 4 Abſ. 2b eingeräumte Steuervergünſtigung wir 
nicht ſchon dadurch verwirkt, daß eine Genoſſenſchaft in 
ihrer Satzung Geſchäfte mit Nichtmitgliedern nicht Her? 
boten hat; es kommt vielmehr darauf an, ob die Genoſſen“ 
ſchaft ihren Geſchäftsbetrieb tatſächlich auf den Kreis der 
Mitglieder beſchränkt. 

(Rh., 1. Sen., Urt. v. 10. Juli 1934, 14 102/34.) 
* 


4. 899 Abſ. 1 Nr. 8, 2 Nr. 1 u. 2, 4 Abſ. 1, 5, 21 Abſ. 1 
KörpSt®. Die üblichen Rabattſparvereine gehören nicht 
zu den ſteuerfreien Berufsverbänden. Sie unterhalten 
einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb, ſind darum den 
Erwerbsgeſellſchaften gleichgeſtellt und unterliegen dem 
Steuerſatz von 20 v. H. Bei der Ermittlung des freue?” 
pflichtigen Gewinns kann der Schuldpoſten für einzuls“ 
ſende Rabattmarken um einen Betrag gekürzt werden, der 
den erfahrungsgemäß nicht zur Einlöſung gelangenden 
Rabattmarken entſpricht. 

Der beſchwf. Verein verfolgt nach 8 1 feiner Satzungen den 
Zweck, der Allgemeinheit durch Erweckung und Förderung des 
Spartriebes zu dienen und die Intereſſen des Einzelhandels aul 
materiellem, geiſtigem und ſittlichem Gebiete gemäß den eee 
des Verbandes der Handelsſchutz und Rabattſparvereine Deut 
lands in gemeinnütziger Weiſe zu vertreten, insbeſ. den Kom 
kurrenzkampf zu mildern, feine Auswüchſe zu bekämpfen, die Ent 
wicklung des Barverkehrs und geſunder Preisbildung zu fördern, 
die Berufsbildung und die Erziehung des kaufmänniſchen Nach 
wuchſes ſowie die Standesehre des Kaufmanns zu pflegen. Er gib 
an feine Mitglieder Rabattmarken aus. Die Firmen geben biel® 
Rabattmarken ihren Kunden bei deren Einkäufen. Die Kunden 
kleben die Marken in Sparbücher. Der BeſchwF. löſt die Marken, 
die nur eine beſtimmte Gültigkeitsdauer haben, in bar zum Nenn 
betrag ohne Abzug ein. Eingelöſt werden — von beſonderen Aus 
nahmefällen abgeſehen — nur volle Bücher zu 10 K.. 

Das Fin. hat den BeſchwF. zur KörpSt. herangezogen und 
ihn dabei als Erwerbsgeſellſchaft behandelt. Demgemäß hat es 
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nach 821 Nr. 1 KörpStch. einen Steuerſatz von 20% zugrunde 
gelegt. Außerdem hat das Fin A. dem nach der Bilanz ermittelten 
Gewinn noch einen Betrag von 3% der Geſamtſumme der in den 
dtteug rabſchnitten ausgegebenen Rabattmarken zugerechnet, da es 
> Anzahl der Marken, die dem Beſchw. nicht zur Einlöſung 
orgelegt worden ſeien, ſo hoch ſchätzte. 

Das Fincher. hat die Rechtsauffaſſung des Fin A. geteilt. 

Die RBeſchw. iſt nicht begründet. 

0 Die Einwendung, daß der Beſchw§. als Berufsverband 60 E 
5 § 9 Abſ. 1 Nr. 8 Körp tc. Anſpruch auf die perſönliche 
vieuerbefreiung habe, iſt nur im Einſpruchsverfahren erhoben und 
Ren Fin A. als unzutreffend abgelehnt worden. Im weiteren 
Rechtsmittelverfahren hat der Behr. dieſen Einwand nicht wie⸗ 
derholt. Das Fincher. hat in Übereinſtimmung mit dem Fin A. dem 

erein ebenfalls die Eigenſchaft eines ſteuerfreien Berufsverbandes 
abgeſprochen. Anhaltspunkte dafür, daß das Fincher, dabei den 

egriff „Berufsverband“ i. S. des 8 9 Abſ. 1 Nr. 8 KörpStch. 
aD der darüber ergangenen Entſch. des RF H. (vgl. z. B. die Urt. 
5 198/31 v. 10. Nov. 1932: RStBl. 1932, 1142 = StW. 1933 
15 105 und IA 252/32 v. 10. Okt. 1933: RStBl. 1933, 1288 und 
{A 220/33 v. 16. Jan. 1934: RStBl. 1934, 712) verkannt hätte, 
md nicht erſichtlich. 

Der Beſchw§. wendet ſich denn auch im weſentlichen nur da⸗ 
gegen, daß ihn das FinGer. als Erwerbsgeſellſchaft behandelt und 
ſein Einkommen deshalb mit einem Steuerſaz von 200% zur 
Körpet. herangezogen hat. 

1 Die Einwendungen des Beſchw§. find nicht begründet. Der 
Beſchwỹ. zählt an ſich zu den übrigen Körperſchaften und Ver⸗ 
mögensmaſſen i. S. der 89 2 Nr. 3, 5 KörpetG. Als Erwerbs⸗ 
geſellſchaft i. S. der 88 2 Nr. 1, 4 Abſ. 1 a. a. O. gilt er nur, 
wenn er einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb unterhält und vor⸗ 
wiegend die Erzielung wirtſchaftlicher Vorteile für ſich oder ſeine 

itglieder bezweckt. Wie in den Entſch. des Rö H. v. 6. Dez. 1932: 
RF. 32, 161, 164 — Rstrbl. 1933, 329 und IA 384/30 vom 
26. Jan. 1932: RStBl. 1932, 400 ausgeſprochen iſt, iſt unter einem 
Geſchäftsbetrieb eine planmäßige Erledigung von Geſchäften und 
unter wirtſchaftlichem Geſchäftsbetrieb ein ſolcher zu verſtehen, der 

rwerbszwecke verfolgt. Das Urt. TA 390/31 v. 30. Sept. 1933: 
RSIBL 1933, 1243 führt aus, daß der Begriff „wirtſchaftlicher 
Geſchäftsbetrieb“ ſomit weiter iſt als der des Gewerbebetriebs (vgl. 
auch 1 A 384/30: RStBl. 1932, 400). Insbeſ. brauche der Betrieb 
nicht auf Gewinnerzielung gerichtet zu ſein. Es genüge, daß Er⸗ 
ſparniſſe oder andere wirtſchaftliche Vorteile erſtrebt werden. 
Dieſe Vorausſetzungen liegen vor. In tatſächlicher Hinſicht hat das 
Fincher, ohne Rechtsirrtum und Aktenverftoß feſtgeſtellt, daß der 
Beſchwß. ſich planmäßig geſchäftlich betätigt. Dieſe Feſtſtellung 
wird auch in der RBeſchw. nicht angegriffen. Der Veſchwß. be⸗ 
ſtreitet nur — allerdings zu Unrecht —, daß er mit dieſer Tätig⸗ 
keit Erwerbszwecke verfolge. Das Fin A. hat in der Einſpruchs⸗ 
entſch. bei Prüfung der Frage, ob der Beſchw§. als ſteuerfreier 

erufsverband angeſehen werden könne, ohne Rechtsirrtum und 
Aktenverſtoß feſtgeſtellt, daß bei der Tätigkeit des Vereins 
Be Förderung der geſchäftlichen Intereſſen der Mitglieder 
urch Zuwendung wirtſchaftlicher Vorteile im Vordergrund ſtehe. 
Das Singer. iſt dieſer Auffaſſung beigetreten. Bezweckt der Verein 
aber vorwiegend die Förderung der geſchäftlichen Intereſſen der 
Mitglieder durch Zuwendung wirtſchaftlicher Vorteile, ſo kann der 
Geſchäftsbetrieb, durch den gerade die Zwecke des Vereins er⸗ 
üllt werden, nur ein wirtſchaftlicher fein. In dieſer Hinſicht 
wird auch auf das Urt. IA 220/33 v. 16. Jan. 1934: RStBl. 1934, 
12 verwieſen, in dem ausgeſprochen iſt, daß Rabattſparvereine 
durch den Sparmarkenvertrieb einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb 
unterhalten und deshalb den Erwerbsgeſellſchaften gleichgeſtellt 
eien. Iſt der Beſchw§. als Erwerbsgeſellſchaft anzuſehen, dann 
ft der Berechnung der Körpet. nach 9 21 Abſ. 1 KörpSt®. mit 
Recht der Steuerſatz von 20% zugrunde gelegt worden. 

Die RBeſchw. kann auch keinen Erfolg haben, ſoweit ſie ſich 
dagegen wendet, daß das FinGer. in Ubereinſtimmung mit dem 
Fendt die Höhe der verlorengegangenen Marken auf 30% der in 
855 Steuerabſchnitten ausgegebenen Rabattmarken geſchätzt und den 
Paſſivpoſten „Markeneinlöſungsfonds“ um den Betrag der Schätzung 
gekürzt hat. Die Auffaſſung des BeſchwF., die vorgenommene Kür⸗ 
zung des Paſſivpoſtens ſei praktiſch deshalb eine unzuläſſige Ver⸗ 
dendung des Markenfonds, weil nach den Beſt. der Satzung und 
zer Geſchäftsordnung der Markenfonds ein zweckgebundenes, dem 

erein von ſeinen Mitgliedern zu treuen Händen übergebenes Ver⸗ 
mögen darſtelle, das ausſchließlich zur Einlöſung der ausgegebenen 
Karken bereitzuftellen und zu verwenden fei, hat das Fin A. mit 
eingehender Begr. abgelehnt. In der Ber. hat der Beſchw§. die Aus⸗ 
führungen des ‚Find. in dieſer Hinſicht nicht bekämpft. Sie laſſen 
auch einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Auf die Entſch. 1A 252/32 
5 10. Okt. 1933: RStBl. 1933, 1288 unter III wird verwieſen. 
Stan Beſchwß. iſt auch dieſe Entſch. bekannt. Er meint aber, dieſer 
tandpunkt laſſe ſich unter der neuen Geſetzgebung deshalb nicht 
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mehr aufrechterhalten, weil nach 83 VO. z. Durchf. des Gef. über 
Preisnachläſſe v. 21. Febr. 1934 (RGBl. I, 120) „die (Rabatt⸗) Ver⸗ 
einigungen die aus dem Verkauf der Gutſcheine eingehenden Be⸗ 
träge als zweckgebundenes, ihnen zu treuen Händen anvertrautes 
Vermögen zu verwalten und für die Einlöſung der ausgegebenen 
Gutſcheine bereitzuhalten und zu verwenden haben“. Es kann da⸗ 
hingeſtellt bleiben, ob dieſe Veit. eine andere rechtliche Beurteilung 
der Streitfrage rechtfertigen könnte. Da ſie erſt mit dem 21. Febr. 
1934 in Kraft getreten iſt, muß ſie für die Beurteilung der hier 
in Frage ſtehenden Steuerjahre ausſcheiden. 
(R3H., 1. Sen., Urt. v. 19. Juni 1934, I A 88/34.) 
x 


5. 5 11 Nr. 6 KörySt®. Wenn ſich eine eingetragene 
Genoſſenſchaft mbH. von ihren Mitgliedern höhere Preiſe! 
auch z. B. höhere Verſicherungsprämien, gewähren läßt“ 
als im üblichen Geſchäftsverkehr die Regel iſt, können 
ſteuerfreie verdeckte Einlagen oder Beiträge vorliegen. 

(RFH., 1. Sen., Urt. v. 25. Juli 1934, I A 85/34.) 
* 


6. 81 Nr. 1 UmjSt6. In der Unterlaſſung einer 
beſtimmten gewerblichen Tätigkeit gegen eine Abfindung 
iſt eine gewerbliche Leiſtung i. S. 8 1 Nr. 1 Umſ StG. auch 
dann zu erblicken, wenn die Unterlaſſung auf eine geſetz⸗ 
liche Vorſchrift zurückzuführen ift (Aufgabe der Spiritus⸗ 
reinigung durch Branntweinreinigungsanſtalten auf Grund 
des BranntwMonG. v. 26. Juli 1918, RG Bl. 887). 

(RZH., 5. Sen., Urt. v. 9. Juli 1934, V A 344/32.) 
* 


7. 8 2 Nr. 13 UmfSt®. 1932 ($ 2 Nr. 9 Um StG. 1926); 
8 21 Abſ. 1 Nr. 3 Durchf Beſt. z. UmſStGG. Die entgeltliche 
Lieferung von Arzuei⸗, Heil⸗ und Hilfsmitteln durch Apo⸗ 
thefer an Verſicherte in der Familienhilfe i. S. von 8 205 
RWO. (Faſſ. v. 26. Juli 1930) iſt auch inſoweit nicht um⸗ 
ſatzſteuerfrei, als die Krankenkaſſe einen Teil des Ent⸗ 
gelts zu erſtatten hat. 

(NZH., 5. Sen., Urt. v. 17. Juli 1934, V A 335/33 8.) 

* 


8. 88 Nr. 1 GrErwStG.; 8 24 ErbſchStG. Von dem 
Betrage, der nach § 24 ErbſchStG. von der Schenkung⸗ 
ſteuer freizulaſſen iſt, kann nach 88 Nr. 1 GrErwStG. 
auch keine Grunderwerbſteuer erhoben werden. 970 

Die Beſchwerdegegnerin hat durch notariellen Vertrag vom 
4. März 1932 von der Witwe des Hofbeſitzers H., ihrer Tante, 
Grundſtücke übertragen erhalten, wofür ſie ſich zu gewiſſen Gegen⸗ 
leiſtungen (Gewährung einer Rente und eines Wohnungsrechts 
für die Übertragende, übernahme von Hypotheken und Barzahlung 
von 600 RM an eine Schweſter) verpflichtete. Mit Rückſicht auf 
dieſe Gegenleiſtungen wurde die Grundſtücksübertragung als ſog. 
gemiſchte Schenkung behandelt und demgemäß die Beſchwerde⸗ 
gegnerin nicht nur zur Schenkungſteuer, ſondern auch zur Grund⸗ 
erwerbſteuer herangezogen. Bei Berechnung der Schenkungſteuer 
brachte das Fin A., abgeſehen von den vorbezeichneten Gegenleiſtun⸗ 
gen, auf Antrag der Beſchwerdegegnerin auf Grund des 8 24 
Erbſchstch. auch noch einen Betrag von 2000 RM von dem Werte 
der Zuwendung in Abzug, weil die Beſchwerdegegnerin 8 Jahre 
lang im Haushalt der Scheukerin ohne Barlohn Dienſte geleiſtet 
und dadurch eine fremde Arbeitskraft erſpart hatte. Dieſer Abzug 
gab aber dann der Grunderwerbſteuerſtelle Veranlaſſung, in ihrem 
Einſpruchsbeſcheid außer den im Vertrage von der Beſchwerde⸗ 
gegnerin übernommenen Gegenleiſtungen auch den vom Fin A. ab⸗ 
.. ff —. . ——— 

Zu 8. 1. Um Steuerüberſchneidungen zu vermeiden, ſind dem 
Erbſchstcg. unterliegende Zuwendungen nach 88 Ziff. 1 GrErwStG. 
von der Grunderwerbſteuer frei. Nicht erforderlich iſt dagegen, daß 
die Zuwendung auch erbſchaft⸗(ſchenkung⸗hſteuer⸗ 
pflichtig ift. Deshalb find vom ErbſchStG. ſteuerfrei gelaſſene 
untentgeltliche Zuwendungen, z. B. Schenkungen des Ehemannes 
an ſeine Ehefrau, wenn aus der Ehe Kinder hervorgegangen find, 
Schenkungen an Kinder innerhalb der Freigrenze von 5000 AM, 
auch grunderwerbſteuerfrei. Dieſer Grundſatz wurde bereits bisher 
im Schrifttum vertreten (vgl. Ott, GrErwStch., 3 Aufl, Anm. 7 
zu 88; Hagelberg⸗Krämer, Gr&rnSt®., 2. Aufl. 1928, 
Anm. 4 f zu § 8) und wird durch obiges Urt. ausdrücklich bejtätigt. 
Er gilt auch für die Auslegung von ähnlichen Beſtimmungen, durch 
die die Überſchneidung anderer Verkehrsſteuergeſetze ausgeſchloſſen ft, 
z. B. zwiſchen UmjSt®. und KapVerkSt®. So find bereits bisher dem 
KapVerkStG. unterfallende, aber wegen der Beteiligung öffentlicher 
Körperſchaften ſteuerfreie Einbringungen in eine GmbH. gegen Ge⸗ 
währung von Anteilen auch bei der Umſatzſteuer ſteuerfrei gelaſſen 
worden (Urt. v. 13. März 1931, V A 250/30: StW. 1931 Nr. 601). 
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gezogenen Betrag von 2000 RA dem Anſatz der Grunderwerbſteuer 
zugrunde zu legen. 

Demgegenüber ſucht die Beſchwerdegegnerin darzulegen, daß 
bei gemiſchten Schenkungen die Grunderſperbſteuer nur von dem 
entgeltlich übertragenen Teile des Grundſtückswertes, alſo von den 
Gegenleiſtungen des Zuwendungsempfängers zu berechnen ſei, daß 
aber im vorl. Falle die von ihr ohne Barlohn geleiſteten Dienſte 
keinesfalls derartige Gegenleiſtungen darſtellten, daß vielmehr auch 
in Höhe des Wertes dieſer Dienſte (2000 AA) die Grundſtücke 
unentgeltlich übertragen worden ſeien. 

Das Finder. hat dem Antrag der Beſchwerdegegnerin ent⸗ 
ſprechend den Betrag von 2000 RA aus dem Steuerwert aus⸗ 
geſchloſſen und demgemäß die im Einſpruchsbeſcheid auf 291,72 Nl 
feſtgeſetzte Hauptſteuer (3%) auf 220,50 RM ermäßigt. 

Hiergegen richtet ſich die Rechtsbeſchwerde der Steuerſtelle. 

Dem Rechtsmittel kann nicht ftattgegeben werden, da dem 
Binder. jedenfalls im ſteuerlichen Ergebnis beizutreten iſt. 

Unbedenklich und auch von der Beſchwerdegegnerin nicht be⸗ 
anſtandet iſt die Annahme der Vorbehörden, daß es ſich im vorl. 
Falle um eine jog. gemiſchte Schenkung handelt (vgl. RF. 16, 
22 u. 20, 98). Rechtsirrig aber iſt es, wenn die Steuerſtelle gel- 
tend macht, daß bei ſolchen gemiſchten Geſchäften ſtets der volle 
Grundſtückswert teils mit der Erbſchaftſteuer, teils mit der Grund⸗ 
erwerbſteuer belegt werden müſſe. Dieſe Auffaſſung findet auch in 
dem Urt. des Sen. II A 17/23 v. 13. Febr. 1923 (RF. 11, 
286), das ſich auf das Verhältnis zwiſchen Zuwendung und 
Auflage bezieht, keine Stütze. In dieſem Urt. iſt nur zum 
Ausdruck gebracht, daß das GrErwStcö. im Gegenſatz zu den 
früheren die Grundwechſelabgabe regelnden Stempelgeſetzen auch 
den Teil des Grundſtückswertes mit der Abgabe belege, der mit 
Rückſicht auf die der Schenkung beigefügte Auflage für den Be⸗ 
ſchenkten Reine Bereicherung darſtellt und infolgedeſſen 
von der Schenkungſteuer freibleibt. Soweit dagegen eine Grund⸗ 
ſtücksübertragung an ſich eine Schenkung i. S. des § 3 ErbſchStch. 
darſtellt, alſo nicht wegen Mangels der erforderlichen Bereicherung 
des Grundſtückserwerbers, ſondern nur auf Grund beſonderer Be⸗ 
freiungsvorſchriften des ErbſchStc ö ſteuerfrei zu bleiben hat, kann 
dieſe Steuerfreiheit nicht dazu führen, inſoweit Grunderwerbſteuer 
zu erheben (vgl. Ott, GrErwStG., 3. Aufl., Bem. 7 zu 8 8). 

Hiernach hängt die Entſch lediglich davon ab, ob der Grund⸗ 
ſtückserwerb der Beſchwerdegegnerin auch in Höhe des Wert⸗ 
betrages von 2000 AM eine Schenkung i. S. des 8 3 ErbſchStG. 
darſtellt und 8 24 dieſes Geſetzes, der an ſich nicht nur auf den 
Erwerb von Todes wegen, ſondern auch auf Schenkungen unter 
Lebenden Anwendung findet (vgl. 8 1 Abſ. 2 Erbſch St.), nur 
eine beſondere Befreiungsvorſchrift enthält, oder ob § 24 den dem 
Werte der geleiſteten Dienſte entſprechenden Betrag überhaupt nicht 
als Bereicherung des Beſchenkten anſehen und demgemäß inſoweit 
das Vorliegen einer Schenkung i. S. des § 3 ErbihSt®. ver⸗ 
neinen will. Der Sen. hat kein Bedenken, die Frage in dem 
erſtbezeichneten Sinne zu entſcheiden. Zunächſt bietet der über⸗ 
tragsvertrag v. 4. März 1932 keinen Anhalt für die Annahme, 
daß die Witwe H. mit der Grundſtücksübertragung der Beſchwe. 
auch eine nachträgliche Dienſtentlohnung in Höhe eines Betrages 
von 2000 RM habe gewähren wollen und daß ſchon aus ſolchem 
Grunde inſoweit das Vorliegen einer Schenkung verneint werden 
müſſe. Andererſeits iſt aber in den Fällen des § 24 der Beſchenkte 
(im Gegenſatz zu dem Falle, daß er mit einer Auflage beſchwert 
iſt, 5 23 Abſ. 8) tatſächlich auch in Höhe des von dem Anfall ab⸗ 
zuziehenden Betrages bereichert, da ihm ein rechtlicher Anſpruch auf 
Entlohnung ſeiner früheren Dienſte nicht zuſtand. Hätte der Geſetz⸗ 
geber in den Fällen des $ 24 das Vorliegen einer Bereicherung 
und damit einer Schenkung in Höhe des abzuziehenden Betrages 
überhaupt verneinen wollen, jo würde er die Freilaſſung dieſes 
Betrages ſchlechthin vorgeſchrieben und nicht von einem Antrage 


Dasſelbe iſt im Verhältnis zwiſchen UmſStch. und Beförderungs⸗ 
StG. entſchieden worden (RF. 25, 60; StW. 1929 Nr. 585). 
2. Dieſer Grundſatz wird vom obigen Urt. auch auf die ſchen⸗ 
kungsfteuerfreie jog. belohnende Schenkung für geleiſtete Dienſte 
ausgedehnt. Ihr Weſen liegt darin, daß für geleiſtete Dienſte nach⸗ 
träglich dem Dienſtleiſtenden etwas zugewendet wird (vgl. § 18 
Ziff. 11, § 24 ErbſchstG.). Von dieſer belohnenden Zuwendung, 
die im obigen Urt. von der Tante der Nichte gewährt wurde, iſt 
aber m. E. der Fall des nachträglich für Dienſtleiſtungen gewährten 
Entgelts zu ſcheiden. Wird einem Prokuriften anläßlich feines 
20jährigen Dienſtjubiläums ein Grundſtück von ſeinem Geſchäfts⸗ 
herrn „geſchenkt“, ſo handelt es ſich um eine als Ausfluß des 
Dienſtverhältniſſes gewährte Vergütung, die dem Eink Stg. und 
nicht dem ErbſchStG. unterfällt (vgl. die Ausführungen von Enno 
Becker, Komm. z. EinkStG., 1928, S. 109). In dieſem Fall greift 
die Befreiungsvorſchrift des §8 8 Ziff. 1 GrErwStcg. nicht ein, 
und deshalb wäre Grunderwerbſteuer zu entrichten. 
RA. Dr. Heinz Meilicke, Berlin. 


des Beſchenkten abhängig gemacht haben. Daraus, daß die Vorſchr. 
des § 24 nicht, wie die ähnliche Vorſchr. des 8 18 Nr. 11, in beit 
mit „Befreiungen und Ermäßigungen“ überſchriebenen Teil I 
ErbſchstG., ſondern ebenſo wie die den Fall einer „Auflage n 
treffende Vorſchr. des 823 Abſ. 8 in den die Wertermittineie 
behandelnden Teil II des Gef. aufgenommen iſt, laſſen ſich kein 
zwingenden Schlüſſe gegen die oben vertretene Auffaſſung ziehen. 
(NFH., Urt. v. 6. Juli 1934, II A 50/34.) 
* 


9. 83 Abſ. 1 Nr. 2 GewStRahmenG®. Iſt der leitende 
Arzt einer Abteilung eines Krankenhauſes durch fe 
Anſtellungsvertrag zur Behandlung aller Patienten h 
Abteilung verpflichtet, fo gehört auch feine Tätigkeit be 
der Behandlung der Patienten, hinſichtlich deren ihm En 
Liquidationsrecht eingeräumt iſt, zu feinen Dienſtoblis 
genheiten; auch inſoweit iſt ſeine Tätigkeit unſelbſtänd ig 
und deshalb nicht gewerbeſteuerpflichtig. 

(Rh., 4. Seu., Urt. v. 18. Juli 1934, IV A 36/34.) 
* 


10. 8 67 Abſ. 1 Nr. IRBEewG.; 8 222 Abſ. 1 Nr. 1 R Abg. 

a) Bei Landwirten ſind angeblicher Arbeitslohn 1110 
Kindern für land wirtſchaftliche Dienſte regelmäßig nich 
am Vermögen abzugsfähig. 

b) Wenn das Fin A. eine in ber Vermögenserklärung 
eines Landwirts als Darlehns forderung eines Kindes BE 
zeichnete Schuld zum Abzug zuläßt, ſpäter aber durch Vor 
legung des Schuldſcheins erfährt, daß es ſich um eine En 
ſchadigung für die auf dem Hofe geleiftete langjährig 
Arbeit handelt, ſo iſt das eine neue Tatſache auch dann 
wenn das Fin A. von dieſer Tatſache ſchon zur Zeit der 
Veranlagung durch Einfordern des Schuldſcheins hätte 
Kenntnis erlangen konnen. 

(Ri., 3. Sen., Urt. v. 5. Juli 1934, III A 116/34.) 
* 


11. 8 5 Abſ. 1 und 2 Realſteuerſperr BO. 1932. Über 
die Frage, ob bei der Feſtſtellung der Steuerſätze der Ge 
meindegewerbeſteuer im Hinblick auf die Umſtellung an 
das Gewerbeſteuerrahmengeſetz die reichsrechtlichen Dos 
ſchriften der Realſteuerſperr Vo. 1932 (5 5 Abſ. 1 S. 1 u. en 
und Abſ. 2 S. 1 u. 2) beobachtet find, entſcheidet das pflich 
gemäße Ermeſſen der Landesregierung oder der von i 3 
beauftragten Behörde unter Ausſchluß der ſteuerrichter 
lichen Nachprüfung. 

Die BeſchwF., eine Anwaltsgemeinſchaft, find für das Steuer 
jahr 1932 nach einem Steuermeßbetrag von 7500 Zn mit e 
Umlageſatz von 105 zu 7875 S zur mecklenburg ⸗ſchweriniſchen 
Gewerbeſteuer veranlagt worden. Der Einſpruch, mit dem Hera 
ſetzung auf 5000 % begehrt wurde, wurde zurückgewieſen. Auch 
die Ber. hatte keinen Erfolg. 

Die Stpfl. haben RBeſchw. eingelegt. Be: 

1. Nach der NotVO. v. 1. Dez. 1930 Teil 3 Kap. 1 8 7 if 
das GewStRahm®. für Mecklenburg⸗Schwerin mit dem 1. A599 
1932 in Kraft getreten (vgl. die VO. des RF M. v. 17. Febr. IS 
RG Bl. I, 73], 8 4 Nr. 1 und § 4 der 3. VO. über die Hinaus? 
ſchiebung des Gr&tRahin®. und des GewSthiahmcz. v. 2. Febr. 
1934 [NSBL. I, 830). Da die mecklenburgiſch⸗ſchweriniſche Gemerde 
feuer von den Find. und LFindl, verwaltet wird (Erl. des R5 4 
v. 15. Febr. 1932, L 1460 — 1 III), ift der RYH. nach § 52 Abſ. 
Satz 1 RAbgO. oberſter Gerichtshof (vgl. auch § 7 AusfBelt. 10 
9. April 1932 zum GrStRahmch. und GewStRahmch. und den 
Landesgeſetz v. 29. März 1932 zur Einführung der Steuervereie 
heitlichung (RegBl. 1932, 93). Die RBeſchw. an den RES. U 
daher zuläſſig. 

II. Nach der Real StSperrVO. v. 19. März 1932 (RGBl. 1 
135, 138) § 2 dürfen die landes⸗ und gemeinderechtlichen Vorſch 1 
über die Realſteuern vorbehaltlich der 88 3—7 nicht ungünstig 
fein, als fie für das Rechnungsjahr 1931 beſtanden; insbe]. bar 1 
den Steuern keine höheren als die für das Rechnungsjahr 19 5 
zuletzt rechtswirkſam ee oder feſtgeſetzten Steuerſätze git 
grunde gelegt werden. Nach § 5 Abſ. 1 S. 1 a. a. O. dürfen aber m 
Zuſtimmung des RF M. die Landesregierungen die Staffelung 
ihrer Steuerſätze inſoweit ändern, als dies zum Ausgleich 17 
Unterſchiede zwiſchen der landesrechtlichen Regelung und den SS Kr 
23 GewStRahmG. dient. Hierbei find die Steuerſätze jo zu 5 
meſſen, daß für die Steuer kein höheres Aufkommen zu erwarten 
ift, als ſich für das Rechnungsjahr 1932 ergeben würde (8 5 
Satz 2). Dieſe Regelung gilt nach § 5 Abſ. 2 Satz 1 a. a. O. 2 
ſinngemäß für die Anderung der Steuerſätze der Gemeinden. De 
Steuerſatz bedarf ohne Rückſicht auf ſeine Höhe der Genehmigung 
(Zuſtimmung, Zulaſſung), der Landesregierung oder der von ! = 
beauftragten Behörde; fie darf nur erteilt werden, wenn die * 
ausſetzungen des Satzes 1 vorliegen (§ 5 Abſ. 2 Satz 2 a. a. O.). 
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Die Beſchweß. behaupten, die Stadt R. habe ſich bei der Be⸗ 
meſſung des Steueraufkommens für 1932 auf eine rohe Schätzung, 
unabhängig von einer Prüfung der Veränderung der Beſteue⸗ 
rungsgrundlagen in den Jahren 1930 und 1931, beſchränkt; ſie 

abe von de